Wirtschaft 

a) Wirtschaftliche 
Zoneneinheit 

b) Industrieplan 


Die ae der 


Die amerikanische Delegation: 


eorge C. Marshall, Außenminister und Führer der ameri- 

kanischen Delegation 

obert D. Murphy, politischer Berater des amerikanischen 
Oberbefehlshabers in Deutschland 

hen] Lucius D. Clay, Militärgouverneur der amerikani- 

schen Besatzungszone in Deutschland 

fohn Foster Dulles, Sonderberater des amerikanischen Außen- 

ministers (außenpolitischer Sprecher der Republikani- 

schen Partei) 

3enjamin V. Cohen, Rechtsberater im amerikanischen Außen- 

_ ministerium 

Sharles E. Bohlen, Sachverständiger des amerikanischen 

- Außenministeriums für sowjetische Angelegenheiten 
Freeman Matthews, Leiter der europäischen Abteilung 

_  jm amerikanischen Außenministerium 

General Walter Bedell Smith, amerikanischer Botschafter 

- in Moskau 

Edward Mason, Sachverständiger des amerikanischen Außen- 

_ ministeriums 

neral Mark W. Clark, amerikanischer Sondervertreter 

für ÜOsterreich. 
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E Moskater erkönferenz A vier Großmächte 
10. März bis 24. April 1947 
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JULI 1947 


1. Folge 


Entwurf 
und 


Bei Maß 


\ 2°) 
} M. Cauve de Murville, später 
Tarbe de Saint Hardoum 


W. Strang, 
vorher Hall Patch 


2 Protokoll- Ausschuß NR A EEE 


vier Teilnehmermächte 


Die britische Delegation: 


Ernest Bevin, Außenminister und Führer der britischen 
Delegation 

Sir William Strang, politischer Berater des britischen Ober- 
befehlshabers in. Deutschland 

Sir Oliver Harvey, Stellvertretender Staatssekretär im briti- 
schen Außenministerium 

Sir Edmund Hall Patch, Stellvertretender Staatssekretär für 
das Sondergebiet Wirtschaftsfragrn 

P. ]J. Dixon, Privatsekretär des Außenministers Bevin 

Generalleutnant Sir Brian H. Robertson, Stellvertretender 
Militärgouverneur in der britischen Besatzungszone 
Deutschlands 

Sir Mark Turner, Wirtschaftssachverständiger der britischen 
Kontrollkommission für Deutschland 

E. W. Playfair, Vertreter des britischen Schatzamtes 

W. Ridsdale, Leiter der Nachrichtenabteilung im britischen 
Außenministerium 

Sir Maurice Drummond Peterson, britischer Botschafter in 
Moskau 

Viscount Hood, britischer Sondervertreter für Üsterreich 

Harold Mack, Vertreter Großbritanniens 32 Wien 


sn 


später M Couve de Morville ; ; % 


i 


_ VERLAUF DER MOSKAUE GEN 


en Die französische Delegation: 


Georges Bidault, Außenminister und Führer der französi- 
er - schen Delegation 
- Maurice Couve de Murville, Direktor der politischen Ab- 
ö b, teilung des französischen Außenministeriums 
 Herv& Alphand, Direktor der Wirtschaftsabteilung des fran- 
zösischen Aufßenministeriums 
 Tarbe de Saint Hardouin, politischer Berater des französi- 
schen Oberbefehlshabers in Deutschland 
"General Pierre Koenig, Militärgouverneur der französi- 
schen Besatzungszone in Deutschland 
General Georges -Gatroux, französischer Botschafter in 
Moskau \ 


‚mile Paris, französischer Sondervertreter für Österreich 


Rat der Außenminister 


Konferenz der Außenminister der vier Großmächte 
de am 10. März 1947 um 15 Uhr deutscher Zeit im 
s der Flieger in Moskau eröffnet. Nach den Begrüßungs- 
prachen wurde dıe Presse vom weiteren Verlauf der Ver- 
dlungen ausgeschlossen. Die Unterrichtung“der Öffent- 
keit über den Verlauf der Konferenz erfolgte durch Be- 
ntmachungen und Verlautbarungen der einzelnen Dele- 
onen. * 

In ihrer ersten Sitzung erörterten die Außenminister das 
togramm, das bereits du 
nisterkonferenz in New York (vgl. Europa-Archiv S. 329) 
ntworfen worden war. Es stand dh Ministern jedoch frei, 
liese Tagesordnung zu ändern oder zu erweitern. Nun wurde 
‚chlossen, zuerst den umfangreichen Bericht des Alliierten 
yntrollrats in Berlin Punkt für Punkt zu erörtern. Neben 
esen Dokument bildeten die Berichte der Konferenz der 
ellvertretenden Außenminister in London (vgl. Europa- 
Archiv S. 490-499) die Arbeitsgrundlage für die Moskaue 
atungen. ? 

Nachdem. der britische Vorschlag, das Finanzproblem des 
Freistaates Triest (Das; Problem Triest wird in einem ge- 
onderten Abschnitt des vorliegenden Heftes ausführlich 
ehandelt.) in die Tagesordnung einzubeziehen, ange- 
nommen worden war, unterbreitete Molotow einen Antrag 


RN 


_ auf Erörterung der chinesischen Frage. Außenminister Mar- 
shall schlug sodann vor, die Prüfung des von Außenminister 


schränkung der in Europa befindlichen ausländischen Trup- 
‚pen auf die Taresordnıng der Konferenz zu setzen. Dieser 
Dan Bevins sah vor, die britischen Truppen in Deutsch- 
land auf 140 000, die amerikanischen gleichfalls auf 140 000, 
die französischen auf 70000 und die sowjetischen auf 
200000 Mann zu beschränken. In New York hatte Molotow 


7 Rat der Sonderbeauftrasten = Konferenzansschüsse 
Die Konferenz der Sonderbeauftragten für Deutschland 
nahm einen sowjetischen Vorschlag für die Tages- 
ordung der Konferenz der Außenminister an: 


„Dem Außenministerrat wird die Prüfung und Erörterung 
y nachfolgender Fragen aus dem Bericht des Alliierten Kontroll- 
2 rats für Deutschland in der nachstehenden Reihenfolge emp- 
s fohlen: 

% 1. Entmilitarisierung Deutschlands; 
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Der Verlauf der Moskauer Beratungen 
Die einleitenden Verhandlungen — Der Bericht des Kontrollrates 


Die Verhandlungen am 10. März 1947 


' Bericht des Alliierten Kontrollrates angeführten eins 


durch -die Außen- . 


. Bevin in New York gemachten Vorschlages über die Be- 


A. J. Wyschinskij für die Sowjet-Union, Robert D. Murpi 
. für die Vereinigten Staaten, Maurice Couve de Muroille # 
‚Frankreich und William Strang für Großbritannien b; 


Die Verhandlungen 


7 
; Br a Ne 
Sacha Gueronick, Ministerialdirektor Mi 


industrielle Produktion als Sachverständig 
Ruhrproblem und den Kohlenbergbau 

Die sowjetische Delegation: 

Wijatscheslaw M. Molotow, Außenminister und Führe 

sowjetischen Delegation a: 
Andreij A. Wyschinskij. Stellvertretender Außenmin 

Marschall W. D. Sokolowskij, Militärgouverneur der 

jetischen Besatzungszone in Deutschland 

A. A. Smirnow, außenpolitischer Ratgeber Molotows 

W. S. Semjonow, Sachverständiger des sowjetischen A 
ministeriums 3, 

Fedor T. Gusew, Stellvertretender Außenminister und 


derbeauftragter für Österreich 


gesagt, er sei nicht vorbereitet, diese Frage im Augen! 
zu diskutieren. r Be? 

Eine Entscheidung über die Erörterung dieses Prol 
und über die „Behandlung der chinesischen Frage wı 
nicht getroffen. (Über den Verlauf der Verhandlungen 
China, insbesondere über Korea, berichten wir in einen 
sonderten Abschnitt unseres Beitrags.) _ > 

Das wichtigste Ergebnis des ersten Konferenz 
stand in der Annahme eines britischen Vorschlages, 


gen Beschluß über die Liquidierun 
billigen. Die Entscheidung der Außenminister, den 
schen Staat zu liquidieren, war das Ergebnis einer f: 
jährigen Beratung im Kontrollrat in Berlin. Der Mos 
Reuter-Korrespondent bezeichnete den Beschluß der Aı 
minister als „das Schlußsiegel unter die ‚Liquidierung 
mächtigsten aggressiven Milıtärstaates der Neuzeit.“ 
Die Außenminister bestimmten in dieser ersten $i 
vier Stellvertreter, die als Rat der Sonderbe 
tragten für Deutschland sich mit der Aus 
tung von Vorschlägen zu Verfahrensfragen bei der Vorb 
reitung des deutschen Friedensvertrages beschäftigen solle 
Insbesondere wurde den Sonderbeauftragten die Ausarb 
tung von Vorschlägen über die Zusammensetzung des : 
bildenden Informations- und Konsultationsausschusses 
er auf Grund des auf der Konferenz der Stellvertre 
Außenminister in London unterbreiteten französischen 
schlages angenommen wurde, (vgl. Europa-Archiv S. 
und die Erörterung der Vorschläge der Außenminister über 
an den Alliierten Kontrollrat zu erteilende Weisungen über- | 
trasen, 


Dem Rat der Sonderbeauftragten für Deutschland ı 


am 11. März 1947 


2. Entnazifizierung und Demokratisierung Deutschlands; 
3. Fragen, die im ersten Punkt der Tagesordnung des Rats 
Außenminister als »wirtschaftliche Prinzipien« bezeichnet sind 

hierbei wird vorausgesetzt, daß in diesem Zusammenhang auch 
alle Fragen erörtert werden, die mit der politischen, wirt- | 
. schaftlichen und finanziellen Lage Deutschlands unter der! 
"iermächte-Verwaltung zusammenhängen; ne 
4. Reparationen; / 
5. Schaffung zentraler Verwaltungsorgane sowie die Fr 
Form und des Umfanges der zeitweiligen politischen 
sation Deutschlands.“ > a 


Europa-Archiv 
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derbeauftra einigten sich ferner, dem Außen- 

rrat zu empfehlen, mit einer allgemeinen Diskussion 

er den Bericht des Alliierten Kontrollrats zu beginnen und 
Bericht darauf den Sonderbeauftragten zur weiteren Be- 

beitung zu übergeben. 

le diese Vorschläge wurden noch am gleichen Tage vom 

‚der Außenminister angenommen, jedoch wurden das 


ge der territorialen Neuordnungen in 
enda zwischen Punkt 4 und 5 eingegliedert. 


Rat der Außenminister 


die Entmilitarisierung Deutschlands. 


ußenminister Bidault erklärte, das Ziel der französi- 
n Regierung sei die Entmilitarisierung Deutschlands. 
kreich werde alles tun, um diese Entmilitarisierung so- 
eine Kontrolle der Herstellung von Kriegsmaterial sicher- 
ellen. Frankreich habe mit Befriedigung aus dem Be- 
richt des Kontrollrats festgestellt, daß die deutsche Armee 
zu bestehen aufgehört habe, daß die totale Ausschaltung und 
ernichtung von Kriegs- und ähnlichem Material vollstän- 
dig durchgeführt worden sei und daß nur noch Kriegsge- 
fangene und Kriegsverbrecher zurückgehalten würden. Bi- 
lt betonte Frankreichs Verlangen, daß das deutsche 
hwerindustriepotential nicht wieder entstehen dürfe, um 
nn erneut Angriffszwecken zu dienen. 


idault legte besonderen Wert darauf, den Begriff der 
Sriegsindustrie sehr genau zu präzisieren. Es gelte, zu un- 
terscheiden zwischen Fabriken, die unbestreitbar und aus- 
hließlich der Herstellung von Kriegsmaterial dienten und 
: infolgedessen zu zerstören seien, ferner Fabriken, die 
zwar im Hinblick auf den Krieg errichtet wurden, die aber 
auf die Friedensproduktion umgestellt werden könnten, und 
ießlich Fabriken, die zwar für den Frieden arbeiten, 
‚aber leicht in Kriegsbetriebe umgewandelt werden könnten. 
' Der Antrag Bidaults, diese Frage von den Stellvertreten- 
ı Außenministern besonders prüfen zu lassen, wurde von 
* Konferenz angenommen. 


; Hierauf gab Außenminister Molotow eine eingehende Er- 
tlärung über die Abrüstung und Entmilitarisierung Deutsch- 
lands ab: 


1. Die Beschlüsse der Berliner Konferenz sehen eine vollstän- 
e Abrüstung und Demilitarisierung Deutschlands und die 
iquidierung seines Rüstungspotentials vor. Die Produktions- 
tapazitäten, die für die Entwicklung der Deutschland in Zukunft 
‚gestatteten Friedensindustrien nicht erforderlich sind, müssen 
entweder im Einklang mit dem Reparationsplan beschlagnahmt 
‘oder, falls sie nicht beschlagnahmt werden sollten, vernichtet 
rden. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Durchführung die- 
gemeinsamen Beschlüsse der verbündeten Mächte über die 
Demilitarisierung Deutschlands zu den Grundlagen der Politik der 
Verbündeten gehört, deren Ziel es, ist, die Welt wor einer mög- 
lichen Aggression seitens Deutschlands zu sichern und aus Deutsch- 
land einen friedliebenden demokratischen Staat zu machen. Dieses 
Ziel entspricht den Interessen aller friedlicbenden Länder der 
elt. 
2. Seit der Kapitulation Deutschlands sind etwa zwei Jahre 
vergangen. Die deutsche Armee hat die Waffen gestreckt und 
‚aufgehört, als solche zu existieren. Darum ist jetzt für die Demili- 
_ tarisierung Deutschlands die Liquidierung seines Rüstungspotentials 
von entscheidender Bedeutung, damit Deutschland, das als ein 
demokratischer und friedliebender Staat fortbestehen bleibt, der 
neben der Landwirtschaft eine eigene Industrie und einen eigenen 
Außenhandel hat, keine wirtschaftlichen und militärischen Mög- 
ichkeiten besitzt, sich als eine aggressive Macht wieder aufzu- 
ichten, Es ist allgemein bekannt, daß sich die Hauptbasis des 
deutschen Rüstungspotentials in den Gebieten Westdeutschlands, 
vor allem im Ruhrindustriegebiet befindet, weshalb die Abrüstung 
er westdeutschen Rüstungsindustrie für die Demilitarisserung 
Deutschlands von entscheidender Bedeutung ist. Indessen bleiben 
‚solche Mammutbetriebe, die eigens für die Aggression geschaffen 
wurden,, wie die Hermann-Göring-Werke, Krupp, Robert Bosch, 
lie /. G. Farbenindustrie und andere, die die Grundlage der 
Trusts, Kartelle und anderer Industriemonopole bildeten, in West- 
_ deutschland unangetastet, beziehungsweise sie werden nur zum Teil 


Bu 
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 Hitlerische Aggression, und die Aufrechterhaltung 


hema der verschleppten Personen und die 


Zur Debatte stand der erste Punkt des Kontrollratsberich- 


‘ Paragraph 1 des Gesetzes Nr. 84 des Kontrollrats ‚vem 10 August 


'bände mitsamt ihren Stäben ‚und ‘Vereinigungen, die für ‚die Auf- 


Entmilitarisierung Deutschlands 


een 


für die Beschlagnahme vorgesehen. Damit werden die Voraus- 
setzumgen. für eine schnelle Wiederherstellung ihrer früheren Rü- 
stungskapazität und Bedeutung geschaffen. Der Zusammenschuß 
dieser Betriebe in monopolistischen, Organisationen erleichterte de 
Itung dieser Mono- 
pole stellt eine Gefahr auch für die Zukunft dar. BI 
3. Die sowjetische Delegation forderte bereits auf der Pariser 
Tagung des Rats der Außenminister im Juli 1946. die schne 
mögliche Aufstellung des Plans und der Durchführungsbes N 
ie 
uE 
VER 7 
der 


mungen für die Liquidierung der deutschen A en 
durch die Lieferungen gewaltiger Mengen an Waffen 
deutsche Armee die kriegswirtschaftliche Basis des aggre: 


ana - 
tatistiken 
om 1. Januar 
1947 wurden bis jetzt nur sieben ‚Prozent aller ar er-, El RN 
Artillerie- und anderer Rüstungswerke hiquidiert, die sich 
britischen Zone befinden und eigens für die Herstellun 


n W 
den. Es ist selbstverständlich, daß die sogenannte »Neutralisic 
rung« für die Liquidierung des Rüstungspotentials völlig bedeu- 
tungslos ist, schon ganz davon zu schweigen, daß die Beschlüss 
der Berliner Konferenz keinerlei »Neutralisierungs als Mittel zu 
Liquidierung des Kriegspotentials vorsehen. Ki 
Zum 1. Januar 1947 wurden den Behörden des Kontrollrates die 
Verzeichnisse von 1554 Betrieben der drei westlichen Zonen zu 
Prüfung vorgelegt, deren Anlagen und Maschinen a konto dei 
Reparationen zu beschlaenahmen sind, weil sıe zum Rü tungs 
potential gehören. Die vollständige Beschlagnahme der Ausrüstı 
war jedoch bis zu diesem Zeitpunkt nur in drei Betrieben 
schlossen, während die Beschlagnahme der Ausrüstung in 37 Be ö 
trieben bis jetzt nicht beendet ist. rt 
Daneben ist festzustellen, daß in der sowjetischen Besatz ng 
zone von 733 Betrieben, die zur Rüstungsindustrie und zu. anderen 
verbotenen Industriezweigen gehören, 676 Betriebe a konto der 
Reparationen beschlagnahmt und abmontiert wurden. ERW 
Im Januar 1947 besuchten die vom Kontrollrat gebildeten inter- 
alliierten Vier-Vertreter-Kommissionen alle Besatzungszonen 
Deutschlands, um den Stand der Liquidierung der Rüstungshe 
triebe zu überprüfen. Es wurde eine Auswahlprüfung von, dreißi 
Rüstungsbetrieben vorgenommen, davon neun in der sowjetischen 
Zone und je sieben in der amerikanischen, britischen und franzö- 
sischen Zone. Die Kommissionen stellten größte Mängel bei, der 
Organisierung und Durchführung der Maßnahmen zur Liane 
rung der Rüstungsbetriebe in den Westzonen fest und bestä igten 
daß dort in einzelnen Betrieben Fälle des Diebstahls Ve 


rüstungen und der Entnahme von Maschinen zu verzeich 


industrie besteht irgendein Plan, obwohi dieser Konzern, ‚wie de 
Kontrollrat Feststellte, die Schaffung und Aufrechterhaltung de 
deutschen Kriegspotentials in einem starken Maße aktiy unte 
stützte und der Kontrollrat am 30. November 1945 ‚eigens einer 
Beschluß über dessen Liquidierung faßte. I: 

4. Die vom Kontrollrat angenommenen Gesetze und ‚Direktiven & 
über die Entwaffnung und Auflösung ‚der Kontingente En find 
maligen deutschen Streitkräfte sind nicht ‚restlos ‚durchgeführt. In 


1946 ‘war ‘vorgesehen, daß sämtliche ‚deutschen Land-, Hee- and 
Luftstreitkräfte mit allen ihren Organisationen, Stähen ‚und Eın- 
richtungen einschließlich des Generalstabs, des Offizierkorps, des 
Reservistenkorps, der Kriegsschulen, ‚der ‚Kriegsteiinehmerorgani- 

sationen ‘sowie anderer ‚militärischer und halbmilitärischer \Ver- 


rechterhaltung ‘Her militätischen Traditionen ‚Deutschlands ‚be- 
stimmt waren, "Als aufgelöst und völlig liquidiert ‚zu ıbetra ıteı 
sind. Nichtsdestoweniger stehen ‚dem |britisehen ‚und ‚dem „amerika- 
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nischen Kommandierenden der Besatzungstruppen nach wie vor 
unaufgelöste deutsche Truppenteile und -dienste zur Verfügung, 
die früher den Landstreitkräften, der Luftwaffe und der Kriegs- 
marine Deutschlands angehörten. EP 
Diese sogenannten »Hilfs-Dienste« behalten ihre militärischen 
Organisationen bei, wobei sic von deutschen Offizieren befehligt 
werden, die disziplinarische Rechte genießen. Das trägt zur Auf- 
rechterhaltung des Kaders der deutschen Armee bei. Nach offi- 
’ ziellen Berichten des britischen und des amerikanischen Oberkom- 


! - mandos betrug am 1. Januar 1947 die Stärke der deutschen Trup- 
4 penteile, die als Hilfskommandos und -dienste weiterbestehen, im 
- Bereich der Befugnisse des- britischen Oberkommandos 81 858 
$ Mann und im Bereich der Befugnisse des amerikanischen Ober- 


- kommandos etwa 9000 Mann. Diese Lage steht im Widerspruch zu 
den Beschlüssen des Kontrollrats. 

5. Neben den deutschen Truppenformationen bestehen in. der 
britischen und amerikanischen Besatzungszone Deutsehlands un- 
aufgelöste Truppenteile fort. Diese Truppenteile setzen sich aus 
Personen nichtdeutscher Nationalität zusammen und sind laut Ge- 
setz aufzulösen und zu repatriieren. Dazu gehören 7schetniks, 
Ustaschi, Szalasy-Leute, die sogenannte »Königlich Jugoslawische 

 Armee« sowie Truppenteile von General Anders, terroristische 
 Bandenorganisationen und so weiter. Dies alles widerspricht den 

Beschlüssen des Kontrollrates. a 

6: In Anbetracht des oben Dargelegten wird vorgeschlagen, daß 
‘der Rat der Außenminister den Kontrollrat beauftragt, folgende 
Maßnahmen zu treffen: 


1. Bis zum 1. Juli 1947 ist ein‘ Plan zur Liquidierung des 
deutschen Rüstungspotentials aufzustellen. Dabei wird die Frist 
für den. Abschluß der Maßnahmen zur Liquidierung des Rü- 
stungspotentials auf spätestens Ende 1948 angesetzt. Der Liqui- 
dierung der Kartelle und Trusts wird besondere Aufmerksam- 


5 keit geschenkt. Diese erfaßt die Betriebe, die mit dem Kriegs- 
2 potential Deutschlands zusammenhängen. 5 

>; 2. Die Maßnahmen zur Vernichtung des deutschen Kriegsmate- 
% ‚ rials und zur Zerstörung aller militärischen Objekte in Deutsch- 


N land, die für die Kriegführung zu Lande, zur See und in der Luft 
; . bestimmt waren, werden so beschleunigt, daß diese Arbeiten bis 
Ende 1949 völlig abgeschlossen sind. 

3. Bis zum 1. Juni 1947 werden alle noch vorhandenen deut- 
ü schen Truppenformationen einschließlich der »Hilfstruppen« 

restlos aufgelöst und liquidiert. e 

i 4. Sämtliche noch vorhandenen und neugebildeten Einheiten, 
: Stäbe, Wachdienste und anderen Organisationen sowie Übungs- 
R sammellager mit Personen nichtdeutscher Nationalität, die laut 
Beschlusses des Kontrollrats aufzulösen und zu repatriieren sind, 
müssen aufgelöst und völlig abgeschafft werden.“ 


. 


Außenminister Bevin beschränkte sich in seinen Ausfüh- 
tungen auf die Erklärung, daß alle Organisationen in der 


r 


Fin A 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Die Sonderbeauftragten beschäftigten sich längere Zeit 

‚mit der Frage der Begriffsfestlegung hinsichtlich eines 
Belriedensvertrags mit oder, für Deutsch- 
land. Der amerikanische Delegierte Murphy deutete an, 
daß die Vereinigten Staaten nicht weiter auf dem Plan 
„eines internationalen Statuts für Deutschland bestehen wer- 
den. Schließlich einigten sich die Sonderbeauftragten nach 
längerer Debatte auf den Begriff „Deutscher Frie- 
genswertrag“. 

Der sowjetische Delegierte Wyschinskij begann dann die 
Erörterungen über die zu bildenden Ausschüsse und for- 
derte, das Studium der bereits in London zu einem gewissen 
Abschluß gebrachten Verfahrensfragen nochmals neu 


schlag für die Schaffung eines Informationsausschusses kam 
somit vorerst nicht zur Beratung. 


i * Rat der Außenminister 


Die Diskussion über die Entmilitarisierung 
Deutschlands wurde vom Rat der Außenminister fortgesetzt. 
Bevin antwortete auf die Vorwürfe Molotows vom Vortage 
und erklärte, daß die von Molotow angeführten Formatio- 
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"tionen handelte, sei irreführend. 


“ die Entmilitarisierung Deutschlands entsprechend den frü- 


Die Verhandlungen am 12. März 1947 


zu beginnen. Der in London angenommene französische Vor- . 


Entmilitarisierung 1. 
’ RER \ 
britischen Zone dem Kontrollrat gemeldet worden se 
Molotows Erklärung, daß es sich um militärische Form. 
BEN 
In der Frage der Zwangsrepatriierung nichtdeutscher Ein- 
heiten sei die britische Regierung nicht gewillt, Gewalt an- 
zuwenden. Allgemein gesehen, so erklärte Bevin, seien d 
Entscheidungen der Berliner Dreimächtekonferenz (Pois-- 
damer Abkommen) über die Entmilitarisierung in befriedi- 
gender Weise durchgeführt worden. : 7 
Bevin wandte sich dann an Molotow mit der Aufforde- | 
rung, die Zahl der deutschen Kriegsgefange- 
nen in der Sowjet-Union bekanntzugeben. 2 


Außenminister Marshall brachte zum Ausdruck, daß nach 
Ansicht seiner Regierung der Bericht des Kontrollrates über, 
die Entmilitarisierung im großen und ganzen befriedigend 
sei und daß lediglich eine unbefriedigende Tatsache bestehen | 
bleibe, nämlich daß die Schwerindustrie, die für Kriegs- 
zwecke eingesetzt werden könne, noch begrenzt werden 
müsse. Die Entfernung von Werken, wie sie im Potsdamer | 
Abkommen vorgesehen sei, könne nur dann vollendet vi 


! 


den, wenn die im gleichen Abkommen vorgesehene Wirt- 
schaftseinheit in die Wirklichkeit umgesetzt würde. Die 
Vereinigten Staaten seien der Überzeugung, daß bei dem 
heutigen allgemeinen Zustand Deutschlands diesem ein weit 
höheres Industriepotential zugestanden werden müsse. 


Im Anschluß hieran kam Marshall auf die auf der Pariser 
Außenministerkonferenz von dem damaligen Außenminister 
Byrnes gemachten Vorschläge für den Abschluß eines Vie- 
rerpaktes zu sprechen (vgl. Europa-Archiv S. 53 und 
S. 258—259). Deutschland könne zwar heute keinen Krieg 
entfachen, es müsse aber dafür gesorgt werden, daß es 
auch in Zukunft nicht mehr den Frieden bedrohen 
könne. Marshall betonte, daß die Vereinigten Staaten dem 
Abschluß eines Viererpaktes große Bedeutung beimäßen und 
daß der Pakt dazu bestimmt sei, Europa gegen jede Ver- 


letzung der Entmilitarisierungs- und Abrüstungsklauseln von E 
seiten Deutschlands zu schützen. "# | 

Marshall kam dann auf den Bericht des Kontrollrates | 
zurück und schlug vor, die Ausführungen zum Punkt Ent- 
militarisierung gutzuheißen und festzustellen, daß auf die- 


sem Gebiet in allen vier Zonen wesentliche Fortschritte zu 


verzeichnen seien. Die alliierten Kontrollbehörden ‚sollten | 


heren Konferenzbeschlüssen unverzüglich zum Abschluß | 
bringen. i E 


Ri 
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beitsverträgen ersetzt werden würden. Einen bestimmten | 


Zeitpunkt, wie ihn Molotow vorschlage, könne er jedoch 
nicht festlegen. 


Bevin kam dann auf seine Frage über die deutschen | 
Kriegsgefangenen zurück und sagte: | 


nen bald durch gewöhnliche Arbeitskräfte mit zivilen Ar- | 


„Wir haben zuverlässige Meldungen über die Anzahl der von | 
der Sowjet-Union zurückgehaltenen Kriegsgefangenen. Es wurde 
berichtet, daß es sich um viele Millionen handelt. Ich möchte auf 
Meldungen hinweisen, denen zufolge einer Anzahl dieser Kriegs- 
gefangenen nahegelegt wurde, in der Sowjetarmee zu dienen. Ich 
würde eine kategorische Versicherung meines sowjetischen Kol- 
legen, daß diese Berichte unbegründet sind, schr begrüßen.“ 


Bevin verlangte genaue Auskunft darüber, wann die Ge- 
fangenen nach Deutschland zurückgeschickt werden würden. | 


„Das schon durch den Krieg um einen großen Prozentsatz jun- | 
ger, arbeitskräftiger Männer entblößte Deutschland sieht sich jetzt | 
einer schwierigen Lage gegenüber, da durch die Umsiedlung aus 
den Ostgebieten weder junge noch arbeitstaueliche Menschen nach 
dem Westen strömen. Etwas muß getan werden, um dieses unausge- 
glichene Verhältnis zu ändern; die Rückkehr der Kriegsgefangenen 
ist ohne Zweifel ein Schritt in dieser Richtung.“ l 


Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen erklärte Bevin, 


daß die Durchführung des Potsdamer Protokolls über Fi | 


h 
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g des Kriegspotentials und dieRe- 
a n unmöglich sei, wenn die vier Zonen nicht 
einigt würden. Bevin setzte sich ferner für eine Revision 
"in Potsdam festgelegten Industrieniveaus ein 
dieses seiner Auffassung nach zu niedrig sei. 


von denen die wichtigste — 

schland als wirtschaftliche Einheit zu Behand — bis 
tzt noch nicht erfüllt worden sei (vgl. Europa-Archiv 
217). Molotow habe sich darüber beschwert, daß das deut- 
he Kriegspotential in den Westzonen nicht, wie im Pots-. 
ner Abkommen vorgesehen, liquidiert worden sei. Das 
otsdamer Abkommen müsse jedoch als Ganzes betrachtet 
erden. Die Behandlung Deutschlands als wirtschaft- 
he Einheit sei ein Grundsatz, von dem man 
cht abgehen könne. 


Zu dem von Molotow gemachten Vorschlag über die 
uidierung der deutschen Kriegsindustrien bis zum 1. Iuli 
47 erklärte Bevin, die Notwendigkeit eines solchen Pla- 
es sei unbestritten, jedoch müßten die Alliierten vorher 
en, ob in Deutschland eine wirtschaftliche Einheit ge- 
affen werden solle oder nicht. Eine weitere Voraus- 


-hen Ausmaßes des deutschen Industrieniveaus. 


„Ich bin zu dem Schluß gelangt, daß der Plan vom März 1946 
© Ziel in verschiedener Hinsicht nicht erreicht. Wenn der 
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Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Auf der Konferenz der Sonderbeauftragten gab der sow- 
jetische Delegierte eine Erklärung ab, in der er sagte, er 
e bei dem Begriff „Deutscher Friedensver- 
ag“ voraus, daß dieser keinen einseitigen Akt darstelle. 


ie Sonderbeauftragten besprachen dann die Einrichtung 
es Informations- und Konsultationsaus- 
husses, der die Aufgabe haben soll, die beteiligten 
liierten Staaten über alle Probleme in Kenntnis zu setzen. 
e von. den Aufßenministern bearbeitet werden. Ferner soll 
der zu bildende Ausschuß die Möglichkeit bieten, sich über 
ie deutschen Einzelfragen mit den interessierten alliierten 
Nationen zu beraten. 


Der in London vorgelegte französische Vorschlag, einen 
Ausschuß aus den Vertretern der vier Großmächte und den 
Delegierten aller alliierten Nachbarstaaten Deutschlands so- 
wie der Staaten zu bilden, die sich mit ihren Streitkräften 
am Krieg gegen Deutschland beteiligt haben — insgesamt 
htzehn Länder (vgl. Europa-Archiv S. 492, 493 und 495) 
, wurde im Prinzip von den Sonderbeauftragten ange- 
mmen. Wyschinskij verlangte jedoch die Teilnahme 
lbaniens als neunzehnte Nation. 


Über .die Hinzuziehung Albaniens entstand eine längere 
Debatte, in der sich die Vereinigten Staaten und Großbri- 
nnien gegen die Teilnahme und Frankreich zusammen 
it der Sowjet-Union für die Teilnahme aussprachen. Es 
kam zu keiner Einigung. 


In der Frage der Informationskommission (auf diese. Be- 
ichnung einigten sich die Stellvertreter) konnte über die 
ätigkeit und die Zuständigkeit noch kein Einvernehmen 
erzielt werden, da der britische und der amerikanische De- 
 legierte, unterstützt von dem sowjetischen Delegierten, ver- 
"langten, keine Beschlüsse zu fassen, ehe nicht der britisch- 
‚amerikanische Vorschlag diskutiert worden sei, der auf die 
Schaffung technischer Spezialkommissionen am Ende der 
_ Arbeiten der Moskauer Konferenz abzielt, 
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zung für den Plan sei eine Überprüfung des augenblick- 


Die Verhandlungen am 13. März 1947 | £ 


N  Entmilitarisierung / Entnazifizierung | Demokratisierung 
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Lebensstandard in Deutschland zu tief absinkt, so werden wir die 
Keime eines zukünftigen Krieges ebenso sicher säen, wie wenn wir 
Deutschland im Besitz seiner Rüstungsfabriken lassen würden.“ 


„ \ Fe 

Bevin erklärte, er könne dem Vorschlag Molotows, An- 
weisungen an den Kontrollrat zu senden, nicht zustimmen, 
bis das zukünftige Ausmaß der deutschen Friedenswirtschaft 
einer neuen Prüfung unterzogen worden sei. Die Alliierten 
würden wissen wollen, wie hoch die Leistungsfähigkeit aller 
verbliebenen Industrien, einschließlich der friedlichen Zwek 3 
ken dienenden, zu veranschlagen ist. Auch über Fälle, 
denen der Besitz aus deutschen in sowjetische Hände über- 
ging, müsse man Bescheid wissen. 2 


Außenminister Marshall stellte fest, daß seine Delegat 
mit Bevin derselben Meinung sei. Außenminister Bida: 
erläuterte seine am Vortag gemachten Ausführungen, oh 
aber zu Bevins Darlegungen Stellung zu nehmen. Be 


Außenminister Molotow ging auf die einzelnen Punk 
der Ausführungen Bevins ein, wobei er betonte, daß di 
Entmilitarisierung der deutschen Industrie noch unbefric 
digend sei. Es müsse zwar alles getan werden, um die deu 
sche Wirtschaftseinheit wiederherzustellen, dies könne a 
in keiner Weise, eine Verzögerung in der Zerstörun 
deutschen Kriegswirtschaftspotentials rechtfertigen. Den 
schlag Bevins auf Neufestsetzung des deutschen Indus 
niveaus unterstützte Molotow. in 

In der Frage der Kriegsgefangenen wies Molotow Pres 
berichte, die von drei Millionen Kriegsgefangenen in t 
Sowjet-Union sprächen, und Gerüchte von einer deuts 
Armee in der Sowjet-Union. als unsinnig zurük. 
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Eine Entscheidung über die Teilnahme der kleineren 
tionen an der Abfassung des deutschen Friedensvertr. 
wurde hierdurch erneut hinausgeschoben. 


Rat der Außenminister ie 

In der Sitzung des Außenministerrates standen die En 

nazifizierung und Demokratisierung Deutsc 
lands auf der Tagesordnung. eh 

Als erster nahm Außenminister Marshall Stellung 
Frage der Entnazifizierung. Er führte aus: Br: 


2 7 
„Sofort vom Beginn der Besetzung Deutschlands an war 
Entnazifizierung eines der wesentlichsten Ziele der amerikanischen 
Militärverwaltung. Die amerikanischen verantwortlichen Persön= 
lichkeiten gingen in ihrer Entschlossenheit, den Nazismus in 
amerikanischen: Zone auszurotten, weit über die vom Kontrol 
vorgesehenen Forderungen hinaus. Es wurden alle Bemühung 
zur Verhaftung der Kriegsverbrecher und anderer Personen, d 
Verbrechen ‚gegen den Frieden und die Menschlichkeit begangı 
haben, und zu ihrer Übergabe an die Gerichte unternommen. 
5000 Personsn briünden sich zur Zeit bei der Amerikanisch: 
Militärregierung zur Durchführung einer Untersuchung in Haf 
Keines der Mitglieder der Organisationen, die von dem Inter 
nationalen Militärtribunal schuldig befunden worden wa =r 
wurde vor der Untersuchung seiner Angelegenheiten durch em 
Entnazifizierungsgericht in Freiheit gesetzt. Über 48 000 Mitglie- 
der des SS-Korps, der Gestapo, politische Leiter und andere Nazis 
sind interniert und erwarten ihre Aburteilung, De 


Das deutsche Gesetz zur Ausroltung des Nationalsozialismus 
und Militarismus, das in drei Landern oder Provinzen der amer 
kanischen Zone eingeführt wurue, ist gerecht, aber zugleich, w 
wir annehmen, in seiner Anwendung und Ausdehnung strenger 
und umfassender als die Entnazifizierungsverordnungen ın den an“ 
deren Zonen. Dieses Gesetz wird von ungefähr 450 Spruchkam- 
mern angewandt, die, aus Personen bestehen, die als. Antifaschisten 
bekannt sind und die bis zum heutigen Tage die Entnazifizierung _ 
von über 200.000 Personen bearbeitet haben. Über 14 000 Personen 
beschäftigen sich unter der sorgfältigen Kontrolle der Beamten 
der Amerikanischen Militärregierung mit der Durchführung dieses 
Gesetzes. Entsprechend diesem Gesetz wurden ungefähr zwölf Mil- 
lionen Personen registriert, deren Fall einer Untersuchung unter=| 


liegt. 


fe 
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Y Dieses Gesetz berücksichtigt alle Prinzipien der Rechtspfiege, 

indem es den gerechten und effektiven Gerichtsvorgang im Hin- 
blick auf jede einzelne Person entsprechend ihrer Verantwortung 

für die während des Naziregimes verübten Verfehlungen sichert. 
Dieses Gesetz sieht ferner bestimmte Sanktionen vor, um zu ver- 
hüten, daß Personen, die als schuldig erkannt worden sind, irgend- 
einen anderen Beruf ausüben als den eines einfachen Werktätigen. 
; Das Gesetz ermöglicht es ferner den weniger schuldigen Personen, 
sich zu rehabilitieren, und den Personen, die lediglich nominell 
j: der Nazipartei angehörten, in das öffentliche Leben zurückzukeh- 
ren. Dabei werden keinerlei Ausnahmen wegen der Wichtigkeit 
_ einzelner Personen für die Verwaltung oder aus Gründen poli- 
tischer Zweckmäßigkeit gemacht. 


Die Anzahi der Personen, die wegen ihrer Verbindungen mit 

den Nazis aus den öffentlichen Ämtern oder wichtigen Privatposten 
entfernt worden sind, beträgt 370 000. Die Durchprüfung-der ge- 
_  samten erwachsenen Bevölkerung gibt Sicherheit dafür, daß kein 
, aktiver Nazi der verdienten Strafe entgehen kann. Den ehe- 
maligen Nazis ist es in der amerikanischen Zone nicht erlaubt, 
politischen Parteien beizutreten. Es werden keine Ausnahmen ge- 
 genüber den Nazis gemacht, die jetzt aktiv an dem zur Zeit in 
Deutschland herrschenden System mitarbeiten wollen. Außerdem 
wurden alle Mitglieder der Nazipartei aus öffentlichen Ämtern 
ntfernt, und es wurden ihnen auch einflußreiche Posten in priva- 
en Unternehmungen entzogen. 
In unserer Zone findet diese Gesetzgebung die Unterstützung 
aller politischen Parteien und Gewerkschaften. Das Internationale 
Militärtribunal berief sich auf die Gesetzgebung als auf ein Muster 
der Gerechtigkeit, und ihre wesentlichsten Grundlagen wurden 
von allen vier Besatzungsmächten Deutschlands angenommen und 
n die Direktive Nummer 38 des Kontrollrats einbezogen. 


. Die Politik der Vereinigten Staaten war konsequent und das 
Programm »streng, aber gerecht. Die in der amerikanischen Be- 
 satzungszone vor kurzer Zeit durchgeführten Amnestien. bedeuten 
keinerlei Abschwächung unserer Bemühungen zur Ausrottung des 
; Nazismus. Diese Maßnahmen wurden lediglich im Hinblick auf 
_ die Jugend und die Kriegsversehrten sowie auf andere Personen 
durchgeführt, die zu der geringer belasteten Gruppe gehören, 
keinerlei Vorteile aus der Nazibewegung gezogen haben und nicht 
ls Nazis in dem Sinne bezeichnet werden können, wie es die 
 Direktive des Kontrollrats vorsieht. 


Wir haberı nichts zu verbergen. Ina den Monatsberichten, die 
4 dem Kontrollrat zur Verfügung gestellt wurden, ist eine detaillierte 
Analyse der Erfolge enthalten, die auf dem Gebiet der Entnazi- 
 fizierung in der amerikanischen Zone erreicht wurden. Außerdem 
urden die Direktiven und Irstruktionen über die amerikanische 
Besatzungszone den anderen Mächten mitgeteilt. Der Kontrolirat 
_ erhielt keine einzige Information über die Verwirklichung der 
-  Viermächte-Direktiven in der Östzone, ebenso wie er keine voll- 
ständigen Berichte über die Ergebnisse der Entnazifizierung in 
diesem Teil- Deutschlands erhalten hat. 

‚Meine Regierung ist gegen die Ausnutzung der Entnazifizierung 
m Sinne eines politischen Instruments, das irgendeine deutsche 
olitische Partei begünstigt. In der amerikanischen Zone ist es den 
re ‚ktiven Nazis verboten, politischen Parteien beizutreten, aber wir 
sind über die häufigen Berichte beunruhigt, daß sich ehemalige 
aktive Nazis in der sowjetischen Besatzungszone durch ihren Bei- 
tritt zur SED reinwaschen. Der Bericht des Kontrollrats an den 
Außenministerrat hinsichtlich der Entnazifizierungsfragen zeigt, 
‚daß die Entnazifizierungsgesetze ebenso wie die Direktiven in den 
Besatzungszonen im Zusammenhang mit der Auslegung der Vier- 
 mächtepolitik und der Deklarationen über diese Frage durch den 
jeweiligen Kommandierenden der einzelnen Zone verschiedenartig 
angewandt wurden. Das führte zu einer mangelhaften Einheitlich- 
keit sowohl in der Prozedur selbst wie auch in der Anwendung 
der Sühnemaßnahmen und: der auferlegten Beschränkungen. Im 
Zusammenhang damit bestehen unter den Besatzungsmächten Miß- 
® trauen über die Aufrichtigkeit der Entnazifizierungsbemühungen 
der’ anderen Partner sowie ein Widerwille, die in den anderen 
E: Zonen durchgeführten Entnazifizierungsbeschlüsse voll anzuerken- 
3 


nen. Es gibt auch weiter eine Tendenz von Personen, gegen welche 
Anschuldigungen 
 umzusiedeln, wo 
_ weniger streng.:n 


erhoben werden, aus einer Zone in die anderc 
ihrer. Ansicht nach .die Entnazifizierung unter 
Bedingungen durchgeführt wird. 


‚Um dıese Lage zu bessern, wünscht die Delegation der Ver- 
einigten Staaten, folgende Resolution vorzulegen, damit sie von 
dem Aufßenministerrat angenommen werde: 


»Der Rat der Außenminister nimmt den Bericht des Kontroll- 
rats über die Entnazifizierung zur Kenntnis und glaubt, daß es 
notwendig ist, eine einheitliche Praxis und Prozedur der Ent- 
nazifizierung in ganz Deutschland durchzuführen. Er beauftragt 
den Alliierten Kontrollrat, den entsprechenden deutschen Be- 
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“ Entnazifizierung ist ersichtlich, daß die 


vl « A 

hörden eine Anweisung des Inhalts zu geben, daß sie e 

heitliches deutsches Gesetz ‘erlassen, welches auf der Dire ti 
Nr. 38 des Kontrollrats beruht, um cın gleiches und gerechtes 
Verfahren gegenüber allen Personen entsprechend dem Maß 
ihrer Verantwortung zu sichern, wobei die erwähnte deutsche 
Gesetzgebung in Kraft bleibt, falls sie nicht von dem Alliierten 
Kontrollrat abgelehnt wird.«“ a 


Außenminister Bidault nahm die Vorschläge Marshalls 
im Prinzip an, beantragte jedoch, die vom Kontrollrat vor- 
geschlagenen einheitlichen Maßnahmen sollten jeder Län- 
derregierung durch die Militärbefehlshaber der Zonen über- 
mittelt werden. Auf‘ die Demokratisierungspolitik über- 
gehend empfahl Bidault, die öffentlichen Schulen, Parteie | 
und Gewerkschaften nicht im Rahmen einer das ganze Land 
umfassenden Politik, sondern im örtlichen Maßstab für die | 
Demokratisierung auszunutzen. A| 


ib 

Außenminister Molotow behandelte das Thema der Ent- 
nazifizierung und Demokratisierung Deutschlands sehr aus- 
führlich: N 


„In den Beschlüssen der alliierten Mächte wurde wiederholt | 
hervorgehoben, daß die Ausrottung der Überreste des deutschen | 
Faschismus (Entnazifizierung) und die Herstellung eines demokra- 4 
tischen Systems in Deutschland eine der wichtigsten Bedingungen | 
für die Gewährleistung des Friedens und der Sicherheit in Europa 
darstellen. Das im Bericht des Kontrollrats enthaltene Material 
sowie die unseren Regierungen zur Verfügung stehenden ‚Angaben 
ermöglichen es uns, ein Urteil über die Ausführung dieser ‚Be- 
schlüsse, über die auf diesem Gebiet erzielten Erfolge und über 
die noch bestehenden ernsten Mängel abzugeben. wenn: 


Entnazifizierung: Aus dem Bericht des Kontrollrats über die 
Kontrollorgane der Alli- 
ierten gleich von Beginn ihrer Tätigkeit an Maßnahmen zur Ver- | 
nichtung der Nationalsozialistischen Partei und der ihr ange- | 
schlossenen beziehungsweise unter ihrer Kontrolle stehenden Orga- 

nisationen durchführten, die unter dem Hitlerregime geschaffenen i 
faschistischen Einrichtungen auflösten, einige Gesetze aufheben 
und Maßnahmen zur Verhütung einer faschistischen und militari- 
stischen Tätigkeit in Deutschland trafen. P | 


Andererseits kann man aber die gegenwärtige Lage hinsichtlich 
der Durchführung des auf. der Berliner Konferenz vereinbarten | 
gemeinsamen Programms der Entnazifizierung in Deutschland, das 
auf die Ausrottung der Überreste des Faschismus und auf die | 
Vorbereitung von Voraussetzungen für den Wiederaufbau des 
deutschen politischen Lebens auf demokratischer Grundlage ab- 
zielte, nicht als zufriedenstellend ansehen. In dieser Hinsicht 
wurde noch vieles unterlassen. Das gilt vor allem für die Durch- 
führung einer so wichtigen Anweisung der Berliner Konferenz 
wie aer Entfernung von Mitgliedern der Hitlerpartei, die mehr | 
als nominelle Mitglieder dieser Partei waren, aus den öffentlichen | 
und halböffentlichen Ämtern und aus verantwortungsvollen Posten | 
in wichtigen Privatunternehmungen, sowie für. die Entfernung 
ne Personen, die den alliierten Zielen feindlich gegenüber- | 
stehen. - er 


Bis jetzt befinden sich nach wie vor in vielen wichtigen Wirt 
schafts- und Verwaltungsämtern in den großen Industriezentren | 
Deutschlands Personen, die aktiv zur Machtergreifung Hitlers 
beitrugen und die Vorbereitung und Durchführung der deutschen | 
Aggression organisierten. Tatsachen beweisen, daß in einer Reihe 
von Fällen Organisatoren des deutschen Faschismus und der 
Aggression, die unter dem Hitlerregime Leiter deutscher Trusts, 


Konzerne und anderer Monopole waren, in führenden Posten ver- 
blieben. Fa 


So steht zum Beispiel an der Spitze der Organisation der Kon-- 
trolle über die Bstriebe der Stahl- und Eisenindustrie der bri- 
tischen Besatzungszone Dinkelbach, der unter dem Hitlerregime 
Direktor des Großkonzerns »Vereinigte Stahlwerke« war. Dinkel-. 
bach leitet aber nicht nur die Stahl- und Eisenindustrie in der 
britischen Zone, darunter auch im Ruhrgebiet, sondern ist per- 
sönlich mit der Ausarbeitung der »Sozialisierungspläne« für die 
Industrie in der britischen Zone beauftragt worden. Der berüch- 
tigte faschistische Führer Ernst Poensgen, der unter dem Hitler- 
regime eines der dreizehn Mitglieder des Reichsrüstungsrates war, 
ist jetzt Vorsitzender des Verbandes der deutschen Metallindu- j| 
striellen in der britischen Zone. Bis heute befinden sich noch so 
namhafte Leiter deutscher Industriemonopole wie Hugenberg 
(Stahlindustrie, einer der Führer der Rüstungsindustrie des fa- 
schistischen Deutschlands), ferner Wilhelm Zangen, Hermann. 
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ihemalige Faschisten, die seinerzeit die Strafrechtspolitik unter 
Hitlerregime durchführten, bekleiden nicht selten noch heute 
von Richtern oder Staatsanwälten bei Staatsanwaltschafts- 
erichtsbehörden. Auf Grund des im Bericht des Kontroll- 
thaltenen Materials besteht das Personal der Staatsanwalt- 
n und Gerichte in der amerikanischen Besatzungszone zu 
5 Prozent, ın der britischen Zone bis zu 43 Prozent und in 
‚französischen Zone sogar. zu 50 Prozent aller Richter und 
atsanwälte aus chemaligen leitenden Persönlichkeiten des 
egimes. Der ehemalige Hitlerische Kriegsgerichtsrat Eiltz 
t Gerichtspräsident in Hannover. Der faschistische Henker 
ck eiler, der während des Krieges Leiter des Gefängnisses 
icke in Polen war und wegen zahlreicher Hinrichtungen und 
E eanen Regimes allgemein bekannt ist, ist zur Zeit Lei- 
_ des Gefängnisses in Köln. 

ie deutsche demokratische Presse hat wiederholt lange Ver: 
chnisse namhafter Hitleristen veröffentlicht, die in der bri- 
en und der amerikanischen Zone jetzt leitende Posten beklei- 
Die Forderung der Öffentlichkeit, diese Personen von ihren 
Pı ' zu entfernen, wurde aber in vielen Fällen nicht berück- 
ichtigt. Die Durchführung der Entnazifizierung wurde nicht selten 
ech eine formelle Zählung fast der gesamten erwachsenen deut- 
n Bevölkerung ersetzt. Es genügt, darauf hinzuweisen, daß in 
amerikanischen Besatzungszone am 1. Januar 1947 11,6 Mil- 
nen Menschen zur Ausfüllung von Entnazifizierungsfragebogen 
herangezogen werden mußten. Über 6 Millionen Personen haben 
ts Rehabilitierungsscheine erhalten, während die anderen 
Millionen noch der Prüfung durch die Entnazifizierungskom- 
sionen unterzogen werden müssen. 


Die Beschlüsse der Berliner Konferenz fordern aber Absetzung 
er ehemaligen aktiven Hitlerleute von leitenden Posten und Be- 
ung der faschistischen Verbrecher, sie verlangen jedoch nicht, 
daß alle ehemaligen Mitglieder der nazistischen Partei und ihrer 
; rmationen in Bausch und Bogen vor Gericht gestellt werde 


ndererseits schließt dieses System einer En-bloc-Entnazifizie- 
nicht die Möglichkeit aus, daß ein Teil der aktiven Hitler- 
te in die große Masse der Rehabilitierten geraten wird. Wie 
"amerikanische Presse berichtet, wurde in dem an das Sonder- 
nitee des Senats der Vereinigten Staaten von Amerika gerich- 
n Bericht über. die Lage hinsichtlich der Entnazifizierung in 
amerikanischen Besatzungszone im November 1946 festgestellt, 
‚ viele hohe Amtspersonen aus der Zahl der ehemaligen aktıven 
chisten faktisch jeder Strafe entrinnen. Der Senatskommission 
den Angaben über eine große Anzahl von Personen vorgelegt. 
gemäß den Weisungen des Kontrollrats zur Kategorie der 
sten Nazis gerechnet werden müßten, jedoch bei der Ent- 
ifizierung bloß als »Mitläufer« betrachtet wurden und mit 
er Strafe von nur jeweils 2000 Mark belegt worden sind. Nach 
hlung dieser Strafe haben diese leitenden Faschisten die 
lichkeit, als Personen zu gelten, die der Säuberungsaktion 
unterzogen wurden, und können auf verantwortliche Posten in 
er Verwaltung und Industrie eingesetzt werden. Im Bericht der 
natskommission wurde‘ festgestellt, daß von 575 vor Gericht 
stellten berüchtigten Nazis etwa 400 von den Entnazifizierungs- 
ichten (den Spruchkammern) zu den »Mitläufern« gerechnet 
wurden. 

Es ist nicht verwunderlich, daß der Stellvertreter des amerika- 
nischen Oberbefehlshabers, General Clay, im November 1946 im 
derrat in Stuttgart folgendes erklärte: »Es wird immer klarer, 
die Entnazifizierung dazu benutzt wird, möglichst viele Perso- 
n auf die Posten, die sie früher bekleidet hatten, zurückkehren 
lassen, nicht aber dazu, die Schuldigen zu ermitteln und zu 
estrafen.«e Auch die Kommission des Weltgewerkschaftsbundes. 
ie Deutschland besuchte, erkannte den Stand der. Entnazifizierung 
der britischen, der amerikanischen und der französischen Be- 
atzungszone als unzulänglich an. 

_ Was die sowjetische Besatzungszone betrifft, so richtete, dort 
- Militärverwaltung bei der Durchführung der Entnazifizierung 
e Hauptaufmerksamkeit daräuf, die aktiven Faschisten und 
rsonen, die unter dem Hitlerregime führende Posten bekleidet 
tten, aus Öffentlichen Ämtern zu entfernen und sie durch Per- 
en abzulösen, die von demokratischen Organisationen empfoh- 
worden waren. Dabei wurden die von der Sowjetischen Mili- 
ärverwaltung beschlagnahmten Unternehmungen sowie der Land- 
besitz der Hitlerischen Leiter und der Kriegsverbrecher den deut- 
schen demokratischen Verwaltungsorganen zur Weiterverfügung 
übergeben. Herr Marshall sprach hier darüber, daß er die Infor- 
nationen, die von sowjetischer Seite über die Frage der Entnazi- 
zierung Deutschlands vorgelegt wurden, als. unzureichend be- 
chte. Ich muß allerdings die Aufmerksamkeit des Herrn Mar- 
shall auf den Entnazifizierungsbericht des Kontrollrates lenken, in 
dem ausführliche Angaben über alle Zonen enthalten sind, dar- 
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unter auch Angaben über die sowjetische Besatzungszone. Beson- 
ders weise ich auf die in dem Bericht enthaltenen Angaben über 
die Anzahl der von führenden Posten enthobenen beziehungsweise 
nicht zugelassenen ehemaligen Hitlerischen Beamten hin. Wie man 
aus diesen Angaben ersieht, beträgt die entsprechende Zahl für 
die sowjetische Zone 390 478 Personen, das ist mehr als in irgend- 
einer anderen Zone. Macht man sich mit dem Text des Berichtes 
des Kontrollrates bekannt, so sieht man, daß die sowjetische Mili- 
tärverwaltung eine ausführliche Informatien über die Durchfüh- 
rung der Entnazifizierung in der sowjetischen Besatzungszone ab- 
gegeben hat. 


Was die Erklärungen Herın Marshalls betrifft, daß sich Nazis 
in einzelnen Fällen, um sich zu rehabilitieren, bemühen, in die 
Sozialistische Einheitspartei einzutreten, so besitzt die sowjetische 
Delegation keine Angaben zur Bestätigung dieser Erklärung. Auch 
Herr Marshall hat keinerlei diesbezügliche Tatsachen angeführt. 


Die ungenügenden Ergebnisse der Entnazifizierung bergen eine 
Gefahr für die demokratische Umgestaltung Deutschlands in sich. 
Es ist besonders aus dem Bericht des Kontrollrats ersichtlich, daß - 
in der britischen und der amerikanischen Besatzungszone eine 
weitentwickelte faschistische Untergrundorganisation, die kurz vor _ 
der Kapitulation Deutschlands gegründet worden war, aufgedeckt 
und beseitigt worden ist. Diese Organisation stellte die Pläne 
ihrer verbrecherischen Tätigkeit auf lange Sicht auf, trat aber 
nach außen hin getarnt als ein Handelsunternehmen auf. Diese 
Organisation enthielt sich des direkten Widerstands gegen die 
Maßnahmen der Besatzungsbehörden, bemühte sich, aktive Fa- 
schisten auf Wirtschafts- und Verwaltungsposten gelangen zu las- 
sen, und entfaltete, indem sie die amtliche Stellung derseiben 
ausnutzte, unter diesem Deckmantel eine den Zielen der Besatzung 
Deutschlands feindliche Tätigkeit. In der britischen und der 
amerikanischen Zone wurde in der letzten Zeit auch eine große 
faschistische Geheimorganisation aufgedeckt, die unter der Lei- 
tung ehemaliger Generale und hoher SS-Offiziere gearbeitet und 
Zweigstellen in ganz Deutschland besessen hat. Diese Organisation - 
wollte das faschistische Regime in Deutschland wiederherstellen. 
Bei ihrer Beseitigung wurden Geheimlager mit einer großen An- 
zahl Waffen entdeckt. x 

In der sowjetischen Besatzungszone wurden auch mehrere ge- » 
heime faschistische Gruppen und Organisationen aufgedeckt, dar- 
unter auch Gruppen der Organisation »Edelweißpiraten«, die 
hauptsächlich aus ehemaligen Angehörigen der Gestapo, der SS, 
der SA und anderer nazistischer Organisationen bestanden. In 
allen Besatzungszonen wurden Geheimorganisationen der soge- IR 
nannten »Rheinischen Widerstandsbewegung« entdeckt, die auf In 
Sabotage und Schädlingsakte in der Industrie abzielten, um die 
Wiederherstellung der Friedenswirtschaft Deutschlands zu hem- 
men sowie zu verhindern, daß Deutschland seine Verpflichtungen 
gegenüber den alliierten Mächten erfüllt. 


Wenn man das alles in Betracht zieht, kann man nicht die 
Durchführung des gemeinsamen Entnazifizierungsprogrammes, das 
auf der Berliner Konferenz beschlossen wurde, für befriedigend 
erachten. Die Sowjetregierung hält es für nötig, zu beantragen, 
daß der Rat der Außenminister den Kontrollrat beauftrage, bei 
seiner weiteren Arbeit die Aufmerksamkeit auf die Erfüllung fol- z 
gender Aufgaben zu konzentrieren: 2 


1. Es müssen unverzüglich Maßnahmen zur Entfernung der u: 
ehemaligen aktiven Faschisten aus öffentlichen und halböffent- 
lichen Ämtern getroffen werden. ; a 

9. Die Verfahren der Gerichte und Gerichtshöfe in Sachen 
nazistischer Verbrecher müssen beschleunigt werden, wobei in 
den Gerichts- und Staatsanwaltsstellen ehemalige aktive Ver- 
treter des Hitlerregimes durch Personen zu ersetzen sind, de 
hinsichtlich ihrer politischen und moralischen Eigenschaften 
den Geboten der Stärkung der demokratischen Grundlagen in 
Deutschland entsprechen. > % 

3. Gemäß den Beschlüssen der Berliner Konferenz ist sicher- 
zustellen, daß die leitenden Vertreter des Hitlerregimes und die : 
Kriegsverbrecher unbedingt zur Verantwortung gezogen werden, 
wobei aber nicht zugelassen werden darf, daß die ehemaligen R 
einfachen. nicht aktiven Nazis in Bausch und Bogen vor Gericht 
gestellt werden. 


Due, 


Wir hörten heute die Anträge des Herrn Marshall. Die Sowjet- 
delegation wird diese Anträge aufmerksam studieren; doch schon 
im Augenblick können wir sagen, daß die Sowjetdeiegation sie 
für grundsätzlich unannehmbar hält. 


Demokratisierung: Die Berliner Konferenz hat erkannt, daß die 
örtliche Selbstverwaltung in ganz Deutschland auf demokratischen 
Grundlagen "wiederhergestellt werden muß, daß alle demokrati- 
schen Parteien und freien Gewerkschaften erlaubt und gefördert 
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Provinz- und Länderverwaltungen eingeführt werden müssen, daß 
einige besonders wichtige deutsche Zentraldepartements gegründet 
werden und daß Redefreiheit, Pressefreiheit und Glaubensfreiheit 
gewährleistet sein müssen. Die Durchführung dieses auf der Ber- 
liner Konferenz beschlossenen Programms soll die endgültige Um- 
gestaltung des deutschen politischen Lebens auf demokratischen 
Grundlagen und die eventuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands 
im internationalen Leben vorbereiten. Auf diesem Gebiet sind 
. gewisse Fortschritte erzielt worden. Ernst zu nehmende demokra- 
tische Kräfte sind in Deutschland aufgekommen und entfalten ihre 
{ ne Der völlige Zusammenbruch des Hitlerregimes, der 
‚deutschen Kriegswirtschaft und der faschistischen Ideologie hat 
‚in den werktätigen Bevölkerungsschichten den einstigen Einfluß 
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in für die weitere Demokratisierung des politischen Lebens in 
"Deutschland günstiger Boden vorbereitet. Der Grad der Demo- 
‚kratisierung ist aber nicht in allen Besatzungszonen gleich; das 
hängt stark mit der zonenmäßigen Zersplitterung des politischen 
Lebens und dem Nichtvorhandensein einer politischen Einheit 
Jeutschlands zusammen. \ ö 


n der amerikanischen und der sowjetischen Besatzungszone 
ind bereits Landtagswahlen durchgeführt worden, die Regierun- 
‘gen bildeten. Wahlen zu den örtlichen $elbstverwaltungsorganen 
vurden auch in der britischen und der französischen Zone durch- 
führt. Die Wahlen erfolgten aber nicht auf der Grundlage eines 
ganz Deutschland einheitlichen demokratischen Wen 
Das hatte wesentliche Mängel in der Durchführung der Wahlen 
in den einzelnen Zonen zur Folge. So wurde zum Beispiel in der 
3 tischen Zone ein Wahlsystem angewandt, das bei den Wahlen 
zu den örtlichen Selbstverwaltungen im September 1946 folgende 
esultate zeitigte: \ = ) 

Bei diesen Wahlen erhielt die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands 11 178 000 Stimmen und 2549 Mandate. Der Christ- 
_ lich-Demokratische Bund erhielt bei 11 Millionen Stimmen 8583 
ı Mandate. Die Kommunistische Partei, für die 2 Millionen Stim- 
“) abgegeben wurden, erhielt nur 139 Mandate. Was das Wahl- 
4 system anbelangt, das in -der amerikanischen Zone angewandt 
wird, so erhält in manchen Fällen, zum Beispiel in Bayern, eine 
Partei, für die weniger als 10 Prozent der Stimmen abgegeben 
urden, keinen einzigen Sitz im Landtag. Mit Hilfe einer solchen 
tdemokratischen Wahlmechanik wird die Beseitigung einer 


B- 


Die deutschen demokratischen Organisationen äußern in allen 
nen angesichts der bestehenden Lage Wünsche ketreffs der 
rstellung eines für ganz Deutschland einheitlichen demokra- 
chen Verhältniswahlsystems. 


ine andere wichtige Frage ist die Lage der demokratischen 
Parteien und freien Gewerkschaften in Deutschland. Die zonen- 
äßige Zersplitterung dieser Organisationen, die bis heute nicht 
ie Möglichkeit erhielten, die Vereinigung im gesamtdeutschen 
ahmen durchzuführen, ist trotz der günstigen Resultate, die auf 


twicklung der deutschen demokratischen Organisationen. Die 
wjetischen Vertreter im Kontrollrat setzen sich seit Oktober 
5 vergeblich für die Annahme eines Gesetzes ein,, das den 
d utschen demokratischen Parteien und Gewerkschaften endlich 
Recht einräumen würde, sich im gesamtdeutschen Rahmen 
u vereinigen, ihre Tagungen und Konferenzen frei durchzuführen 
nd ihre Zentralorgane zu wählen. Es ist aber. vollkommen klar, 
aß eine Beschränkung der Tätigkeit der deutschen demokrati- 
% schen Organisationen auf den Rahmen der einzelnen Zonen dem 
-  prinzipiellen Standpunkt der Berliner Kenferenz widerspricht und 
‚die demokratische Entwicklung Deutschlands erschwert, Ohne daß 
sich die demokratischen Parteien und Gewerkschaften in einem 
 gesamtdeutschen Rahmen vereinigen können und ihnen die Mög- 
lichkeit. gegeben wird, ihre inneren Angelegenheiten frei zu ent- 
scheiden, Kath man nicht ım Ernst von einer allseitigen Entwick- 
x lung der demokratischen Grundlagen in Deutschland sprechen. 


Von großer Bedeutung für die demokratische Umgestaltung 
Deutschlands und seine zukünftige staatliche Entwicklung ist die 
Frage der Landesverfassungen, die jetzt in manchen Zonen von 

den Landtagen beschlossen werden. Doch auch in dieser Hinsicht 

sind wesentliche Mängel vorhanden. Die Hauptgrundsätze dieser 

Länderverfassungen gehen von einander direkt entgegengesetzten 

 Leitgedanken aus. Das muß die Durchführung der Demokratisie- 
rung Deutschlands erschweren. So ist zum Beispiel die im De- 

zember 1946 beschlossene Landesverfassung Bayerns in der ameri- 
kanischen Zone von föderalistischen Grundsätzen durchsetzt. Hin- 
gegen beruht die neue Landesverfassung Thüringens in der 
sowjetischen Besatzungszone auf einer Anerkennung der Einheit 


des demokratischen Staates, wobei sie Thüringen für einen Be- 


n standteil der deutschen demokratischen Republik erklärt. 
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werden müssen, daß Vertretung und Wählbarkeit in den Bezirks-, 


des Faschismus und Militarismus stark untergraben. Dadurch wird 


m Gebiet erzielt wurden, ein ernstliches Hinderris für die ' 


‘ und Ausschüsse mit der Arbeit der Entnazifizierung in der 


ar ’ 
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Von großer Bedeutung vom Gesichtspunkt de: 
Deutschlands ist auch die Bodenreform, die im Herbst 
sowjetischen Zone durchgeführt worden ist. Diese ‚Refo: 
auf politichem und wirtschaftlichem Gebiet den Einfl 
Junkertums, einer alten Stütze des deutschen "Militarism 
später auch des Hitlertums, untergraben. In ‚den ander 
satzungszonen werden einstweilen nur Vorarbeiten für ein 
denreform durchgeführt, wobei. der Kontrollrat anerkannt 
daß »die Bodenreform praktisch nur in der sowjetischen 
satzungszone zum Abschluß« gebracht wurde, während die V 
teilung des Landbesitzes auf andere Kategorien des Grundt esit 
das Vorhandensein von Möglichkeiten für die Durchführung ei 
Bodenreform in jeder Zone bezeugt. Es wird‘ durchaus zwei nah 
sein, daß der Rat der Außenminister das folgende im Kontroll 
erzielte Übereinkommen bekräftigt: »Im Laufe des Jahres 
muß in allen 'Besatzungszonen eine Bodenreform durchge: 
werden«. ; 
Die Sowjetregierung ist der Meinung, daß zur Erfüllung e es 
gemeinsamen Programms der Umgestaltung des deutschen p: 
tischen Lebens auf demokratischer und friedlicher Grundlage 
in allen Zonen koordinierte Politik durchgeführt werden 
Insbesondere ist.es notwendig: { 


1. den deutschen demokratischen Parteien und freien 
werkschaften das Recht zu gewähren, sich im gesamtdeutsc) 
Rahmen zu vereinigen, Tagungen und Konferenzen unter 
teiligung von Vertretern aus ganz Deutschland abzuhalten, i 
‚Zentralorgane zu wählen, ihre Zentralzeitungen und -zeitsch. 
ten herauszugeben; j 

2. den Kontrollrat zu beauftragen, einheitliche Grund 
einer demokratischen Gesetzgebung über Wahlen auf 
Grundlage des allgemeinen, direkten und gleichen Wahlr, 
mit geheimer Abstimmung und einem Proportionalsystem 
zuarbeiten und in ganz Deutschland in Kraft zu setzen, 


3. den im Kontrollrat angenommenen Beschluß über die 
in der amerikanischen, der britischen und der französischei 
Besatzungszone‘ durchzufübrende Bodenreform als eine Grund- 
lage für die demokratische Umgestaltung des Lebens des de 
schen Dorfes zu billigen. Si 


Die Beseitigung der oben festgestellten wesentlichen M 
und die genaue Durchführung der Beschlüsse der Berliner 
ferenz seitens aller Besatzungsbehörden in Deutschland we 
die Umgestaltung des deutschen politischen Lebens auf dem 
tischer und friedlicher Grundlage sichern.“ N 


Der britische Außenminister Bevin sagte: ’ e 


„Ich habe den Bericht des Kontrollrats in der Frage der 
nazifizierung studiert. Mir scheint, daß die Beschuldigungen 
Gegenbeschuldigungen nicht gerechtfertigt sind. Die Entnazi. 
rung ist eine der schwierigsten Aufgaben, die eine siegreis 
Macht jemals zu bewältigen hatte.“ Er 


Bevin meinte, daß bei der Entnazifizierung in allen Z« 
Schwierigkeiten auftauchen. Solche Schwierigkeiten tauch 
ten in der amerikanischen und in der französischen genau 
so wie in der sowjetischen Zone auf. Über die Gerichts 
organe in der britischen Zone erklärte Bevin: 


„Seit April vorigen Jahres befaßten sich über 250 Gericht 


tischen Zone. Diese Gerichtshöfe prüften 1500000 Einzelfälle 
296 000 Nazis wurden ihrer Posten enthoben und aus ihren S 
lungen entfernt, 34000 Nazis sind jetzt interniert. Ich möcht 
den bedeutenden Fortschritt billigen, der dabei erreicht wurd 
Kritik ist gut und schön, aber ich glaube, (daß die Personen, di 
sich mit der großen, schwierigen. Arbeit der Entnazifizierun 
Deutschlands befassen, auch eine gewisse Billigung verdienen. 
„Ich möchte, daß 'der Rat der Außenminister eine Resolution. 
nimmt, in der er: 


l. die wirklichen Erfolge feststellt, die zur Vernichtung 
Nazipartei und der ihr unterstellten Organisationen nac 
politischen Grundsätzen führten, die auf der Berliner Kor 
ferenz angenommen wurden; > 

2. dem Kontrollrat in Deutschland eine Richtlinie gibt, die E 
füllung dieser Aufgabe energisch fortzusetzen, um sie 
möglichst kurzer Frist abzuschließen und dadurch die 
dergeburt des Nazismus in der Zukunft unmöglich zu ma. 


„Ich möchte bemerken, daß der hier eingebrachte Vorschlag 

einheitlichen Gesetzgebung auf dem Gebiete der Entnazifizierur 
Deutschlands etwas zweifelhaft erscheint, Ich zweifle ein u 
daran, ob man unter den in Deutschland bestehenden Bedingı | 
gen den Erlaß eines solchen Gesetzes in der nächsten Z 
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j "kann. Deshalb ziehe ich vor, daß der Kontrollrat 
‘Arbeit ohne irgendwelche Verzögerungen, die durch die 
tung einer neuen Gesetzgebung hervorgerufen würden, 
t. Die in den Richtlinien des Kontrollrates enthaltenen 
ätze sind in genügendem Maße wirkungsvoll. 
h erhob keinen Einspruch dagegen, daß alle Resolutionen und 
würfe des Rates der Außenminister, die hier durch, Marshall, 
lotow und Bidault eingebracht wurden, sowie der Vorschlag. 
h soeben eingebracht habe, erörtert werden. Ich möchte nur 
f hinweisen, daß. es meiner Meinung nach gegenwärtig 
s schwierig ist, irgendeine alleemeine Anweictne »n die Jen 
Behörden zu geben, und daß es besser ist, sich auf den 
so ıtrollrat zu verlassen. Nur mit einem solchen Vorbehait gcb 
das Einverständnis zum Studium und zur Erörterung sämt 
r vier Resolutionsentwürfe. 
Ich möchte noch einige Worte über die Demokratisierung 
schlands sagen. Es wäre recht wünschenswert, daß die Wähler 
ıre Stimmen für bestimmte Personen abgeben würden und: daß 
ı von ihnen nicht verlangen würde, ihre Stimmen zugunsten 
zelner Parteien abzugeben. Wenn wir mit den Deutschen zu tun 
en, müssen wir dessen cingedenk sein, daß wir es hier mit einer 
iegerischen Bestie zu tun haben und daß wir nichts unternehmen 
Iten, was ihnen helfen würde, sich wieder in Abenteuer einzu- 
n. Deshalb möchte ich die Frage studieren, ob man nicht die 
portionalen Wahlen und die Verantwortlichkeit der gewählten 
Personen so kombinieren könnte, daß man ein passendes System 
findet, um es in Deutschland anzuwenden.“ 


In Beantwortung der von Molotow gemachten Anscul- 

ngen über die Tätigkeit ehemaliger Nazis in der bri- 
chen Besatzungszone gab Bevin bekannt, daß ein Mann 
mens Augustin, der Schöpfer des Tigerpanzers, jetzt als 


k 
Rat der Außenminister 


Der Außenministerrat setzte die Debatte über die Ent- 
azifizierung und Demokratisierung fort. 
ißenminister Marshall verlangte die Schaffung einer wah- 
n Demokratie in allen Teilen Deutschlands. Er sprach sich 
für ein auf föderativer Grundlage beruhendes deutsches 
aatswesen aus, das vor der Gefahr bewahrt werde, unter 
Einfluß einer einzigen Macht zu geraten. Für die De- 
kratisierung der vier Besatzungszonen stellte Marshall 
gende Punkte auf: einheitliche Garantie der bürger- 
hen Rechte in allen Teilen Deutschlands, das Recht de; 
politischen Parteien auf ein freies Wahlsystem, Garantie 
des Rechtes freier Gewerkschaftsvereinigung, der Presse- 
und Rundfunkfreiheit und Bewegungsfreiheit für Personen 
und Güter. . 

„Wir glauben, daß die gegenwärtige Kontrolle über Deutsch- 
land den Alliierten eine einzigartige Gelegenheit gibt, der Welt 


tik-Charta und der Charta der Vereinten Nationen proklamiert 
rden, vor Augen zu führen.“ ala 


Marshall betonte, es sei notwendig, Rechtssicherheit her- 
ustellen als Voraussetzung der Demokratisierung des deut- 
hen Volkes. 


„Wir werden niemals in der Lage sein, Deutschland zu demo- 
kratisieren, wenn wir nur ein negatives Verfahren durchführen, 
ndem wir die Nazis ihrer Stellungen und ihres Einflusses be- 
Tauben. Wir müssen vielmehr eine aktive Politik in Angriff neh- 
‚men, und zwar durch die Schaffung der von mir geforderten Ga- 
rantien.“ 

- Außenminister Bidault erklärte, Frankreich werde sich 
“dem Versuch widersetzen, die Frage der deutschen Einheit 
‘bei der Erörterung anderer Probleme in die Beratungen 
inzubeziehen. Frankreich werde es ablehnen, daß eine 
deutsche Einheit ais vollendete Tatsache geschaffen werde, 
bevor eine grundsätzliche Entscheidung über diese Frage 
gefällt worden sei. Die Aufstellung eines für ganz Deutsch- 
and geltenden Statuts für die politischen Pärteien oder 
Gewerkschaften könne als die praktische Verwirklichung 
‘einer deutschen Einheit angesehen werden. 


"Außenminister Molotow erklärte, daß nach Ansicht der 
Sowjet-Regierung die Entscheidung über die Art des deut- 


. 
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Die Verhandlungen sn 14. März 1947 SR er 


die Aufrichtigkeit der demokratischen Ziele, wie sie in der At- 


“ derjenigen, die als Kriegsverbrecher in Untersuchungshaft sind. 
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stellvertretender technischer Leiter in ‘der sowjetischen 
Automobilindustrieabteilung in Berlin tätig sei. Ferner 
nannte Bevin Dr. Haßle, früheren SA-Führer, der jetzt in 
der sowjetischen Treibstoffindustrie in Leipzig beschäftigt. 
sei, Dr. Kunze, Parteimitglied seit 1938 und wirtschaftlichen 
Sachverständigen, der jetzt als Leiter der russischen Tech- 
nischen Kommission tätig sei, Franz Fischer, Parteimitglied 
und Sachverständigen für Transformatoren, der jetzt einen 
Fünfjahresvertrag in Moskau erhalten habe, und Fritz 
Scheidt, einen Mitarbeiter Speers, der jetzt die Porzellan- _ 
'abrik Kahla für die Russen leite. j 


Bevin erklärte, er habe noch dreißig oder vierzig weitere 
Namen, falls diese gewünscht würden. 


Zum Abschluß seiner Ausführungen zum Thema Ent- 
nazifizierung und Demokratisierung brachte Bevin im 
Namen der britischen Delegation zum Ausdruck, daß er sich 
an die politischen Grundsätze der Potsdamer Beschlüsse 
über die Wiedergeburt Deutschlands auf demokratischer 
Grundlage halte. Bevin versicherte, die eingebrachten Vor-- 
schläge sorgfältig studieren zu wollen. 


Verkündung der Truman-Doktrin 


Rede über die amerikanische Hilfe für Grie- 
chenland und für die Türkei wurde vom Rat 
der Außenminister nicht erörtert. A 


schen Regierungssystems keinen Aufschub dulde und nicht 
hinausgezogen werden dürfe, bis alle anderen Fragen ge- 
regelt seien. Br; 


Bevin und Bidault verlangten jedoch, daß erst,alle Ein- 
zelheiten des Kontrollratsberichtes beraten würden, ehe! 
irgendeine Entscheidung gefällt werde. Bevin sagte, über- 
eilte Entscheidungen, wie sie über politische und wirtschaft- 
liche Angelegenheiten in Potsdam getroffen wurden, hät- 
ten zu Widersprüchen und Verwirrung geführt. N 

Die von den Außenministern, am 14. März vorgelegten 
Memoranden über die deutschen Kriegsgefange- 
nen ergaben folgendes Bild: RR: 
Vereinigte Staaten: = DR 

Die Gesamtzahl der Angehörigen der deutschen Wehrmacht in 
amerikanischen Händen außerhalb Deutschlands beträgt 15103 
Mann. Davon befinden sich 103 in den Vereinigten Staaten, ent- 
weder als Kranke oder als Häftlinge wegen begangener Verbrechen. 
1175 dienen in Frankreich in Arbeitsdienstgruppen mit dem ameri- 
kanischen Gräber-Registrierdienst. 13825 befinden sich wegen 
Transport- und Arbeitseinsatzschwierigkeiten noch in Italien. 
Von diesen sollen wöchentlich 1000 nach Deutschland zurückge- 
führt werden. Außerdem befinden sich 15 875 deutsche Kriegsge- 
fangene in der amerikanischen Zone Deutschlands, ausschließlich 


In der amerikanischen Erklärung hieß es, daß von diesen Kriegs- 
gefangenen zum Zeitpunkt der Erklärung fast alle die zur Ent- 
lassung notwendigen Formalitäten durchliefen. Es bestehe die 
Absicht, alle in amerikanıschen Händen befindlichen Kriegsge- . 
fangenen bis zum Juni 1947 zu entlassen. 


Großbritannien: N W 
Die Gesamtzahl der in britischen Händen befindlichen deutschen 
Kriegsgefangenen außerhalb Deutschlands beträgt 435 295 Mann, 
von denen monatlich 17500 nach Deutschland zurückgeführt 
werden. 
In der britischen Denkschrift erklärte Bevin, es sei geplant, 
diese Zahl ab 1. Juli 1947 auf 20 000 zu erhöhen. y 


Frankreich: 


Die Gesamtzahl der in französischen Händen befindlichen deut- 
schen Kriegsgefangenen beträgt 631483, darunter 593276 ın 
Frankreich, 19 601 in Nord-Afrika und 18 606 in der französischen 
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Zone Deutschlands. Über eine halbe Million der in Frankreich 
befindlichen Kriegsgefangenen ist zur Arbeit in der französischen 
Wirtschaft eingesetzt, während der, Rest sich in Lagern: befindet. 


 Sowjet-Union: 


"Die Zahl der deutschen Kriegsgefangenen in der Sowjet-Union 
_ beziffert sich auf 890532 Mann. Seit Deutschlands Niederlage 
- wurden 1003 974 deutsche Gefangene entlassen und nach Deutsch- 
2 land zurückgeschickt. 


Außenminister Bevin: schlug der Konferenz die Aus- 
rbeitung eines gemeinsamen Entlassungsplanes für alle 
eutschen Gefangenen vor. 


Im weiteren Verlauf der Sitzung nahm Außenministeı 


Die Verhandlungen 
Rat der Außenminister 


Im Namen der Sonderbeauftragten für Deutschland er- 
stattete der sowjetische Delegierte Wyschkinskij dem Außen- ' 
ninisterrat Bericht über die bisherigen Arbei- 
über Verfahrensfragen. Die Außenminister 
men den’ Bericht zur Kenntnis und erklärten, die um- 
ttenen Fragen zu. geeigneter Zeit zu prüfen. Bidault 
tzte sich jedoch für eine baldige Diskussion über die 


für die die Lösung des deutschen Problems von 
swichtiger Bedeutung sei. “ 


ırz einen Bericht über das Verfahren zur Vorbereitung 
deutschen Friedensvertrages vorzulegen. 


> 


verschleppten Personen zur Debatte. Das 
ema brachte eine gleichzeitige Erörterung der Umsied- 
ngs- und Gebietsfragen mit sich. Bidault lenkte 
: Aufmerksamkeit des Rates auf die Unsicherheit Euro- 
s, insbesondere Frankreichs, die durch die demographische 
ge Deutschlands hervorgerufen werde, dessen geographi- 
her Schwerpunkt in die Nähe der französischen Grenze 
erückt sei. Bidault erklärte, daß im September 1946 Deutsch- 
66 Millionen 'Einwohner, also 185 pro Quadratkilo- 
r, zählte. Dies seien vierzig Einwohner pro Quadrat- 
eter mehr als vor dem Kriege. Mit Ausnahme von 
ien und Holland übersteige die Bevölkerungsdichte 
schlands die aller seiner Nachbarn. Bidault wies dar- 
"hin, daß entsprechend den Beschlüssen von Potsdam 
bereits 4% Millionen Deutsche aus der Tschechoslowakei, 
s Polen und aus Ungarn nach Deutschland überführt 
wurden. Mit dem Eintreffen weiterer zwei Millionen Deut- 
cher aus den gleichen Ländern sei zu rechnen. Damit 
komme die Gesamtziffer der deutschen Bevölkerung auf 70 
llionen, also die Bevölkerungsdichte auf 196 Einwohner 
ro Quadratkilometer. Die Bevölkerungsdichte Neutschlands 
werde dann nahezu dreimal so groß wie die Frankreichs. 
Ein solcher Zustand könne unberechenbare politische und 
wirtschaftliche Rückwirkungen haben. 


Im Anschluß an seine Ausführungen brachte Bidault fol- 
ende Vorschläge zur Prüfung durch den Rat ein: 


1. Durch die Alliierten ist der Grundsatz anzuerkennen, daß 
keine Umsiedlung der deutschen Bevölkerung durchgeführt wer- 
_ den soll mit Ausnahme der Fälle, über die bereits Abkommen 
_ erzielt wurden. 


2. Einstellung’ der durch- die Potsdamer Beschlüsse ins Auge 
gefaßten Bevölkerungsumsiedlung, soweit die interessierten Staa- 
ten hierzu ihre Zustimmung geben. 


3. Die jetzt auf deutschem Boden befindlichen verschleppten 


vs Personen sollen dort nicht ständig, verbleiben. Die Repatriierung 
oder die endgültige Umsiedlung der verschleppten Personen aus 
F Deutschland ins Ausland soll beschleunigt werden. 

ne 4. Organisation der deutschen Auswanderung. 
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Im Rat der Außenminister stand sodann das Problem . 


” 


Zeit das Wahlsystem, das vor achterg 
in Kraft gewesen sei. Den Plänen Bevins könn 
stimmen. ne 


Zur Frage der Bodenreform erklärte Bidault, 
Anteil großer Güter in der französischen Besatzun 
Deutschlands nur drei Prozent des Landes betrage. 


Außenminister Molotow bezeichnete in seinen Aus! 
rungen die von Marshall unterbreiteten Vorschläge 
Demokratisierung Deutschlands als nützlich. In der 
der Pressefreiheit machte Molotow die Einschränkun 
Deutsche keine Gelegenheit haben dürften, in Deuts: 
für einen Angriffskrieg Propaganda zu machen. 


am 15. März 1947 


Zu diesem letzten Punkt seiner Vorschläge sagte Bida 


„Frankreich ist seinerseits bereit, über den Abschluß von 
einbarungen zur Verwirklichung dieses letzten Punktes zu verha 
deln. Die Anstrengungen, die Frankreich damit im Interess 
Friedens und der Sicherheit auf sich nimmt, sind außerorde: 
groß. Ich bitte die Alliierten, daß sie ihrerseits ebensoviel 
beitragen. 3 


Elend und Chaos in einem übervölkerten Deutschland w 
eine ständige Gefahr für Europa darstellen.“ 


Bevin erklärte zur Bevölkerungslage in Deutschland, ı 2 
die am Vortage bekanntgegebenen Zahlen über die deutsc 
Kriegsgefangenen zwar sehr nützlich seien, jedoch fe t 
bei den französischen und den sowjetrussischen Angabe 
die Daten sowie die Anzahl der für die Rückführung i 
die Heimat vorgesehenen Kriegsgefangenen. Die Kenntni 
dieser Zahlen sei wichtig, um Vorbereitungen für die A 
nahme der rückkehrenden Kriegsgefangenen in Deutschl; 
zu treffen. 


rn 

Über die verschleppten Personen in der britischen Zo 
gab Bevin bekannt, daß allein seit Kriegsende zwei Mi 
lionen von ihnen repatriiert worden seien. Von den nı 
verbliebenen etwa 230000 seien 110000 Polen, 82 
Balten, 4700 TJugoslawen und 29000 Verschleppte, 
Staatsangehörigkeit noch ungeklärt sei. Bevin betrach 
als einzige Endlösung die Wiederansiedlung der Verschle 
ten im Auslande, ohne damit die Möglichkeit einer Ansiec 
lung in Deutschland ganz von der Hand zu weisen. Beı 
teilte die Verschleppten in vier Gruppen ein: ar 


ehemalige Kriegsgefangene, a Bu | 
‘Angehörige von Mitgliedstaaten der Vereinten Nationeı 


Angehörige von ehemaligen Feindstaaten, oe 
Flüchtlinge und Emigranten aus Deutschland. 7 


Die britische Zone, so erklärte Bevin, habe nach der At 
nahme von zweieinhalb Millionen Menschen in den le 
achtzehn Monaten die Grenzen der Aufnahmefähigkeit 
reicht, Bevin forderte eine unverzügliche Überprüfung 
gesamten Frage im Hinblick auf den augenblicklichen 
völkerungsstand 'in Deutschland und die Bildung eine: 
sonderen Kommission, die sich mit der neuen Verteilung 
nach Deutschland heimgekehrten Personen deutscher 
tionalität auf die einzelnen Zonen befassen soll. Mit 
Rückführung deutscher Kriegsgefangener solle sich ei 
Sonderkommission befassen. Bevin schlug vor, der K 
trollrat solle den erstgenannten Ausschuß aus deuts 
ee bilden und mit genügenden Vollmachten ı 
sehen. Ik 


Im Auftrage Molotows nahm daraufhin Wyschinskij : 
lung zum 


\ 


VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


-  Wyschinskij schlug vor, dem Kontrollrat eine Anweisung 
zukommen zu lassen, wonach die Vertreter alliierter Länder 
freien Zutritt zu allen Verschlepptenlagern haben sollen. 
‚Ferner forderte, Wyschinskij das Verbot jeglicher Propa- 
ß feindlicher Agitation gegen Alliierte sowie aller 
Maßnahmen, durch die die Verschleppten von der Rückkehr 
ı die Heimat abgehalten werden könnten, Organisationen. 
die sich ‚gegen die Interessen einer alliierten Macht rich- 
eten, seien sofort aufzulösen. Die Anwerbung von Ver- 
Eye für militärähnliche Formationen sei zu verbieten. 
ie Verwaltung der Lager solle den Verschleppten selbst 
ettragen werden. Unter den Verschleppten. befindliche 
riegsverbrecher sollen den interessierten Ländern ausge- 
liefert werden, ö 
-  Wyscinskij brachte den Antrag ein, 

eine Viermächtekommission solle die Lage der Ver- 

schleppten in den Lagern der Westzonen prüfen. 
- Marshall erklärte zu diesen Ausführungen, daß die Ver- 
einigten Staaten ihre Hoffnung hinsichtlich einer endgül- 
tigen Lösung des Problems der verschleppten Personen auf 
die Internationale Flüchtlingsorganisation der Vereinten 
"Nationen (IRO) setzen. Wenn die Außenminister versuch- 
wen, jetzt schon Entscheidungen in dieser Frage zu treffen, 
‚werde das die Arbeit dieser Organisation nur kompli- 
_ zieren. 
"Die Außenminister wandten sich am 15. März auch der 
Frage der territorialen Reorganisation 
Deutschlands zu. Als Sprecher Molotows trug Wy- 
Schinskij den sowjetrussischen Standpunkt vor. Zu den terri- 
korialen Veränderungen und den Grenzen der neugebildeten 
deutschen Länder in den Westzonen erklärte er, daß auch 
in der sowjetischen Besatzungszone ähnliche Veränderun- 

vorgenommen worden seien, doch sei dies geschehen, 
Er der Kontrollrat seine Arbeit aufgenommen habe. Nach 
der Bildung des Alliierten Kontrollrates seien in der sow- 
jetischen Besatzungszone keine weiteren gebietsmäßigen Ver- 
änderungen mehr vorgenommen worden. Wyschinskij stellte 
heraus, daß die in letzter Zeit erfolgten Gebietsverände- 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Die Sonderbeauftragten beschäftigten sich mit einem bri- 
tischen Vorschlag über die Zusammensetzung der 
"Ständigen Ausschüsse zur Behandlung der Deutsch- 
"landfrage, die sich wie folgt gliedern sollen: 


1. ein Ausschuß für politische Fragen und Verfassungsaufbau 
in Deutschland; A 

9. ein Ausschuß für territoriale Veränderungen und damit zu- 
sammenhängende Probleme; 

3. ein Ausschuß für Wirtschaftsfragen (einschließlich Repa- 
4. ein Ausschuß für Abrüstung und Entmilitarisierung. 


- Während Großbritannien in’ London zur Teilnahme an 
diesen Ausschüssen jeweils die vier Großmächte und nur 
eine beschränkte Zahl von alliierten Mächten vorgeschlagen 
hatte, sah der neue Vorschlag vor, daß jede der achtzehn 
 (neunzehn) alliierten Regierungen das Recht hat, in den 
vier Ständigen Ausschüssen vertreten zu sein. Der britische 
. ein Vertreter der Großen Vier zu sein braucht. 
i 


_Worschlag sah ferner vor, daß die Ausschüsse ihren Vor- 
sitzenden wählen können und daß dieser nicht unbedingt 
Won sowjetischer Seite wurde dieser Vorschlag abge- 


 iehnt. Der amerikanische Delegierte nahm den britischen 
Plan wohlwollend auf, ohne ihm jedoch zuzustimmen, 
> 


ormations- und Konsultationskommission beteiligt sein 


© sollen, machte der amerikanische Delegierte Murphy den 


Bei der Erörterung der Frage, welche Nationen an der 
- Inf 6 


Vorschlag, alle diejenigen Länder zu beteiligen, die sich 
r nd ‚des Krieges den Alliierten angeschlossen haben. 


- Europa- Archiv I Juli 1947 
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rungen dem Kontrollrat immer erst nach dem Vollzug ge- 
meldet worden seien. Er verwies hierbei auf den sowjet- 
russischen Protest gegen die Bildung des Landes Rhein- 
Pfalz in der französischen Besatzungszone und auf den Pro- 
test gegen die Bildung des Landes Niedersachsen in der bri- 
tischen Besatzungszone und erklärte, daß nach sowjetrussi- 
scher Ansicht solche Gebietsveränderungen nur nach erfolg- 
ter Zustimmung aller vier Besatzungsmächte durchgeführt 
werden köfinten. Der Bericht des Kontrollrates über die 
territoriale Reorganisation zeige bei den westlichen Be- 
satzungsmächten eine Tendenz zum Föderalismus. Wy- 
schinskij gab der Besorgnis Ausdruck, daß die künftige 
Struktur Deutschlands durch die in den Westzonen erfolgten 
Länderbildungen vorweggenommen werde. 

Marshall erinnerte daran, daß das Potsdamer Abkommen 
die Dezentralisierung Deutschlands festgelegt habe. Jede Be- 
satzungsmacht sei deshalb verpflichtet, die Entwicklung in 
dieser Richtung mit ganzer Kraft zu fördern. Marshall er- 
klärte, daß alle in der amerikanischen Zone getroffenen 
territorialen Maßnahmen nur vorläufigen Charakter trügen. 
Er schlug sodann vor, das gesamte Problem der territorialen 
Neugestaltung erst dann weiterzubesprechen, wenn die po- 
litische Struktur Deutschlands erörtert werde. 

Bidault betonte gleichfalls den Posdamer Beschluß zur 
Dezentralisierung Deutschlands. Er erklärte ferner, daß die 
deutschen Grenzen in jedem Fall einer Überprüfung bedürf- 
ten, sobald die Zonengrenzen verschwunden seien. 

Molotow schlug vor, innerhalb der Konferenz doch wenig- 
stens den Entschluß zu fassen, künftige gebietsmäßige Ver- 


änderungen von der vorhergehenden Zustimmung des Kon- 


trollrates abhängig zu machen. 

Bevin erklärte hierzu, er sei zwar nicht völlig gegen eine 
solche Entscheidung, ziehe es jedoch vor, zunächst das Ge- 
samtproblem zu beraten, bevor Entscheidungen über ein- 
zelne Punkte getroffen würden. 

Marshall und Bidault schlossen sich der Meinung Bevins an. 

‚Am 16. März 1947 fand keine Sitzung statt. 


Die Verhandlungen am 17. März 1947 


Er nannte hierbei Mexiko, Bolivien, die Philippinen und 
Persien als Beispiele. 

Der sowjetische Delegierte wandte sich gegen diesen Vor- 
schlag. 

Der französische Sonderbeauftragte schlug vor, die Staa- 
ten, die an den Moskauer Beratungen teilnehmen sollen, 
in zwei Gruppen einzuteilen: 

1. Staaten, die Deutschland den Krieg erklärt haben, und 
2. Staaten, die lediglich die diplomatischen Beziehungen zu 

Deutschland abgebrochen haben. 

Über die von sowjetischer Seite aufgeworfene Frage, ob 
auch Rumänien, Bulgarien und Italien zur Konferenz hin- 
zugezogen werden sollten, weil sie ebenfalls zum Schluß 
des Krieges mit Truppen in den Kampf gegen Deutschland 
eingetreten seien, wurde keine Einigung erzielt. 


Rat der Außenminister 


‘Der Rat der Außenminister erörterte die Repara- 
tionsfrage, die Behandlung Deutschlands als Wirt- 
schaftseinheit und das Problem der deutschen Zen- 
tralverwaltung. 

Außenminister Bevin, der als erster sprach, begann seine 
Ausführungen mit einer Darlegung der Wirtschaftsgrund- 
sätze: 

„Die Wirtschaftseinheit an sich ist unteilbar. Wir können nicht 
in einigen. Dingen so handeln, als ob die Wirtschaftseinheit 
erreicht sei, während sie in anderen wichtigen Angelegenheiten 
übergangen wird.“ 
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"Bevin sagte, daß Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten ihre Zonen zusammenlegten, weil es nicht möglich 
gewesen sei, die Wirtschaftseinheit herzustellen. Durch 
‚diese Maßnahme werde aber die Wirtschaftseinheit aller 
vier Zonen nicht beeinträchtigt, wie dies in ungerechtfer- 
tigter Kritik angedeutet worden sei. Es sei klar, daß der 
Plan für das Industrieniveau vom März 1946 eine Revision 
erfordere. Der Umfang der Reparationsleistungen könne 
innerhalb einer nicht allzu großen Zeitspanne nicht er- 
reicht werden, da die deutsche Industrie hierdurch unter 
den Stand herabgedrückt werde, der für das Gleichgewicht 
der deutschen Wirtschaft notwendig sei. Das müsse sich 
zum Schaden der europäischen Wirtschaft auswirken. Bevin 
betonte, daß die schwere Last der Verantwortung, die die 
Besetzung dem englischen Volk auferlege, auf keinen Fall 
noch vergrößert werden dürfe. 

„Jedes Teilabkommen über die Wirtschaftseinheit und jedes 
die wesentlichen 
Belange der deutschen Wirtschaft übersehen werden, würde un- 


 sere Last noch vergrößern. Ich kann und will so etwas nicht mit- 
machen.“ x 


Im Anscluß an die Rede Bevins sprach Außenminister 
Molotow, der die Haltung der Sowjet-Union zu den Fragen 


der Wirtschaftseinheit und Zentralverwaltung darlegte: 


„Wir haben soeben Herrn Bevins wichtige Erklärung vernommen. 
Sie wird von der Sowjetdelegation geprüft werden. In meiner 


heutigen Erklärung werde ich den Standpunkt der Sowjetregie- 


rung über die grundlegenden Fragen, mit denen sich auch Herr 


B; Bevin befaßt hat, klarstellen. 
2 


Auf der Berliner Konferenz wurden die Grundsätze der Wirt- 
schaftspolitik hinsichtlich Deutschlands unter der Voraussetzung 


= festgelegt, daß Deutschland als eine Wirtschaftseinheit behandelt 
_ und die Maßnahmen der vier alliierten Mächte in allen grund- 


legenden Fragen hinsichtlich des deutschen Wirtschaftslebens 
dementsprechend einander ‘angepaßt werden sollten. Die alige- 
in Deutschland sollte sowohl 
die Verwirklichaug der Friedenserfordernisse als auch den Be- 


- darf des deutschen Volkes selbst und die Erfüllung der Verpflich- 


tungen Deutschlands gegenüber den Alliierten einschließlich der 
Reparationen sichern und gleichzeitig das deutsche Industrie- 


_ kriegspotential beseitisen Um diese Angelegenheit zu einem Ende 


zu bringen, ist es notwendig geworden, durch Maßnahmen, über 


" die sich die Alliierten zu einigen hatten, Probleme wie die Ent- 


wicklung der deutschen Friedensindustrie und Landwirtschaft, die 
Organisation des Geld- und Bankwesens, die Entwicklung des Bin- 


.nenhandels, die‘ Organisation des Transportwesens und so weiter 
zu lösen. { 


Damit an dieser Entwicklung der deutschen Friedensindustrie, 
die seit langer Zeit ein wichtiger Faktor der Weltwirtschaft und 


_ des Welthandels geworden war, auch andere Völker teilnehmen 


können, die Bedarf an deutscher Kohle, an Metallen und Fabrik- 
waren haben, war ‘es notwendig, für Deutschland reale Möglich- 


"keiten für einen Export- und Importhandel zu schaffen. Auf der 


Berliner Konferenz schlug der Chef der Sowjetregierung, Gene- 


_ ralissimus Stalin, die Errichtung einer deutschen Zentralverwal- 
tung vor, die Deutschlands politische und wirtschaftliche Einheit 


sichern könnte. Dieser Vorschlag wurde von den anderen Kon- 
ferenzteilnehmern nicht angenommen. 


” 


Die Beschlüsse der Berliner Konferenz sahen die Errichtung 
einer Anzahl von deutschen zentralen Wirtschaftsabteilungen für 
Finanzwesen, Transportwesen, Verkehrsverbindungen 
und Außenhandel vor, die unter Lsitung von deutschen Staats- 
sekretären stehen und unter Überwachung des Kontrollrats tätig 
sein sollten. Dieser Beschluß, dessen Durchführung die Sowjet- 
regierung eine außerordentlich große Bedeutung beimaß und noch 


jetzt beimißt. blieb indessen unausgeführt Und noch mehr als 


das: in gewissen Zonen wurden "häufig hochwichtige Maßnahmen 
ergriffen, die in direktem Gegensatz zu ‘den Grundsätzen einer 
Wirtschaftseinheit Deutschlands ‘standen. Diese Maßnzhmen wur- 
den durch einseitige Handlungen ohne Berücksichtigung des Kon- 
trollrats durchgeführt, der‘ von den alliierten Mächten mit der 
Verantwortlichkeit für die Durchführung des Beschlusses der Ber- 
üiner Konferenz betraut ist. 


Es ist allgemein bekannt, daß das Gebiet der Ruhrindustrie, in 
dem drei Viertel der deutschen Kohlen- und Eisenindustrie kon- 
zentriert sind, die Hauptgrundlage des deutschen Militarismus und. 
die Hauptstütze der Agression Hitlers war. Im Hinblick hierauf 
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war es notwendig, daß wichtige Maßnahmen bezüglich dieser In- 
dustrie im Einvernehmen mit dem Kontrollrat durchgeführt wur- 
den. Tatsächlich ist dies aber nicht geschehen. Bereits An 
Dezember 1945 ergriff die britische Verwaltung Besitz davon 
übernahm die Kontrolle über die gesamten Ruhrbergwerke, wobei 
sie den Kontrollrat vor die vollendete Tatsache stellte. Sogar) 
besitzt der Kontrollrat noch nicht genügend. Unterlagen, um d 
von der britischen Verwaltung hinsichtlich der Ruhrbergwe 
und -industrie ergriffenen Maßnahmen zu beurteilen. it De 


Im August 1946 stellte die britische Verwaltung den Kontroll 
vor eine neue vollendete Tatsache. Zu jener Zeit ergriff die bi ia 
tische Verwaltung durch einseitigen Akt die Kontrolle über, die 
Eisen- und Stahlindustrie der Ruhr. Auf diese Weise führte die 
britische Verwaltung ihre Maßrahmen bezüglich der grundlegen- 
den Ruhrindustrie durch, ohne mit den anderen im Kontrollrat 
vertretenen alliierten Mächten zu rechnen. Und doch hatte bereits 
auf der Berliner Konferenz die Sowjetregierung vorgeschlagen, 
daß die Ruhrindustrie, die den wichtigsten Teil des deutschen 
Kriegspotentials bildete, unter eine gemeinsame Kontrolle der vier 
alliierten Mächte gestellt werden sollte. Durch Übereinkomme 
der Teilnehmer an der Konferenz wurde die Prüfung dieser Frage 
verschoben. Es wurde beschlossen, der Rat der Außenminis 
sollte sich mit dieser Frage beschäftigen. Im Juli 1946 wies ich 
nach einer Instruktion durch die Sowjetregierung anläßlich der 
Versammlung des Außenministerrates in Paris auf die Notwen- 
digkeit hin, eine Kontrolle über das Industriegebiet der Ruhr 
durch die vier Großmächte zu errichten. Aber wiederum wurde auch 
damals die Erörterung der Frage nicht zu Ende geführt. Das hin | 
derte indessen die britische Verwaltung nicht, weitere einseitig 
Handlungen im Ruhrgebiet vorzunehmen. Dem sollte ein End 
gemacht werden. 2 


Die Sowjetregierung besteht darauf, daß der Rat der Außen- | 
minister den Beschluß faßt, das Ruhrgebiet mit seiner Industrie | 
unter die gemeinsame Kontrolle Großbritanniens, Frankreichs, der | 
Vereinigten Staaten und der Sowjet-Union zu stellen. Aus den | 
cbenerwähnten Gründen hält es die Sowjetregierung für unrecht 
und nicht zulässig, daß das Ruhrgebiet unter Kontrolle irgend- 
einer der alliierten Mächte belassen wird, noch kann man einem 
Plane zustimmen, der die Sowjet-Union oder irgendeine andere 
der vier alliierten Mächte von der tatsächlichen Kontrolle über | 
das Ruhrgebiet ausschließt. Nur eine gemeinsame Kontrolle durch 
die vier alliierten Mächte kann die Sicherheit schaffen, daß die 
Schwerindustrie des Ruhrgebietes nicht wieder die Basis für das 
Wiederaufleben des deutschen Kriegspotentials und einer neuen 
deutschen Aggression wird. B 


Es ist gleichfalls bekannt, daß gegen Ende des vergangenen 
Jahres die französische Verwaltung durch einseitige Handiung 
die Abtrennung des Saargebietes vom übrigen Deutschland durch- 
führte. Und wiederum wurde diese Frage nicht dem Alliierten | 
Kontrollrat unterbreitet. Auch in diesem Falle wurde der Kon- 
trollrat vor eine vollendete Tatsache gestellt. Ein derartiges Ver- 
fahren zur Lösung wichtiger Probleme in Deutschland kann nicht | 
anerkannt werden. | 


Im Dezember vergangenen Jahres wurde der Kontrollrat vor | 
die Tatsache einer neuen Sonderaktion seitens der beiden Regie- | 
rungen — und zwar der Vereinigten Staaten und Großbritanniens | 
— gestellt. Diese Regierungen schlossen ein Abkommen über die 
wirtschaftliche und verwaltungsmäßige Vereinigung der: britischen | 
und der amerikanischen Besatzungszone in Deutschland ab. Das 
Abkommen sieht im allgemeinen ein Dreijahres-Wirtschaftspro- 
gramm für beide Zonen vor. Es sieht ‚die Entwicklung des Han- 
dels zwischen den beiden vereinigten Zonen und anderen Ländern 
vor und stellt ferner sicher, daß das Verrechnungswesen mit an- | 
deren Zonen Deutschlands nicht in deutscher Mark, sondern in 
amerikanischen Dollars oder britischen Pfunden durchgeführt 
wird. Durch dieses Abkommen zwischen den beiden Besatzungs- | 
zonen in Deutschland — der amerikanischen und der britischen — | 
wurden diese tatsächlich von dem übrigen Deutschland abgetrennt. 
Auf diese Weise ist Deutschland zersplittert, was zu höchst nega- | 
tiven wirtschaftlichen wie politischen Folgen führen kann. Dieses 
Abkommen widerspricht grundlegend den Beschlüssen der Berliner 
Konferenz über Deutschlands wirtschaftliche Einheit. Auch in die- | 
sem Fall ist der Kontrollrat in Deutschland vor eine vollendete | 
Tatsache gestellt worden, und zwar im Gegensatz zu den von den 
Vereinigten Staaten und Großbritannien: übernommenen Verpflih- 
tungen. Diese Situation kann nicht als normal anerkannt werden. 
zumal da dieses anglo-amerikanische Abkommen keineswegs der 
Notwendigkeit der Beseitigung des industriellen Kriegspotentials 
Deutschlands oder der Verpflichtung Deutschlands zur Erfüllung 
der Reparationsleistuneen Rechnung trägt, ganz abgesehen davon 
daß es in direktem Widerspruch zur Durchführung des Programms 


über die wirtschaftliche Wiederherstellune D | ines 
N g Deutschlands als an, 
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In % ar h 
Abkommen erleichtert das Eindrin- 
rikanische britischer Monopole in die deutsche In- 
nd eröffnet ihnen ausgedehnte Gelegenheiten zur Unter- 
nung der deutschen Wirtschaft unter ihren Einfluß. Außerdem 
ieses anglo-amerikanische Abkommen mit der Verwirklichung 
irtschaftseinheit Deutschlands unvereinbar, da es zur Zer- 
ckelung und Zerstörung eines unabhängigen deutschen Staates 
rt und im Widerspruch zu den Beschlüssen der Berliner Kon- 
z sowie den anderen interalliierten Abkommen über diesen 


nstand steht. 
"SR 


e Grundlage des Abkommens bedeutet ein Unrecht. Wenn 
n von der Notwendigkeit der Erfüllung interalliierter Ver- 
chtungen hinsichtlich Deutschlands durchdrungen ist, können 
anderen Zonen einem derartigen Abkommen nicht beitreten. 
us all diesem folgt, daß das vorerwähnte anglo-amerikanische 
; Abkommen nicht in Kraft bleiben darf und beseitigt werden sollte. 


e Frage der Reparationen verdient besondere Aufmerksam- 
t. In dieser Hinsicht ist eine unhaltbare Lage entstanden. Be- 
nntlich wurde auf der Berliner Konferenz festgelegt, daß, der 
trag der industriellen Einrichtungen, die aus den westlichen 
nen auf Reparationsrechnung zu entnehmen waren, am 2, Fe- 
uar 1946 festgelegt werden sollte. Indessen ist mehr als ein 
nach dem festgesetzten Termin vergangen, aber noch immer 
kein Plan für den Abtransport von Einrichtungen aus den 
'estzonen vorhanden. Durch den gleichen Beschluß der Berliner 
ferenz. wurde festgelegt, Jaß Lieferungen von Ausrüstungen 
vornherein auf Reparationsrechnung aus den westlichen Zo- 
‚erfolgen sollten. Trotzdem verzögern die amerikanischen und 
britischen Besatzungsbehörden in Deutschland unter verschie- 
en Vorwänden die Durchführung dieses Beschlusses bis auf 
heutigen Tag. Selbst die Beschlüsse über die Reparationslie- 
ngen aus den Westzonen, die im Kontrollrat vor einem Jahr 
ıgenommen wurden, blieben bis jetzt unerfüllt. 


atürlich hat die Sowjetische Militärverwaltung in ihrer eige- 
Be Brasnne Maßnahmen zur Erfüllung des Planes der 
erungen, der von ihr in Übereinstimmung mit den ‚Beschlüssen 


und sie führt dies auch weiterhin durch. Dementsprechend 
et die Lieferung von industriellen Ausrüstungen aus der lau- 
ıden Industrieproduktion in der Sowjetzone statt. Gewisse Fa- 
ken in Deutschland sind gleichfalls auf Reparationsrechnung 
ch der Sowjet-Union abtransportiert worden. Einzelheiten die- 
"Maßnahmen sollten gründlich geprüft werden, sobald ein Ab- 
men über die grundlegenden Reparationsprobleme erzielt wor- 
‚ist, All diese Maßnahmen sind indessen für die Durchführung 
Beschlüsse, der Berliner Konferenz hinsichtlich der Repara- 
nen gänzlich ungenügend, da in. den Westzonen diese Beschlüsse 
tatsächlich nicht erfüllt werden. 


Die Lage wurde umso unhaltbäarer, als die von den britischen, 
amerikanischen und französischen Behörden kontrollierten west- 
lichen Zonen die Reparationsleistungen auch nicht für die anderen 
alliierten Länder durchführten. Es ist bekannt, daß die Interalli- 
ierte Reparationsagentur, die die Interessen anderer alliierter 
änder hinsichtlich der Reparationslieferungen vertritt, sich be- 
_ reits zum zweiten Male an den Außenministerrat mit einer Klage 
über die Nichterfüllung des Beschlusses über die Reparationen 
dte. Die Erklärung der Interalliierten Reparationsagentur 
e mit der ihr gebührenden Aufmerksamkeit zur Kenntnis ge- 
mmen werden. 


_ Die Länder, welche die brutale und ‚vernichtende Hitlerische 
} tzung durchmachen mußten, können sich nicht mit einer der- 
artigen Lage abfinden. In der Sowjet-Union ebenso wie in an- 
- deren Ländern, die die deutsche Okkupation erlitten haben, könn- 
ten sich die Regierung und das Volk angesichts der unermeßlichen 
_ Zerstörungen von Fabriken und Werken, von ganzen Städten und 
zahlreichen Dörfern nicht so ohne weiteres mit der Vereitelung 
der Reparationsbeschlüsse abfinden. Sie alle wissen, wieviel die 
_ Sowjet-Union in dem letzten Weltkrieg zur gemeinsamen altiier- 
ten. Sache beigetragen hat. Im Verlaufe von vier Jahren leisteten 
die Armeen der Sowjet-Union über 200 Divisionen der Deutschen 
und ihrer Satelliten Widerstand, zu gewissen Zeiten erhöhte sich 
_ die Anzahl dieser Divisionen sogar auf 240. Drei Jahre lang 
ämpften die Sowjettruppen ganz allein gegen die Armeen Hitlers 
d seiner Anhänger. Die Sowjetarmee verteidigte sich und er- 
_ rang für ihre Heimat Ruhm. Die von der Sowjetarmee zur Ret- 
tung der europäischen Zivilisation beigetragenen Leistungen sind 
allgemein bekannt. Die Sowjet-Union erlitt im Kriege gegen 
Jitlerdeutschland schwere Verluste. Unser Land büßte Millionen 
ron Menschen ein und;erlitt ungeheuren materiellen Schaden. Die 
jetregierung und das gesamte sowjetische Volk können nicht 
eben, daß dies in Vergessenheit gerät.. 


- 


V 
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Konferenz von, Berlin und der Krim aufgestellt wurde, ergrif- 


Hierbei ist es notwendig, daran zu erinnern, wieviel der Krieg 
die Sowjet-Union gekostet hat. Die Ausgaben des Sowjetstaates 
für den Krieg sowohl gegen Deutschland als auch gegen Japan 
und der Verlust an Einkünften, der infolge der Besetzung von 
Staatsunternehmen, Genossenschaften, Kollektivbauernschaften ein. 
trat und der Bevölkerung der Sowjet-Union zugefügt wurde, er- 
reichten einen ungeheuren Betrag. i 


Allein während des Krieges betrugen diese: Ausgaben und Ein 
kommensverluste nicht weniger als 357 Milliarden Dollar. Zu die- 
ser Summe müssen wir den unserem Staat und der Bevölke 
verursachten Schaden hinzurechnen, der infolge der ungehe 
Zerstörung und Ausplünderung von Staats-, Genossenschafts- 
privatem Eigentum während der Kriegsjahre in den vom Fei 
besetzten Gebieten entstanden ist. Ks 


Die außerordentliche staatliche Kommission, der die heı 
ragendsten öffentlichen Vertreter unseres Landes angehört 
schätzte diesen direkten Schaden in den der Besetzung unterwor 
fenen Gebieten auf 128 Milliarden Dollar. Um diese ungeheur 
Gesamtsumme direkter Verluste unseres Landes zu erklären, 
innere ich Sie daran, daß die deutsch-faschistischen Eindring 
und ihre Satelliten 1710 Städte und über 70.000 Dörfer zerstö 
beziehungsweise vollständig oder teilweise niederbrannten 
zerstörten und etwa 25 NMlillionen Personen obdachlos 
31 850 Industrieunternehmungen, die etwa 4 Millionen A 
beschäftigten, zerstörten, 65 000 Kilometer Eisenbahnstrecke 
4100 Bahnhöfe zerstörten, 98 000 Kollektivbauerngüter, 1876 
güter und 2890 Maschinen- und Traktorenstationen beraubte 
zertrümmerten, 7 Millionen Pferde, 17 Millionen Großvi 
Millionen Schweine, 27 Millionen Schafe und Ziegen schlachtet 
raubten oder nach Deutschland trieben. Außerdem zerstörten 
vernichteten sie 40 000 Krankenhäuser und andere Einrich 
des Gesundheitswesens, 84 000 allgemeine Schulen, besondere 
mentarschulen, höhere Erziehungsinstitute, wissenschaftlic 
schungsinstitute und 42.000 öffentliche Bibliotheken. Zu 
sem muß man die Verluste an Menschenleben hinzufügen, 
mehrere Millionen geschätzt werden. Ich hoffe, daß man 
Grund dieser Zahlen verstehen wird, weshalb die Sowjetregie: 
und das gesamte sowjetische Volk darauf bestehen, daß der } 
der Außenminister Maßnahmen durchsetzt, die die Durchf 
der Beschlüsse der Konferenz von Berlin und der Krim über 
Reparationen sichern werden. Wenn. das geschieht, ist es notw. 
dig, schließlich den Betrag und das Verfahren der Repar 
lieferungen zu bestimmen. f 


Während sich die Gesamtsumme der ‚lediglich direkten Ver 
die unserem Land in den besetzten. Gebieten zugefügt wurd 
auf 128 Milliarden Dollar beläuft, verlangt die Sowjet-Union 
Deutschland einen Betrag von 10 Milliarden Dollar. Dieser 
parationsbetrag Deutschlands wird weniger als ein Zehnte 
direkten Verluste decken, die der Sowjet-Union in den von 
deutschen Eindringlingen besetzten Gebieten zugefügt worden si 
Die Billigkeit dieser Forderung der Sowjet-Union kann nicht 


"stritten werden. Ne 


Um das Problem der Reparationen Deutschlands entsprec 
zu klären, muß ich bei den grundlegenden Dokumenten verw 
die sich auf dieses Problem beziehen. In erster Linie werde 
den vollen Text der entsprechenden Beschlüsse der Berliner 
ferenz zitieren. 


Aus den Berliner Beschlüssen: Me 
In Übereinstimmung mit den Beschlüssen der Krimkonferen 
wonach Deutschland gezwungen werden soll, in . 
Umfang die Verluste und Leiden auszugleichen, die es den 
“einten Nationen zugefügt hat und für die das deutsche Vol 
sich der Verantwortung nicht entziehen kann, wurde folgendes 
Abkommen über die Reparationen erzielt: RE 
1. Die Reparationsansprüche der UdSSR sollen durch Ent- 
nahmen aus der von der UdSSR besetzten Zone in Deutschland 
und durch angemessene deutsche Auslandsguthaben befriedigt 
werden. En 
2. Die UdSSR wird die Reparationsansprüche Polens aus 
ihrem eigenen Anteil an den Reparationen befriedigen. ne 


3. Die Reparationsansprüche der Vereinigten Staaten, des Ver- 
einigten Königreichs und der anderen Länder werden aus den 
Westzonen Deutschlands sowie durch entsprechende deutsche 
Auslandsguthaben befriedigt‘ werden. f 


4. Zusätzlich zu den der UdSSR aus ihrer eigenen Bssatzungs- 
zone zu leistenden Reparationen soll die UdSSR aus den West- 
zonen noch folgendes erhalten: E 
a) 15 Prozent solcher verwendbaren und vollständigen Haupt- 

ausrüstungen, die in erster Linie aus metallurgischen, che- 
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_ „VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


! mischen und Maschinenbauindustrien stammen, soweit sie für 
die deutsche Friedenswirtschaft uicht notwendig sind, und 
die aus den Westzonen Deutschlands im Austausch gegen 
Nahrungsmittel, Kohle, Pottasche, Zink, Holz, Tonwarer, 
Petroleumprodukte und ähnliche Bedarfsgüter, über die ein 
Abkommen erzielt wurde, in gleichem Werte geliefert 'wer- 


N den sollen; 
b) 10 Prozent solcher industrieller Hauptausrüstungen, soweit sie 
ee für die deutsche Friedenswirtschaft nicht nötig sind, scllen 


aus den westlichen Besatzungszonen an die Sowjetregierung 
auf Reparationsrechnung übergeben werden ohne Bezahlung 
oder Austauschlieferung irgendwelcher Art. 


Die Entnahmen der Einrichtungen, wie sie in den Punkten 
a) und b) erwähnt sind, sollen gleichzeitig erfolgen. 


5. Der Umfang der aus den westlichen Besatzungszonen auf 
_ Reparationskonto zu entnehmenden Ausrüstung soll spätestens 
innerhalb von sechs Monaten, von jetzt ab gerechnet, bestimmt 
sein. 
6. Die Entnahme der industriellen Ausrüstung soll so bald 
wie möglich beginnen und innerhalb von zwei Jahren, von dem 
in $ 5 niedergelegten Zeitpunkt an gerechnet, beendet sein. Die 
Lieferung der unter 4a) erwähnten Waren, und Produkte soll 
so bald wie möglich. beginnen und seitens der UdSSR nach den 
vereinbarten Bedingungen innerhalb von fünf Jahren von dem 
jetzt festgelegten Datum an durchgeführt werden. Die Bestim- 
mung des Umfanges und der Art der industriellen Ausrüstung, 
die für die deutsche Friedenswirtschaft unnötig und daher für 
_ — Reparationen verfügbar ist, soll durch den Kontrollrat entspre- 
chend der von der aliiierten Kommission für Reparationen fest- 
gelegten Politik unter-Teilnahme Frankreichs durchgeführt wer- 
den und Gegenstand der endgültigen Billigung der Zonenbhe- 
fehlshaber derjenigen Zonen sein, aus denen die Ausrüstung 
_ entnommen wird. 


N 7. Vor der Festsetzung der Gesamtmenge der der Entnahme 

 unterliegenden Ausrüstung sollen Vorauslieferungen solcher 

x “ Ausrüstungen erfolgen, die für die Lieferung in Übereinstim- 

mung mit dem im letzten Satz des $ 6 niedergelegten Verfah- 
Beeren als verfügbar bestimmt sind. 


Ks 
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sl Die a deitseierwng verzichtet auf alle Ansprüche bezüg- 
N. lich der Reparationen aus Anteilen an deutschen Unterneh- 
> mungen, die in den westlichen Besatzungszonen Deutschlands 
gelegen sind, ebenso auf alle Ansprüche hinsichtlich deutscher 
_  Auslandsguthaben in allen Ländern mit Ausnahme derjenigen, 
die in $ 9 weiter unten besonders aufgeführt sind. 


9. Die Regierungen der Vereinigten Staaten und des Ver- 
einigten Königreichs verzichten auf ihre Ansprüche auf Repa- 
rationen hinsichtlich der Anteile an deutschen Unternehmungen, 
die in der östlichen Besatzungszone Deutschlands gelegen sınd, 
ebenso hinsichtlich der deutschen Auslandsguthaben in Bulga- 

rien, Finnland, Ungarn, Rumänien und dem östlichen Österreich. 


10. Die Sowjet-Union erhebt keine Ansprüche auf das von 
den alliierten Truppen in Deutschland erbeutete Gold. 


einzelne gehenden Kommentar. Es muß indessen bemerkt werden, 
daß der Beschluß der Berliner Konferenz mit den Worten be- 
_  ginnt, daß er »in Übereinstimmung mit den Krimkonferenzbe- 
 schlüssen« gefaßt wurde. Im Hinblick ‚hierauf ist es notwendig. 
Ihnen genauestens darzulegen, was die Krimkonferenz über die 


Reparationen, die von Deutschland zu leisten sind, beschlossen hat. 
} EN 
Um dies ganz klar und deutlich zu machen, 


ns ich die Beschlüsse der Krimkonferenz 


licht worden sind. 


Bi Aus den Beschlüssen von Jalta 


Protokoll der Besprechungen zwischen den Chefs der drei Re- 
-  gierungen auf der Krimikonferenz über die Frage der deutschen 
_ _ Reparationen in Waren. Die Chefs der drei Regierungen kamen 
wie folgt überein: 


1. Deutschland muß in Waren für die Verluste bezahlen, die 
es im Verlaufe des Krieges den verbündeten Nationen zufügte. 
Die Reparationen sollen in erster Linie diejenigen Länder er- 
halten, die die Hauptlast des Krieges getragen haben, die die 
schwersten Verluste erlitten und den Sieg über den Feind er- 
fochten haben. 

2. Die Reparationen sollen in den drei folgenden Formen aus 
Deutschland herausgezogen werden: a) Hauptentnahme inner- 
halb von zwei Jahren nach der Niederlage Deutschlands oder 
der Einstellung des organisierten Widerstandes aus dem Na- 
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Dieser Beschluß der Berliner Konferenz benötigt keinen ins 


veröffentlichen, die bis jetzt nicht veröffent- 


S; Ä Mr st 
Reparatione 


en 


tionalvermögen Deutschlands, das sich sowohl in. dem Geb 
Deutschlands selbst als auch außerhalb seines Gebietes befindet 
(Betriebsanlagen, Werkzeugmaschinen, Schiffe, Eisenbahnwagen- 
material, deutsche Investierungen im Ausland, Aktien von In- 
dustrie-, Transport-, Schiffahrts- und anderen Unternehmen in 
Deutschland und so weiter); diese Entnahmen sollen hauptsäch- 
lich mit dem Ziel der Vernichtung des deutschen Kriegspoten- 
tials durchgeführt werden; b) jährliche Warenlieferungen aus 
der laufenden Produktion nach Ende des Krieges für einen 
festzusetzenden Zeitraum; c) Verwendung deutscher Arbeits- 
kräfte. a. 

3. In Moskau soll zur Ausarbeitung eines ausführlichen Pla- 
nes gemäß den eben angeführten Prinzipien für die Heraus- 
ziehung von Reparationen aus Deutschland eine alliierte Ei 
parationskommission geschaffen werden, die aus Vertretern der 
UdSSR, der Vereinigten Staaten und des Vereinigten König- 
reiches besteht, N R 


4. Bezüglich der Festsetzung der Gesamtsumme der Repara- 
tionen sowie der Verteilung derselben unter die Länder, die 
unter der deutschen Aggression gelitten haben, kamen die sow- 
jetische und die amerikanische Delegation wie folgt überein: 
»Die Moskauer Reparationskommission sollte im Anfangsstadium 
als Grundlage für die Besprechung den Vorschlag der Sowjet- 
regierung annehmen, daß die Gesamtsumme der Reparationen 
gemäß den Punkten a) und b) des Paragraphen 2 zwanzig Mil- 
liarden Dollar sein sollte und daß 50 Prozent hiervon an die 
UdSSR gehen sollten.« j = 


Die britische Delegation war der Ansicht, daß bis zur Erörte- 
rung der Reparationsfrage durch die Moskauer Reparationskom- 
mission keine Reparationsziffern erwähnt werden sollten. Der 
obenerwähnte sowjetisch-amerikanische Vorschlag wurde an die 
Moskauer Reparationskommission als einer der Vorschläge wei- 
tergegeben, die von der Moskauer Kommission erörtert werden 
sollen. Unterzeichnet von Churchill, Rooseveit und Stalin. & 


Damit hat die Krimkonferenz anerkannt, daß die Reparationen 
auf drei verschiedene Arten aus Deutschland entnommen werden 
sollten: . E 


1. durch die Entfernung des Hauptteils der Betriebsanlagen, 


Werkzeugmaschinen 'und so weiter, ; 
+ 


„2. durch jährliche Warenlieferungen aus der laufenden Produk- a 
tıon, PR 
3. durch die Verwendung deutscher Arbeitskraft. $; 
Daneben besprach die Krimkonferenz auch die Frage des Be- 
trages der Reparationen. Auf der Krimkonferenz kamen ‚die sow- 
jetische und die amerikanische Delegation zu einem Abkommen 
darüber, daß die Moskauer Reparatiönskommission als Basis für 
die Besprechung den Vorschlag der Sowjetregierung annehmen 
wird, die Reparationssumme Deutschlands auf 20 Milliarden . 
Dollar festzusetzen, wobei die Hälfte dieser Summe an die Sow- 
jet-Union gehen sollte. Das Protokoll zeigt zugleich, daß die bri- 
tische Delegation es damals nicht für möglich hielt, irgendwelche 
Reparationsziffern zu nennen. ‘ 2 


Es ist unbedingt erforderlich, an diese Entscheidungen der | 
Krimkonferenz zu erinnern. Das ist besonders notwendig, weil 
jetzt der Versuch unternommen wird, das in Berlin geschlossene 
Reparationsabkommen in dem Sinne auszulegen, daß es alle vor- 
herigen Abkommen und Verhandlungen über Reparationen ablöse. 
Dem kann schon aus dem Grunde nicht zurestimmt werden, weil 
im Beschluß der Berliner Konferenz über Reparationen Deutsch- 
lands selbst darauf hingewiesen wird, daß er »gemäß dem Krim- 
beschluß« getroffen wurde, während der Beschluß der Berliner 
Konferenz über Deutschland besagt, daß es »der Zweck dieses Ab-- 
kommens ist, die Krimerklärung über Deutschland durchzuführen«. ‚ 


j 
“ 


‚In letzter Zeit tauchten Streitfragen über die Angelegenheit der 
Lieferungen aus der laufenden Produktion auf Reparationskonto 
auf. Es sollte bemerkt werden, daß diese Streitfraeen trotz der. 
Tatsache auftauchten, daß entsprechend vielen Berichten laufende 
Lieferungen auch in den Westzonen stattfinden. Aus dem Texte] 
des Protokolls der Krimkonferenz geht klar hervor, daß diese 
Frage bereits damals keinen Zweifel bei einem ‘der Teilnehmer 
der Krimkonferenz hervorrief. Der Beschluß der Berliner Kon- 
ferenz konzentrierte sich .auf die Entfernung der Betriebsanlagen. 
als Hauptproblem. Aber dieser Beschluß enthält kein einzives 
Wort gegen Reparationen aus der laufenden Produktion wie Sie 
durch den Beschluß der Krimkonferenz in Betracht gezogen wur- 
den. Zu jener Zeit war es jedoch nicht notwendig, sich mit den 
Einzelheiten dieses Problems zu beschäftigen, da es unmöglich 


war, die Größe der möglichen laufenden Lieferungen zu bestim- 
men. - 3 


Europa-Archiv I N 947 


2 NT 
De TE ur 
= ‚wurde darauf hingewiesen, daß die Deckung eines Teils 
Be tionen aus der laufenden Produktion die Erweiterung 
lans für den Stand der deutschen Industrie erfordern würde, 
der vor einem Jahr vom Kontrollrat angenommen worden ist. 
Die Berechtigung dieser Beobachtung sollte zugegeben werden. Im 
nblick hierauf schlägt die Sowjetregierung eine Revision des 
ans für das deutsche Industrieniveau, das vor einem Jahr fest- 
stellt ‚wurde, und dıe Erhöhung dieses Niveaus auf die notwen- 
ige Höhe vor. Wir sollten der Entwicklung der deutschen Frie- 
- densindustrie keine Hindernisse in den Weg legen. Die Alliierten 
ollten die‘ deutsche Industrie kontrollieren, um zu verhindern. 
daß ihre Entwicklung zu einer Wiederaufrichtung des Krießs- 
otentials und zu einer Wiederbelebung des deutschen Militaris- 
mus und der Aggression gelenkt wird. Auf der anderen Seite 
edoch besteht gegenwärtig in verschiedenen Ländern ein unbe- 
: riedigter Bedarf an Industrieprodukten. Die Wiederherstellung‘ 
ler deutschen Friedensindustrie würde möglicherweise die Befrie- 
digung dieses Bedarfs nach industriellen Waren erleichtern. Wir 
sollten bei der schnelleren Entwicklung des deutschen Kohlen- 
bergbaus und der Erhöhung der deutschen Produktion von Metal- 
en und anderen industriellen Waren helfen. Das wird die Mösg- 
lichkeit schaffen, die Bedürfnisse des deutschen Volkes zu befrie- 
- digen, die in den letzten Jahren nicht befriedigt wurden, während 
gleichzeitig der Export der deutschen Industrieproduktion be- 
trächtlich helfen dürfte, ähnliche Bedürfnisse anderer Nationen 
zu befriedigen. 

'_Selbstverständlich werden sich ausländische Monopolisten fin- 
n- den, die versuchen werden, die deutsche Produktion von den 
-  Weltmärkten fernzuhalten. Aus Furcht vor der Konkurrenz möch- 


ten diese Herren die deutsche Industrie abwürgen, sie verringern " 


oder dies wenigstens versuchen, soweit die Auslandsmärkte be- 
troffen werden. Aber wir dürfen einem derartigen Druck kleiner 
-  selbstsüchtiger Gruppen nicht nachgeben. Die Interessen der Völ> 
- ker verlangen etwas gänzlich anderes. Die Völker benötigen eine 
beträchtliche Erhöhung der billigen Gebrauchsgüter guter Quali- 
tät, und sie brauchen auch die Hilfe der (deutschen Industrieliefe- 
“© rung angesichts der Niederhaltung und Auskämmung der auslän- 
 dischen Monopolgesellschaften, die mit allen Mitteln danach 
_ streben, ihre Konkurrenten auszuschalten, und bereit sind, ihrer- 
- seits die beliebige Produktion zu außerordentlich überhöhten Prei- 
sen unterzubringen. 5 


Gleichzeitig dürfen wir nicht diejenigen Beschlüsse der Ber- 
 liner Konferenz vergessen, die von der Notwendigkeit der Besei- 
tigung der ausgedehnten Konzentration wirtschaftlicher Macht 
in Kartellen, Syndikaten, Trusts und anderen deutschen Monopol- 
‚gesellschaften verschiedener, Art sprechen. Bis auf den heutigen 
Tag ist diese Aufgabe in den Zonen noch nicht durchgeführt 
_ worden. Doch ist es ohne Durchführung der Entkartellisierung 
und Beseitigung der Monopolherrschaft unmöglich, die Bedingun- 
as gen für eine Wiedergeburt Deutschlands als eines friedlichen und 
_ demokratischen Staates zu sichern. Um diese wichtise Aufgabe 
wirklich durchführen zu können, ‚ist es notwendig, die Fabriken 
und die anderen Unternehmen der Konzerne, Kartelle und Trusts 
zu enteignen und diese Werke dem deutschen Staat als Eigentum 
- zu übergeben. Man muß bei der Durchführung dieser Mafßfnahmen 
die demokratischen Parteien und die Freien Gewerkschaften 
Deutschlands zur Arbeit hinzuziehen: sie können in. dieser An- 
 gelegenheit eine wesentliche Hilfe ieisten. Andernfalls würden 


 Monopole, durch Monopole ‘ausländischen Ursprungs ersetzt, die 
in keiner Hinsicht besser als die deutschen Monopole sind. 


 & Nach allem Gesagten ist es ganz: klar, was zur Vollendung der 
_ wirtschaftlichen Einheit Deutschlands notwendig ist. Die Ver- 
_  wirklichung der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands setzt ein 
-; Abkommen zwischen den für die Kontrolle Deutschlands verant- 
 wortlichen vier alliierten Mächten darüber voraus, daß der Ent- 

 wicklungsstand der.deutschen Industrie und Landwirtschaft sowie 
© Deutschlands angemessene Teilnahme am Welthandel aufeinan- 
der abgestimmt werden, während gleichzeitig die Erfüllung der 
- Verpflichtungen Deutschlands gegenüber den Alliierten einschließ- 
lich der bedingungslosen Erfüllung der Reparationsleistungen ge- 
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sichert wird. Natürlich bedeutet Deutschlands wirtschaftliche Ein- 
> heit gleichzeitig, daß Deutschland angemessene Besatzungskosten 
tragen soll und daß die Alliierten zielbewußt Maßnahmen zur Be- 
E: seitigung des deutschen industriellen Kriegspotentials durchführen. 
Be Die Sowjet-Union ist ihrerseits vollkommen bereit, die Ver, 
_ _wirklichung der Wirtschaftseinheit Deutschlands und die Beseiti- 


gung der wirtschaftlichen Zwischenzonengrenzen jeder Art zu er- 
Teichtern. Die Verwirklichung derartiger Pläne begegnet den In-. 
-teressen der Alliierten, ganz abgesehen davon, daß sie in vollem 
- Umfange den Interessen des deutschen Volkes entspricht, da die- 
ses nach einer Umwandlung Deutschlands zu einem friedlichen 
keakischen Staat strebt, der im Laufe der Zeit zwischen den 
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‘die deutschen Monopolgesellschaften durch verschiedene andere - 
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freien und friedlichen Nationen der Welt den ihm gebührenden 


Die wichtigste Voraussetzung für die Durchführung der wirt- 
schaftlichen Einheit Deutschlands ist die Errichtung je einer zen- 
tralen deutschen Verwaltungsstelle für Industrie, Landwirtschaft, 
Finanzwirtschaft, Transport- und Verkehrswesen und für den 
Außenhandel. Das ist für die Sicherung einer einheitlichen Lei- 
tung aller grundlegenden Wirtschaftsmaßnahmen im gesamtdeut- 
schen Rahmen unbedingt notwendig. Das ist auch für die Vor- 
bereitung des Verwaltungsapparates der deutschen Regierung 
unerläßlich, deren Schaffung unverzüglich in Angriff genommen 
werden muß. Die alliierten Länder können diese Aufgabe wirk- 
sam vollenden, indem sie die demokratischen Parteien und Freien 
Gewerkschaften unterstützen. 


Im Zusammenhang mit den obigen Ausführungen unterbreitet 
die Sowjetregierung dem Rat der Außenminister ihre Vorschläge 
hinsichtlich der Frage der Wirtschaftseinheit Deutschlands und 
der Reparationsfrage zur Prüfung: = 


1. Wirtschaftliche Einheit Deutschlands 


über die Wirtschaftseinheit Deutschlands. und zur Beseitigu 
der in dieser Hınsicht bestehenden ‚Unzulänglichkeiten erach 
es der Rat der Außenminister für notwendig: 


1. sofort zentrale deutsche Verwaltungsabteilunsen zu errichten, 
wie sie von der Berliner Konferenz vorgesehen waren, und 
zwar für Industrie, Finanzwesen, Transport, Verkehrswes n, 
Außenhandel und Landwirtschaft, wodurch die einheitliche 
Leitung der wichtigsten Wirtschaftsmaßnahmen im gesamt- 
deutschen Raum gesichert und der Verwaltungsapparat einer 
deutschen Regierung vorbereitet wird; z 


m 


.im Wege der Abänderung des Kontrollratsbeschlusses v 
27. März 1946 eine Erhöhung des deutschen Industriestan- 
dards vorzusehen, wonach die jährliche Stahlerzeugung in 
nächster Zeit auf zehn bis zwölf Millionen Tonnen gebracht 
wird; 2 

3. in Anbetracht der Tatsache, daß die Ruhrindustrie die 

Hauptgrundlage des deutschen Militarismus bildete, den In- 
dustriebezirk der Ruhr unter gemeinsame Kontrolle Groß- 
britanniens, Frankreichs, der Vereinigten Staaten und der 
UdSSR zu stellen; Rn F 

4. Gesamtmaßnahmen durchzuführen, damit das Finanzwesen 
und der Geldumlauf in Deutschland auf eine gesunde Grund- 
lage gestellt werden; nn 

5 im Hinblick auf die Sicherung der Importe vor Roh- und 

anderen Materialien, die für die deutsche Friedensindustrie 

wichtig sind und im Hinblick auf die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen Deutschlands gegenüber den Alliierten Beihilfen 
zur Erholung des deutschen Exports zu leisten; MR 


6. den Kontrollrat darüber zu unterrichten, daß er die notwen- 
digen Schritte zur Enteignung von Fabriken und anderen 
Unternehmen der Konzerne, Kartelle und Trusts ergreift und 
diese Unternehmen dem deutschen Staat als Eigentum über- 
gibt, sowie diesen zu veranlassen, sich hierbei der Hilfe der 
demokratischen Parteien und Freien Gewerkschaften Deutsch- 
lands bei der Durchführung dieser Maßnahmen zu versichern 


7. das Abkommen über die wirtschaftliche Vereinigung der b 
tischen und der amerikanischen Zone als ungültig zu betrach- 
ten, dä es die wirtschaftliche Einheit Deutschlands verletzt. 


Il. Die Reparationen Deutschlands 


In Übereinstimmung mit den Beschlüssen der Berliner Kon- 
ferenz über die Eintreibung von Reparationen von Deutschland 
in den Zonen und zwecks Bestimmung des Betrages und des 
Verfahrens der Eintreibung der Reparationen erachtet der Rat 
‘der Außenminister folgendes für notwendig: 


1 einen Gesamtbetrag der von Deutschland zu leistenden Re- 
parationen in einer Summe (nach den Weltmarktpreisen von 
1938) festzusetzen und die Reparationssumme für die UdSSR 
auf 10 Milliarden Dollar zu bemessen, wobei die Sowjet- 
Union es unternimmt, die Reparationsansprüche Polens aus 
ihrem eigenen Anteil zu befriedigen; 


6) 


zur Deckung‘ der Reparationen heranzuziehen: 
'a) gleichzeitige Entnahmen, die in der Zeit nach der Berliner 
Konferenz durchgeführt wurden oder werden, von zur 
'Vervollständigung geeigneter Industrieausrüstung, soweit 
sie für die deutsche Friedenswirtschaft nicht notwendig 
ist; im Falle eines Verbleibens der Ausrüstung einer der- 
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artigen Fabrik für den Gebrauch in Deutschland ist irgend- 


u in Zusammenhang steht, auf  Reparationsrechnung abzu- 
wre liefern; 

A ‘b) jährliche Warenlieferungen aus der laufenden Produktion; 
*3 c) die deutschen Auslandsguthaben; 

‘d) verschiedene Dienstleistungen; 


8. den Abtransport der Ausrüstungen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands nach der Sowjet-Union vorzuneh- 
men, wie es in den Berliner Beschlüssen zum 1. Juli 1947 
vorgesehen ist und wie die entsprechenden Abtransporte aus 
den westlichen Besatzungszonen Deutschlands zum 1. Juli 
1948 erfolgen sollen; ' 


. festzulegen, daß die Reparationsverpflichtungen Deutschlands 
innerhalb von zwanzig Jahren, beginnend mit dem Tage der 
Veröffentlichung der Beschlüsse der Berliner Dreimächte- 
_ konferenz, erfüllt werden; 

5. die Tätigkeit der Interalliierten Reparationskommission, die 
_ aus Vertretern Großbritanniens, der Vereinigten Staaten, 
- Frankreichs und der UdSSR besteht, wiederaufzunehmen; 


bei ordnungsmäßiger Erfüllung des festgelegten Plans der 
eparationsleistungen der Produktion der deutschen Frie- 
densindustrie sowohl für den inneren Bedarf Deutschlands 
als auch für die Entwicklung des Handels mit anderen Län- 
‘dern keine Hindernisse in den Weg zu legen. 


RN 
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Sowjetregierung ersucht, ihre vorgelegten Vorschläge einer 
g zu unterziehen.“ 


h Molotow sprach der amerikanische Außenminister 
all. Er betonte, daß der Schlüssel zur Lösung des 
schen Wirtschaftsproblems in der Behandlung Deutsch- 
ds als wirtschaftliche Einheit liege. Marshalls Ausfüh- 
en‘ spiegelten im wesentlichen den Inhalt des dem 
ıßenministerrat am 17. März überreichten amerikanischen 
orschlages für die Behandlung Deutschlands als wirtschaft- 
Einheit wider. Dieses Dokument hat folgenden Wort- 


schland an, die für die Behandlung Deutschlands als wirt- 
aftliche Einheit notwendigen Maßnahmen zu treffen. 


\) Hinsichtlich der Errichtung und Tätigkeit deutscher zen- 
>r Verwaltungsbehörden soll die Alliierte Kontrollbehörde 
olgende Maßnahmen ergreifen: 
‘Sie soll deutsche Zentralverwaltungsbehörden schaffen, die 
deutschen Staatssekretären unter der Überwachung und 
ntrolle alliierter. Behörden geleitet werden, jedoch einer vor- 
gen deutschen Regierung Bericht erstatten, sobald diese ge- 
let ist. Diese Behörden sollen für Finanzen, Transport und 
Jerkehr, Industrie, Außenhandel, Ernährung. und Landwirt- 
chaft sowie für alle anderen Zweige errichtet werden, die von 
er Alliierten Kontrollbehörde als notwendig nn werden. 
sollen die Vollmacht erhalten, alle Probleme innerhalb ihres 
beitsgebietes zu behandeln, die auf nationaler Basis geregelt 
erden müssen. | 
1 2. Die Alliierte Kontrollbehörde soll die für die Leitung die- 
. „ser Behörden erforderlichen politischen Direktiven erlassen ein- 
schließlich jener Bestimmungen, welche die Aufteilung der Ver- 
valtungsfunktionen zwischen den Zentralbehörden und den 
ndern festlegen. Hi, 
0,83. Sie soll die Zentralbehörden und. die deutschen Behörden 
- der verschiedenen Länder ermächtigen, ohne die Intervention 
 der‘einzelnen -Besatzungsbehörden direkt in gegenseitige Ver- 
handlungen zu treten. Außerdem sollen die Zentralbehörden 
ermächtigt werden, den deutschen Länderbehörden unmittelbar 
‚alle jene Anweisungen zu geben, die zur Durchführung ihrer 
Aufgaben auf den oben erwähnten Gebieten erforderlich sind. 
Die deutschen Länderbehörden sollen verpflichtet sein, diesen 
Anweisungen Folge zu leisten. Die Befehlshaber der einzelnen 
Zonen sollen Autorität über die Zentralverwaltungsbehörden 
_ nur durch die Alliierte Kontrollbehörde haben. 


4. Die Ermächtigungen und Befugnisse, die hiermit den deut- 
schen Zentralverwaltungsbehörden erteilt werden, sollen allen 
n Beschlüssen oder Anweisungen untergeordnet sein, die vom All:- 
ierten Kontrollrat oder, falls im Kontrollrat Unstimmigkeiten 
herrschen, durch die Majorität seiner Mitglieder gegeben werden. 
; B) Die Alliierte Kontrollbehörde soll die Behandlung Deutsch- 
lands als wirtschaftliche Einheit durch: eine gemeinsame Politik 
sicherstellen, welche auf folgenden Grundsätzen beruht: 
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ein anderes Eigentum der Fabrik, das mit ihrer Tätigkeit . 


al \ \ ; 
er Außenminısterrat weist die Alliierte Kontrollbehörde in 


« treffen, um innerhalb Deutschlands sowohl den Deutschen wie 2 


7 ARTE ne 

1. a) Einheimische Produkte und 0 'e solle 
samer Basis in ganz Deutchland ohne Rücksicht auf di N. 
grenzen verfügbar gemacht werden. Zu diesem 2 eck so 
Mangelwaren nach einem gemeinsamen Standard zugeteilt oc 
rationiert werden, während andere Waren frei gehandelt w 
den sollen. | % 

b) Die landwirtschaftliche Produktion soll auf einen Hö 
stand gebracht und die Industrie auf friedlicher Grund 
wieder in Gang gesetzt werden. Be, 

c) Für ganz Deutschland soll sofort ein Ausfuhr-Einfuhr- E 
Programm festgesetzt werden, um Deutschland in die Lage zu 
versetzen, die genehmigten Einfuhren zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt zu bezahlen. Hierbei soll die Bedeutung der deutsche 
Ausfuhren für den Wiederaufbau Europas in Rechnung geste 
werden. Ein zeitweiliger Fehlbetrag in der internationalen Zah- 
lungsbilanz Deutschlands soll von den Besatzungsmächten je 
nach dem vom Alliierten Kontrollrat getroffenen Übereinkom- 
men getragen werden. | ® 5 

2. Ein Programm für eine Finanzreform soll so bald wie 
möglich angenommen werden, um die’ überflüssige Kaufkraft 
verschwinden zu lassen, dadurch den inländischen wie den 
Außenhandelswert der deutschen Währung wiederherzustellen 
und den erforderlichen Anreiz zur Erhöhung der Produktion 
zu geben. ER Ms: vr 

3. Im Hinblick auf die unverzügliche Inkraftsetzung der Fi- 
nanzreform soll die Alliierte Kontrollbehörde sofort mit dem 
Druck neuen Geldes unter’ voller Kontrolle aller vier Mächte 
in Berlin beginnen. | Kay: 


4, Es sollen geeignete Mäßnahmen getroffen werden, um 
sicherzustellen, daß die gesamte deutsche Arbeitskraft, die Pro-- 3 
duktion und die in Deutschland befindlichen Besitzwerte ein- | 
schließlich des Vermögens, das ganz oder teilweise. Nichtdeuf® Zu | 
schen gehört, als Teil der Hilfsquellen der deutschen Wirtschaft 
behandelt werden. Sie sollen den oben angeführten Maßnahmen, 
den Entscheidungen und Anordnungen der Alliierten Kontroll- 
behörde ünd der entsprechenden deutschen Behörden sowie dem v4 
deutschen Gesetz unterworfen sein. | ® Ei 


Der Erwerb von Eigentumsrechten oder die Kontrolle eines 
Wirtschaftsbetriebes in Deutschland durch eine auswärtige Macht 
oder durch ausländische Staatsangehörige soll vom Beginn der 
Besatzung an bis zur Auflösung der Viermächteregierung nur 
gültig sein, wenn die Genehmigung des Alliierten Kontrollrats 
erteilt wird. ; a 

5. Für die Benutzung der einheimischen deutschen Hilfsquel- |) 
len durch die Besatzungsmächte soll eine allgemeine Beschrän- | 
kung angeordnet werden. Innerhalb dieser Beschränkung soll 
über die Bedürfnisse der Besatzungsstreitkräfte und der Orga- 
nisationen der Besatzungsmächte ° nicht durch die einzelnen 
Zonenbefehlshaber, sondern auf gemeinsamer Basis vom Alli- 
ierten Kontrollrat. entschieden werden. Ein Plan für die ein 
heitliche Finanzierung und Begutachtung der Besatzun+sbedürf- | 
nisse soll vom Alliierten Kontrollrat vorbereitet werden. »- 


6. Die Alliierte :Kontrollbehörde 'soll die Zonengrenzen als 
politische und wirtschaftliche Schranken abschaffen und nur | 
Demarkationslinien für die Sicherheit der alliierten Truppen | 
bestehen lassen. Damit dieses Ziel erreicht wird und die B- 
dingungen für eine wirtschaftliche Einigung geschaffen werden, 4 
soll die Alliierte Kontrollbehörde die notwendigen Maßnahmen 


dem alliierten Personal Bewegungsfreiheit zuzusichern und die - 
grundlegenden Freiheiten, wie sie ın dem Berliner Protokoll’ 
niedergelegt sind, in allen Teilen Deutschlands ohne Zwischen- 

schaltung der Besatzungsbehörden zu gewährleisten “ ee 


Marshall beschäftigte sich dann mit den Ausführungen ni 
Molotows und erklärte, daß die in ausländischem Privat- | 
besitz ‚befindlichen Werke in der Zuteilung von Rohstoffen | 
und der Verteilung der Erzeugnisse jetzt in gleicher Weise 
wie die deutschen Werke behandelt werden müßten. In der 
sowjetischen Zone gebe es zur Zeit eine solche gleiche Be- 
handlung nicht. Obwohl die Sowjetbehörden keine Einzel- 
heiten über die sogenannten Sowjet-Aktiengesellschaften an- 
gegeben hätten, seien sie sicherlich den alliierten Kontroll- | 
behörden nicht unterstellt worden. Es handele sich um 
exterritoriale Vorrechte einer fremden Regierung. Eine sol- 
che Kontrolle durch eine Besatzungsmacht sei mit den Grund- | 
sätzen der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands, wie sie 
in Potsdam beschlossen worden sei, unvereinbar. ni 

Außenminister Marshall wandte sich dann der Frage der 
Reparationen zu und erklärte: ; NEE 
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Wir können ‚uns nicht mit einem vereinigten Deutschland ein- 

ınden erklären, bei dem das amerikanische Volk Reparatio- 
ı an einen Alliierten zahlen müßte.“ 


Marshall erklärte, daß die alliierten Kontrollbehörden von 
% »wjetischer Seite bisher keinen Bericht darüber erhalten 
hätten, in welchem Umfang Werte aus der laufenden Pro- 
_ duktion entnommen wurden. Man glaube jedoch, daß das 
Ausmaß dieser Entnahmen sehr beträchtlich sei. „Nach un- 
ü serer Ansicht“, so erklärte Marshall, ‚sind diese Demon- 
tagen mit dem Potsdamer Abkommen unvereinbar, das die 
‚gemeinsame Nutzung aller Hilfsquellen Deutschlands vor- 
schrieb und den Erlös der Ausfuhr in erster Linie zur Be- 
' zahlung von Einfuhren bestimmte.“ 


_- Im Zusammenhang mit seinen Ausführungen überreichte 
"Marshall dem Rat der Außenminister eine schriftliche Er- 
' klärung zu dem Thema „deutsche Reparationen“: 


er 


„Die Vereinigten Staaten sind der Ansicht, daß die im Pots- 
damer Protokoll vorgesehenen Reparationsleistungen in Form von 
Industrieanlagen gleichzeitig mit der ebenfalls im Protokoll vor- 
_  gesehenen Wirtschaftseinbeit durchzuführen sind, die auch ein 
_ gemeinsames Ausfuhr-Einfuhr-Programm umschließt. Es muß 
- festgestellt werden, welche wirtschaftlichen Hilfsquellen in 
_ Deutschland noch vorhanden sind, wenn die Reparationen ent- 
nommen sind, damit Deutschland ir Übereinstimmung mit dem. 
Potsdamer Protokoll noch genügend Hilfsquellen verbleiben, um 
es wirtschaftlich von Hilfeleistungen von außen unabhängig zu 
machen. Die Vereinigten Staaten haben sich ständig um ein 
* Übereinkommen über die Errichtung zentraler deutschef Verwal- 
tungsstellen bemüht, die die Grundsätze der Wirtschaftseinheit 
_ _ verwaltungsmäßig verwirklichen sollten. Ferner haben sie sich’ um 
- einen gemeinsamen Ausfuhr-Einfuhr-Plan bemüht. Es wurde ein 
- vorläufiges Übereinkommen des Alliierten Kontrollrats erreicht, 
in dem. die Ausarbeitung eines solchen Planes bis zum 31. Ok- 
-  tober 1945 gefordert wurde. Dieses Abkommen wurde jedoch 
nicht erfüllt. 

Da die fortgesetzten Bemühungen um die Wirtschaftseinheit 
__ fehlschlugen, kündigte der Vertreter der Vereinigten Staaten beim 
_ Alliierten Kontrollrat die Aufhebung weiterer Demontagen für 
Reparationszwecke an. Das war eine notwendig gewordene Schutz- 
 mafßnahme, da die Vereinigten Staaten eine weitere Entnahme 
- deutscher Industrieausrüstungen aus der amerikanischen Zone 
Deutschlands im Hinblick auf das ständige finanzielle Defizit nicht 
zulassen konnten, es sei denn. die amerikanische 
auch an der Ausnutzung der Hilfsquellen ganz Deutschlands be- 
 teiligt. 
Um nach Erfüllung der anderen Bedingungen des Potsdamer 
Protokolls eine sofortige Wiederaufnahme der Reparationsliefe- 
rungen zu gewährleisten, haben sich die Vereinigten Staaten -für 
_ ein durchgreifendes Programm eingesetzt, das eine Aufstellung aller 
für Reparationszwecke vorgesehenen Betriebe. und eine sofortige 
_ Abschätzung ihres Wertes vorsieht. Sie haben weiter auf Ersuchen 
der Länder, denen diese Betriebe zugesprochen waren, 24 größere 
Betriebe, die auf dem Programm für vordringliche Reparations- 
- Jieferungen standen, abgebaut und ausgeliefert. Ferner haben sie 
'! von den 117 Kriegsbetrieben in der Zone 80 abgebaut und die 
Ausrüstung, soweit sie für allgemeine Zwecke verwendbar ist, zur 
"Verteilung und Abgabe bereitgestellt. Die Liquidierung der ver- 
bliebenen Kriegsbetriebe wird im Verlauf dieses Jahres zu: Ende 
geführt werden. 


Außer den 117 Kriegsbetrieben und den 24 Betrieben, die für 
'vordringliche Ablieferung vorgesehen waren, gibt es in der ameri- 
kanischen Zone 251 Betriebe, deren Abschätzung nach dem ge- 
genwärtig vereinbarten Industrieniveau genehmigt wäre. 1593 
. Betriebe verbleiben danach noch zur Abschätzung, die erst im 
"Oktober und November 1946 genehmigt wurde, und die Schätzun- 
gen werden planmäßig durchgeführt werden. 

Der gegenwärtige Stand der Reparationsleistungen aus den drei 
Westzonen ist wie folgt: 

174 Betriebe sind zugeteilt, 
524 weitere Betriebe durch den. Koordinierungsausschuß zur 
Schätzung genehmigt, 

$08 Betriebe der Maschinen- und optischen Industrie mit Ein- 
 . schränkungen zur Schätzung genehmigt, 
mehrere hundert weitere Betriebe stechen in verschiedenen Stadien 
der Genehmigungsformalitäten durch die alliierten Kontrolibe- 
hörden. | 
Die Vereinigten Staaten sind jedoch der Ansicht, daß diese 
Zahlen nur als annähernd genau angesehen werden können. Es 
2 müßten genaue Aufstellungen derjenigen Betriebe gemacht wer- 
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“mächten erforderlich.“ : 
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_ Reparationen / Industrieniveau / Wirtschaftseinheit 


den, die in Deutschland zu belassen sind, damit es auf sich selbst 
gestellt existieren kann. Bei dieser Aufstellung müßten die Bevöl- 
kerungsdichte und die endgültige Grenzregelung berücksichtigt. 
werden. Die Erfahrungen der vergangenen zwanzig Monate haben 
gezeigt, daß es keine leichte Aufgabe ist, Deutschland wieder auf 

eigene Füße zu stellen. et. 


rationslieferungen wieder aufgenommen werden können.“ 


In der anschließenden Debatte sagte Bevin: 


„Ich möchte klarmachen, daß die Vereinbarungen über di 
Vereinigung der britischen und der amerikanischen Zone bestehen 
bleiben, bis eine Vereinbarung über die Wirtschaftseinheit Deutsch- 
lands unter Bedingungen erreicht ist, die wir als befriedigend an- 
nehmen können.“ rl 


Bevin stimmte mit Molotow darin überein, daß alle Ent- 
scheidungen über Wirtschaftsprobleme mit den Plänen für 
die zukünftige politische Struktur Deutschlands vereinbar 
sein müssen. / 


Zu dem Thema ‘'Reparationen führte Bevin aus, daß 
niemand 'mit dem Erreichten zufrieden sei, einschließlich 
aller Reparationsempfänger und auch der Deutschen selbst. 
Er halte es nicht für notwendig, von den Potsdamer Grund- 
sätzen abzuweichen, die eine schnelle Durchführung der 
Lieferungen für wesentlich erklärt hätten. Er gab jedech 
zu, daß der Abbau von Betrieben nur langsam vonstatten 
gehe, und daß keine Aussicht bestehe, ihn innerhalb der 
vorgesehenen zwei Jahre zu vollenden. Es sei wichtig, in der 
Frage der Reparationen fest zu bleiben und den Prozeß zu 
beschleunigen. Das sei aber nur möglich, wenn ‚der Nebel 
der Ungewißheit, der diese ganze Angelegenheit umhüllt, 
sich lüftet“. Ungewißheit herrsche über die Frage, 
Deutschland als Wirtschaftseinheit zu behandeln sei, wie die 
zukünftigen Grenzen aussehen werden und ob und in wel- 
cher Form eine Revision des Industrieniveaus vorgenom- 
men werden solle. Ungewißheit herrsche auch über die 
Lage in der Ostzone, da von dort keine Zahlenangaben über 
die entnommenen Reparationen vorlägen. Ir I 


„Auf diese Ungewißheit bauen die Deutschen selber die Her 
nung, daß sie die Reparationen vielleicht ganz umgehen könnten. 
Die Mitarbeit der Deutschen in der Erfüllung des Reparations- 
planes ist jedoch notwendig, und um diese zu erlangen, sind ein " 
klarer, vernünftiger Plan und Einigkeit unter den Besatzungs- 

rü 


RE 
Bevin formulierte dann folgende Vorschläge: A 
1. Revision der laufenden Reparationslieferungen, welche er. 
„in annehmbarer Zeit für undurchführbar“ halte; ER, 
9. Erhöhung des erlaubten deutschen Industrieniveaus; f 
3: neue Empfehlungen des Kontrollrats, die noch vor Juli 
1947 durchzuführen sind, hinsichtlich der Entfernung von Fa- " 
briken und Inventar; NE 
4. schnellere Reparationslieferungen, sobald der Kontrollrat . 
neue Listen über die zu entfernenden Fabriken und. Einrichtun- 
gen aufgestellt hat, was aber nicht nach dem 15. August 1947 
geschehen sollte. 


% 


Bevin setzte sich nachdrücklich dafür ein, daß in allen 
vier Zonen unbeschränkte Bewegungsfreiheit für Alliierte 
und für Deutsche herrschen solle. 

„Es war-notwendig; das deutsche Kriegspotential zu vernichten, 
aber es ist ebenso notwendig, Deutschlands Friedenspotential zu 
erhalten.“ 


en 
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VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN RE, Ww Is ende Amen kein aa 
Unkredine Staa Bid 
= Mit diesen Worten schloß Bevin seine Ausführungen, die Unterredung Stalin — Bidault 


Am Abend des 17. März empfing Marschall. 
französischen Außenminister Bidault im Kreml. Der 
Italienische Note an die Außenminister jetische Außenminister a, und der a 
RR : 1 skau, General CGatroux, wohnten den D 
Italiens Wunsch, seine Auffassung über die deutsche Er Ger: Bus Gener 2 je 

uf der Moskauer Konferenz vorzutragen, wurde dem Rat ar \ BE Pr 
der Außenminister in Form einer Botschaft des italienischen er 2 va gab ach de 
ußenministers, Graf Sforza, übermittelt. In der Note hieß Haken ie en 2 a ER 

‚ Italien habe ein Interesse an der Lösung der deutschen Ar. Ne nn hen. Staatsfoni aus a 
age wegen seiner engen Handelsbeziehungen mit Deutsch- Frage der künftigen deutschen RN 


and. Deshalb wünsche Italien, schon jetzt an der in den BER Dr & Ri 
nderausschüssen geleisteten Arbeit teilzunehmen, statt erst Ein Kommunique über die Unterredung wurde nid t hei 
er zu einer Endkonferenz eingeladen zu werden. ausgegeben. i 


u Die Verhandlungen am 18. März 1947 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse Kohle: Es ist mötig, die Kohlenförderung aufs, äußerste zu 
B: BR steigern. Dabei ist es unerläßlich, schon jetzt sowie im künfti en = 
ie Sonderbeauftragten für Deutschland ‚beschlossen, den. Vertrag Deutschland die: Verpflichtung “aufzuerlegen, monatlich 
AR Eh von Großbritannien unterbreiteten Vorschlag einen bestimmten Anteil seiner Produktion nach den alliierten 
Gründung von vier ständigen Ausschüssen dem Rat Ländern zu exportieren. Diese Verpflichtung stellt nach unserer , | 
Außenminister zu empfehlen. Auffassung eine wesentliche Klausel dar. Die Verteilung der Kohle 
Se en, der einzelnen Nationen  \ird nach den Bestimmungen eines Verfahrens und durch einen 
en el DENE IBUNSSEET DZ Organismus internationalen Charakters zu erfolgen haben, der 


en die Delegationen auf ihren früheren Standpunkten durch den Vertrag eingerichtet werden muß. 


hen, so daß keıne Einigung ‚erzielt wurde. “Ich or mit allem Nachdruck die ae nn 
er s tung der +Kohlenfrage' unterstreichen. Die Deutschland zur Verfü- 
Br Griechische Note an die Sonderbeauftragten .... gung zu stellenden Kohlenmengen müssen nicht nur deshalb bi 
griechische Botschafter in Moskau, Athanase Polilis, schränkt werden, weil die Kohle die Grundlage aller Kriegsindu- 
überreichte den Sonderbeauftragten ein Memorandum der - strien darstellt, sondern auch deshalb, weil Deutschland durch 
iechischen Regierung, in dem diese die Teilnahme der seine Lieferungen zum Wiederaufbau der Länder beitragen muß, 
nen Nationen an der Moskauer Außenministerkonferenz die es verwüstet hat.. 2 
tderte. 2 Es wäre unerträglich, daß Deutschland eine verhältnismäßi 
Ta 2 ) besse. <e Kohlenversorgung' besitzen könnte als die, über welch 
Rat der Außenminister _ | seine Opfer verfügen, was augenblicklich der Fall sein kan. 


Außenministerrat setzte die Erörterung über. die ’ Deutschland die Verpflichtung aufzuerlegen, alljährlich einen 
tsche Wirtschaftseinheit und Repara- Teil seiner Kohlenproduktion zu exportieren, bedeutet für Frank- 1 
nsfragen fort. reich eine wesentliche Bedingung des Vertrages. Insbesondere 
SA: E ; h 3 können wir keinerlei Abänderung des Planes bezüglich des Ni- 
i lachdem die anderen Nationen ihren Standpunkt bereit8 yeaus der deutschen Industrie annehmen, wenn nicht eine der- 
rt hatten, legte Bidault die großen Linien der fran- artige Klausel in’ die künftige Regelung aufgenommen wird. 
en Politik hinsichtlich der .wirtschaftlichen . Probleme Ich behalte mir vor, zu dem Zeitpunkt, an dem das Problem 


ö SL vom Rat besonders behandelt wird, meinen Kollegen nähere Ein- 
einzelnen führte Bidäult Aus: zelheiten über diese Frage mitzuteilen, und werde insbesondere 
3, h e E - „ nicht nur die Bedingungen der zukünftigen Regelung, sondern 

möchte zunächst an die Grundgedanken erinnern, auf auch die gegenwärtigen Aspekte‘ des Problems behandeln. 3 


sich unsere Stellung aufbaut. 


icherheit:: Wır wollen nicht. daß Deutschland nochmals seine Stahl: Die französische Regierung ist der Auffassung, daß 


rn Sur A, a R E unter den endgültig zu beschränkenden Produktionen an erster 
ee zur Vorbereitung eines neuen Krieges Stelle die Stahlproduktion stehen muß. Die Prüfung der Produk- 
a : Er RL: y tionskapazität der Eisen- und Stahlindustrie, die man Deutsch- | 
_ 2. Reparationen: Deutschland muß durch die Überweisung von Jand wird belassen können, muß Gegenstand einer besonderen Un- 
itern und durch Dienstleistungen dazu, beitragen, die Ruinen, tersuchung bilden. n 
au diesem Krieg entstanden sind, wiederaufzubauen. Wir sind der Auffassung. daß di 


Ka E i i r e deutsche S f ions- 
3. Gleichgewicht der deutschen Zahlungsbilanz: Es liegt auf der kapazität die im März letzten Jahres vom a: pie | 
d, daß die Versorgung Deutschlands nicht durch die Be- Ziffer nicht erheblich übersteigen darf. Die von meinen Kollegen | 
ungsmächte gesichert werden darf, sondern daß Deutschland vorgebrachten Gegenargumente haben die Einstellung der fran- 
‚genteil diesen Mächten alle diejenigen Beträge zurückzahlen zösischen Delegation in dieser Hinsicht nicht abzuändern ver- | 
die es ihnen ä konto der Besatzungskosten schuldet. mocht. ; \ S 2 


ir glauben jedoch, daß diese dreifache Forderung erfüllt und Bisher sandte man französisches Eisen nach Deutschland für 

noch den Deutschen ein angemessenes und menschliches Le- die deutsche Industrie. Das Gegenteil müßte der Fall sein. Die 
a: nsniveau belassen werden kann. RR Metallindustrie müßte in Frankreich, die metallverarbeitende In- 
‚ Darüber hinaus erinnere ich an die Grundthesen meiner Regie- dustrie in Deutschland arbeiten. Be’ 


ng, wie sie aus, den Erklärungen und Denkschriften hervor- Diese Begrenzung läßt sich nicht nur aus Sicherheitsgründ 3 
gehen, Ge im Laufe der letzten. Monate veröffentlicht wurden: sondern auch durch die Notwendiekeit rechtfertigen ne 
_ Sonderregime für das Ruhreebiet und das Rheinland und Sonder- liebenden Länder instandzusetzen, ihre eigene Produktion zu stei- 
regime für das Saargebiet (vgl. Europa-Archiv S. 621 ff.). gern und auf diese Weise ihre industrielle Macht zu verstärken. 


Die Regelung der deutschen Frage muß‘ eine Reihe von Be- . Die Sicherheit geht genau so aus der Festlegung des deutschen 
stimmungen enthalten, die die Ausschließung oder Begrenzung Potentials wie aus “der Entwicklung der Industrie der alliierten - 
jeder Art von Betätigung sicherstellen, die zur Vorbereitung eines Länder hervor. y = n 
uen Angriffs ausgenutzt werden könnte. Solche Begrenzungen 


müßten entweder endgültig oder zeitweilig getroffen werden. Andere Beschränkungen: Eine. genau abgegrente 


Beschränkung des Kohlenverbrauch ion i ! 
‚Die französische Regierung ist der Auffassung, daß der im Deutschland, wo die Re a ae er = 
März 1946 in Berlin vom Kontrollrat ausgearbeitete Plan als  Spezialregimes des Ruhrgebiets ausgeübt würde K n: a 
Grundlage für die Klauseln dienen könnte, die man in dieser erlauben, Hinsichtlich der Deutschland zu belassende ver 


_ Hinsicht in den Vertrag aufnehmen müßte. den Industrien weniger drakonisch zu sein. 5 VE BEN 
Ich lege jedoch Wert darauf, die Aufmerksamkeit des Rates der Wenn es mögli Me 5 7 a 
er SEEN Er > ; er glich wäre, über diese b ichtis ıkte zu 
Außenminister auf einige grundlegende Punkte hinzulenken: einer befriedigenden Einigung zu j 
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der endgültig festzusetzenden Beschränkungen verringern. 
Jas würde zu einer Erleichterung der Kontrolle, zu einer Er- 
Yöhung des deutschen Lebensniveaus und zu einer Verbesserung 
_ Gleichgewichts der deutschen Zahlungsbilanz. führen. Wir 
anten uns hinsichtlic handerer industrieller Betätigungszweige 
amıt zufriedengeben, eine vorübergehende Einschränkung in 
rm der Entnahme von Fabriken oder Material a konto der 
 Reparationen vorzusehen. 
Wenn diese Entnahmen erst einmal durchgeführt sind, so könnte 
_ man es Deutchland überlassen, im Rahmen der ihm zur Verfü- 
gung, bleibenden Kohlenmengen diejenigen Produktionszweige zu 
r wickeln, die nicht durch die Bestimmungen des Friedens in 
Ei ndgültiger Form untersagt oder beschränkt werden.“ 
+ 


14 
R „ Bidault wandte sich sodann der Frage der Wirtschafts- 
_ einheit zu und erklärte: ; 3 


4 Br „Eine Tatsache muß ich feststellen: infolge der Haltung bezüg- 
lich der Herabsetzung des deutschen Kriegspotentials ist die Frage 


4 . der Durchführung der Reparationen mit dem Problem der Wirt- 
_ schaftseinheit verknüpft. Mangels eines Abkommens über die 


schiedenen Zonen die Tendenz, die industrielle Betätigung auf 
einem Niveau zu halten, das höher war, als es im Plan vom 
März 1946 vorgesehen war, und die Durchführung der Reparatio- 
nen an Pfoduktionsgütern aufzuschieben. 

Ich erinnere daran, daß die französische Regierung sich nie 
 geweigert hat, Deutschland einstweilen im Rahmen seiner gegen- 
wärtigen Grenzen als wirtschaftliche Einheit zu behandeln, ohne 


‚ Rheinlandes abzuwarten. Das geht insbesondere aus der Erklärung 
hervor, die ich vor dem Rat der Außenminister am 12. Juli 1946 
‘in Paris abgegeben habe. Nur,eine Bedingung ist gestellt worden: 
sie betrifft das Saargebiet, das unverzüglich in den Wirtschafts- 
und Währungsbereich Frankreichs eingegliedert werden muß. 


Ich betone aber, daß das Einverständnis, das wir damit geben, 
_ kein Präjudiz für das politische und wirtschaftliche Regime des 
_  Ruhrgebietes und des Rheinlandes schaffen kann. Ausschließlich 
der tatsächlichen Notwendigkeiten wegen nehmen wir proviso- 
' „isch die Ausdehnung der deutschen Wirtschaftseinheit auf diese 
Gebiete an. Trotzdem ist es uns aber nicht möglich, solange die 
deutschen Grenzen nicht festgelegt sind, zuzugeben, daß deutsche 


. schaftseinheit in die Praxis umzusetzen, denn damit würden wir 
die zukünftigen Grenzen Deutschlands wie auch seine verfas- 
 sungsmäßige Gestaltung im voraus festlegen. j 


Aus diesem Grunde haben wir zur Durchführung einer solchen 
° Wirtschaftseinheit im vergangenen Juli die Schaffung alliierter 


_ —  Ausführungspersonal arbeiten würden, müßten vom Kontrollrat 

abhängig bleiben und hätten die Grundsäze der Wirtschaftseinheit 

auf den Gebieten des Außenhandels, des Binnenhandels, der 

_ Währung und so weiter in Anwendung. zu bringen. Ihre Tätigkeit 
_ wäre — wohlgemerkt — nicht auf das Saargebiet zu erstrecken. 


* Dieser Vorschlag ist nicht angenommen worden. Ich bedaure, 
- feststellen zu müssen, daß er nicht einmal zum Gegenstand einer 
Prüfung von seiten des Kontrollrates gemacht wurde, der ihn 

verworfen hat. Aber dieser Gedanke ist wieder aufgegriffen wor- 
den, als es sich darum handelte, ein alliiertes Bankbüro zu schaf- 
fen. Heute ist die französische Regierung der Auffassung, daß 
die Wirtschaftseinheit im Rahmen der provisorischen Organisation 
Deutschlands, sog wie diese durch die Denkschrift vom 7. Januar 
1947 definiert wurde, Anwendung finden kann. 


; Auf dem Gebiet der Wirtschaft und der Finanzen haben _wir 
- zur Sicherstellung der Koordination der die Gesamtheit Deutsch- 
lands betreffenden Probleme im wesentlichen vorgesehen: 


$ b 1. Ein Direktionskomitee für die Wirtschaft und ein solches 
für. die Finanzen sollen sich jeweils aus einem Vertreter jeder 
der vier Besatzungsmächte zusammensetzen und einen Beirat 
zur Seite haben, der aus den in jedem deutschen Land mit den 
wirtschaftlichen Angelegenheiten ‘des betreffenden Staates be- 
auftragten Ministern besteht. ' 

‘= Jedes dieser beiden Direktionskomitees hätte über ein Exc- 
kutivbüro zu verfügen, das aus deutschen Beamten zusammen- 
gesetzt wäre, jedoch von einem alliierten Beamten geleitet 
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würde. \ 3 
2. Die Nahrungsmittelversorgung, die Landwirtschaft, das 
{ Post- und ‘Verkehrswesen würden von Verwaltungsräten re- 
“ __ Jeitet, die sich aus den in den verschiedenen Ländern zustän- 


digen Beamten, grundsätzlich aus den deutschen Ministern, zu- 
sammensetzen. die in jedem Land an der Spitze des betreffen- 
den Ressorts stehen. Jeder dieser 'Verwaltungsräte würde über 
ein ständiges Sekretariat verfügen; dieses hätte aus deutschen 


Or / Juli 1947° 


‚deutsche Wirtschaftseinheit: hatten die Oberbefehlshaber der ver-' 


_ die Festsetzung des zukünftigen Statuts des Ruhrgebietes und des 


* zentrale Verwaltungsstellen organisiert werden, um die Wirt-: 


Stellen vorgeschlagen. Diese Organe, die mit einem deutschen 


; teil in diesem Sinne bereits sehr aktiv sind.“ 


Wirtschaftseinheit ! Reparationen 


# 


Beamten zu bestehen, die von den einzelnen Ländern dem Rat 3 en 
gestellt würden. Die Entscheidungen dieser Räte müßten dem 
Kontrollrat zur Billigung vorgelegt werden.“ j 


' Auf das Reparationsproblem übergehend, äußerte sich der 
französische Außenminister folgendermaßen: Pr 


„Das Reparationsproblem läßt sich von dem der Liquidation 
des deutschen Kriegspotentials und dem des Niveaus der deutschen 
Industrie nicht trennen. Be 

Genau wie die Sowjetdelegation wünschen auch wir, daß der 
Vertreter des Interalliierten Reparationsbüros vom Rate angehört 
werden soll. Außerdem halten wir es für notwendig, daß zu « 
Fabrikzuweisungen auch noch die Lieferung von Werkzeugmasc 
nen kommt, die aus der Gesamtheit der in Deutschland aufre 
erhaltenen industriellen Anlagen in der Weise entnommen we 
müssen, daß dadurch der deutsche Bestand an Werkzeugmasc 
nen auf ein Niveau gebracht wird, das den Friedensbedürfnisse 
entspricht.“ Ber; 

Schließlich erklärte Bidault, daß die französische R 
sung den Gedanken der aus der laufenden Produktion 
Deutschlands zu entnehmenden’ Reparationen nicht von vc 
herein abweise, wenngleich diese Frage eine sehr aufm 
same Prüfung verdiene. - ey 


Im Anschluß an die Ausführungen Bidaults befaßten si 
die Außenminister mit einem ‚Vorschlag Molotows, Vert 
der Interalliierten Reparationsagentur z 
Darlegung ihres Standpunktes zu den Reparationslei. 
aus den westlichen Zonen Deutschlands einzuladen. 
am 10. März 1947 hatte Molotow, unterstützt von Bi 
diesen Antrag vorgebracht. Nach längerer Debatte k 
die Außenminister überein, Vertreter der TARA einzula 
(Vgl. Europa-Archiv S. 499.) Die Sonderbeauftragten so] 
beraten, ob die Außenminister selbst den Bericht anhö 
sollen. > a 

Zu den Reparationen aus den Westzonen sagte Mol 


„Die Sowjet-Union ist gezwungen, immer wieder von de 
parationen zu sprechen. Wir verhehlen nicht, daß die S 
Union Reparationen von Deutschland beansprucht, und w 
hehlen nicht den Betrag der Reparationen, die wir beanspruch 


Wir wissen, daß Großbritannien und die Vereinigten 
das gesamte von den alliierten Truppen mit Beschlag belegte ( 
erhalten haben. Wir wissen auch, daß Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten alle deutschen Kapitalinvestierungen im / 
land mit Ausnahme eines kleinen Teils derartiger Investierun 
in gewissen Ländern Osteuropas erhalten haben. Wir wissen, d 
die deutsche Handelsflotte ebenfalls weitgehend an Groß itan 
nien und die Vereinigten Staaten gegangen ist. Eine große 
äußerst wertvollen Geräts ist von den Amerikanern und den Bi 
ten aus Deutschland entfernt worden. Und schließlich wissen wii 
daß eine riesige Anzahl äußerst wertvoller deutscher Patente u: 
Erfindungen nach Großbritannien und den Vereinigten Staat 
gegangen ist. Dieses deutsche Eigentum, das auf die Vereini 
Staaten und Großbritannien: übergegangen ist, wird nach Pı 
meldungen auf mehr als zehn Milliarden Dollar berechnet... 
ist ferner bekannt, daß ein Teil der/laufenden Produktion 
deutschen Industrie auf Reparationskonto an Großbrita 
Frankreich und die Vereinigten Staaten geliefert wird. Sie 
ten Millionen Tonnen von Kohle, Holz ‘aus Süddeutschland u: 
andere Materialien. All dies zeigt, daß auch die westlichen L 
der nicht auf Reparationen verzichten wollen, sondern im Gege 
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Die Außenminister der Vereinigten Staaten, Großbrit 
niens und Frankreichs ‚wiesen die Behauptungen Molotows 
zurück. Marshall betonte, daß die Vereinigten a 
beschlagnahmten deutschen Patente und Verfahren der W. 
zur Verfügung gestellt haben, wobei die Sowjet-Union bi 
her die größte Anzahl der Verfahren übernommen habe. D 
Vereinigten Staaten hätten niemals das deutsche Gold als 
Eigentum übernommen, sondern verwalteten es lediglich 
treuhänderisch für die Interalliierte Reparationsagentur. 

Bidault bestritt, daß Frankreich aus der laufenden deut- 
schen Produktion Reparationen erhalte. Frankreich bezahle 
jede Art von Einfuhren .aus seiner Zone Deutschlands mit 
amerikanischen Dollars zu den geltenden Preisen. f 

Bevin erklärte, daß er in den nächsten Tagen einen aus- 
führlichen Bericht über die Reparationen abgeben werde, die 
Großbritannien bisher erhalten habe. Er hoffe, daß auch die 
anderen Mächte ähnliche Berichte erstatten würden. 


3 
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Molotow erwiderte hierauf, die sowjetische Deirgation 
weigere sich nicht, Einzelheiten über die Reparationen vor- 
zulegen, wenn die übrigen drei das gleiche tun. 


Zum Schluß der Sitzung legte Außenminister Marshall 
ein Schriftstück vor, in dem die Haltung der Vereinigten 
Staaten gegenüber dem Verhältnis des Potsdamer Abkom- 
mens zum Jalta-Protokoll in der Frage der Reparationen 

dargelegt wurde. Marshall erklärte, daß Jalta durch Pots- 
‘dam überholt sei, und fügte hinzu: 

F „Wir werden Molotow auf seinem Rückzug von Potsdam nach 
_ Jalta nicht folgen.“ 

- Marshall wies auf, die „unwiderlegbare Tatsache“ hin, daß 

die Vereinigten Staaten in. Jalta niemals einer Reparativns- 

_ leistung Deutschlands an die Sowjet-Union in Höhe von 

zehn Milliarden Dollar zugestimmt hätten. Der verstorbene 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Der Rat der .Sonderbeauftragten befaßte sich mit der 
age der Einladung der TARA. Es konnte jedoch keine 
nigung über die Frage der Hinzuziehung dieser Organisa- 
ion erzielt werden, so daß man sich entschloß, die verschie- 
lenen Gesichtspunkte den Außenministern vorzutragen. 


Rat der Außenminister 


_ Im Rat der Außenminister gab Außenminister Bevin eine 
tklärung ab. Er sagte, daß als ein Ergebnis der 
‘sten Runde, des ersten allgemeinen Gedankenaus- 
uschs zwischen ihm und Molotow, im großen und ganzen 
ne Einigung über die Wichtigkeit der Einrichtung zentra- 
“deutscher Verwaltungsstellen und der Notwendigkeit, 
as Deutschland gestattete Industrieniveau zu heben und 
ne Finanzreform durchzuführen, erzielt worden sei. 


n Vi . . . . 
 Bevin wandte sich dann im einzelnen den von Außen- 
_ minister Molotow vertretenen Gesichtspunkten zu, mit 


die britische Haltung zu dem Krim-Protokoll über Renara- 
‚tionen klarlegen, in dem die Vereinigten Staaten und die 
Sowjet-Union sich bereit erklärt hätten, eine Gesamtsumme 
von 20 Milliarden Dollar als Grundlage für weitere Ver- 
 handlungen anzunehmen, und in dem sie sich weiter ve- 
_ einigt hätten, die Sowjet-Union solle die Hälfte dieses Be- 
‚trages erhalten. Bevin verlas in diesem Zusammenhang ein 
Telegramm, das vom britischen Kriegskabinett während der 
Konferenz in Jalta an den damaligen Ministerpräsidenten 
_ Winston Churchill gesandt wurde. In dem Telegramm hief 
es, das Kabinett sehe es als völlig unzulässig an. irgend- 
ine Zahl für die deutschen Reparationen zu nennen, ehe 
aicht die Möglichkeiten an Ort und Stelle sorefältig unter- 
- sucht seien. 20 Milliarden Dollar, über einen Zeitraum von 
zehn Jahren verteilt, würden etwa 500 -Millionen Pfund 
Sterling bedeuten, einen Betrag, der in etwa Dsutschlands 
Gesamtexport vor dem Krieg gleichkomme, wobei jedoch 
- keine Importe für Deutschland vorgesehen werden Jürf- 
ten. Es sei undenkbar. daß Deutschland diesen Berrar zah- 


. Fähigkeit Deutschlands, Importe zu bezahlen, die gleiche 
_ Priorität wie die Reparationen haben müsse. Andernfalls 
werde Großbritannien feststellen müssen, daß es sr!bst die 
- Importe zu bezahlen habe. die notwendig sind, um die Deut- 
"schen am Leben zu: erhalten, während andere die Repara- 
tionen bekommen. 


Zu den Vorschlägen Molotows für eine Viermächtekon- 
% trolle des Ruhrgebietes erklärte Bevin, daß seiner Ansicht. 
nach nicht ein einzelnes Geb}et unter solche Kontrolle ge- 
stellt werden solle, sondern da“% nach Errichtung einer dent- 
schen Wirtschaftseinhe‘t eine Viermächtekontrolle üher die- 
Industrie in. allen Teilen Meutschlands einschließlich des 
Ruhrgebietes warhen müsse. Eine solche Kontrolle entspreche 
den Potsdamer Beschlüssen und könne vom Alliierten Kon- 
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Die Verhandlungen am 19. März 1947 


— 


Präsident Roosevelt habe in Jalta lediglich gutgeheißen, ı 
die Ziffer von zehn Milliarden der Reparationskommissi 
als Grundlage für ihre Diskussionen übermittelt werden so 


Molotow antwortete Marshall, die sowjetrussische ‚Des | 
gation schlage keinen Rückzug von Berlin nach Jalta vor, 
halte aber an ihrer Ansicht fest, daß das Potsdamer Ab- 


f A 


kommen mit dem Jalta-Protokoll übereinstimme. ER, 


Außenminister Bidault ergänzte seine Ausführungen, in- 
dem er erklärte, Frankreich habe gegen die Entnahme von 
Reparationen aus der laufenden Produktion nichts einzu- 
wenden. Die Forderung auf Reparationen aus der laufenden 
Produktion könne jedoch zu einem gefährlich hohen deut- 
schen Industrieniveau führen. Es dürfe daher ratsam sein, >| 
zuerst die deutsche Stahlproduktion auf das gegenwärtige 
Niveau von 5,8 Millionen Tonnen jährlich zu begrenzen. CK. 


’ 


trollrat durch geeignete zentrale deutsche Verwaltungsstellen 
ausgeübt werden. > 


„Zur Zeit befindet sich das Ruhrgebiet in der britischen Zone, 
und es wird so lange unter britischer Verwaltung bleiben, bis an- 
dere Vereinbarungen getroffen sind und eine allgemeine einheit- 
liche Industriekontrolle besteht, die für eine gleiche Behandlung 
in ganz Deutschland sorgt.“ 


Bevin begrüßte Molotows- Bereitschaft, das Industrie- 
niveau Deutschlands zu erhöhen, und sagte, Molotows Vor- 
schlag einer Stahlproduktion von zehn bis zwölf Millionen 
Tonnen jährlich entspreche etwa der Zahl, die Großbritan- 
nien bei Beginn der Verhandlungen in Berlin vorgeschlagen | 
habe, nämlich elf Millionen Tonnen. Bevin sagte, er sche 
jedoch eine Gefahr in der Verbindung zwischen Industrie- 
niveau und Reparationsforderungen. Letztere sollten nicht 


das erstere bestimmen. 


Hinsichtlich der Forderung Molotows, die britisch-ameri- 
kanische Zonenzusammenlegung rückgängig zu machen, er- 
klärte Bevin: 

‘„Wenn der Verschmelzungsplan durch etwas Besseres ersetzt 
oder in einen größeren Plan der Vereinheitlichung eingegliedert 
werden kann; so ist das um so besser. Bis dahin jedoch — oder 
bis zur Übereinkunft für eine Abänderung — habe ich die An-. 
weisung meiner Regierung, zu erklären, daß der Zonenzusammen- 
schluß weiterbestehen bleibt.“ . Bi 


Hinsichtlich der gebietsmäßigen Veränderungen im Saar- 
gebiet durch die französische Verwaltung behielt Bevin sich 
das Recht vor, zu einem späteren Zeitpunkt der Konferenz | 
auf diese Frage zurückzukommen. Die Auffassung der briti-" 
schen Delegation sei, daß die aus der Saar herausgezogenen | 
Reparationen Deutschlands allgemeiner Einfuhr-Ausfuhr- 
Bilanz eingeordnet werden könnten. un 


Bevin widerlegte Molotows Beschuldigungen über das | 
Weiterbestehen von Kartellen und Trusts in der britischen 
Zone und wandte sich dann dem Problem der deutschen 
Staatsordnung zu. Die Idee einer deutschen Zentralrerie- 
rung sage ıhm nicht sehr zu. Er sehe lieber örtliche Ver- 
waltungsbehörden. 


Zu der Frage der Entnahme von Revarationen aus der | 
laufenden Produktion sagte Bevin. daß er einem solchen 
Programm nicht zustimmen könne. bevor Deutschland: eine 
ausgeglichene Wirtschaft hahe, alle ihm gewährten Vor- 
schüsse zurückzahlen und die Besatzungskosten tragen könne. 
Bevin dentete jedoch an, daß er nach der Sicherstellung, der 
Wirtschaftseinheit gewissen Maßnahmen für die Entnähme 
von Reparationen aus der laufenden Produktion zustimmen. 
werde. 5 

Bevin richtete an Molotow die Frage. ob die Sowiet- 
!Inion b>reit sei, als Varbedinsung für die wirtschaftliche 
"»heit alle Ausgaben der Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft mit den anderen Alliierten zu teilen, und ob er zu- 
stimme, daß der Kontrollrat ein eemeinsames Einfnhr- 
Ausfuhr-Programm aufstellen solle, das von deutschen Zen- 
tralverwaltungsstellen durchzuführen sei. Eu 


4 


a ” R BE ER Br Bo, 
2 2 ich diese Punkte klären kann, habe ich die Hoffnung, 
ir uns in zufriedenstellender Weise unseren Problemen wer- 
ähern können.“ 


den n 


In Beantwortung der Vorschläge Bidaults vom Vortage er- 
lärte Bevin, daß er, so sehr er den französischen Kohlen- 
darf zu würdigen wisse, einer vertragsmäßigen Regelung 
er. die Ausfuhr eines bestimmten Prozentsatzes Kohle an 
'rankreich nicht zustimmen könne. Bevor ein solches Niveau 
eschlossen sei, könne er sich nicht binden, die Exportziffern 
für die deutsche Kohle im voraus festzulegen. 

Bose. der nach Bevin sprach, machte folgende Aus- 
führungen: 


‚.. 
ei 
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„Wir sind der Ansicht, daß wir uns bei der Erörterung der 
‚deutschen Frage von den Beschlüssen der Berliner Konferenz lei- 
ten lassen sollten. Diese Beschlüsse sind vor nahezu zwei Jahren 
gefaßt worden, und man kann jetzt mit Gewißheit sagen, daß sie 
eine gute Grundlage für die gemeinsame Arbeit der alliierten 
- Mächte in Deutschland dargestellt haben und weiterhin darstellen. 
Natürlich ist in den damals gefaßten Beschlüssen nicht alles ent- 
3 ‚halten, was wir heute brauchen, weil seit damals unsere Regie- 
zungen reiche Erfahrungen gesammelt haben und jetzt in dei 
Lage sind, eine vollständige Antwort auf die Fragen zu geben, 

"vor die sich die Alliierten in Deutschland gestellt sahen. Nichts- 


 läßliche Grundlage für die gemeinsame Arbeit der Alliierten in 
% Deutschland. 


Br: Man kann jedoch ein gutes Programm haben und doch nicht in 
. der Lage sein, die Erfüllung des Programms zu gewährleisten. 
i o ging es auch in diesem Falle. Wir müssen zugeben, daß hin- 
sichtlich der Durchführung des Programms, wie es durch die 
“Berliner Konferenz aufgestellt wurde, gewisse wesentliche Mängel 
vorhanden sind: 

Schon auf der Berliner Konferenz war es den Alliierten klar, 
daß ein gewisser Apparat vorhanden sein müsse, der zum Beispiel 
die Beschlüsse zu den Wirtschaftsfragen durchzuführen hätte. Im 
Hinblick darauf wurde seinerzeit folgender Beschluß gefaßt: 


,.»Vorläufig wird keine deutsche Zentralregierung errichtet wer- 
den. Trotzdem werden gewisse besonders wichtige zentrale deut- 
sche Verwaltungsabteilungen eingerichtet werden, an deren Spitze 
 Staatssekretäre stehen, insbesondere für das Finanz-, Tranport- 

und Verkehrswesen sowie für den Außenhandel und die Industrie. 

_ Diese Abteilungen werden unter der Leitung des Kontrollrats tätig 

’  sein.« 

Somit faßte die Berliner Konferenz einen bestimmten Beschluß 
darüber, wie die Durchführung ihrer Entscheidungen zu gewähr- 
leisten sei. Im Zusammenhang damit wurde auch die Notwendig- 

keit anerkannt, fünf deutsche Zentralverwaltungsabteilunger ein- 
_ zurichten Diese Abteilungen sollten unter der Leitung des 
-  Kontrollrats tätig sein. Es ist uns jedoch nicht gelungen, diesen 
Beschluß in die Tat umzusetzen. 
Die Sowjetregierung ist jetzt der Ansicht, daß die Frage der 
Bildung einer deutschen Regierung nicht länger aufgeschoben 
werden darf. Aber der erste Schritt dazu ist auch jetzt noch 
. die Schaffung mehrerer, deutscher. zentraler Wirtschaftsorgane. 
Ohne das kann die Durchführung der angenommenen Beschlüsse 
. nicht gewährleistet werden. h 
° Wir haben hier bereits vernommen, daß die amerikanische 
Delegation die Notwendigkeit anerkennt, in Deutschland mehrere 
_ _ Wirtschaftsorgane zu schaffen. Die britische Delegation unter- 
© stützte heute ebenfalls diesen Standpunkt. Wir wissen jedoch, daß 
die französische Regierung wie schen früher so auch jetzt ım 
“ Hinblick auf diese Frage eine Sonderhaltung einnimmt. 
> Herr Bidault hat gestern Frankreichs Standpunkt dargelegt. Wir 
sollten den Argumenten, die er hier verbrachte, die größte Auf- 
merksamkeit schenken. 
= Ich habe nicht die Absicht, mich jetzt eingehend mit dieser 
= Frage zu befassen. Aber das Wesentliche dieser Frage, die sowohl 
eine organisatorische als auch eine politische Frage ist, ist uns 
_ allen hinreichend klar. Und man muß zugeben, daß wir, solange 
diese Frage nicht entschieden. ist, von der Durchführung der: Be- 
 schlüsse nicht überzeugt sein können, die von unserem Rat mit Bezug 
auf die wichtigsten Wirtschaftsfragen Deutschlands gefafßst werden. 
Darum stehen wir vor der Aufgabe, diese Frage unter uns zu regeln. 


A 


“uns an die Beschlüsse der Berliner Konferenz halten und gleich- 
zeitig aufmerksam die Argumente anhören, die jeder von uns hier 
‘ vorbringt, eine richtige Entscheidung in dieser wichtigen Frage 
_  sfinden werden Eine unserer dringlichsten Aufgaben besteht darin, 


Ent uns über diese Frage auf der Grundlage der Beschlüsse der Ber- 
_ liner Konferenz zu verständigen. 


BE } 
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_  destoweniger bleiben die Berliner Beschlüsse auch jetzt eine ver-. 


“keinen Widerspruch zu den Reparationszaklungen bildet, 


Die sowjetische Regierung ist der Ansicht, daß wir, wenn wir, 


ne 


es Wirtschaftseinheit I Reparationen / Zeniralverwaltung 


A 
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Auch die Ansichten über das Wesen der Wirtschaftsfrage in 
Deutschland sind jetzt schon genügend geklärt. Wir alle erkenne 
an, daß die Wirtschaftseinheit Deutschlands eine Notwendigke 
ist. Bisher hat jeder von uns nur seine eigene Ansicht vorgetragen, 
aber ich habe den Eindruck, daß hier keinerlei Erwägungen vor- 
gebracht wurden, über deren wichtigste Teile wir ung, wenn wir 
wollen, nicht einiger könnten. Auf jeden Fall sollten wir uns 
bemühen, Wege zu finden, um diese Einigung herbeizuführen. 

Herr Marshall erwähnte bezüglich der Wirtschaftsei 
Deutschlands sechs Punkte. Diese Punkte sind folgende: ge 
same Auswertung der natürlichen Hilfsquellen, ein Ausfuhr- 
Einfuhrplan, Reparationen, eine Finanzreform, Bewegungsfre 
und zentrale deutsche Verwaltungsorgane. ei 

Herr Bevin brachte im Zusammenhang mit dieser Frage 
sichten vor, die dieser Haltung sehr nahekommen. ‘ 

Herr Bidault legte Frankreichs Standpunkt dar. Es scheint 
daß es auch hier viel Gemeinsames mit den Ansichten der 
deren Kollegen gibt. ve 

Die Sowjetdelegation äußerte ihren Standpunkt N 
ihrer Bereitwilligkeit: Ausdruck, eine gemeinsame Grundlage 
die hier ausgeführten Ansichten zu suchen. er 

Müssen wir eine Verständigung über die Frage der Kapaz 
der deutschen Wirtschaft erzielen? Wir sind der Ansich 
dies wünschenswert ‘und notwendig ist. Müssen wir eine Ve 
barung über den Ausfuhr- und Einfuhrplan für Deutschla 
reichen? Natürlich, auch das ist wünschenswert. Ebenso verl 
sich mit den anderen Fragen, der Finanzreform, der Beweg 
freiheit und so weiter. Das Wesentliche sehen wir jedoch in | 
Frage, ob die Lösung des Reparationsproblems ım Problem « 
Wirtschaftseinheit Deutschlands enthalten ist. Die sowjeti 
Regierung ist der Ansicht, daß die Wirtschaftseinheit De 
lands ein Problem ist, das unzweifelhaft die Frage der -R 
tionszahlungen Deutschlands einschließt. ' Sa 

Es wurde hier gesagt, daß Großbritannien die. Lasten 
vermehren kann, die es auf Grund seiner aus der Kontroll 
Deutschland sich ergebenden Verpflichtungen trägt. Da 
wurde auch von anderen Ministern gesagt. Aber dann 
sowjetische Regierung nicht weniger berechtigt als jede 
Regierung, eine solche Erklärung abzugeben. e 


wendigkeit des Vorhandenseins von Kontrollorganen der A 
in Deutschland verursacht werden. Das ist unstrittig. Deu 
muß alle seine ‘Verpilichiungen den Alliierten gegenüber « 
zu denen natürlich auch die Reparationszahlungen gehöre 

‘Die Berliner Konferenz faßßte gleichzeitig Beschlüsse ü 
Wirtschaftseinheit Deutschlands und über die Reparationsz: 
gen. Wenn man uns eine Lösung der Wirtschaftsfrage vorse 
würde, die die Wirtschaftseinheit Deutschlands gewährleist 


so könnten wir uns damit nicht einverstanden erklären Auße 
würde dies im Widerspruch zu den Beschlüssen der Berliner 
ferenz stehen. Wenn wir jedoch darin übereinstimmen, da 
Verwirklichung der Wirtschaftseinheit Deutschlands nic 


die Lösung der Reparationsirage einsaließen muß, so sol 
nicht schwer ein, eine Vere'nbasung über dıe anderen Din 
erreichen. Das wichtigste für uns ist, bei der Beschlußf 
über dıe Wirtschaftseinbeit Deutschlands auch die Repara 
frage zu entscheiden. as 

Auch im Hinblick auf die Reparationsfrage sollte das auf d 
Berliner Konferenz erzielte Abkommen uns als Grundlage d 
Wir können uns jedoch nicht damit einverstanden erklären 
die Beschlüsse der Berliner Konferenz den Beschlüssen der 
konfernz entgegengestellt werden. Wir dürfen in der Tat nie 
vergessen, was ın dem auf der Berliner Konferenz über Deutsc 
land angenommenen Abkommen steht, nämlich. »daß das Z 
dieses Abkommens die Durchführung der Krimäcklaration i 
Deutschland ist«. Man sollte sich auch daran eıinnern, daß. im 
Beschluß der Berliner Konferenz über die Reparationen direkt 
gesagt wird, es sei »in Übereinstimmung mit den Beschlüssen de 
Krimkonferenz angenommen worden«. ’ Be: 
Das Wesentliche der Reparationsfrage ist bereits in den Be- 
schlüssen der Krimkonferenz enthalten, die früher war als die Ber- 
liner Konferenz. Die Berliner Konferenz entwickelte nur’ die auf 
der Krimkonferenz angenommenen früheren Beschlüsse, indem sie, 
insbesondere die Reparationszahlungen nach Zonen regelte. Daher 
halten wir es für falsch, wenn behauptet wirc, daß die Beschlüsse 
der Krimkonferenz durch die Beschlüsse der Berliner Konferenz 
als aufgehoben zu betrachten seien. Wir können uns mit einer 
solchen Ansicht nicht einverstanden erklären und glauben, daß 
sie im Widerspruch zu dem Berliner Übereinkommen zwischen den , 
Alliierten steht, . 
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"VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


Die sowjetische Regierung dankt für das Mitgefühl, das unse- 
rem Lande im Zusammenhang mit dem Schaden bezeigt wird, den 
‘es durch die Eindringlinge erlitten hat, — ctwas, woran man 

_ immer wieder erinnert wird, wenn die Reparatiönsfrage zur 
Sprache kommt. Aber trotzdem liegen die Dinge anscheinend 
Goch so, daß das sowjetische Volk stärker als sonst jemand fühlt, 
wie dringlich die Lösung der Reparationsfrage ist. 

Fast zwei Jahre sind schon seit der Kapitulation Deutschlands 
vergangen. Wie verhält es sich aber mit den Reparationen, welche 
die Sowjet-Union aus der britischen, der amerikanischen und der 
französischen Zone erhalten sollte? ; 

E Wir wollen den tatsächlichen Stand der Angelegenheit be- 
Betrachten. f 
Es stellt sich heraus, daß die Sowjet-Union in der Zeit bis zum 
1. Januar 1947 aus den Westzonen Reparationslieferungen erhielt, 
die sich nur auf fünf Millionen Dollar belaufen, wenn man von 
den Reparationslieferungen spricht, die wir erhielten, ohne dafür 
zu zahlen. Außerdem bekam die Sowjet-Union aus den Westzonen 
- Reparationslieferungen im Wert von 7,5' Millionen Dollar, für 
die dem Berliner Abkommen gemäß mit anderen Waren gezahlt 
werden muß. Somit beläuft sich der Gesamtbetrag der von der 
 Sowjet-Union ohne Gegenleistung aus den Westzonen erhaltenen 

_ Reparationen auf fünf Millionen Dollar, also auf eine ganz un- 
bedeutende Summe Wenn sich alle Reparationen für die Sowjet- 
"Union in dem verflossenen Zeitraum auf diese Summe beschränkt 
ätten, so wäre das der größte Fehler der Sowjet-Union gewesen. 
"Die sowjetische Ressierung beging jedoch diesen Fehler nicht. Das 
sowjetische Volk kann nicht mit verschränkten Armen dasitzen 
und auf Reparatioıen aus den Westzonen warten, ohne sich um 
den Eingang der Reparationen aus der östlichen Zone Deutsch- 
ds zu kümmern, für die die Sowjetische Militärverwaltung un- 
ttelbar verantwortlich ist. 

Die sowjetische Regierung hat die notwendigen Maßnahmen 
roffen, damit die sowjetische Zone. in Deutschland. in Über- 

nstimmung mit den Beschlüssen der Berliner Konferenz die Re- 
ationsleistungen an die Sowjet-Union erfüllt, die zu entspre- 
ndem Anteil auch an Polen gegeben wurden, Während dieser 
eit wurde die Ausrüstung der Betriebe, die den deutschen Kriegs- 
 bedürfnissen gedient hatten, abmontiert und nach der UdSSR ex- 
portiert. In dieser Zeit wurden in der sowjetischen Zone auch 

Reparationslieferungen aus der laufenden Produktion durchge- 

führt. Einige Betriebe in Deuvtschland wurden auf Reparations- 
konto in das Eigentum der Sowjet-Union übergeben. Es wurde 
brigens hier zu Unrecht erklärt, daß diese Betriebe irgendwelche 

erritorialen Rechte 'besäßen. Obwohl sie jetzt der Sowjet-Union 
ehören, arbeiten sie auf der Basis der in Deutschland geltenden 


WM 


im geeigneten 
genblick über alles zu unterrichten, was sie in der sowjetischen 
Zone zur Durchführung der Beschlüsse über die Reparationen ge- 
tan hat. Zu gegebener Zeit wird die Sowjet-Union darüber eine 
ollständige Abrechnung vorlegen bis auf die letzte Kopeke oder, 
‚enn Sie wollen, bis auf den letzten Dollar. Das muß selbstver- 


fe) 


 — Es muß jedoch zugegeben werden, daß die Sowjet-Union, wenn 
sie die genannten Maßnahmen hinsichtlich der Revarationen in 
_ der sowjetischen Zone Deutschlands unterlassen hätte, jetzt mit 
leeren Händen ohne irgendwelche Reparationen dastehen würde. 
' Dies würde bedeuten, daß der Beschluß der Berliner Konferenz 
auch in diesem Falle unerfüllt geblieben wäre. Die Sowjetreeie- 
_ rung hat vollkommen korrekt gehandelt, als sie Sorge trug, wenig- 
 stens in der Sowjetzone den auf der Berliner Konferenz gemein- 
sam gefaßten Beschluß über die Reparationen durchzuführen. 
= Gleichzeitig gibt die Sowjetregierung ihrer begreiflichen, Unzu- 
 friedenheit über die Tatsache Ausdruck, daß die Westzonen den 
Beschluß über die Reparationen nicht durchführen. Wir sind auch 
- der Ansicht, daß ein Übereınkommen über die Gesamthöhe der 
“ Reparationen erreicht werden muß. Man kann doch in der Tat 
nicht Reparationen auferlegen, ohne irgendwelche Begrenzungen 
festzusetzen. Auch bezüglich der Reparationslieferungen aus der 
_ laufenden Produktion muß eine Vereinbarung erreicht werd°n 
Ohne das kann die Durchführung des Abkommens über die Re- 
parationen nicht gewährlcistet werden. 
$ Es muß ferner an den Beschluß der Krimkonferenz über die 
° Stellung einer internationalen Reparationskommission erinnert 
werden. 

Die Berliner Konferenz hat die Notwendigkeit einer solchen 
“ Kommission bestätigt, und diese Kommission hat ihre Arbeit in 

Moskau ‚aufgenommen. Auf Vorschlag der amerikanischen Regie- 
‚rung wurde die Tätigkeit der Kommission von Moskau nach 
Berlin verlegt. Die sowjetischen Vertreter wurden rechtzeitig 
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sion wieder aufzunehmen, ve 

Herr Bevin hat hier seine Einwendungen gegen die Wieder- 
aufnahme der Arbeit der.Reparationskommision in Moskau vor- 
gebracht. Aber die Sowjetregierung schlägt nıcht vor, daß dies 
Kommission in Moskau arbeiten soll. Wir bestehen rur darauf, 
daß die Wiederaufnahme der Arbeit dieser Kommission in Berlin. 
nicht länger aufgeschoben wird. Wir nehmen mit Befriedigung 
die gestern von der französischen Delegation abgegebene Erklä- 
rung zur Kenntnis, daß auch sie sich für eine Wiederaufnahme 
der Arbeit der Reparationskommission einsetzt. 


UBN: 
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Weiter ist es wichtig, ein Übereinkommen über die Kapazität 
der deutschen Industrie zu erzielen. ve 

Die Sowjetregierung hat bereits ihre Ansicht dahingehend ge- 
äußert, daß die Kapazität der, deutschen Friedensindustrie nicht 
begrenzt werden sollte, umsomehr, als die ganze deutsche In- 
dustrie für eine bestimmte Zeit unter der Kontrolle der vier 
Alliierten steht und auch in Zukunft stehen soll. Die Kontrolle _ 
der Alliierten soll dafür Sorge tragen, daß die deutsche Industrie ei 
ihr Kriegspotential nicht wiederherstellt und daß ihre ganze Ent- 
wicklung in den Dienst der Friedensbedürfnisse Deutschlands ge- 
stellt ‘wird. Unsere vier Regierungen sind imstande, auf dem | 
Wege gemeinsam gefaßter Beschlüsse diese Aufgabe im Interesse _ 
aller friedlichen Staaten zu lösen; das wird es ermöglichen, so- 
wohl dafür Sorge zu tragen, daß die Bedürfnisse des deutschen 
Volkes an Waren besser befriedigt werden, als auch dafür, daß 
Deutschland seine Verpflichtungen gegenüber den Alliierten ein- 
schließlich der Reparationszahlungen erfüllt. 2 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß der im März vergangenen Jah- 
res angenommene Beschluß über die Kapazität der deutschen 
Industrie nicht ganz befriedigend ist. Dieser Beschluß müßte 
überprüft werden. Dabei können wir uns nicht damit cinverstan- . 
den erklären, wenn man uns sagt, daß die vereinbarte Kapazität 
der deutschen Industrie vor allem einen Ausfuhr- und Einfuhr- 
plan für Deutschland sicherstellen müsse und daß man erst hier- 
nach über die Erfüllung der Reparationsleistungen sprechen 
könne. Wir können uns nicht mit der Aufstellung eines Plans 
für die deutsche ‘Industrie einverstanden erklären, der den In- 
landsbedarf und die Bedürfnisse der Ausfuhr in Betracht zıeht, 
aber Deutschlands Verpflichtungen zur Zahlung von Reparationen 
richt in Rechnung stellt. Wenn wir aber ein Einverständnis er- 
ıeichen könnten, durch das ein Plan für die Kapazität der deut- 
schen Industrie aufgestellt würde, der sowohl vom Standpunkt 
des deutschen Inlandsbedarfes einschließlich der Sicherstellung 
einer angemessenen Einfuhr durch Erhöhung des deutschen Aus- 
fuhrhandels als auch vom Standpunkt der Erfüllung der Repara- 
tionsverpflichtungen Deutschlands befriedigend ist, so hätten wir 
cieses ganze wichtige Problem gelöst. Eine konkrete Betrachtung 
der Angelegenheit würde der Ausarbeitung eines gemeinsamen 
Beschlusses über die Kapazität der deutschen Industrie dienlich 
sein, 


‚Bekanntlich erhebt die französische Regierung hier energisch 
die Forderung nach Festsetzung eines bestimmten Umfanges der 
Kohlenlieferungen aus Deutschland nach Frankreich. Die Sowjet- 
regierung hält diesen Standpunkt für annehmbar. Wir geben der - 
Überzeugung Ausdruck, daß der Aufßenministerrat in dieser Frage) 
die berechtigten Interessen Frankreichs und der anderen inter- 
essterten Länder befriedigen kann und imstande ist, die hier 
auftretenden Schwierigkeiten zu überwinden. h of 


“ Dem Kohlenproblem muß besondere Aufmerksamkeit gewidmet 


. werden. Wie kommt es denn in der Tat, daß die Ste't.kohlenför- SHE 


derung in der britischen Zone Deutschlands 41. Prozent des Vor- 
kriegsstandes beträgt, während sie in der sowjetischen Zone 74 
Prozent erreicht, obwohl die Verhältnisse in der sowjetischen 
Zone schwieriger liegen? Warum beträst die Braunkohlenförde- 
rung in der britischen Zone 74 Prozent, in der sowjetischen Zone 
aber 84 Prozent des Vorkriegsstandes®? Warum kann man die . 
Kohlenförderung in Deutschland nicht auf 80 oder 90 oder sogar 
auf 100 Prozent des -Vorkriegsstarides bringen? In einem solchen 
Programm ist nichts Undurchführbares. Andererseits 'werden wir, 
wenn wir unsere gemeinsamen Bemühungen darauf richten, der- 
artige Zweige der Friedensindustrie in Deutschland zu entwickeln 
— und die Deutschen verstehen zu arbeiten! — hiermit oleich- ar, 
zeitig auch den Besatzungsmächten die Erfüllung ihrer Pflichten 
in Deutschland erleichtern. Es lohnt sich, der deutschen Friedens- 
industrie - die Möglichkeit einer gewissen Entwicklung zu geben; : 
dann wird die Last der Ausgaben- der Alliierten in Deutschland 
nicht nur nicht wachsen, sondern sich verringern. 4 


Schließlich kommen wir zum Industriegebiet der Rual 


\ = 
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Fb rerstandlich, ‚daß die Sowjet-Union, zenau wie die 
‚Alliierten, dem Ruhrproblem besondere Aufmerksamkeit 
endet Es handelt sich. um die Basis des deutschen Militaris- 
‚ denn hier befindet sich die Grundlage des deutschen Kriegs- 
tials Es wäre sehr riskant, wenn irgendeine einzelne Macht 
Verantwortung für die Kontrolle über das Ruhrgebiet über- 
ıen wollte. Viel richtiger wäre es, wenn sich die vier alli- 
rten Mächte ın diese Verantwortung teilen würden. 

ic vier alliierten Mächte sollen die Kontrolle über die gC- 
te Wirtschaft Deutschlands ausüben, somit also. auch über die 
te deutsche Industrie. Das muß unser Bestreben auf dieser 


ber kommen, daß im Ruhrgebiet, das vom Gesichtspunkt des 
utschen Kriegspotentials von besonderer Wichtigkeit ist, eine 
nderkontrolle der vier Alliierten errichtet wird. 


h muß eine kleine historische Information geben, um in Er- 
erung zu rufen, wie diese Frage auf der Berliner Konferenz 
esprochen wurde. 
ie Sowjetregierung schlug damals vor, daß das Ruhrgebiet 
s ein Teil Deutschlands betrachtet werden solle; zu diesem 
cke wurde en einen Kontrollrat zu schaffen, in 
Großbritannien, Frankreich, die Vereinigten Staaten von 
rika. und die Sowjet-Union vertreten sein sollten. 
Am 31. Juli 1945, als diese Frage auf der Berliner Konferenz 
rtert wurde, erklärte Herr Bevin (ich lese aus dem Protokoll, 
s von unserem Sekretär auf der Berliner Konferenz aufgenom- 
wurde): 
Ich kann diese Frage nicht diskutieren, weil die Franzosen 
ht anwesend sind. Das ist eine wichtige grundsätzliche Frage, 
ıd die Franzosen sind daran stark. interessiert.« 


ch bringe eine andere Stelle aus diesem Protokoll über /die 
tere Erörterung dieser Frage zur Verlesung: 

»Stalin: Vielleicht sollten wir die Frage der Kontrolle über das 
uhrgebiet jetzt zurückstellen. Aber den Gedanken, daß das 
uhrgebiet ein Teil Deutschlands bleibt, — diesen Gedanken 


. 


üssen wir in diesem Dokument zum Ausdruck bringen.« 
'»Truman: Es ist zweifellos ein Teil Deutschlands.« 
Der Schluß unseres Protokolls lautet folgendermaßen: 


>Bevin: Ich kann mich jetzt nicht einverstanden erklären, da 
das Protokoll über die vorangegangene Erörterung dieser 
'rage mit unseren Vertretern nicht vor mir habe. Ich weiß, daß der 
Gedanke bestand, das Ruhrgebiet zu  internationalisieren, um 
utschlands Kriegspotential zu verkleinern. Dieser Gedanke ist 
rtert worden. Ich bin damit einverstanden, daß das Ruhrgebiet 
- zur weiteren Beratung unter der Verwaltung des Kontroll- 
ates bleibt. Aber ich möchte die Gelegenheit haben, mich mit 


en) 


- Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Der Rat der Sonderbeauftragten für Deutschlan’ faßte 
ach erneuten Beratungen den Beschluß, Vertreter der 


[LARA nach Moskau einzuladen. 


In der Frage der Zulassung der kriegführenden und nicht- 

egführenden Staaten zu den Verhandlungen über den 
deutschen Friedensvertrag wurde nach längerer Diskussion 
folgende Formel festgelegt: 


„Der Rat der Außenminister und die Sonderbeauftragten der 
_ Außenminister werden bei passender Gelegenheit den Stand- 
_ punkt der anderen alliierten Regierungen und der früheren 
“ Feindstaaten, die mit ihren bewaffneten Streitkräften auf seiten 
2 der Alliierten am Kriege gegen Deutschland 


a 


- haben, anhören.“ 


Rat der Außenminister 


Im Auftrage der Stellvertretenden Außenminister legte 
der sowjetische Delegierte Wyschinskij dem Rat der Auiten- 
minister einen Bericht vor, der sowohl die Punkte enthielt. 
über die eine Einigung erzielt werden konnte. als auch die 
Punkte, über die keine Einigung zu erzielen war. 


Es konnte insbesondere keine Einigung darüber erreicht 
werden, ob Albanien zur Gruppe der beratenden Staaten 
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tung sein. Gleichzeitig müssen wir zu einer Verständigung 


teilgenommen 
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meiner Regierung zu besprechen, um diese Frage vollkommen 

klarzustellen. Ich wäre bereit, diese Angelegenheit dem Außen- 

ministerrat zu übertragen, da mir dies Zeit geben würde, die 

Frage gründlich zu studieren. Stalin und Truman sind mit dem 

Vorschlag einverstanden.« 


Wie aus dem Obigen ersichtlich ist, wurde auf der Berliner 
Konferenz ein Einvernehmen darüber erzielt, daß die Frage der 
Kontrolle über das Ruhrgebiet vom Außenministerrat geprüft 
werden solle. Das ist jedoch nicht geschehen, obwohl die Sowjet- 
regierung einen solchen Vorschlag unterbreitet hat. Andererseits 
wissen wir, daß eine der alliierten Mächte in einseitiger Weise 
höchst wichtige Maßnahmen durchführte. 2 


Die, Sowjetregierung ist der Ansicht, wir sollten wenigstens 


jetzt tun, was bereits im Juli 1945 zu prüfen vorgesehen war. Sie 


erinnert daher erneut an ihren Vorschlag, eine Viermächtekon- 
trolle der Alliierten über das Ruhrgebiet zu errichten.“ ’ 


Außenminister Marshall erklärte, er werde den Vorschlag 


Molotows auf Erhöhung der Stahlproduktion auf zehn bis 
zwölf Millionen Tonnen jährlich einer Prüfung unterziehen. 
Er wies jedoch warnend auf die Gefahren hin, die die Ent- 
wicklung der deutschen Industrie zur Ableistung von Re- 
parationen mit sich bringen würde. Nach dem ersten 


Weltkrieg habe man die deutsche Wirtschaft nach modernen 


Grundsätzen äußerst schnell wieder aufgebaut und später 


in kurzer Frist auf Kriegszwecke umgestellt. Marshall wies 


auf den Gegensatz zwischen der gegenwärtigen sowjetischen 
Einstellung und der seinerzeit in Potsdam dargelegten Hal- 
tung hin, wo die Sowjet-Union eine Begrenzung der deut- 
schen Stahlproduktion auf dreieinhalb Millionen Tonnen 


forderte. Damals habe es den Anschein gehabt, als ob die 
Sowjet-Union den Wiederaufbau einer deutschen Wirtschaft 


zur Ableistung von Reparationen als unerwünscht betrach- 
tete. Marshall forderte, daß der Zeitraum, in dem Repara- 
tionen zu leisten wären, vorgeschrieben werden sollte, da- 
mit nicht nur die Länder, die die Reparationen erhalten 


sollen, sondern auch die Deutschen selbst ihre Wirtschafts- 


planung ausführen könnten. a 
Zur Frage der Reparationen aus der laufenden Produk- 


tion betonte Marshall erneut die Gefahren eines Wieder- 


aufbaus der deutschen Wirtschaft. Diese Gefahren könne 
man jedoch vermeiden, wenn eine Erweiterung des Indu- 
strievolumens nur auf solchen Gebieten stattfinde, die kein m 


Kriegsrisiko in sich bergen. Bere 


Eine erste Zwischenbilanz a 
Die Verhandlungen am 20. März 1947 k 


zugelassen werden solle oder nicht. Desgleichen blieben die 


Frage der Teilnahme der kleineren Nationen sowie die Zu- 


sammensetzung der Ausschüsse weiterhin offen. 


Die Punkte, hinsichtlich deren Übereinstimmung . 


erzielt werden konnte, faßte Wyschinskij wie folgt zusammen: . 


1. Aufstellung einer beratenden Informationskommission, 
Aufstellung von Arbeitsausschüssen, 


Zulassung der kriegführenden alliierten Staaten sowie 
der ehemaligen Feindstaaten, die sich später aktiv an 
dem Kampf gegen Deutschland beteiligt haben. 


10 


“"Wyschinskij teilte mit, daß noh Meinungsverschie- 
denheiten darüber bestehen, ob einer zukünftigen deut- 
schen Regierung Gelegenheit gegeben werden soll, ihre An- 
sicht darzulegen. Wyschinskij berichtete hierbei, daß die 
britische Delegation einer zukünftigen deutschen Regierung 
das Recht zugestehen wolle, den deutschen Standpunkt auf 
der Friedenskonferenz vorzutragen. wenn bis dahin eine 
deutsche Regierung gebildet sein sollte. Frankreich, so sagte 
Wyschinskij, halte es für verfrüht, über eine deutsche Regie- 
rung zu sprechen. 


Die Außenminister vereinbarten, daß, die Sonderbeauf- 
tragten innerhalb von drei Tagen einen endgültigen Bericht 
unterbreiten sollen. 


693 


Di 1 2 DR Er ae a re 
’ 


:: | \ ! k i s a Ri 5 ae N 
VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


Nach Anhören des Berichtes der Sonderbeauftragten legte 
Außenminister Bidault den Standpunkt seiner Regierung zu 
den Wirtschaftsfragen für einen deutschen Frie- 
densvertrag klar. Bidault erinnerte an das französische Ruhr- 
memorandum (vgl. Europa-Archiv S. 626 ff.) und vertrat 
den Standpunkt, daß in Anbetracht der grundsätzlichen Be- 
deutung, die das Kohlenproblem für Frankreich habe, entgegen 


fortiger Wirkung Beschlüsse über die Verteilung der Konle 
und über die interalliierte Kontrolle der Ruhr gefaßt wer- 
den müßten. Frankreich könne sich auf keınen Fall damit 
einverstanden erklären, daß die Kohle, die als ein Aus- 
'gangspunkt der Kriegsindustrie angesehen werden müsse, 
' Deutschland: in reichlichem Maße zur Verfügung gestellt 
werde, und zwar in Mengen, welche die Lieferungen an die 
Opfer Deutschlands weit übertreffen. Es sei weiterhin fest- 
zustellen, daß in den letzten fünfzehn Monaten die Kohlen- 
förderung der Ruhr dauernd gestiegen, die Ausfuhr jedoch 
„ständig zurückgegangen sei. Dabei sei heute ‘schon der 
Deutschland zugebilliste Jahresverbrauch an Kohle größer 
als der gesamte französische Jahresverbrauch. r 


Den „Ich glaube, daß der Unterschied der Auffassungen, der in 
dieser Frage zwischen der französischen und der britischen Re- 
 gierung besteht, auf gewissen Mißveıständnissen beruht. Wir 
haben niemals gefordert, daß eine genaue Zahl für die Ausfuhren 
festgelegt wird, Wir haben vielmehr gewünscht, zu einem Ab- 
kommen mit einem veränderlichen Anteilverhältnis zu gelangen, 
das sich. nach der Höhe der Produktion richtet und den Erfor- 
 dernissen der deutschen Wirtschaft, wie sie von uns festgelegt 
‚werden, Rechnung trägt.“ 


hin eine Belastung für die Steuerzahler der Besatzungs- 
ächte darstelle, es sei jedoch überzeugt, daß es möglich 
sei, die deutsche Zahlungsbilanz auszugleichen, ohne dabei 
die berechtigten Forderungen der Alliierten zu vernachlässi- 
en. Aus diesem Grunde müsse die Kontrolle der Alliierten 


„nicht so sehr durch einen Kohlenmangel als 


"AR _ durch unzweckmäßigen Verbrauch von Kohle bedingt sind.“ 


„Während der letzten drei Monate des Jahres 1946 betrug der 
deutsche Kohlenverbrauch, auf den Verbrauch eines Jahres um- 
gerechnet, 112 Millionen Tonnen. Das waren 58 Prozent des 
deutschen Kohlenverbrauchs vom Jahre 1938. Er lag 102 Prozent 
über dem Kohlenverbrauch, der Deutschland fünfzehn Monate 
zuvor zugebilligt wurde.“ 

112 Millionen Tonnen jährlich seien mehr als das Dop- 
"pelte der französischen Produktion. Bidault trat dafür ein, 
_ daß der normale Kohlenverbrauch für Deutschland; inner- 
halb seiner gegenwärtigen Grenzen 75 Millionen Tonnen 
‚ ‚oder — zusammen mit den Bedürfnissen der Besatzungstrup- 
pen und in Anrechnung einer gewissen Qualitätsminderung 
ge der Kohle — 95 Millionen Tonnen nicht überschreiten dürfe. 


nd Rat der ‘Außenminister 


Im Rat der Außenminister gab der britische Delegierte 
Bsvin die folgende Erklärung über die zukünf- 
tige Staatsform Deutschlands ab: 


‚„Bei der Betrachtung der künftigen Struktur Deutschlands ist 
die britische Delegation bemüht, so weit wie möglich die An- 
wendung von Schlagworten oder Verallgemeinerungen zu ver- 
je meiden. Die Frage stellt sich uns im wesentlichen als 'eine prak- 
f tische dar, und es ist nutzlos, ihre ‚Lösung durch Begriffe wie 
Konföderation und so weiter zu versuchen und sich bei der Be- 
handlung Deutschlands auf Worte zu verlassen, . anstatt nach 
einem praktischen Plan für die Zukunft Deutschlands zu suchen. 

Auch glauben wir nicht, daß auf 
Wechsel von der Nazipartei zu einer anderen Partei oder von 
der Naziideologie zu einer anderen Ideologie oder anderen poli- 
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der Meinung des britischen Außenministers Bevin mit. so-. 


Jahre hinaus lediglich der ° 


x 


_ Frankreich wünsche keinesfalis, daß Deutschland weiter- - 
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daß sich Frankreich einer Änderung des im Jahre 1946 
gestellten‘ Plans nicht widersetzen werde, wenn die fo 
den zwei Bedingungen erfüllt würden: 0 28 


1. Der Wiederaufbau der deutschen Industrie dü 
Opfer Deutschlands nicht der für ihre Wirtschaft notv 
gen Kohlenmengen berauben. Frankreich weigere sic 
Abmachungen über andere Probleme seine Zustimmung 
geben, solange das Kohlenproblem nicht in einer befried 
genden Weise gelöst sei. \ 


9. Die Steigerung des deutschen Industriepotentials d 
nicht zur Gefahr einer Wiederaufrüstung führen. er 


Die bei der Diskussion über die Deutschland zuzubil: 
gende Stahl- und Eisenproduktion vorgeschlagene Zahl 
zehn bis zwölf Millionen Tonnen erscheine ihm, so $: 
Bidault, stark übertrieben. Seiner Ansicht nach dürfe 
Erzeugung von 7,5 Millionen Tonnen, wie sie im ‚Plan 
März 1946 festgesetzt worden sei, nicht wesentlich 
schritten werden. Wenn Deutschland eine über diese 
hinausgehende Stahlmenee benötige, um seine Gesamtpr‘ 
duktion auf das zugebilligte Niveau zu bringen, so seie 
Frankreich, Belgien, Luxemburg und andere europäisch 
Länder durchaus in:der Lage, die fehiende Menge im 
men der festgesetzten Grenzen zu liefern. 


In der Frage der Wirtschaftseinheit sei es notwendig 
die Stellvertretenden Außenminister. diesen Begriff zun. 
einmal genau bestimmen und daß sie ferner der Konfer 
Vorschläge über dieienigen zentralen Verwaltungsstel 
unterbreiten. die zur Durchführung dieser Wirtschaftsei 
nötig sind. Bidault berief sich auch in diesem Falle au 
französischen Vorschläge vom 17. Januar 1947. 

Hinsichtlich der Frage der Reparationen in Form 
Entnahmen aus der laufenden ‘Produktion betonte Bidaul 
erneut, dieses Problem vom technischen Standnunkt au 
nauestens zu prüfen, um festzustellen, ob und in welk 
Maße es durchgeführt werden könne. 


Bevin erklärte zu der Rede Bidaults, er sei nicht. in 
Lage,, die französische Bedineung anzunehmen, daß 
nach einer Zusicherung von Kohlenlieferungen an Fr 
reich das Problem der Wirtschaftseinheit Deutschland 
örtert werden solle. Die Bedinewag Bidaults werde Gr. 
britannien in weitere finanzielle Verpflichtunsen verwic 
Bevin empfahl als beste Methode, alle Vorschläge obie 
ohne daran geknüpfte Bedinsunren zu studieren. Die: bra 
tische Politik trete dafür ein, das Problem im ganzen zu bei 
handeln. = $ 


Außenminister Marshall erklärte zu den Äußeruneen Bis 
daults, er werde das sehr schwierige Problem der Koh en 
verteilung prüfen. 2] 
_ Außenminister Molotow gab nur eine kurze Erklärung all 
in der er zum Ausdruck brachte, er habe seinen früh 
Feststellungen nichts hinzuzufügen. 


tischen Organisationsform eine notwendige Garantie unse 
Sicherheit sein wird... Wir wollen daher nach einer Regi 

oder Regierungsform streben, indem wir nicht vergessen, daß ı 
alle innerhalb von fünfundzwanzig Jahren zwei Kriege durchz 


kämpfen hatten. 3 


Was ich sage, sollte als Ergänzung zu unseren anderen Erörte 
rungen über Bodenreform, Industrie und so weiter genommei! 
und als Beitrag zu unserer Sicherheit betrachtet werden. Wi 
haben jedoch Bedenken gegen ein höchstzentralisiertes Deutsch 
land, das wiederum die Quelle der Aggression werden könnt 
Zur Erreichung dieses Zieles hätten wir einen Grundsatz. el 
Verfassung auszuarbeiten, in welcher alle Kräfte im Gleichgd 
wicht sind. Wir wünschen nicht, ein Deutschland wiederzuscher 
wo eine Partei oder Machtgruppe die gesamte Macht in derselbel 
Weise an sich ziehen würde, wie diejenige, die den letzt > 
heraufbeschwor. a 
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lauben, daß in den Jahren, die vor uns liegen, bei der 
aifung Deutschlands eine Menge von Schwierigkeiten und 
erweise Irrtümern vorkommen werden. Aber wir verlassen 
f die Hoffnung, daß wir zusätzlich zu dem, was wir auf 
dieser Konferenz ın der Auseinandersetzung mit all den Wirt- 
h ftsproblemen, Zentralverwaltungen und so weiter sowie in 
rt Erwägung eines Vertrages erreichen, imstande sein werden, 
e Lage zu beherrschen, bıs Deutschland wirklich ein demokra- 
ches und friedliches Land wird. Wir sind der Überzeugung, 
5 wir eine Verfassung erreichen müssen, die ihren Zweck er- 
Wir wünschen, das Spiel demokratischer Kräfte und Par- 
anzuregen, welches nach unserer Überzeugung den notwen- 
gen Schutz, für die Alliierten bieten wird. Wir sind weiterhin 
r Überzeugung, daß wir dieses Ziel langsam und in Stufen 
reichen sollten. Zum Anfang sollten wir eine vorläufige Verfas- 
‚haben, mit deren Hilfe die notwendige Aufsicht durch die 
satzungsmächte ordentlich durchgeführt werden kann. Nach 
rer Ansicht würde das die Entwicklung und Aufrechterhal- 
; eines anständigen demokratischen Systems in Deutschland 
möglichen. Durch einen Prozeß dieser Art werden wir nach 
serer Ansicht höchstwahrscheinlich ein Deutschland entstehen 
hen, das jene Stabilität besitzt, welche die Deutschen selbst 
rünschen, und gleichzeitig ein Deutschland. das nicht wiederum 
ıe Bedrohung der Weltsicherheit sein wird. Solch ein System 
nte nach unserer Ansicht die Genehmigung der vier Groß- 
ächte und der Welt und ebenso die Annahme durch die Mehr- 
des deutschen Volks finden. Wır müssen uns durch die Er- 
ung leiten lässen Wenn- ich eine persönliche Bemerkung ein- 
chten darf, möchte ich erwähnen, daß ich mit Deutschland 
nach dem Ende des ersten Weltkrieges eine Menge zu tun hatte, 
s ein System unter der Kontrolle der Alliierten jener: Taee 
wufgebaut wurde, welches eine starke Tendenz zur Überzentrali- 
tion ‚zeigte. 

'h glaube immer noch, daß Hitler, als er an die Macht kam, 
ne Aufgabe durch die bürokratische Maschinerie leichter ge- 
ıcht wurde, die wir selbst nach dem Ende des letzten Krieses 
schaffen hatten. Diesem Preblem sind bereits mancherlei Ge- 
danken gewidmet worden. Ein System, unter welchem die ge- 
ımte ausführende Macht in. einer Hand zusammengefaßt wird, 
rde in Potsdam als Lösungsmöglichkeit ausgeschaltet. Das Bild, 
Iches sich ergibt, ist ein System mit folgenden Zügen: 


1. Die örtlichen Regierungsorgane sollen wirkliche Verant- 
 wortung erhalten. 
2. Die Verantwortlichkeit für bestimmte Regierungsfunktio- 


_ nen auf besonders genannten Gebieten ist der Zentralinstanz 
orzubehalten. 


ine Verwaltung zur Steuerung dieser Funktionen ist sofort zu 
affen. Eine zentrale politische Einrichtung wurde zur Zeit der 
Potsdamer Übereinkunft nicht für wünschenswert gehalten, aber 
für die Zukunft nicht ausgeschlossen. Hinsichtlich der letzteren 
ußfolgerung müssen wir sıcher zugeben, daß es vollkommen 
sch wäre, cinem Land einen bürokratischen Verwaltungsappa- 
zu geben, der nicht der Kontrolle durch die gewählten Ver- 
treter des Volkes unterliegt. Der in Potsdam gefundene Ausweg 
einer zentralen Verwaltung, die nur dem Kontrollrat verantwort- 
h ist, muß als eine nur vorübergehende Maßnahme betrachtet 
rden. Wenn die Regierung Deutschlands nicht gleichsam ın 
r Verantwortung des Volkes verwurzelt ist, wird die neue Ver- 
sung wiederum ‘eine Einrichtung schaffen, die nicht ihre 
benskraft aus dem ‘deutschen Volke selbst zieht, sondern über 
ım schwebt. } = 

_ Wir haben in unserer eigenen Zone einen Verwaltungsapparat 
aufgezogen, aber ich versichere meinen Kollegen, daß ich mir 
der Grenzen dieses Apparates voll bewußt bin. Meine Regierung 
rtet allerdings auf die Entscheidungen dieser Konferenz und 
ie Form der ‘deutschen Struktur, die dabei herauskommen wird. 
Die Schlußfolgerung, zu der wir daher gekommen sind, ist, es 
"müsse zu guter Letzt‘ eine zentrale deutsche Regierung geben, 
deren Machtbefugnisse streng begrenzt sein werden und die über 
ie zentrale Verwaltung Autorität ausüben wird. 


‘Die Fragen um den Aufbau dieser Regierung und um den Zeit- 
nkt ihrer Bildung stellen eine wichtige und verhältnismäßig 
chwierige Angelegenheit dar und müssen von uns beraten wer- 
en. Ich bin mir darüber klar, daß ein Übereinkommen über die 
inzelheiten dieses Problems Zeit und eine sachverständige Prü- 
‘ung erfordert. Bevor wir jedoch die Sachverständigen an die 
rbeit gehen lassen, rate ich‘ dringend dazu, daß wir hier im 
ußenministerrat uns über die Leitgedanken einig werden. 
"Aus diesem Grunde habe ich das Ergebnis unserer Überlegun- 
sen zur allgemeinen Einsichtnahme umlaufen lassen, so ‚daß 
meine Kollegen die grundsätzlichen Richtlinien vor sich liegen 
ben, die von der britischen Delegation vorgeschlagen werden. 
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Bei der Vorbereitung dieser Grundsätze haben wir die gesamten 
Dokumente und die Besprechungen zwischen den drei Regierun- 
gen nach dem Kriege und während der Kampfhandlungen in Be- 
tracht gezogen Wir haben dem Wandel der Ansichten zwischen 
unseren verschiedenen Zusammenkünften, besonders dem Wandel 
der Auffassungen zwischen den Konferenzen von Potsdam und 
Jalta, sorgfältig Aufmerksamkeit gewidmet. 


Wir haben uns bemüht, die besten Methoden, die wir uns den- 
ken können, zu umschreiben, um dem Anfang der Entwicklung 
eines demokratischen Deutschlands zur Verwirklichung zu verhel- 
fen. Der wesentliche Hauptpunkt ist, daß die Macht beim Volk 
liegt und sich durch die länder nach oben erstreckt. Dieser 
Grundsatz verbindet sich auf angemessene Weise mit der Macht 
der zentralen Regierung.“ 3 ne 


Der Inhalt des von Außenminister Bevin in der vor- 
stehenden Rede erwähnten Dokuments über die künftige 
Staatsform Deutschlands geht aus dem folgenden Bericht 
der Londoner Times vom 22. März 1947 hervor: 5 


„»Im Rahmen der Politik der Dezentralisierung beim politischn 
Aufbau und bei der Entwicklung örtlicher Verantwortlichkeit n 
Deutschland, wie sie in Paragraph 9 der Potsdamer Prinzipien 
niedergelegt worden war, sallte in Deutschland eine Verfassung 
geschaffen werden, die sich auf der Herrschaft des Gesetzes 
gründet und eine Gewaltenteilung zwischen den Ländern und der 
Zentralregierung vorsicht.« Co 


at 

Es werden dann in dem Dokument die wesentlichen Prinzipien 
der Föderalisation angeführt: »Außer den ausdrücklich der Zen- 
tralregierung zugesprochenen Gebieten sollen alle Gewalten den 
Ländern übertragen werden. Die Länder sollen so weit wie mög- 
lich innerhalb ihrer Gebiete mit der Durchführung der von der 
Zentralregierung erlassenen Gesetzgebung beauftragt werden« — 
das heißt zusätzlich zu der Ausführung ihrer eigenen Gesetze. Die 
Zentralregierung soll ihrerseits die legislative und exekutive Ge 
walt haben, ‘die notwendig ist für »die erforderliche politische, 
rechtliche, wirtschaftliche und finanzielle Einheit«. EEE 


Die politische Einheit werde erfordern, daß die Zentralregie- R 
rung die Verantwortung für auswärtige Angelegenheiten, Natio- 
nalitätenfrage, Einwanderung, Auswanderung und die Durchfüh- 
rung von Verträgen hat Zur gesetzlichen Einheit müsse sie die 
Verantwortung für dıe grundlegenden Prinzipien des Straf-, Zi- 
vil- und Handelsrechtes, für das Urheber-, Patent- und Waren- 
zeichenrecht, für Wertpapiere, Ladepapiere und andere Urkunden _ 
haben. Für die Wirtschaftseinheit müsse sie folgende ‚Gebiete _ 
unter sich haben: Außenhandel, Zölle, Einfuhr- und Ausfuhr- 
kontrolle, Transportwesen, Post und Telegraph, Gewichte und 
Maße. re 

Um die finanzielle Einheit sicherzustellen, müsse die Zentral- 
vegierung die Verantwortung für die Ausgabe von Noten und 
ferner gewisse Vollmachten. für die Koordinie- 
rung des Bankwesetis, ‚für die Staatsschulden, gewisse zu verein- 
barende Vollmachten über die Besteuerung und die Devisenkon- 
trolle. Gewisse Vollmachten auf wirtschaftlichem Gebiete müßten 
natürlich zur Zeit für ganz ‘Deutschland unter der Aufsicht der 
Alliierten Kontrollbehörde zentral ausgeübt werden. 


Das Dokument legt dann die Prinzipien dar, die für die end- 
gültige Form der Zentralregietung gelten sollen. Es "werde das, 
Amt eines Präsidenten geschaffen werden, dessen Rechte und 
Pflichten denen eines konstitutionellen Staatsführers ohne unab- 
hängige Exekutivvollmacht entsprechen. Ferner seien zwei Kam- 
mern zu schaffen. von denen die eine die Nation als Ganzes und 
die andere die einzelnen Länder vertreten solle. Die die Nation 
vertretende Kammer sei durch eine Volkswahl zu bestimmen und 
werde die Verantwortung für Einführung der zentralen Gesetz- 
gebung haben. 

Die Länderkammer sei auf der Basis einer eleichen ‚Vertretung 
für jedes Land zu wählen, und ihre Hauptaufgabe sci es, dafür 
zu sorgen. daß die Interessen der Länder bei der Gesetzgebung 
voll berücksichtigt‘ werden. »Sie soll ein absolutes Vetorecht im 
konstitutionellen Angelegenheiten und ein aufschiebendes Veto in 
der übrigen Gesetzgebung haben«. Außerdem sei ein Oberster 
Gerichtshof einzusetzen, der die Verlassung sichere. 

Dieser ganze Teil des Dokuments greift weit in die Zukunft 
vor. Es heißt, daß alle Verfassungen in den Ländern sowie die % 
Verfassung der Zentralregierung alle menschlichen Rechte und j 
Freiheiten gewährleisten sollen, und dann greift das Dokument 
auf die Abschnitte zurück, die die konstitutionelle Demokratie 
in ihrer Entwicklung durchzumachen haben werde... Zunächst 
seien zentrale Verwaltungsstellen zu schaffen, wie sie in Potsdam 
festgesetzt wurden. Dann seien Maßnahmen zur Gestaltung einer 
Verfassung zu ergreifen; es wird nıcht genauer bestimmt, von 
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wem, aber »das deutsche Volk sollte an ihrer Vorbereitung be- 
2  teiligt sein«, 
“ Zunächst sei eine provisorische Verfassung zu entwerfen und 
: mit Genehmigung des Kontrollrats einzuführen. Dann könnten 
ds Wahlen für eine provisorische Regierung stattfinden. Der pro- 
, visorischen Regierung sei eine gewisse l.obezeit zu. gewähren, 
nach deren Beendigung Abänderungen durchgeführt werden. 
könnten. Wenn die endgültige Verfassung ausgearbeitet und vom 
deutschen Volk ratifiziert worden sei, werde der letzte Entwick- 
lungsabschnitt eintreten; es seien neue Wahlen abzuhalten und 
eine neue Regierung zu bilden, die unter der endgültig festge- 
setzten Verfassung zu arbeiten habe. 


_ »Der Kontrollrat hätte sich selbst auf unbestimmte Zeit hinaus 
das gesamte Gebiet der Entwaffnung, der Entnazifizierung, des 
 Abbaues der Kartelle, der Reparatiönen, der Kriegsgefangenen, 
der verschleppten Personen, der Kriegsverbrecher, der Belange 
“ der Besatzungsmächte, der auswärtigen Beziehungen und der De- 
_ visen vorzubehalten«. ‚Herr Bevin ist besonders auf diese letzte 
" Aufgabe bedacht. denn ohne Devisen ist die Möglichkeit für 
Deutschland, eine Kriegsindustrie aufzubauen, in eine noch weı- 
tere Zukunft gerückt. 
= In seiner Ansprache an seine Kollegen, die Herr Bevin hielt, 
während das Dokument verteilt wurde, sagte er, das. bloße Ver- 
schwinden der Nazipartei sei keine ausreichende Garantie für die 
Sicherheit. England habe seine Befürchtungen bei der Aussicht 
auf die Errichtung eines stark zentralisierten Deutschlands, das 
päter einmal wieder zu einer Quelle der Aggression werden 
könne. »Wir möchten nicht wieder ein Deutschland entstehen 
. sehen, in dem "eine Partei oder Autorität alle Macht an sich 
zieht, wodurch es kürzlich zum Kriege gekommen ist.« Man 
Hr hoffe, die Wechselwirkung zwischen demokratischen Parteien för- 
dern zu können und ein richtiges Gleichgewicht zwischen den 
entralgewalten und denen der Länder zu schaffen. 
; Wenn die Zentralregierung nicht im Volke verwurzelt sei, ‚so 

würden die Alliierten damit ein anderes System schaffen, das 
_ über sie hinweggehe. Die, Förderung einer, demokratischen Re- 
gierung sei schwierig. und kompliziert und verlange Fachkennt- 

nisse. »Bevor wir jedoch die Fachleute an die Arbeit setzen, bin 
ich sehr dafür, daß wir uns hier im Rat über die grundlegenden 

Prinzipien einigen!« Seine Delegation habe versucht, die beste 
Methode für die Verwirklichung einer demokratischen Regierung 
in Deutschland zum Ausdruck zu bringen. Das wesentliche Prin- 
zip sei, daß die Gewalt beim Volk liegen müsse und durch die 
“ Länder zu den obersten Stellen gelange.“ 


Bi Nach der Unterbreitung der britischen Pläne ergriff 

Außenminister Marshall das Wort und legte der Konferenz 

er ar die amerikanischen Ideen über die Gestaltung des zukünf- 
tigen deutschen politischen Statuts dar, 


Er erklärte, daß der Kontrollrat niemals eine deutsche 
Zentralregierung ersetzt habe und auch nicht als Ersatz für 
diese gelten könne. Die Vereinigten Staaten wollten dem 
deutschen Volk nicht das Recht absprechen, seine Anee- 
 legenheiten selbst in die Hand zu nehmen, sobald es dies 
in demokratischer Form ausführen könne, unter gebühren- 
@ler Beachtung der Menschenrechte und der fundamentalen 
Gesetze yon Freiheit und Frieden. In der amerikanischen 
_ Besatzungszone in Deutschland sei versucht worden, den 
‚örtlicken und städtischen Behörden‘ wie auch den Länder- 
 „regierungen möglichst viel Selbständigkeit zu geben. Es sei 
_ nunmehr an der Zeit, den Deutschen zu gestatten, eine pro- 
visorische deutsche Regierung einzusetzen, die sich mit der 
Angelegenheiten der ganzen Nation befassen solle. 

. In seiner Erklärung beschränkte sich Marshall auf die 
‘drei Phasen, die seiner Ansicht nach zur Bildung einer deut- 
schen Regierung durchschritten werden müssen: 

1. Es soll eine provisorische deutsche Regierung errichtet 


werden, die sich aus den Ministerpräsidenten der bestehenden 
Länder oder Staaten einschließlich Berlins zusammensetzt und 


waltunosbehörden zu schaffen und zu leiten. Damit die proviso- 
rische Regierung wirklich repräsentativ ist, sollen der verfas- 
sungsmäßige Aufbau der Länder und die Wahl für die Län- 
derregierungen in ganz Deutschland zu einem baldigen Zeit- 
punkt durchgeführt werden. . 

‚2. Eine Verfassung soll entworfen und angenommen werden. 
die demokratische Grundgedanken enthält und eine Dezentra- 
lisierung der Regierungsgewalt vorsehe., 


Unter Dezentralisierung verstehen wir, daß die Zentralregie- 
rung begrenzte und genau umrissene Vollmachten in Angelegen- 
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shall gemachten Vorschläge der französischen Auffa 


mit den notwendigen Vollmachten ausgestattet ist, zentrale Ver- . 


neiten hat, bei denen’ .das Gesamtinteresse de 
torderke se ER en | DE 
Alle restlichen Machtbefugnisse sollen den Lände 
halten bleiben. Die Verfassung soll ein Gegenstand 
stimmungen der Friedensregelung sein. 12) 
3. Die Regierungsgewalt soll, durch die Zentralreg 
nach deren verfassungsmäßiger Bildung übernommen wer 
Die Länder sollen ebenfalls durch Verfassungen die Zen 
regierung anerkennen. \ - 


Bidault erklärte in seiner Stellungnahme zu den Aus ü 
rungen Marshalls, er könne feststellen, daß die von 


näherkämen als der bisherige Standpunkt der Vereini 
Staaten. E ? Ru 


Am gleichen Tage unterbreitete der britische Außenmini 
ster Bevin der Konferenz eine Erklärung über die bi 
von Deutschland an Großbritannien geleisteten Repa 
tionen. In der Erklärung heißt es, daß Großbritannie 
von der IARA Industrieausrüstungen im Werte von 4 
Millionen Reichsmark nach dem Preisniveau von 1938 zug 
sprochen worden seien. Hiervon habe Großbritannien bish 
Anlagen im Werte von 1,5 Millionen Reichsmark empfaı 
gen. Weiter seien einige Maschinen zum Zwecke technisecl 
Untersuchungen nach Großbritannien gebracht worden. 


350 000 Tonnen Waren im Werte von 6,35 Millione: 
Pfund Sterling seien von Deutschland nach Großbritannie: 
verschickt worden. Der Wert der deutschen Anlagen i 
Großbritannien wird nach dieser Erklärung auf bis : 
Millionen Pfund Sterling geschätzt, die Großbritannien ü 
nehmen und als Reparationen anrechnen werde. = 


Aus den deutschen Patenten habe die britische Regier 
keine besonderen Vorteile gezogen, da sie allen Alliiert 
in gleicher Weise zugänglich gemacht worden seien. 


Aus der laufenden Produktion der britischen Zone 
von Großbritannien keine Reparationen entnommen wor: 
Auch das in den Westzonen vorgefundene Gold, insges 
935 Tonnen. werde nicht zu Revarationszwecken verwa 
sondern für die Länder, deren Gold von Deutschland ge: 
wurde, in Verwahrung gehalten. 

Die amerikanische Delegation ließ dem Außenministe: 
ebenfalls einen Bericht über die Reparationen, die die 
einieten Staaten bisher von Deutschland erhalten ha 
zugehen: . 


„Die Vereinigten Staaten haben bisher folgende Reparationet 
von Deutschland erhalten: f 

I. Industrieanlagen: 

a) durch die Interalliierte Reparationsagentur: Werte vo» 

66 666 Dollar, E4 


b) direkt: Werte von weniger als 10 Millionen Dollar; 


Be. 
‚II. Schiffe: Werte von 5 Millionen Dollar; 
III. deutsche Guthaben- im Ausland: 150-250 Millionen Dol ai 
IVO. aus der laufenden Produktion: nichts; . z; 


Ü. Gold: nichts; 


insgesamt; weniger als 275 Millionen Dollar. 


er 


a. 
i 


Zu 1. Industrieanlagen: ; | 


Ende Februar 1947 waren der Interalliierten Reparationsagen 
tur Industrieanlagen im Werte von rund 8300 Millionen Reichs! 
mark zugeteilt worden. Diese "Industrieanlagen bestanden au 
71 Werken. die zu den sofort zu leistenden Reparationen gehör 
ten, aus den allgemeinen Finrichtungen aus 51 Rüstungsfabriker 
und den Einrichtungen, die nach .den britischen und franzöl 
sischen Plänen für umgehende Demontage vorgesehen sind. Von 
dieser Gesamtsumme hat die Interalliierte Reparationsagentur bis! 
her 62 Millionen Reichsmark unter die Alliierten verteilt. Vo 
diesen 62 Millionen Reichsmark haben die Vereinigten Staaten 
ungefähr 200 090 Reichsmark erhalten | = 


(Anmerkung: Bei diesen Transaktionen wurde a Kursw: rt de 
Reichsmark auf drei Reichsmark für einen Dollar fesieeieret 
„Die Vereinigten Staaten ‘haben außerdem gewisse Indu: rie 
anlagen, die sie nicht durch die Interalliierte Keane | 


| 


& 
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ar, Be a 
us Deutschl: ıd entnommen. Diese Demontagen wurden 
um die amerikanische Kriegsleistung vor der Kapi- 


apans zu fördern. Der Wert der von den Vereinigten 
n dieser Weise entnommenen Industrieanlagen, wird 
tig festgestellt. Er ist nicht hoch, und es ‚wird nicht 
‚daß er 10 Millionen Dollar überschreitet. Wenn der 
mtwert ermittelt ist, ‘wird dem Außenministerrat und der 
iterten Reparationsagentur Bericht erstattet werden. 


Schiffe: ur | 
Interalliierte Reparationsagentur -hat fast alle Schiffe, die 


n der Dreimächte-Handelsflotten-Kommission zugewiesen 
en, verteilt. Der Wert dieser Schiffe beträgt 220 Millionen 
= 


et ö 


r. Der vorläufige Abschluß der Beratungen 


Rat der Außenminister 


Der Rat der Außenminister befaßte sich weiter mit der 
nftigen Gestaltung Deutschlands. Außenmini- 


dar, in der er erklärte: 


r uns steht die Aufgabe, den Deutschen zu helfen, die ge- 

ind, einen neuen Weg zu beschreiten, Deutschland zu einem 
n demokratischen Staat zu machen, und die Auferstehung 

lands als einer ‚aggressiven Kraft nicht zuzulassen.“ 


otow erklärte weiter, daß die Sowjet-Union den Plä- 
‚der Vernichtung Deutschlands als eines selbständigen 
es nicht zustimme. Er wies hierbei auf die Siegesbot- 
Stalins vom 9. Mai 1945 hin, in der dieser erklärt 


zu zerstückeln, noch die Absicht, es zu vernichten. 


lotow beschäftigte sich sodann mit der Frage der 
alisierung Deutschlands, die er als eine ernste Ge- 
ezeichnete. Wenn die Verbündeten sich auf den Stand- 
‚der Föderalisierung Deutschlands stellten, könnten 
s Vertrauen des deutschen Volkes zu ihrer Politik un- 
aben. Eine durch die Verbündeten verfolgte Föderali- 
ig Deutschlands werde dem ee erneut zur 
ht verhelfen und die Revancheideen und den Chauvinis- 
einrdern. .-. ; 
m Falle der Föderalisierung werde es keine Zentral- 
rung Deutschlands geben, die die Verantwortung für 
rfüllung der Verpflichtungen Deutschlands gegenüber 
Verbündeten tragen könnte. 


olotow erklärte weiter, man dürfe dem deutschen Volk 
e Föderalisierung aufzwingen. Anders sei es jedoch, 
nn das deutsche Volk sich im Rahmen einer freien Ab- 
mmung ohne Zwang von außen für die Föderalisierung 
utschlands ausspreche. 


olotow betonte, daß in den Beschlüssen der Potsdamer 
ferenz von einer Föderalisierung Deutschlands nichts er- 
ihnt worden sei. Jedoch habe man in Potsdam die Schaf- 
ng mehrerer zentraler deutscher Verwaltungsabteilungen 
lossen. Dieser Beschluß sei jedoch bisher unerfüllt ge- 
eben. Ein weiterer Aufschub der Errichtung solcher Zen- 
behörden beeinträchtige vor allem die Maßnahmen auf 
m Gebiete der Durchführung der wirtschaftlichen Ein- 
it Deutschlands. BR TE: 


ierauf legte Molotow dem Außenministerrat namens der 
jetischen Delegation folgende Anträge vor: 


1. Über die Form und den Umfang der provisorischen 
E- politischen Organisation Deutschlands 
Die Aufgabe der provisorischen politischen Organisation 
Deutschlands muß auf der Grundlage folgender Bestimmungen 


löst werden: 
a) die politische Ordnung Deutschlands soll einen demokra- 
‚chen Charakter tragen, und die Machtorgane sollen auf der 
ndlage demokratischer ‚Wahlen errichtet werden; 
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Die Verhandlungen am 22. März 1947 


Molotow legte die Haltung seiner Regierung in einer 


die Sowjet-Union habe weder die Absicht, Deutsch- ° 


A a kan ln 


j (u 


no SEE EB TEN A 


Reichsmark. Davon haben die Vereinigten Staaten Schiffe erhal-, 
ten, deren Wert auf 15,5 Millionen Reichsmark geschätzt wird. 


Zu III. Deutsche Werte und Guthaben 'im Ausland: Be 
Die deutschen Guthaben und Vermögenswerte im Ausland, de 
die Mitglieder der Interalliierten Reparationsagentur als Rp 


rationen erhalten sollen, werden sich wahrscheinlich auf weniger 
als 600 Millionen Dollar belaufen. Endgültige Zahlen können 
noch nicht gegeben werden, da die Liquidierung solcher Werte 
noch im Gang ist. Die Vereinigten Staaten werden zwischen 150° 
und 250 Millionen Dollar erhalten. Die Ziffer kann heute noch 
nicht mit größerer Genauigkeit angegeben werden, da Zweifl 
bestehen, ob gewisse Vermögenswerte deutsch sind oder einer 
anderen Nation gehören.“ ö 


hber den Bericht des Kontrollrates F e 


b) die Hitlerische Zentralisierung der Staatsverwaltung, de 
die Landtage und die autonome Verwaltung der Länder ver- 
nichtet hat, soll liquidiert werden, damit die Dezentralisierung - 
der Verwaltung, die vor der Errichtung des Hitlerregimes be- 
standen hatte, wiederhergestellt wird, wobei die Landtage und 
zwei allgemeindeutsche Kammern wiederhergestellt werden; X 

. \ 5 r 
c) es soll eine provisorische deutsche Regierung geschaffen 
werden, welche die politische und wirtschaftliche Einheit 

Deutschlands sicherstellt und zugleich die Verantwortung für 
- die Erfüllung der Verpflichtungen Deutschlands gegenüber dn 

verbündeten Staaten übernehmen kann. FE 

‚ Zu 
1. als ersten Schritt zur Bildung einer provisorischen due 
schen Regierung. zentrale deutsche Verwaltungsabteilungen für 
Finanzen, Industrie, Verkehr, Außenhandel, Post und Telegra- 
phenwesen gemäß dem Beschluß der Potsdamer Konferenz zu 
gründen; aM 

2. den Kontrollrat, zu beauftragen, eine provisorische demo- 
kratische Verfassung unter Hinzuziehung der demokratischen 
Parteien, der Freien Gewerkschaften und anderer antinazisti-> 
scher Organisationen sowie von Vertretern der Länder auszu- % 
arbeiten; h e en 


3. Wahlen gemäß der provisorischen deutschen Verfassung 
durchzuführen, wonach die provisorische deutsche Regierung 
gebildet werden soll; in 


4. gemäß dem Beschluß der Potsdamer Konferenz der deut- 
schen Regierung als ihre Hauptaufgaben die Ausmerzung dr 
Überreste des deutschen Militarismus und Faschismus, die 
Durchführung der allseitigen Demokratisierung Deutschlandg 
und die Verwirklichung von Maßnahmen zur Wiederherstelung 
der deutschen Wirtschaft wie auch zur unbedingten Erfüllung 
der Verpflichtungen gegenüber den verbündeten Staaten aufzu- 
erlegen; 


5. die ständige Verfassung Deutschlands vom deutschen Volk Be. 
bestätigen zu lassen. ; Ka. > 


Von dem oben Gesagten ausgehend wird beantragt: 


Y 
2. Über die staatliche Organisation Deutschlands: 


1. Deutschland wird als ein einheitlicher, friedliebender Staat 
wiederhergestellt: als eine demokratische Republik mit einem 
allgemeindeutschen Parlament aus zwei Kammern und mit 
einer Regierung für ganz Deutschland mit Sicherstellung der 
verfassungsmäßigen Rechte der im Rahmen des deutschen Staates 
bestehenden Länder. = 


2. Der Präsident der Deutschen Republik wird vom Parla- 
° ment gewählt. 


3. Auf dem gesamten Staatsgebiet Deutschlands wird die 
ı vom Parlament festgesetzte Verfassung, in den Ländern werden 
die von den Landtagen festgesetzten Verfassungen gelten. 


4. Die deutsche. Verfassung wie. auch die Verfassungen der 
Länder werden auf demokratischen Grundlagen aufgebaut sein. 
Sie müssen die Entwicklung Deutschlands als eines demokra- 
tischen und friedlichen Staates verankern. 


5. Die Verfassung Deutschlands und die Länderverfassungen 
werden die freie Bildung und Tätigkeit aller demokratischen 
Parteien wie auch der Gewerkschaften und anderer öffentlicher 
demokratischer Organisationen und Institutionen sicherstellen. 


6. Allen Staatsbürgern Deutschlands ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache und der Religion werden 


4 Zu 0 
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durch die Verfassung Deutschlands und durch die Länderver- 
fassungen die demokratischen Freiheiten einschließlich der Frei- 
heit der Rede, der Presse, des Kultus, der öffentlichen Ver- 
sammlung und der Verbandsfreiheit sichergestellt sein. 

7. Das Parlament und die Landtage der Länder werden auf 
Grund des allgemeinen, gleichen, direkten Wahlrechts bei ge- 
heimer Abstimmung nach dem Verhältniswahlverfahren gewählt 
werden. 

8. Die Organe der Selbstverwaltung (Bezirks- und Gemeinde- 
räte) werden nach den gleichen demokratischen Grundlagen wie 
die Landtage der Länder gewählt werden. 


Nach den Erklärungen Molotows ergriff Außenminister 
Bidault das Wort. In seinen Ausführungen über die zu- 
künftige Staatsform Deutschlands erinnerte Bidault an las 
französische Memorandum vom 17. Januar 1947 über die 
provisorische politische Organisation Deutschlands und seine 
endgültige Verfassung (vgl. Europa-Archiv S. 622ff.). Er er- 
klärte, wenn ein Übereinkommen hinsichtlich der tatsäch- 
lichen wirtschaftlichen Einheit erreicht würde, so sei die 
französische Delegation bereit, unmittelbar an die nächste 


_ Stufe heranzugehen, die in der Bildung einer Anzahl von 


Zentralverwaltunsen bestehe, die berufen sein würden, die 
wirtschaftlichen Dienstzweige zu verwalten, die in den 


-augenblicklichen Amtsbereich des Kontrollrates, mit Aus- 


nahme des Saargebiets, eingegliedert werden müßten. 


„Einige meiner Kollegen schlagen jetzt — unter Bedingungen, 
die übrigens erheblich voneinander abweichen — vor, sofort eine 


- dritte‘ Stufe in Angriff zu nehmen, die darin bestehen soll, schen 


jetzt eine vorläufige deutsche Regierung zu bilden. Die franzö- 
sische Delegation hält solche Vorschläge für verfrüht.” 


Außenminister Bevin unterbreitete dem Rat neue briti- 
schen Vorschläge, für die "Wırtschaftseimheit 
Deutschlands. Bevin schlug vor, daß die Wiederbe- 
lebung der deutschen Industrie allmählich vor sich. gehen 
und auf die Notwendigkeit Rücksicht nehmen solle, Kohle 
nach den befreiten Ländern zu exportieren. 


' Der Grad der Produktionssteigerune soll nach den Vor- 
schlägen Bevins mit dem Bedarf an Exportkohle in Bezie- 
hung gebracht werden. wobei sich iedoch die finanziellen 
Lasten der Besatzungsmächte durch solche Erwägungen 
nicht erhöhen sollen. i 


Bevin setzte sich erneut für eine Stahlproduktion in Höhe 
von zehn Millionen Tonnen ein und befürwortete die Sozia- 
lisierung gewisser Industrien, wodurch die Kartelle auf»e- 
löst würden. Bevin schlug eine Teilung der gesamten Be- 


_ satzungskosten vor. 


Eine Zusammenfassung der britischen Vorschläge zur 
Frage der deutschen Wirtschaftseinheit ergab folgendes Bild: 


‚1. Der Paragraph 14 des Potsdamer Abkommens, wonach 
Deutschland als ein wirtschaftliches Ganzes behandelt werden 
soll, wird voll in die Tat umgesetzt. \ 


2. Die Besatzungsmächte tragen die Kosten der Besetzung 
Deutschlands in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft in ge- 
rechter Verteilung, und die dadurch entstehenden Ausgaben 
sollen von Deutschland als erstes aus seiner Produktion wieder- 
erstattet werden. = 


3. Als Teil des Planes für eine wirtschaftliche Einheit sollen 


a) in Übereinstimmung mit dem Potsdamer Abkommen deut- 
sche Zentralverwaltungen für wirtschaftliche Fragen errichtet 
werden; 

b) in ganz Deutschland eine unbeschränkte Freizügigkeit ge- 
schaffen und die Wirtschaftsgrenzen zwischen den Zonen auf- 
gehoben werden; 


c) die einheimischen Hilfsquellen Deutschlands vereinigt und 
eine gemeinsame Politik für die Verwendung und Verteilung 
dieser Hilfsquellen durchgeführt werden; 


d) ein Ausfuhr- und Einfuhrplan entworfen werden, der da- 
für sorgt, daß die Einnahmen aus allen Ausfuhren, aus der 
laufenden Produktion und den zur Verfügung stehenden Vor- 
räten ın erster Linie zur Bezahlung der Einfuhren Verwendung 


finden. 


4. Es soll sichergestellt werden, daß jeder in: ausländischer 
Hand befindliche Besitz ın Deutschland dem. deutschen Gesetz 
untersteht und daß der Erwerb von Eigentum in Deutschland 
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"Unzulänglichkeit der Weimarer Verfassung hinweise. Di 


durch ausländische Staaten oder ausländische Staatsan 
der Zustimmung des Kontrollrats bedarf. He 

5. Eine’ Finanzreform in ganz Deutschland soll so bald 
möglich durchgeführt werden. - 1 

6. Die Maßnahmen zur Beseitigung der Konzentration von W 
schaftsmacht, wie sie in Kartellen, Syndikaten, Trusts und 
deren monopolistischen Einrichtungen versinnbildlicht wird, sc 
len beschleunigt durchgeführt werden, wobei die Verstaatlichur 
gewisser Industrien als eine der Methoden zur Durchführun 
dieser Maßnahmen betrachtet werden soll. : 


Die am gleichen Tage von Außenminister Bevin unteı 
breiteten Vorschläge zum Thema Reparationen un 


Industriestand lauteten: i 


1. Der Kontrollrat soll spätestens zum 1. Juli 1947 auf de& 
Grundlage des einer Revision unterzogenen Planes für den I 
dustriestand Deutschlands die Fabriken und Fabrikausrüstunget 
die als Reparationen abzutransportieren sind, festlegen. 

2. Der Abtransport der Fabriken und der Ausrüstungen 
beschleunigt durchgeführt werden; zu diesem Zweck soll: 

a) die endgültige Liste der aus Deutschland abzutransportie 
renden Fabriken und Ausrüstungen vom Kontrollrat spätester 
zum 15. August 1947 veröffentlicht werden; E} 

b) dıe Demontage aller Fabriken, die vom Kontrollrat untt 
Kategorie I eingereiht worden sind, weiterhin durchgeführt u 
nicht bis zur Vorbereitung des neuaufgestellten Planes für de 
Industriestand verzögert werden; 5 I 
“ c) der Kontrollrat Maßnahmen durchführen, um Verfahre 
Abschätzung, -Verteilung, Demontage und Auslieferung ve 
Hauptausrüstungen zu beschleunigen. °- 2 

3 Der Plan über den Industriestand vom März 1947 s 
einer Revision unterzogen werden, damit er sowohl den 1 
sprüchen der Sicherheit der Alliierten wie auch den Bedü 
nissen der deutschen Wırtschaft entspricht. A 

4. Der Wiederaufbau der deutschen Industrien soll nad 
einem fortschreitenden Plan durchgeführt werden, wobei al 
Notwendigkeit, Kohle zu exportieren, berücksichtigt werden so 

5. Jede der Besatzungsmächte soll dem Außenministerrat bb 
zu einem festzusetzenden Zeitpunkt Angaben über den Umfark 
der zu.Reparationszwecken durchgeführten Abtransporte mache: 


Außenminister Marshall erklärte, er sei der Ansicht, d an 
die vier zum Ausdruck gebrachten Standpunkte viel BeraEae 
sam hätten. Man müsse sich nun der praktischen Seite 2 

‚enden und versuchen, sich über d eh 
wenden und versuchen, sich über das Wesen der gemach 
Vorschläge zu einigen. Marshall sagte, er glaube in den v 
Molotow dargelegien Ansichten bestimmte Konzessionen a 
eine föderalistische Lösung zu sehen. } 


Molotow erklärte hierauf, man könne sich vielleicht da 
hingehend einigen, daß als Grundlage für die Staatsordnun 
Deutschlands nach dem Kriege in diesem oder jenem Um 
fang jene staatliche Organisation Deutschlands dienen könnd 
die vor Hitler bestand. 


Molotow meinte damit die Weimarer Verfassung, die, wi 
er sagte, den einzelnen Ländern eine gewisse Autonomi 
sicherte und eine demokratische Regelung der örtlichen An 
gelegenheiten sowie das Bestehen und die Tätigkeit deme 
kratischer Organisationen ermöglichte. „Warum sollten 
der Weimarer Verfassung nicht das Nützliche, das in ih 
enthalten ist, entlehnen? Man könnte alle die notwendige! 
Verbesserungen an dieser Verfassung vornehmen, die, wi 
alle als zweckmäßig anerkennen.“ > 


Bevin und Bidault lehnten die Weimarer Verfassung al 
Ausgangspunkt für eine weitere Debatte ab. Bevin erklärte 
daß die Weimarer Verfassung einige Punkte enthalte, dii 
'hm als unerwünscht erschienen. Bevin schlug vor, die ve 
schiedenen Ansichten, die im Laufe der- Diskussion ausgei 
sprochen wurden, zusammenzufassen und sie dann erneut z! 

| 


besprechen. 
Bidault erklärte, daß Deutschlands Vergangenheit auf di 


| 
4 
| 


Weimarer Verfassung könne daher bei der Entscheidung de 
Frage der politischen, Organisation Deutschlands nicht a 
Grundlage dienen. \ Ä 


Die Aufßenminister faßten den Beschluß, einen Koordi 
nıierungsausschuß einzusetzen, der die Vorschläg, 


a 


Del onen ı Bericht des Kon- 
ialten sind, aufeinander abstimmen und ver- 
en soll. Zu diesem Zweck sollen alle Delegationen Vor- 

die sich auf den Bericht des Kontrollrates beziehen, 
ordinierungsausschuß sofort schriftlich zuleiten. Der 
lerungsausschuß wurde angewiesen, seinen Bericht 
n 25. März fertigzustellen. Der Außenministerrat be- 


) 


Rat, der Sonderbeauftragten — ' Konferenzausschüsse 


Br 
Die Sonderbeauftragten für Deutschland stellten ihren 
ierten Bericht über das Verfahren für die Teilnahme 
leineren alliierten Nationen an den Verhandlungen 
den deutschen Friedensvertrag fertig und leiteten ihn 
den Außenministerrat weiter. Auch dieser neue Bericht 
n vielen Punkten keine Übereinstimmung auf. 


französische Delegation, des Außenministerrates über- 
e dem Koordinierungsausschuß eine Zusammen- 
ung der französischen Vorschläge und 
chten zu den bisher diskutierten Problemen, die den 
Stand der französischen Einstellung aufzeigte: 


waffnung und Entmilitarısierung 

Alliierte Kontrollrat in Berlin so!l aufgefordert werden: 

Zerstörung sämtlicher militärischen Einrichtungen und 
ttlichen Materials zu beschleunigen; 

- dem 1. Juli 1947 einen Plan für die Liquidierung der 

Kriegsindustrien aller Kategorien aufzustellen; 

or dem 1. Dezember 1947 die besonders für die Erzeugung 

, Kriegsmaterial aufgebauten Fabriken tatsächlich aufzu- 

en; { 

ere Fabriken, die ein ausgesprochenes Kriegspotential auf- 

isen, binnen einer Frist von acht Monaten nach Aufstellung 
Reparationsplanes und Festsetzung des neuen Industrie- 

reaus zu liquidieren. Die Demontage dieser Werke soll 

urch eine Vier-Mächte-Kommission für ‚ die Demontagevor- 

haben überprüft werden. h 


Entnazifizierung 

er Kontrollrat soll aufgefordert werden, die Ausweisung aller 
aus Öffentlichen und halböffentlichen Ämtern nachdrüc- 
u verfolgen. Er soll für ganz Deutschland eine gleichartige 
zgebung erlassen. und gegen alle ehemaligen Nazis nach dem 
e ıhrer Verantwortung vorgehen. 


okratisierung 
e Sonderbeauftragten sollen die Grundsätze nachprüfen, die 
len Verfassungen der verschiedenen Länder festgelegt sind. 
Kontrollrat soll Maßnahmen für freie Betätigung der Par- 
ı und Gewerkschaften im Rahmen der Länder treffen. 


Dirtschaftliche Probleme. 

er Außenministerrat soll dem Hundertsatz für die obligato- 
sche Ausfuhr deutscher Kohle festsetzen und dabei den beson- 
ren Wiederaufbaubedürfnissen der europäischen Länder Rech- 
tragen. Die Sonderbeauftragten sollen, so heißt es in den 
sischen Vorschlägen, die Grundsätze der : 
nheit und der Organe, die für deren Verwirklichung notwendig 
nd, festlegen. Die Sonderbeauftragten sollen Grundsätze aufstel- 
ie für den Reparationsplan und das Industrieniveau maß- 
nd sind. ‘Sie sollen vor allem die ungefähre Höhe der Kapa- 
der Stahlproduktion festsetzen, wie sie seinerzeit vorgesehen 
en ist (7% Millionen Tonnen). ° 
Zusätzlich könnte Deutschland durch die Einfuhren versorgt 
erden. Auf der Basis der so dargelegten Grundsätze soll der 
ntrollrat bis zum 1. Juli 1947 einen Plan entwerfen und dann 
hrend der darauf folgenden drei Monate eine Liste derjenigen 
iken zusammenstellen, die bestehenbleiben können, während 
ir die sofortige Schließung der anderen Sorge zu tragen hat. 
Kontrollrat soll die Aufsicht über die Verteilung von Kohle, 
nergie und Stahl an die beibehaltene Industrie verstärken. Ferner 
‘der Kontrollrat Maßnahmen zur Auflösung der Kartelle tref- 
n. Es ist eine Liste der Trusts aufzustellen, die automatisch auf- 
ulösen sind, und es sind dıe Grundsätze darzulegen, nach denen 
ie anderen Trusts Liquidationsausschüssen überantwortet werden 
n. Ferner sind Maßnahmen gegen die erneute Bildung aufge- 
r Trusts oder die Gründung anderer Trusts zu ergreifen. 
ie Kartelle sind einzuschränken oder abzuschaffen. In Ausnahme- 


2 


vchiv 1J uli 1947, 


Die Verhandlungen am 24. März 1947 


' die Zahlungsbilanz Rechnung tragen. Der Interalliierte. Ausschuß 


. ferenz der vier Großmächte zusammentreten. Interessierte Staaten 


wirtschaftlichen 


“1. Juli 1947 und am 1. Juli 1948 erforderlich sein werde, 


die deutsche Wirtschaft so bald wie möglich auf sich selbst. 


nd ne Fr ib }; 
Zusammenfassung der französischen Vorschläge 


N 


schloß, bis zu diesem Zeitpunkt die allgemeine Diskussion 
über den Bericht des Kontrollrats zurückzustellen. 


Auf Vorschlag Marshalls wurde beschlossen, die nächste 
Sitzung des Außenministerrates überhaupt erst am 25. März 
1947 stattfinden zu lassen. ’ 


Am 23. März 1947 fanden keine Sitzungen statt. 


fällen sind im Einvernehmen der vier Großmächte Genehmigun- N. 
gen zu erteilen. Schließlich soll der Kontrollrat ein Programm 
finanzieller Reformen verwirklichen. u 


ö. Reparationen TSAE 


Drei Monate nach Aufstellung des Reparationsplanes und Fest- 
setzung des Industrieniveaus soll der Kontrollrat eine Liste der 
Fabriken und Ausrüstungen ausarbeiten, die demontiert werden so- 
len. Der Kontrollrat soll auch die Ausrüstungen festlegen, die aus 
den bestehenbleibenden Werken zu entnehmen sind. Er soll .die . 
Ausführung der Reparationen in den westlichen Zonen beschleur 
AED ihre Auslieferung bis zum 31. Dezember 1947 be- Ä 
endet ist. . , ; BU, 


Die Sonderbeauftragten sollen die Möglichkeit von Reparatio- 
nen in Gestalt von Dienstleistungen und Lieferungen prüfen. Das . 
Programm zur Entnahme von Reparationen aus der laufenden 
Produktion soll den Rückwirkungen auf ‘das Kriegspotential und 


für Reparationen der vier Großmächte soll seine Tätigkeit wie- 


der aufnehmen. en; 


X 
Er 


6. Bevölkerungsverschiebungen 


Es sollen keine Bevölkerungsverschiebungen vorgenommen wer- 
den, die über die bereits früher beschlossenen hinausgehen. Die 
im Gange befindlichen Ausweisungen sind in dem Maße aufzu- 
schieben, in dem es möglich sein wird, das Einverständnis dr 
beteiligten Staaten zu erhalten, Der Kontrollrat soll die freiwil- 
lige Repatriierung verschleppter Personen beschleunigen. SRash 


vo 


7. Organisierie deutsche Auswanderung 


Zu diesem Zweck soll bis zum 1. Juli 1947 in Paris eine Kon- 
werden möglicherweise dazu eingeladen werden. Ye 
8. Territoriale Organisation Be 

Die Sonderbeauftragten sollen eine Liste vorlegen, in der de 
Grenzen der Länder festgelegt sind. ana 
9. Provisorische politische Organisation | y 

Die Organisation der Länder soll auf demokratischer Basis 
(Durchführung von Wahlen, Bildung von lokalen Regierungen) 
so bald wie möglich beendet seim. Diese Länder sollen mit al 
denjenigen Regierungsvollmachten ausgestattet werden, die nicht 
die Sicherheit der Besatzungsmächte in Frage stellen. Dabei soll 
nach den Grundsätzen vorgegangen werden, die von den Sonder-- 
beauftragten zur Verwirklichung der wirtschäftlichen Einheit nie- 
dergelegt sind. 


Auch die anderen Delegationen überreichten dem Koordi- 
nierungsausschuß schriftliche Unterlagen. 


Die Vereinigten Staaten überreichten drei Memoranden, 
von denen das erste vorschlug, daß der Alliierte Kontrollrat 
in Berlin beauftragt werden soll, bis zum 1. Juni 1947 einen 
Bericht darüber fertigzustellen, welches Mindestmaß 
anBesatzungstruppen für jede der vier Zonen am 


um Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. In dem Memo- 
randum hieß es weiter, daß eine Herabsetzung der Be- 
satzungsstreitkräfte und Besatzungskosten notwendig sei, um 


zu stellen. 

Das zweite Memorandum beschäftigte sich mit der De - 
mokratisierung Deutschlands. Es enthält einen 
Plan für den vorläufigen politischen Aufbau Deutschlands, 
nach dem: ein deutscher Nationalrat als provisorische Re- f 
gierung und eine verfassunggebende Versammlung zur Vor- 
bereitung einer demokratischen Verfassung auf Grund all- 

. gemeiner Wahlen gebildet werden. sollen. Der Nationalrat 
kontrolliert die zentralen Verwaltungsorgane, die durch den 
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Kontrollrat zur Lösung gesamtdeutscher Aufgaben errichtet 
werden können. Der Kontrollrat soll die Maßnahmen der 
provisorischen Regierung nicht im einzelnen beaufsichtigen. 
Diese hat die Auigabe, cine demokratische Verfassung vor- 
zubereiten, eine vom Volk gewählte verfassunggebende Ver- 
sammlung einzuberufen und ihr den Verfassungsentwurf zur 
Erörterung, UÜberarbeitung und Annahme vorzulegen. Die 
F endgültige Zustimmung zu dieser Verfassung gibt der Kon- 
y wrollrat. Zu ıhrer Ratifizicrung bedarf es der Zustimmung 
der Mchirheit aller Wähler und der Stimmenmehrheit in 
jedem cinzelven Lande. Die provisorische Regierung hat 
dem Koniroll:at ferner jede Änderung der territorialen Zu- 
sammcenscızung der Länder vorzulegen. Bei der Fest- 


=, 


legung der Grenzen der Länder sind historische, wirtschaft- 
a liche und kuliurelle Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Fn- 
3 klayen und wilikürliche Abtrennungen, die durch die Be- 
ER satzungszonen cenistanden sind, sollen aufgehoben werden 


er 
ek 


Die Biiligung der Verfassung durch den Kontrollrat hängt 


iz 


I 
[i* 
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kratischer Staat sein; alle politische Macht soll vom Volk 
‚ausgenen; das Volk übt diese Aufsicht durch allgemeine 
Wahlen ir bestimmten Zeitabständen aus. Die Wahlen wer- 
den bei freiem Wettbewerb der politischen Parteien abge- 
halten. Keine Partei genießt Privilegien. Die* Grundrechte 


We 
le 
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Rat der Außenminister 


Der Rat der Außenminister befaßte sich mit dem Bericht 
der Sonderbeauftragten über das .Problem der Beteili- 
Buncsrderkleineren alliierten Natıonen'bhei 
der Abfassung eines deutschen Friedensvertrages. 


Außenminister Marshall eröfinete die Aussprache. und 


geschlagene und von Frankreich unterstützte Teilnahme Al- 
E: baniens an der Friedensregelung. 

 ,.Molotow begründete den albanischen Anspruch damit, daß 
Ri  Albanier den Deutschen Widerstand geleistet hätten 'ınd 
» Albanien auch der IARA in Brüssel angehöre. 


Außenminister Bein schloß sich der Ansicht Marshalls 
© an und wies darauf hin. daß zwischen Großbritannien und 
B:. Albanien zur ‘Zeit keine diplomatischen Beziehungen be- 
8 stehen. Brdault brachte erneut zum Ausdrurk, daß sich 
A Frankreich für die Einbeziehung Albaniens in den Kreis der 
cH alliierten Mächte ausspreche. 
% Die ebenfalls zur Debatte stehende Teilnahme Irans wurd 


.. von Bevin als eine vertragliche Verpflichtung für Großbri- 
‘  tannien und die Sowjet-Union aus dem britisch-sowjetisch- 
iranischen Vertrage bezeichnet. 


Zu dem von Frankreich gemachten Vorschlag auf Bil- 


% dung eines Informat:ons- und Konsultationsausschusses nahm 
E Außenminister Marshall Stellung. Sein®r Ansicht nach soll- 


% ten alle krierführenden Alliierten in gleichem Maße in die- 
sem Ausschuß vertreten sein. 

Y Außenminister Bidault schlur zwei Stufen der Beteiligune 

‚, an der Friedensrege'ung ver. Einmal sollen die hauptsäch- 

‚lich interessierten Staat-ı zusarnmengefaßt werden und 


dann alle andern, aie wrlıl Krieg erklärt hätten. aber keine 


großen, unmiite'baren In'eressen. zu vertreten -haben. Die 


erste Grunne snli den Beratungs- und Informationsausschuf: 
bilden und auch ın den vier ständigen Ausschüssen und den 
verschiedenen Unterausschüssen vertreten sein. Die zweite 
Gruppe soll Geleoenheit erhalten, ihre Ansichten dem R»' 
der Außenranist® vorzutragen. Bidault schlug vor. den Stell- 
vertretern die Frage zu überweisen, zu welchem Zeitpunkt. 
wenn. überhaupt. Albanien und Iran zu den Beratungen 
über Deutschland hinzugezogen werden sollen. Dieser Vor: 
schlag wurde angenommen. s 
Anfgenminister Marshall legte sodann ein Dokument hin- 
sichtlich dr Vorbereitung eines deutschen 
Friedensvertrages vor, in dem es hieß: 
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von folgenden Bedingungen ab: Deutschland muß ein demo-. 


Verfahrensfragen 
. Die Verhandlungen am 25. März 1947 


wandte sich sofort gegen die von der Sowjet-Union vor- 


"Regierung entwickeln. Sie könnten jetzt nicht so wie in Verl! 


des Individuums sowie die Freiheiten der Rede, 

_'gion und des Versammlungsrechtes werden 'anerkann 
garantiert. Einzelpersonen sind vor willkürlicher Ve 
tung, Durchsuchung und Beschlagnahme geschützt; 
Gleichheit vor dem Gesetz wird gewährleistet. 


Das dritte amerikanische Memorandum fordert, 
alliierte Staatsangehörige, deren Eigentum für Reparation 
zwecke in Anspruch genommen wurde, entschädigt werd 
sollen. n 

Rat der Außenminister ® 


E . H 
Der Außenministerrat selbst trat zu keiner Sitzung Zi 


sammen. | 
Unterredung Stalin—Bevin 


Am Abend des 24. März begab sich der-britische Außer 
minister Bevin in Begleitung des britischen Botschafters i 
Moskau, Sir Maurice Peterson, mit seinem Privatsekretä& 
und seinem Chef-Dolmetscher in den Kreml zu einer Be 
sprechung mit Generalissimus Stalin. Der Unterredum) 
wohnten der sowjetische Außenminister Molotow und desse} 
Dolmetscher bei. . j 

Über die Besprechungen wurde kein Kommunique he 
ausgegeben. ; 


si 


la 


v 
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„Es ist die Anschauung “der Vereinigten Staaten, daß d 
Außenministerrat mit China als Mitglied alle Staaten, die ä| 
Deutschland im Kriege standen, zu einer Friedenskonferenz eiu 
laden sollte, sobald die Vorarbeiten hierzu entsprechend’ g: 
diehen sind. Es ist unsere Ansicht, daß allen diesen Staateı 
volle und gleiche Rechte als Konferenzmitglieder zuzugestehdi 
sind. Als Schluß der Konferenz sollten die vier Mitglieder dı 
Außenministerrates, die den vorläufigen Text für den Frieden) 
vertrag vorbereiteten, den definitiven Wortlaut der Frieden 
rerelung auf Grund der Empfehlungen der Friedenskonferent 
die von zwei Dritteln der Stimmen aller Konferenzmitglied« 
unterstütz: werden, festsetzen. Außerdem sollten alle Empfe 
lungen. die von einer einfachen Mehrheit der Abstimmendet 
unterstützt würden. in Betracht gezoren werden. Verantwor 
lichen Vertretern Deutschlands sollte Gelegenheit gegeben 
den, ihre Ansichten auf der Konferenz vorzubringen. Da ah 
die Alliierten vor Deutschland die bedingungslose Übergat 
verlangt hatten. solite insbesondere von seinen verantwortlich 
Beamten nicht verlangt werden, die Verantwortung für die 
terzeichnung des Vertrages oder für die Abstimmung über sei! 
Ratifizierung auf sich zu nehmen. Deshalb haben wir :vorg 
schlagen, daß die deutsche Verfassung eine Klausel erhalt 
solle. die klar ausdrückt. daß alie in ihr enthaltenen Machtvolll 
kommenheiten ın Übereinstimmung mit der Friedensregelurt 
ausgeübt werden müssem die von den Alliierten. verein 
wurde. Wenn die Deutschen die Verfassung annehmen, werdei 
sie damit genötigt sein, die Friedensreselung anzunehmen. Da; 
werden nicht einzelne Beamte oder Parteien, sondern es wir 
das ganze deutsche Volk für die Annahme der Verfassung ur 
der ‚Friedensregelung oder des Friedensstatuts verantwortliai 
seın. j 


Außenminister Bidault stimmte den Ausführungen Mai 
shalls zu und erklärte. daß es für jede deutsche Regierun| 
schwierig sein werde, die Verantwortung für die Unterzei 
nung des Friedensvertrages auf sich zu nehmen. 


= | 


Außenminister Bevin äußerte gesenüber dem amerik: 
nischen Vorschlag, die Pflicht zur Erfüllung der Friedens 
vertragsbestimmungen in der deutschen Verfassung festzw 
legen, ernste Bedenken. Bevin bezweifelte. ob die Durch 
führung einer solchen Bestimmung in der Verfassung recht! 
!ich möglich sei, und erklärte, daß er seinen juristische: 
Sachverständigen hierüber befragen wolle, ehe er den Von 
schlag Marshalls annehme oder zurückweise. Bevin erklärt! 
weiter, nach seiner Ansicht müßten zwei Entwicklunger 
gleichzeitig nebeneinander hergehen.‘ Erstens sollten dii 
Alliierten schrittweise eine provisorische deutsche Verwal 
tung und Regierung und schließlich eine endgültige deutsch| 
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fa nd einen Friedensvertrag ausarbeiten und 

Au nterzeichnung fordern, da es keine deutsche Re- 
ng gebe, die es tun könne. Zweitens hoffe er, daß der 
der Außenminister nicht versuchen werde, in diktatori- 


nen Mächten führen werde, wodurch eine Befragung 
Weltmeinung erfolge. Auf diesem’ Wege werde sich in 
itschland unter alliierter Kontrolle eine verantwortliche 
emokratische Regierung entwickeln und gleichzeitig ein 
riedensvertrag für Deutschland entstehen, der von der 
‚öffentlichen Weltmeinung getragen werde. Bevin -sprach 
sich dafür aus, daß eine deutsche Regierung zu der Frie- 
densregelung gehört werden solle, wenn ihre Bildung ge- 
nügend fortgeschritten sei. Bevin betonte, er wolle die Frie- 
nsregelung nicht verzögern, die durch die Bildung einer 
utschen Regierung entstehen könne. 


a 
As 
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Außenminister Molotow erklärte, daß die Darlegungen 
arshalls neu und bisher nicht zum Ausdruck gebracht wor- 
n seien. Er erbat sich daher zwei bis drei Tage Zeit, um 
‚die Vorschläge eingehend zu prüfen. Er unterstrich noch- 
mals den sowjetischen Standpunkt, daß eine deutsche Re- 
ierung auf der Friedenskonferenz unbedingt gehört werden 
solle. Es setze den Wert des Friedensvertrages herab, wenn 
‚er nicht von einer deutschen Regierung unterzeichnet werde. 


Veröffentlichung ven Geheimalkommen 


_ Nachdem der sowjetische Außenminister Molotow am 17. 
"März 1947 die bisher nicht veröffentlichten Beschlüsse der 
imkonferenz (Jalta) veröffentlicht hatte, wurden vom 
nerikanischen Außenministerium am 25. März Zusammen- 
ssungen der bisher unveröffentlichten Klauseln der von 
roßbritannien, der Sowjet-Union und den Vereinigten 
‘Staaten unterzeichneten Abkommen von Teheran, Jalta und 
Potsdam in Washington veröffentlicht: 
B:; Teheran, 1. Dezember 1943 
Die Mächte „kamen überein, es sei vom militärischen Stand- 
_ punkt aus gesehen höchst wünschenswert, daß die Türkei vor 
Ende des Jahres auf der Seite der Alliierten in den Krieg ein- 
trete“ (1943). Ä 
Die drei Mächte „nahmen Marschall Stalins Erklärung zur 
- Kenntnis, die Sowjet-Union betrachte sich für den Fall, daß 
sich die Türkei im Krieg mit Deutschland befinde und als eine 
Folge daraus Bulgarien der Türkei den Krieg erkläre oder die 
_ Türkei angriffe, unmittelbar als im Krieg mit Bulgarien befind- 
lich. Die Konferenz nahm ferner zur Kenntnis, daß diese Tat- 
sache bei den kommenden Verhandlungen, die Türkei am Krieg 
zu beteiligen, ausdrücklich angeführt werden könne.“ 


Jalta, 11. Februar 1945 
-  Die,in Jalta getroffenen Entscheidungen, die bisher nicht 
veröffentlicht wurden, betreffen: 


Abkommen der drei Mächte, kollektiv vorzugehen, um „die 
vollständige Entwaffnung, Entmilitarisierung und Zerstückelung 


B-: 
Er 


Rat der Außenminister 


"> 


r Weise zu handeln, sondern enge Beratungen mit den 


Die Verhandlungen am 26. März 1947 - 
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Deutschlands“ sicherzustellen, so wie es „der künftige Friede 
und die künftige Sicherheit erfordern“; 


Abkommen, Frankreich eine Besatzungszone in Deutschland 
zu geben und die provisorische französische Regierung, die zu 
der Zeit unter der Führung General de Gaulles stand, einzu- 
Bd Mitglied des Alliierten Kontrollrats für Deutschland u 
werden; 


“ Protokoll über die von Deutschland zu leistenden Reparatio- 
nen — der Text dieses Protokolls wurde am 17. März 1947 von 
Molotow bekanntgegeben — (vgl. Europa-Archiv S. 681); 
Zusprechung der Kurilen und Sachalins an die Sowjet-Union Kr. 
als eine Bedingung für ihren Kriegseintritt gegen Japan; Ve 
Abkommen, die Zulassung der Ukraine und Bjelorußlands ee 
Einzelmitglieder der Vereinten Nationen zu unterstützen; e 
Pläne für Beratungen zwischen den fünf Großmächten, die 
einen ständigen Sitz im Weltsicherheitsrat haben, vor.dem Zue 
sammentritt der Konferenz der Vereinten Nationen über 
Frage der Treuhänderschaft. 


Die Konvention von Montreux wurde auf der Konferenz vor 
Jalta ebenfalls erörtert. Es wurde vereinbart, daß die Frage 
bei dem nächsten Zusammentritt der Außenminister erörtert _ 
und die türkische Regierung „im geeigneten Augenblick unter- 
richtet werden solle.“ Ya 


a 


der deutschen Flotte und Handelssch‘ffe, besagte jedoch an 
welches die Grundsätze waren. In dem “jetzt veröffentlichten 
Text heißt es: 2,‘ 


„Die Gesamttonnage. der deutschen Überwasserstreitkräfte, 
genommen versenkte Schiffe und Schiffe, die von den alliiert 
Nationen: übernommen wurden, jedech einschließlich der in Ba 
oder in Reparatur befindlichen Schiffe, soll zu gleichen Teil 
zwischen der Sowjet-Union, dem Vereinigten Königreich 
den Vereinigten Staaten aufgeteilt werden. | 5 t 

Der größere Teil der deutschen Unterseebootflotte soll 
senkt werden. Nicht mehr als 30 Unterseeboote sollen erh 
bleiben und zu gleichen Teilen zwischen der Sowjet-Un 
dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten 
technische Zwecke und Experimente aufgeteilt werden.“ 

Andere unveröffentlichte Klauseln beziehen sich auf: E 

l. ein Abkommen, daß von Österreich keine Reparationen ge- 
fordert werden sollten; % 

2. die Dardanellen: „Die drei Regierungen erkannten an, 
die Konvention von Montreux. über die Meerengen ‚revidie 
werden solle, da sie den heutigen. Bedingungen nicht gerec 
werde. Als nächster Schritt wurde vereinbart, daß die Ange- 
legenheit in direkten Besprechungen zwischen jeder der drei 
Regierungen und der türkischen Regierung’ erörtert werden soll.“ 
(Diese Klausel war bereits früher veröffentlicht worden, ohne 
daß aber bekanntgeworden war, daß.es sich um einen Teil d 
Potsdamer Abkommens handelte); Br, 


3. die internationale Zone von Tanger; 
4. die Evakuierung alliierter Truppen aus Persien; 3 


5..eine revidierte Verfahrensordnung der Alliierten Kontroll- 
kommission in Rumänien, Bulgarien und Ungarn. Er 


! 


Die Sowjet-Union hält daran fest, daß der Vertrag erst 


unterzeichnet werden kann, wenn eine verfassungsmäßige 
deutsche Regierung eingesetzt worden ist. Großbritannien 
erklärt, daß der Vertrag 'von einer deutschen Regierung 
unterzeichnet werden soll, falls eine solche im Augenblick 
der Fertigstellung des Vertrages besteht. Frankreich steht 
auf dem Standpunkt, daß es ohne Bedeutung ist, ob eine 
deutsche Regierung den Vertrag unterschreibt oder nicht und 
ob das deutsche Volk ihn annimmt oder nicht. Frankreich 
ist der Ansicht, daß der Vertrag das Statut des künftigen 
Deutschlands darstellen wird, da er ja auch die verfas- 
sungsmäßige Form des deutschen Staates definieren wird. 
Der neue amerikanische Vorschlag verzichtet auf die bisher 
von den Amerikanern vorgeschlagene Volksabstimmung über 
das Deutschland aufzuerlegende Friedensstatut (vgl. Europa- ” 
Archiv S. 492). = 


Nach den neuen Vorschlägen. Marshalls soll die Ausfüh- 
rung der Friedensbedingungen durch die Aufnahme einer 


Der Außenministerrat befaßte sich weiterhin mit den anı 
_ Vortage diskutierten Verfahrensfragen. Während die Ver- 
einigten Staaten und Großbritannien vorschlugen, alle Staa- 
‘ten, die sich mit Deutschland im Kriegszustand befunden 
"haben, an der Friedenskonferenz,teilnehmen zu lassen, ging 
die Sowjet-Union von einer Beschränkung der Zahl auf 
"achtzehn oder neunzehn Nationen nicht ab. Der amerikani- 
che Vorschlag auf Teilnahme Chinas brachte einen formel- 
len Einspruch Molotows. 

In der Frage der Zulassung Albaniens kam es zu keinem 
Ergebnis. | 
In der Frage, ob Deutschland den künftigen 
riedensvertrag unterzeichnen soll oder ob 
es genüge, ihm ein Statut aufzuerlegen, ohne seine Zustim- 
mung zu verlangen, war das Ergebnis der mehrere Stunden 


_ dauernden Debatte etwa folgendes: 


rn 


_ Europa-Archiv I Juli 197° | r Be. 


VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


Klausel in die deutsche Verfassung geregelt werden. Von 
französischer Seite wurde hierzu betont, daß dieser neue 
Vorschlag aber auch wieder auf eine Volksabstimmung hin- 
-  auslaufe, da die Verfassung ja nach Auffassung der drei 


Großmächte durch eine Volksbefragung gebilligt werden. 


solle. 
Außenminister Marshall gab gegen, Ende der Debatte eine 
Erklärung ab, in der er sagte, daß er angesichts der Oppo- 


sition Bevins und Molotows nicht unbedingt auf dem Vor- 


schlag der Vereinigten Staaten bestehen werde. Die Unter- 


| Dem Rat der Außenminister legte Bevin eine Denkschrift 
Lo . . on E » Pr 
vor, in der er die Auflösung der deutschen „Dienstgruppen 
kis zum 31. Dezember 1947 in Aussicht stellte. Diese Dienst- 
gruppen waren von Molotow als militärische Einheiten be- 


Rat der Außenminister 


E\ Der Bericht des Koordinierungsausschusses 
Die Verhandlungen am 28. März 1947 4 


Rat der Außenminister 


Der den Außenministern vorgelegte Bericht des Koordi- 
_  nierungsausschusses hielt alle Punkte fest, in denen eine Eini- 
gung erzielt wurde, und auch die Punkte, in denen es nicht 
gelang, zu einer, Übereinkunft zu kommen: 


 . Entmilitarisierung und Abrüstung: Über die rasche Zer- 
 störung der Rüstungsfabriken sowie der Fabriken zur Her- 


_  Uneinigkeit bestand jedoch über den Abbau solcher Werke, die 
nur teilweise ein Kriegspotential darstellen. Frankreich und 
die Sowjet-Union verlangten ihre rasche Demontage, wäh- 
. rend Großbritannien und die Vereinigten Staaten diese von 
der Verwirklichung der deutschen Wirtschaftseinheit und 
der Festsetzung des deutschen Industrieniveaus abhängig 
- machten. Uneinigkeit herrschte ferner in der Festsetzung der 
E _ Fristen für die Vernichtung des industriellen Kriegspoten- 
tials. Einigkeit herrschte im Prinzip über die Auflösung aller 
_ militärischen Formationen. Uneinigkeit bestand jedoch über 
K den Zeitpunkt der Auflösung dieser Einheiten beziehungs- 
weise über die Aufgaben, zu denen das Personal bis zur 
8 Auflösung herangezogen werden soll. 
{ 
e 
i 
? 


0 Entnazifizierung: Einigkeit herrschte über die Notwendig- 
keit der Beschleunigung. der Entnazifizierungsmaßnahmen 
gemäß den Richtlinien des Alliierten Kontrollrates ein- 

schließlich der Amtsenthebung aktiver Nazis aus amtlichen 
und halbamtlichen Stellungen, beschleunigter Prüfung ihrer 

Fälle durch zuständige Gerichtshöfe und Bestrafung der 

Kriegsverbrecher nach dem Grade ihrer Verantwortlichkeit. 

Einigkeit bestand ferner im Prinzip über den sowietischen 

- Vorschlag zur Entnazifizierung, aber Vorbehalte wurden hin- 

‚sichtlich der endrültigen Formulierung dieses Vorschlages 
geltend gemacht. Uneinigkeit herrschte über die Vereinheit- 
‚lichung der bereits in den einzelnen Zonen bestehenden Ent- 

' nazifizierungsgesetze, wie sie von Marshall gefordert wurde. 


Demokratisierune: Einmütigkeit bestand über den Grund- 
satz einer freien Entwicklune der demokratischen Parteien 
und der Gewerkschaften. Während Großbritannien, die Ver- 
einigten Staaten und die Sowiet-Union veneigt waren, Par- 
teien und Gewerkschaften sich in ganz Deutschland organi- 
sieren zu lassen, widersetzte sich Frankreich dieser Be- 
strebung. \ 

In der Frage der Wahlen konnte kein Einvernehmen er- 
zielt werden. 

Hinsichtlich der von General Marshall geforderten Grund- 
freiheiten für die Einzelperson bestand im Prinzip Einigkeit. 
Auch über die Freiheit des Personen- und Güterverkehrs 
wurde ein grundsätzliches Einvernehmen erzielt. Uneinigkeit 
herrschte jedoch hinsichtlich der „Modalitäten“. 
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‘ die Sitzung des 27. März einigen. 


4 | Die Verhandlungen am 27. März 1947 


stellung ihrer Betriebseinrichtung bestand Einvernehmen. . 


ce Ye ’ ? 


zeichnung des Vertrages durch eine deutsche Regierung sei 
kein dringendes Problem. Wenn man so weit sei, daß eine 
Friedenskonferenz einberufen werde, könne man sich dar- 
über einiger, und die Konferenz könne gegebenenfalls dar- ! 
über mitentscheiden. © 

Bei diesem Stand der Debatte beschlossen die Außenmini- 
ster, die Verfahrensfragen an die Sonderbeauftragten zu- 
rückzuverweisen. Erst nach einer einstündigen Erörterung 


konnten die Außenminister sich über die Tagesordnung für 


+ 


zeichnet worden, die im Widerspruch zum Potsdamer Ab- 


kommen stünden. 


Im weiteren Verlauf ihrer Sitzung wandten sich die 
Außenminister der strittigen Frage der deutschen Gut- 
habenin Österreich zu. 


In den Fragen der Erziehung und der Umerziehung zur 
Demokratie konnte kein Einvernehmen erreicht werden. 3 


Wüirtschaftseinheit: In der Frage der Viermächtekommis- 
sion _für das Ruhrgebiet kam es zu keiner Einigung. Die 
Sowjet-Union machte die Wirtschaftseinheit Deutschlands 
von der Lösung dieser Frage abhängig, Frankreich stellte für 
alle Abmachungen die Bedingung auf Festlegung der Koh- 
lenlieferungen für Frankreich und den Anschluß des Saar- 
gebietes an das französische Wirtschaftsgebiet. 


Großbritannien stellte in der Frage der Wirtschaftseinheit 
die Bedingung, daß nicht nur die künftigen Defizite der 
Handelsbilanz, sondern auch die bisherigen gemeinsam ge- 
tragen und alle Ausfuhrgüter für die Bezahlung der Ein- 
fuhren verwandt werden. 


Industrieniveau: Der Koordinierungsausschuß hat festze- 


‚stellt, daß die Vereinigten Staaten. und die ‘Sowjet-Union 


dem britischen Standpunkt zustimmen, nach Erhöhung des 
deutschen Industrieniveaus müsse der Notwendigkeit der 
Kohlenausfuhr nach den befreiten Ländern unter der Be- 
dingung Rechnung getragen werden, daß dadurch die Las 
der Besatzungsmächte nicht erschwert wird. : 


Bodenreformm: Über die Notwendigkeit der Bodenreform ' 
herrschte grundsätzliches Einvernehmen, über die Aft ihrer 
Durchführung dagegen nicht. Man einigte sich, die Boden- 
reform bis Ende 1947 durchzuführen. 


Reparationen: Die Sowjet-Union forderte Reparationen in 
Höhe von zehn Milliarden Dollar, die sich aus der Liefe- 
rung von deutschen Industrieanlagen (bis spätestens 1. Juli 
1948), die für eine deutsche Friedenswirtschaft nicht mehr 
benötigt.werden, aus Lieferungen der laufenden Produktion ' 
und aus übernommenen deutschen Auslandsanlagen sowie 
bestimmten Dienstleistungen zusammensetzen und innerhalb 
zwanzig Jahren erfüllt werden sollen. Frankreich hatte im | 
Prinzip keine Einwendungen gegen Reparationsentnahmen 
aus der laufenden Produktion. Großbritannien und ‘die Ver- 
einigten Staaten widersetzten sich den sowjetischen Forde- 
rungen. KR l 


‚Politische Struktur Deutschlands: Eine Einigung wurde 
nicht erreicht. Die Sowjet-Union wünschte einen dezentrali- 
sierten Einheitsstaat mit einem Präsidenten und zwei Kam-- 
mern. Die Vereinigten Staaten schlugen eine provisorische 
Zentralregierung vor und waren für eine föderalistischere 
Staatsform als den von Großbritannien geforderten Bundes- 
staat mit Zentralregierung. Der britische Vorschlag sieht 
einen Staatspräsidenten, zwei Kammern und einen Obersten 
Gerichtshof vor. Frankreich trat für stärkste Föderalisierung. 
in Form eines Staatenbundes ein. En 
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chlag der Sowjet-Union wurde in den 


nimmt.“ - ' 


rebietsmäßige Neuorganisation: Einigkeit wurde erzielt, 
mach jede Gebietsveränderung ohne vorherige-Genehmi- 
ng durch den Kontrollrat verboten sein soll. 


-  ÜDerschleppie, Ausgewiesene, Auswanderer: Über die von 
sowjetischer Seite gemachten Vorschläge über die Lager für 
‚verschleppte Personen konnte keine Einigung erzielt wer- 
den. Nur über die Frage der Verbreitung von Zeitungen und 
Zeitschriften und das Aufführen von Filmen aus den Hei- 
‚matländern der verschleppten Personen sowie über die freie 
Benutzung der internationalen Nachrichtenmittel wnrde 
Einigung erzielt. Der sowjetische Vorschlag, die Rückfüh- 
rungskosten den Besatzungsmächten aufzuerlegen und nicht 
‚mehr wie bisher durch Deutschland tragen zu lassen, wurde 
von den drei anderen Mächten abgelehnt. 


R- Über den französischen Vorschlag, keine weitere Umsied- 
lung deutscher Bevölkerung mehr vorzunehmen und eine 
swanderung aus Deutschland zu organisieren, konnte 
ne ‚Einigung erzielt werden. Auch über die von Frank- 
ch ‚vorgeschlagene Konferenz zum Zwecke der Erörterung 
er organisierten Auswanderung, die bis spätestens 1. Juli 
1947 in Paris einberufen werden soll, kam es zu keiner 
Einigung. 

“ Über den von Großbritannien gemachten Vorschlag einer 
Neuaufteilung der nach Deutschland zurückgeführten Bevöl- 
kerung kam es zu keiner Übereinkunft. 

B 

s 

In der Debatte über den Bericht des Koordinierungsaus- 
“ schusses schlug Außenminister Marshall vor, aus dem Bericht 
nur die wichtigsten Punkte herauszugreifen und zur Debatte 
zu stellen und Fragen von sekundärer Bedeutung vorerst 
beiseitezulassen, um so den Fortgang der Konferenz zu be- 
chleunigen. Die von Marshall vorgeschlagenen Punkte be- 
‚ziehen sich auf’ die wirtschaftliche Einheit Deutschlands, die 
Revision des deutschen Industrieniveaus und die Wieder- 
aufnahme der deutschen Reparationsleistungen sowie auf die 


I 


A 7 | 
Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Vor den Sonderbeauftragten für Deutschland erstattete 
- der. Präsident der Interalliierten Reparationsagentur, Ja- 
ques Rueff, den Bericht der IARA. Im Verlauf seiner 
usführungen brachte er die Unzufriedenheit der achtzehn 
fitgliedstaaten der TARA über die bisherige Behandlung 
er deutschen Reparationsfrage zum Ausdruck. 


Neun Monate nach Unterzeichnung des Potsdamer Ab- 
ommens wurden nach Angaben Rueffs von den in Potsdam 
orgesehenen 1546 Werken 143 Werke zur Verteilung für 


den, während die restlichen im April und Mai 1947 abge- 
baut werden sollen..Wie Rueff erklärte, waren von den 143 
Fabrikanlagen nur 72 vollständig. Rueff erinnerte daran. 
daß im April 1921 Deutschland innerhalb von zwei Jahren 
(nach dem ersten Weltkrieg bereits acht Milliarden Reichs- 
ark an Reparationen gezahlt hatte, während Ende 1946 
ur für etwa 12 Millionen Pfund Sterling Schiffsraum und 
Fabrikanlagen im Werte von 64 Millionen Reichsmark ge- 
liefert: waren. = 


den ‚ersten Zusammenbruch der deutschen Reparationsliefe- 
ungen‘ nannte.“ 
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“ den Sitzung einen Vierpunktevorschlag: 


‚ über einen Vorschlag Marshalls, die Frage der Zusamme: 


3 Die Hauptprobleme der Konferenz : Wirtschaftsfragen — Entmilitarisierung — Staatsaufbau “ 
> Die Verhandlungen am 29. März 1947 | 


schaffen, das seinem Charakter nach ein Viermächteamt ist, 


eparationszwecke bestimmt, von denen 59 abgebaut wur-. 


„Wie weit sind wir von dem entfernt, was die Geschichte 


Form und die Befugnisse einer provisorischen deutschen Re- 
gierung. 

Marshall erklärte, daß diese Fragen die grundlegenden 2 
Probleme seien. Wenn der Außenministerrat diese Fragen 
lösen könne, dann könne man die anderen Probleme dem 
Kontrollrat in Berlin überlassen. Marshall schlug vor, de 
weniger wichtigen Fragen einem Sonderausschuß zu über- 
weisen, der seinen Bericht am 2. April unterbreiten solle, 


Der Bericht solle die an den Kontrollrat zu erteilenden Dies h 
\ Zus 


rektiven enthalten. jr 


Molotow erklärte sich mit dem Vorschlag Marshalls ein- 
verstanden, daß die Frage der Reparationen mit der Frage 
der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands in Verbindung ge- 
bracht und die Frage der Entmilitarisierung als ein wei- 
terer Punkt in den Vorschlag Marshalls eingeschlossen wer- 
den solle. Die Minister kamen überein, daß die Frage der 
Wirtschaftseinheit die Frage der Reparationen als Ganzes 
gesehen einschließe. Marshall wies darauf hin, daß er das 
Problem der Entmilitarisierung nicht vorgebracht habe, da 
es ein Teil des gemäß der Tagesordnung später zu erörtern- 
den Viermächtepaktes sei. Er habe jedoch keine Einwendung 
dagegen, dieses Problem schon vorher zu behandeln. 


Bu 


Hierauf machte Bevin für die Tagesordnung der folgen- T 


1. Auswahl der wichtigsten Punkte aus dem Bericht des 
Koordinierungsausschusses, nt 
2. Bestimmung der Punkte, die dem von Marshall vorge- 

schlagenen Ausschuß übersandt werden sollen, Br; 


L { ei 
3. Aufstellung eines Arbeitsplanes für diesen Ausshuß, 
hi 


4. Beginn der Debatte über die ersten Hauptpunkte der 
grundlegenden Fragen. a 


Länger als 75 Minuten diskutierten die Außenmini: 


setzung der Friedenskonferenz den Sonderbeauftragten 
überweisen. Dieser Vorschlag, der allen gegen Deutschlan 
kriegführenden Nationen die Teilnahme an der Friedens- 
konferenz ermöglichen würde, war am Vortag zurückgestellt 
worden, .als die übrigen Punkte des Verfahrensberichtes a 
die Sonderbeauftragten zurückverwiesen wurden. Diesmal 
entschlossen sich die Minister, auch diesen Teil zurückzuver- 
weisen. Die gesamte Verfahrensfrage wurde somit auf di 
Tagesordnung der Sonderbeauftragten gesetzt. 


5 x a 


sr 
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Rueff äußerte sich dann zu dem Plan, die Berliner Repa- 
rationskommission wieder ins Leben zu rufen. Er bezeich- 
nete eine solche Maßnahme als nicht zweckmäßig und er- 
klärte, daß die Reparationskommission nur erfolgreich 
arbeiten könne, wenn sie unmittelbar mit dem Rat der 
Außenminister zusammenarbeite. „Könnte man nicht inner-- 
halb der Verwaltung des Kontrollrates ein Reparationsamt 


bei dem aber jede leitende Stelle nicht durch einen Aus- 
schuß, sondern nur von einem einzigen Verantwortlichen aus-- 
gefüllt wird?“ 


Rat der Außenminister 


Der Rat der Außenminister nahm den am Vortag von 
Marshall gemachten Vorschlag mit einigen Ergänzungen 
Molotows an. Demzufolge werden die Außenminister sich 
mit folgenden vordringlichen Problemen befassen: 
© 1. Behandlung Deutschlands als wirtschaftliche Einheit, deut- 

sche Industriekapazität, Verteilung der Reparationen; 
2. Entmilitarisierung; j 
3. Form und Wirkungsbereich der vorläufigen Regierung. 
‚Die übrigen Punkte des Berichtes des Alliierten Kontroll- 


rates gehen an einen Sonderausschuß, der sich aus 
General Robertson (Großbritannien), Edward Mason (Ver- 
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i einigte Staaten), Marschall Sokolowskij (Sowjet-Union) und 
— Herve Alphand (Frankreich) zusammensetzt. Dieser Ausschuß 
% erhielt die Anweisung, dem Außenministerrat am 3. April 


R 


ö) 


TARA sei, das 
San 


Bericht zu erstatten. 
Die britische Delegation brachte in Form einer Entschlie- 


»  Bung einen Antrag ein, in dem die Entlassung und 


Rückführung aller ehemaligen Angehöri- 
gen der deutschen Wehrmacht bis Ende 1948 
vorgeschlagen wurde. Die einzelnen Mächte sollen bis Juni 
1947 Pläne für die Rückführung der in ihren Händen be- 


findlichen deutschen Kriegsgefangenen unterbreiten. Hier- 
durch soll die Aufnahme der entlassenen Kriegsgefangenen 


durch die deutsche Wirtschaft möglich gemacht werden. Die 


Be "Repatriierung soll sich auf sämtliche Angehörige der ehe- 


Die Verhandlungen 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 
“Vor den Sonderbeauftragten setzte der Präsident der 


5 TARA seinen Berichtüber deutscheReparatio- 
nen fert. Hieran schloß sich eine Diskussion über die. deut- 
schen Goldbestände. Rueff erklärte, daß sich nach den Be- 


richten der Westmächte 220 Tonnen Gold in den westlichen 


E Zonen befänden. Die TARA hoffe, daß diese Bestände an 


die Länder, die darauf Anspruch erhoben hätten, verteilt 


würden. Wyschinskij gab sich mit diesen Angaben nicht zu- 


frieden und forderte nähere Einzelheiten. Rueff erklärte, 
die Sowjet-Union habe in Potsdam auf das in den West- 
zonen erbeutete Gold verzichtet. Ferner hätten die Ver- 
einigten Staaten erklärt, daß alles Gold der interalliierten 
Behörde zur Verfügung gestellt werde, Die Dreier-Goldkom- 


ei 


mission habe alle Länder, die Ansprüche stellten, um An- 


gabe der Höhe ihrer Forderungen gebeten und erwarte ihre 
‘Antworten bis zum 1. April 1947. Auf die Frage Wy- 
schinskijs, ob es stimme, daß sich noch beträchtliche Men- 
gen Gold in Schweden und der Schweiz befänden, erklärte 
Rueff, daß er alle ihm zur Verfügung stehenden Informa- 
tionen mitgeteilt habe und daß es nicht die Aufgabe der 
Gold ausindig zu machen. 


Di 


Rat der Außenminister 


© Dem Rat der Außenminister unterbreitete Außenminister 
Bevin in längeren Darlegungen die britischen Vorschläge 
für die Einrichtung technischer Zentralverwaltungssteilen 


3 


für Deutschland, für die Vorbereitung der künftigen poli- 
tischen Struktur, für die Verwaltung Deutschlands als wirt- 
schaftliche und sich selbst tragende Einheit, für die Er- 
 höhung des Industrieniveaus und für eine schnellere Liefe- 
_ rung von Reparationen.. 

= Das verlesene Dokument „Ergänzende Richt- 
linien für die Behandlung Deutschlands“ 
hatte folgenden Wortlaut: 


„In dem Wortlaut des Teils 3 des Potsdamer Abkommens, das 
am 2. Aucust 1945 veröffentlicht wurde, sind die Absichten der 
alliierten Besatzungsmächte in Deutschland sowie dıe politischen 
und wirtschaftlichen Richtlinien niedergelegt worden, nach denen 
Deutschland zu Beginn der Besatzungszeit regiert werden sollte. 
Die Kontrollmächte bestätigen noch einmal, daß sie zu den 

Grundsätzen stehen, die in diesem Abkommen enthalten sind. Es 

ist ihre Absicht, den deutschen Militarismus_und den Nazigeist 

auszurotten. Es ist nicht ihre Absicht, das deutsche Volk zu ver- 
‘ nichten oder zu versklaven. Es ist ihre Absicht, daß die deutsche 

Bevölkerung ihr Leben auf einer demokratischen und friedlichen 

Grundlage wiederaufbauen soll. Sie sind jedoch der Ansicht, daß 
_ der Ablauf der Ereignisse die Niederlegung weiterer Richtlinien 
- fordert, die-sie während der zweiten Phase, die jetzt beginnt, lei- 

ten sollten. Sie betrachten diese Darlegung der Richtlinien als 

eine Ergänzung auf Grund der Erfahrungen, die mit den im Pots- 
damer Abkommen niedergelesten Grundsätzen gemacht wurden. 

Sollten sich jedoch Unterschiede zwischen den Richtlinien, die 

im Potsdamer Abkommen enthalten sind, und denen, die in der 

jetzigen Denkschrift aufgeführt werden, herausstellen, so soll nach 

letzteren verfahren werden. 

Die Besatzunrsmächte kamen überein. daß es ihre Hauntauf- 
gabe und auch die der Deutschen ist, während dieser Periode fol- 
gende Ziele zu erreichen: 
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maligen deutschen Streitkräfte und Hilfsdienste erst 
auch auf solche, die von einer Kontrollmacht an eine andere 
alliierte Macht übergeben worden sind, und bis zum 31. De. j 
zember 1948 abgeschlossen sein. 


Die britische Delegation gab ferner eine Erwiderung auf 
die von Molotow gemachte Anschuldigung, daß in der bri- 
tischen Zone fünf führende Nazis in einflußreichen Stellun- 
gen tätig seien. In der Erklärung hieß es, daß vier der ge- 
nannten Personen sich entweder in einem me 
oder Krankenhaus befinden und der fünfte nach sorgfältiger 
Überprüfung nicht als Nazi gelten könne. - 


Am 30. März 1947 fand keine Sitzung des Außenminister- 
rats statt. a | 


A 


4 
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am 31. März: 1947 i 
1. Politische Verhältnisse sollen geschaffen werden, die die 
Welt gegen einen erneuten deutschen Rückfall in die Diktatur und 
gegen jegliches Wiederaufleben einer deutschen Angriffspolitik 
sichern. | 
2. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sollen so gestaltet werden, 
daß sie es Deutschland ermöglichen, sich selbst zu erhalten, die 
Auslagen, die von den Besatzungsmächten seit Beginn der Be- 
satzungszeit für Deutschland gemacht wurden, zurückzuerstatten 
und den Schaden. den Deutschland im Kriege verursacht hat, wie- 
dergutzumachen. Darüber hinaus sollen diese wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse es Deutschland und der Welt ermöglichen, aus der deut- 
schen Industrie und ihren Hilfsquellen Nutzen zu ziehen, ohne 
daß die wirtschaftlichen Grundlagen so ausgebaut werden, daß 
sie wieder für eine Angriffspolitik Verwendung finden können. 


3. Verfassungsmäßige Einrichtungen sollen in Deutschland ge- 
schaffen werden, welche die Durchführung dieser Ziele sicher- 
in aber auch gleichzeitig für das deutsche Volk annehmbz 
sind. 
4. Zu diesem Zweck soll beim deutschen Volke die größte An- 
teilnahme an der politischen, verwaltungsmäßigen und wirtschaft- | 
lichen Entwicklung im demokratischen Sinne geweckt und ihm die | 
weiteste Verantwortlichkeit übertragen werden. ı 


Im Hinblick auf diese Absichten sind die Kontrollmächte über 
folgende Richtlinien übereingekommen, die sie während der zwei- 
ten Phase der Kontrollperiode leiten sollen. Bei der Ausführung 
dieser Punkte sollen die Deutschen eine größere Rolle spielen. 


A. Politische Richtlinien 


I. Zur Förderung der Politik der Dezentralisation in der poli- 
tischen Struktur und der. Entwicklung örtlicher Selbstverwaltung, 
die im Absatz 9 der in Potsdam niedergelegten Grundsätze vor- 
gesehen ist, bleibt es das Ziel der Kontrollmächte, schließlich in 
Deutschland eine Verfassung errichtet zu sehen, die auf der Herr- 
schaft des Rechtes beruht und eine Teilung der Gewalten zwi- 
schen den einzelnen Staaten oder Ländern und der Zentralregie- 
rung vorsicht. Diese Teilung der Gewalten sollnach den folgenden 
Grundsätzen geschehen: Fi 


a) Alle Gewalt soll bei den Ländern liegen mit Ausnahme der 
Vollmachten, die besonders auf die Zentralresierung übertragen 
werden und in den folgenden Unterabsätzen b) und c) genannt 
sind, jedoch den Einschränkungen in Unterabsatz 8 unterliegen. 
Den Ländern soll darüber hinaus, wo immer möglich, die Durch- 
führung von Gesetzen, die von der Zentralregierung auf Grund 
des nachfolgenden Unterabsatzes erlassen werden, innerhalb ihrer 
Ländergrenzen vorbehalten s=in. Im besonderen soll es den Län- 
dern obliegen, die zur Durchführung internationaler Verträge 
notwendigen Gesetze zu erlassen, soweit sie sich auf Angelegen- 
heiten beziehen, die in den Zuständigkeitsbereich der Länder fallen, | 


b) Die Zentralregierung soll die gesetzgebende und ausführende 
Verantwortlichkeit haben, die notwendig ist, um sicherzustellen: 


‚t. die notwendige politische Einheit, besonders Staatsange- 
hörigkeit, Einbürgerung, Einwanderung, Auswanderung und 
Auslieferung, Außenpolitik und die Durchführung von Verträ- 
gen, insoweit sie die Angelegenheiten, die unter den Zuständie- 
keitsbereich der Zentralregierung fallen, zum Inhalt haben; 

‚2. die notwendige’Einheit des Gesetzes, insbesond: insicht- 
lich der Grundsätze des Straf-, Zivil- und en 

. Urheber-, Patent- und Warenzeichenrechts, des Rechts der über- 
tragbaren Wertpapiere, Frachtpapiere und anderen Urkunden 
die ein Besitzrecht an Gütern verkörpern; F 

3. die erforderliche wirtschaftliche Einheit. be i - 

wesen und Außenhandel, hinsichtlich Einfuhr- > | 
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le, Aufrechterhaltung bestimmter für Teuischlend wichtiger 
erkehrsverbindungen auf Straßen und Schienenwegen, für 
Post und Telegraph, Gewichte und Maße; 


= 4. die notwendige Einheit im Finanzwesen, insbesondere bei 
E .der Herausgabe der Währung und beim Münzwesen. Bestimmte 
 Vollmachten sollen der Zentralregierung zustehen für die Aus- 
_ richtung des Bankwesens und für die Staatsschuld, bestimmte, 
och festzulegende Vollmachten auf dem Gebiete der Steuer- 
erhebung und der Devisenkontrolle: 


r ed) Bei den augenblicklichen akuten wirtschaftlichen Schwierig- 
‚keiten in Deutschland ist es unvermeidlich, daß bestimmte Voll- 
ichten auf wirtschaftlichem Gebiet durch Organe der Zentral- 
 regierung unter Aufsicht des Kontrollrates ausgeübt werden. 
"Solche Vollmachten sind erforderlich, besonders auf dem Gebiete 
der Lebensmittelheranschaffung, der Verteilung der Lebensmittel 
und der knappen Rohstoffe für Gebrauchsgüter, auf dem Gebiet 
der industriellen Planung und der Kontrolle der Arbeitskräfte, 
‚der Löhne und Preise. Der Kohtrollrat soll zu gegebener Zeit 
nach Befragung einer deutschen ratgebenden Körperschaft ent- 
scheiden, von welchen deutschen Behörden, falls überhaupt, diese 
 Vollmachten ausgeübt werden sollen. 


II. Die folgenden Richtlinien sollen die endgültige Form der 
_ deutschen Zentralregierung bestimmen: 


a) Sie soll aus einem Präsidenten und zwei Kammern gebildet 
‚werden. Die eine Kammer soll die Nation als Ganzes und die 
andere die einzelnen Länder repräsentieren. Beide Kammern sol- 
len in regelmäßigen Zeitabständen von höchstens fünf Jahren 
gewählt werden. ' = 


‘. b)/Die Rechte und Pflichten des Präsidenten sollen auf die- 
 jJenigen eines konstitutionellen Staatsoberhauptes ohne unabhän- 
gige Exekutivgewalt begrenzt sein. Er soll sein Amt nicht länger 
- als fünf Jahre innehaben. 

© c) Die Kammer, die die Nation als Ganzes repräsentiert, soll 
‘für die Einbringung und Bearbeitung einer zentralen Gesetz- 
"gebung verantwortlich sein, während die zweite Kammer (siehe 
- unter Ild) Zusätze einbringen darf. 


- d) Die Kammer, die die Länder repräsentiert, soll auf Grund 

‚gleicher Vertretung für jedes Land gewählt werden. Ihre. Haupt- 

aufgabe besteht darin, sicherzustellen, daß die Gesetzgebung die 
nteressen der Länder voll und ganz berücksichtigt. Sie soll das 

Recht eines absoluten Vetos für internationale Verträge und ver-. 

fassungsmäßige Angelegenheiten und ein aufschiebendes Veto für 

die übrige Gesetzgebung haben. 

-  e) Die Mitglieder der Zentralregierung brauchen nicht Mit- 

lieder der Kammern zu sein, ne aber jeder für sich den 
öffentlich gewählten Kammern für die Ausübung ihrer Funktio- 
nen verantwortlich sein. i ; 

f) Ein Oberster Gerichtshof soll eingesetzt werden, um die Ver- 
fassung zu garantieren und in Streitfragen zwischen den Ländern 
oder zwischen einem Land und der Zentralregierung eine ‚Ent- 

scheidung zu fällen. 


_ IM. Als Voraussetzung für die Errichtung einer Herrschaft des 
_ Gesetzes und für eine demokratische Entwicklung Deutschlands 
- sollen folgende Rechte frei und unmittelbar von allen Deutschen 
in ganz Deutschland ausgeübt werden, es sei denn, daß Ein- 
- schränkungen vom Kontrollrat beschlossen werden: Redefreiheit, 
Pressefreiheit und Rundfunkfreiheit, Versammlungsfreiheit, Frei- 
 zügigkeit und freier Nachrichtenaustausch, Freiheit der Religions- 
_ ausübung, Freiheit des Zusammenschlusses zu gesetzlich erlaubten 
Zwecken, Freiheit in der Rechtsprechung, Schutz vor willkürlicher 
Verhaftung und Einkerkerung. 

. Die Verfassungen der Länder (und, falls erforderlich, die Ver- 
 fassung der Zentralregierung) sollen so abgefaßt werden, daß 
diese Rechte gewahrt bleiben. 


IV. Folgende grundsätzliche Entwicklungsstufen für die Errich- 
tung der verfassungsmäßigen Demokratie in Deutschland, wie sie 
in den Abschnitten I und II geschildert wurde, sind zu beachten: 

a) Zentrale Verwaltungen sind einzurichten, um die unmittel- 
baren Aufgaben zu erfüllen, die für die Sicherstellung der Wirt- 
schaftseinheit Deutschlands am notwendigsten sind. 

b) Eine deutsche Vertretungskörperschaft ist zu einem möglichst 
_ frühen Zeitpunkt zu ernennen, um den Kontrolirat hinsichtlich 
_ der grundsätzlichen Natur der Aufgaben der Zentralverwaltung 
sowie über die Anzahl und Größe der Länder zu beraten. Ferner 
soll sie im Rahmen der Richtlinien, die vom Kontrollrat auf 
Grund der Abschnitte I, und II’ beschlossen wurden, die Einzel- 
- heiten einer vorläufigen Verfassung ausarbeiten. 
6) Die vorläufige Verfassung und alle Empfehlungen dieser be- 
- ratenden Körperschaft sollen in Übereinstimmung mit der provi- 
sorischen Verfassung dem Kontrollrat zur Billigung vorgelegt 


“ 


Eu opa- Archiv / Juli 1947 


ar 


De he AN a de 


Fa " Re 
ra a et en 2: PR ET I ’ 
a je Ve 
AUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 
= = i=: = Be : m. er = 


. Volke zu ratifizieren und vom Kontrollrat zu genehmigen. Zu 


ON 


{ in ee 
Bu tn ae 5 eo h v 4 = 

E x. 2 y 2 in 

r u fl u & - 


4 
E 


Bevin-Plan: Politische Richtlinien 


werden; in der vom Kontrollrat genehmigten Form sind Wahlen 
abzuhalten und ist eine vorläufige Regierung zu bilden, die nach 
der vorläufigen Verfassung arbeiten soll. 


d) Wenn sich die vorläufige Verfassung bewährt hat, ist sie 
unter Einbeziehung der Verbesserungsvorschläge der vorläufigen 
Regierung zu überarbeiten. Anschließend ist sie vom deutschen 


diesem Zeitpunkt ist eine neue Regierung ordnungsgemäß zu 
wählen. BEN: 

V. Die zentralen Verwaltungsbehörden, wie sie in Abschnitt 
IVa vorgeschlagen wurden, sind so bald wie möglich zu einem 
vom Kontrollrat zu bestimmenden Zeitpunkt einzusetzen. Diese 
sollen Exekutivfunktionen auf dem Gebiet des Verkehrs- und 
Nachrichtenwesens, des Finanzwesens, des Außenhandels und der 
Industrie aufnehmen; sie sollen für die Verteilung und Praduk- 
tion lebenswichtiger Rohstoffe und Nahrungsmittel/und auf den 
anderen Gebieten verantwortlich sein, die der Kontrollrat be- 
stimmt. Ihre ausübende Gewalt soll sich über ganz Deutschland 
erstrecken. Ihre Beamten und jeder alliierte Überwachungsstab 
sollen das Recht haben, in Deutschland ungehindert zu reisen. 
Es soll dem deutschen Volke nahegebracht werden, daß diese 
Behörden, obwohl sie unter der Anweisung des Kontrollrates 
arbeiten, doch volle Verantwortung für die Führung der deut- 
schen Wirtschaft haben. 2 


VI. Sobald die vorläufige deutsche Zentralregierung gebildet 
worden ist, hat sie die Machtbefugnis der zentralen Verwaltungs- 
behörden zu übernehmen, soweit dies in Übereinstimmung mit 
den Vollmachten steht, die der Zentralregierung gemäß Ab- 
schnitt Ib übertragen werden sollen. a 


VII. Die Kontrolle soll zu diesem Zeitpunkt folgendermaßen 
ausgeübt werden: Be : 


a) Die vorläufige Zentralregierung soll, sobald sie errichtet i 


1. vorbehaltlich der Zustimmung des Kontrollrates die g 
setzmäßige Gewalt auf allen ihr übertragenen Gebieten au 
üben. Der Kontrollrat soll, wenn er die Zeit für gekommen 
hält, die vorläufige Zentralregierung ermächtigen, die gesetz- 
gebende Gewalt in allen Dingen, für die sie zuständig ist, 
auszuüben und Gesetze zu erlassen, die lediglich vom Ein- 
spruchsrecht des alliierten Kontrollrates abhängig ind; 


2. die Durchführung der erlassenen Gesetze durch die en 
sprechenden Behörden überwachen, ebenso die Durchführu 
aller Anweisunsen des Kontrolirates auf den Gebieten, für d 
die vorläufige Zentralregierung zuständig ist. (18 


b) Das Verfahren der Kontrolle über die Länderregierungen 
hinsichtlich der Ausübung der diesen übertragenen Gewalten, für 
welche die Länder ausschließlich zuständig sind, bestimmen die 
Zonenbefshlshaber. Eine solche Kontrolle soll auf das äußerst 
Notwendige beschränkt bleiben und sich lediglich auf die Wah- 
rung der allgemeinen Ziele der alliierten Besatzungsmächte er- 
strecken. Auf Gebieten, wo die Länderregierungen die vom Kon- 
trollrat festgelegten Richtlinien durchführen, soll die Kontrolle 
durch den Zonenbefehlshaber sich auf diejenigen Maßnahmen 
beschränken, die notwendig sind, die Befolgung der Entscheidun- 
gen des Kontrollrates sicherzustellen. je 
VII. Der Kontrollrat wird auf folgenden Gebieten ausschließ- 


- 


De 


liches Entscheidungsrecht haben: 


a) Entmilitarisierung und Entwaffnung, 
b) Entnazifizierung, ‘ 

c) Entflechtung der Kartelle, 

d) Sicherheitswesen, 

e) Reparationen, 

f) Rückerstattungen, 

) Kriegsgefangene und verschleppte Personen, 
) Kriegsverbrecher, s =$ 
j) Sonderrechte und Erfordernisse der Besatzungsstreitkräfte und 

der Kontrollbehörden, 
j) auswärtige Beziehungen, 
k) Devisenzugänge. 


> 


Grundlegende Richtlinien auf den obigen Gebieten setzt der 
Kontrollrat fest. Die, Durchführung wird ‘entweder durch den 
Kontrollrat oder die Zonenbefehlshaber überwacht werden. 


IX. Eine Inspektionsbehörde der vier alliierten Mächte ist zu 
errichten, um zu gewährleisten, daß Entwaffnung und Entmili- 
tarisierung weitergeführt und abgeschlossen werden. Die Offiziere 
beziehungsweise die Beamten und Beauftragten dieser Behörde 
sollen in allen Teilen des deutschen Staatsgebietes alle notwen- 
digen Besichtigungen, Nachforschungen und Untersuchungen an- 
stellen. A 
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X. Die Kontrollmächte- werden in Deutschland ausreichende 
Besatzungsstreitkräfte belassen, um sicherzustellen, daß Deutsch- 
land entwaffnet und entmilitarisiert ist und bleibt. 


: XI. Damit frühzeitig Pläne für die Wiedereingliederung rück- 
geführter Personen in die deutsche Wirtschaft aufgestellt werden 
"können, sollen die Kontrollmächte nicht später als zum 1. Juni 


ren Mitglieder der deutschen Streitkräfte und der militärischen 
_ Hilfsdienste nach Deutschland einreichen, die sich jetzt in ihrer 
Gewalt befinden. Diese Pläne sollen Bestimmungen darüber ent- 
"halten, daß die Rückführungen bis zum 31. Dezember 1948 abge- 
schlossen sind. Zugleich sollen sie festlegen, daß alle Mitglieder 
der früheren deutschen Wehrmacht und ihrer Hilfsdienste, die 
e durch eine der Kontrollmächte anderen alliierten Mächten über- 
geben wurden, ebenfalls hierunter fallen. ? 


XI. Die Kontrollmächte bestätigen erneut die Entscheidung 
j (des Kontrollrates, daß kein Deutscher zum Arbeitseinsatz aufßer- 
alb Deutschlands gebracht werden kann, ohne freiwillig und vor 
seiner Abreise einen entsprechenden Arbeitsvertrag unterzeichnet 
> zu haben. s 
XI. (1) Der Kontrollrat soll den Gesamtfragenkomplex der 
Rückführung von Bevölkerungsteilen nach Deutschland in der 
"Richtung überprüfen, daß eine Rückführung nach den Gebieten 
folgt, die am ehesten in der Lage sind, die Bevölkerung auf- 
nehmen, mit deren Überführung nach. Deutschland noch ge- 
chnet werden suß. Bei dieser Überprüfung soll den allgemei- 
en Verhältnissen, die in jeder Zone bestehen, und ebenso dem 
Beitrag Rechnung getragen werden, den der Oberbefehlshaber 
* jeder Zone bei der Lösung dieses Problems bereits geleistet hat. 
ner sind dabei die noch nicht eingelösten Verpflichtungen zu 
ücksichtigen. 

(2) Der Kontrollrat soll eine Neuverteilung der Flüchtlinge und 
usgewiesenen ‚durchführen, die bereits in die verschiedenen Be- 
tzungszonen Deutschlands überführt worden sind, um eine ge- 


sche Kommission zum Studium dieser Frage soll eingerichtet wer- 
en. Dieser Kommission soll Handlungs- und Bewegungsfreiheit 
ganz Deutschland zugebilligt werden. Sie sell für die Durch- 
rung ihrer eigenen Vorschläge verantwortlich sein, wobei je- 


ontrollrates sichergestellt bleiben. 


XIV. Maßnahmen zur Agrarreform sollen in Deutschland. Dis 


ner Weise erfolgen, die die deutsche Lebensmittelerzeugung 
icht- nachteilig beeinflußt. ‘ 


XV. Weitere territoriale Neuordnungen dürfen in Deutschland 
e Zustimmung des Kontrollrates nicht vorgenommen werden. 


B. Richtlinien für die Wirtschaft . 


XVI. Es wird das Ziel der Kontrollmächte während der Zwei- 
_ ten Phase der Kontrollperiode sein, die Beseitigung des deutschen 
 Kriegspotentials abzuschließen, um ' 


_ a) Deutschland in die Lage zu versetzen, den Schaden wieder- 
gutzumachen, den es den Alliierten während des Krieges zugefügt 
hat, und unter Berücksichtigung der aus Sicherheitsgründen. not- 

"wendigen Einschränkungen die deutsche Wirtschaft wiederaufzu- 
bauen, soweit dies notwendig ist, um so bald wie möglich zu 
einer ausgeglichenen Wirtschaft zu kommen, die Deutschland in- 
standsetzt, seine lebensnotwendigen Einfuhren ohne Unterstützung 
, aus dem Auslande aus den Erträgnissen der Ausfuhr zu bezahlen; 


- b) den Kontrollmächten so bald wie möglich die vorgeschosse- 
nen Summen zur Bezahlung der Einfuhrbedürfnisse der deutschen 
Bevölkerung zurückzuerstatten und die Besatzungskosten von dem 
Zeitpunkt an, in dem !hre' Armeen deutsches Gebiet besetzten, auf- 
zubringen; 

c) zum Wiederaufbau einer gesunden Wirtschaft in ganz Eu- 
ropa beizutragen. 


XVII. Bis zum 1. Juli 1947 soll der Kontrollrat die Einzelhei- 
ten eines Planes beschließen über: 
t a) die restlose und unmittelbare Durchführung des $ 14 der 


im Potsdamer Abkommen festgelegten Grundsätze, der sich auf 
3 die Behandlung Deutschlands als eine wirtschaftliche Einheit be- 
zieht; i 

b) die Verteilung jener finanziellen Lasten auf die Kontroll- 
mächte, die diesen bereits erwachsen sind und in Zukunft noch 
anfallen. Die Grundsätze der finanziellen Durchführung sollen 
noch auf der gegenwärtigen Konferenz des Außenministerrates 
festgelegt werden. 
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y - 1947 dem Kontrollrat ihre Pläne für die Rückführung der frühe- 


chtere und gleichmäßigere Regelung durchzuführen. Eine deut- 


ch die Rechte der Länderregierungen und die Oberaufsicht des 


um 1. Januar 1948 durchgeführt werden. Diese Reform soll in 


XVII. In Übereinstimmung mit dem vorstehenden Absc 
XVII sind vom 1. Juli 1947 ab alle Einschränkungen des 
renverkehrs zwischen den einzelnen deutschen Zonen ‚aufzu eb 
und in Ausführung des $ 15c der Potsdamer Grundsätze werde 
die Hilfsquellen der einzelnen Teile Deutschlands und alle nac 
Deutschland eingeführten Güter Deutschland in seiner Gesamtheit 
zur Verfügung stehen. 


XIX. Ein gemeinsames Ein- und Ausfuhrprogramm fürı ga 
Deutschland soll aufgestellt und mit Wirkung vom 1. Juli 19. 
durchgeführt werden Sobald eine deutsche Zentraiverwaltung 
eingerichtet ist, hat sie diese Aufgabe zu übernehmen. Dieses Pro 
gramm, wodurch die gerechte Verteilung der einheimischen Er 
zeugnisse über ganz Deutschland ermöglicht wird, ist so abzufas- 
sen, daß so bald wie möglich ein genügend großer Überschuß de 
Ausfuhren über die Einfuhren eintritt, um so das in Abschnit! 
XVI gesetzte Ziel zu verwirklichen. Es soll weiter der Notwen- 
digkeit, die Kohlen- und die landwirtschaftliche Erzeugung auf: 
höchste zu steigern, Rechnung tragen, die Wohnverhältnisse ver- 
bessern und das Transportwesen wiederherstellen. Das Ein- un 
Ausfuhrprogramm unterliegt der Genehmigung der Kontroll- | 
mächte. 3 k 


XX. Für die Rückerstattung der Summen, die von den Kon- 
trollmächten für die Einfuhrbedürfnisse der deutschen Bevölke- | 
rung vorgeschossen werden, sind nach Erfüllung der dringendsten 
Bedürfnisse die deutschen Devisen in erster Linie heranzuziehen 
Die Kontrollmächte werden der deutschen Zentralverwaltung mit 
dem 30. Juni 1947 als Stichtag eine von ıhnen angenommene A 
stellung über die Summen übergeben, die ihnen unter diesem Titel 
geschuldet werden. Bei der Festsetzung dieser Schulden werde 
die Kontrollmächte Deutschland alle Ausfuhren und Erträgnis 
aus Ausfuhren voll in Anrechnung bringen, die sie aus der deu 
schen laufenden Produktion und aus den Beständen empfang 
haben, wobei unerheblich ist, ob diese in erster Linie Reparations- | 
leistungen darstellen sollen. Diese Aufstellung ist bis zum 30. Sep- | 
tember 1947 durchzuführen. : BR 1) 


XXI. Die Kontrollmächte wollen ferner den zuständigen deut- | 
schen Zentralverwaltungsstellen eine Aufstellung der Besatzungs- | 
kosten übermitteln, über die sie sich geeinigt haben. Diese Sui 
men sind als Schulden Deutschlands an die Kontrollmächte 
behandeln, die unmittelbar nach der Rückerstattung derjenig 
Summen zu zahlen sind, die im Abschnitt XX angeführt werde 
Die Form der Rückzahlung ıst im Friedensvertrag festzulegen. 


XXIH. Bis Deutschland eine ausgeglichene Wirtschaft erreicht | 
hat und die in den Abschnitten XX und XXI erwähnten Summ 
an die Kontrollmächte zurückgezahlt sind, dürfen von Deutschlan 
” keinerlei Reparationslieferungen aus der laufenden Produktior 
oder aus den Beständen verlangt werden. u A 


XXI. Der Erwerb irgendwelcher Beteiligungen an einem deut- 

schen Unternehmen durch eine ausländische Macht oder ihre | 
Staatsangehörigen nach dem 8. Mai 1945 hat nur dann Gültig] | 
wenn dies vom Kontrollrat genehmigt wird. Der Kontrollrat wird. 
die Gesetze ausarbeiten, die zur Durchführung dieser Verordnung. 
notwendig sind. a 


1 XXIV. Aller Besitz, alle Rechte und Interessen in Deutschland, 
die einer ausländischen Macht oder ihren Staatsangehörigen ge 
hören oder von diesen erworben worden sind, sollen den allge- 
mein gültigen deutschen Gesetzen unterliegen. Aber solche Mächte 
und ihre Staatsangehörigen sollen auch alle diejenigen Re 
genießen, die nach deutschem Gesetz mit ihrem Besitz, ihren | 
Rechtstiteln und Interessen verknüpft sind. Unternehmungen, die 
in solchen Eigentumsverhältnissen stehen oder so erworben wur- | 
den, bleiben Bestandteile der deutschen Wirtschaft. SR 


XXV. Die deutsche’ Zentralverwaltung soll dem Kontrollrat 
Vorschläge für eine Finanzreform in Deutschland unterbreiten 
Das Ziel dieser Vorschläge soll sein, die deutsche Währung auf | 
eine gesunde Grundlage zu stellen, ebenso das Steuersystem und | 
das Bankwesen, die Staatsschuld, die Außenhandelspreise sowie | 
das Verhältnis und die Höhe von Löhnen und Preisen. Das Ziel 
soll ferner sein, die Inflationsgefahr zu vermindern, die aus dem | 
gegenwärtigen Kaufkraftüberhang erwächst, und innerhalb der 
deutschen Bevölkerung für eine gerechte Verteilung der durch 


den Krieg und seine Folgen entstandenen finanziellen Lasten zu 
sorgen. 4 an 


XXVI. Die zuständigen deutschen Behörden sollen so bald wie 
möglich dem Kontrollrat Vorschläge zur Auflösung von Zusam- 
menballurgen wirtschaftlicher Macht unterbreiten, wie sie Kar- 
telle, Syndikate. Trusts und andere Monopolgesellschaften dar 
stellen. Vorschläge zur Überführung gewisser Industrien in A 
gemeineigentum sind hierbei als eine der Möglichkeiten 
Durchführung dieser Bestimmungen anzusehen. BER. 


XXVIL Die Kontrollmächte  bestäti a N 
ne an e bestätigen die ‘Grundsätze des 


‚Rech getragen wird. Deutschland soll eine ausreichende Pro- 
duktionskapazität belassen werden (bis zu 10 Millionen Tonnen 
"Rohstahl im Jahr). Dies stellt zugleich die Deutschland erlaubte 
stahl roduktion dar. Die Grenzen der Produktionskapazität ande- 
rer Beschränkungen unterworfener Industrien sollen nach oben 
weitert werden. Die Liste der verbotenen Industrien soll einer 
euen Untersuchung unterzögen werden. 


_ XXVII. Die Wiederbelebung der deutschen Industrie soll 
7 stufenweise nach einem Plan erfolgen, der der Notwendigkeit der 
Be alanbr nach befreiten Ländern Rechnung’ trägt. Insbeson- 
dere soll der Umfang der Vermehrung der Stahlproduktion in ein 
| Verhältnis zu der Notwendigkeit von Kohlenausfuhren gebracht 

werden, vorausgesetzt, daß die Kostenlast der Besatzungsmächte 
“dadurch nicht erhöht wird. 


7 XXIX. Bis spätestens zum 1. Juli 1947 soll vom Kontrollrat 
auf der ee age der abgeänderten Höhe des Industrieplans ein 

neuer Beschluß darüber gefaßt werden, welche Werke und Werk- 

ausrüstungen zu Reparationszwecken entnommen werden sollen. 


; BERN. ‚Die Ablieferung von Werken und Werkeinrichtungen 
‚ist zu beschleunigen. Hierzu: soll folgendes durchgeführt werden: 


a) Die endgültige Liste der Werke und Werkeinrichtungen, die 
‚aus Deutschland entfernt werden sollen, ist vom Kontrollrat bis 
zum 15. August 1947 herauszugeben. 


 ,b) Die Auflösung der Rüstunesfabriken, die in die Kategorie I 
 eingereiht wurden, durch den Kontrollrat und die Abschätzung, 
- Zuteilung und Demontage der Normalausrüstung der Fabrikein- 
3 ichtungen sollen weiter durchgeführt und nicht durch die Aus- 
 arbeitung der abgeänderten Höhe des Industrieplans verzögert 
_ werden. 

ec) Der Kontrollrat soll Maßnahmen ergreifen, um das Verfahren 
“zur Abschätzung, Zuteilung, Demontage und Ablieferung der 
_ Haupteinrichtungen zu beschleunigen. 


XXXI. Jede der Besatzungsmächte soll dem Außenministerrat 
- Auskünfte über Art und Umfang der Reparationsentnahmen aus 
ihrer Zone bis zum gegenwärtigen Augenblick geben und an- 
 schließend regelmäßig dem Kontrollrat berichten., 


\ 
| 


| 
| 


Revisionsbestimmungen: 


= .XXXII. Die Kontrollmächte werden von Zeit zu Zeit zu ge- 
 meinsamen Beratunger zusammentreten, um die Anwendung des 
- Potsdamer Abkommens und die hier niedergelegten ergänzenden 
- Richtlinien zu überprüfen und weitere Bestimmungen sowie eine 
‚Revision der getroffenen Vereinbarungen festzulegen, soweit dies 
_ auf Grund der gemachten Erfahrungen erforderlich sein sollte.“ 


 _ Anläßlich der Überreichung des hier wiedergegebenen bri- 
- tischen Memorandums erklärte Bevin in einer Rede, daß 
Großbritannien im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen 
- Einheit Deutschlands .die Erfüllung folgender Hauptpunkte 
_ als wesentlich ansehe: 
- 1. Bewegungsfreiheit für Personen, Handel und Ideen. 
Dies werde von zwei Delegationen nicht angenommen, 
sagte Bevin, aber ohne sie werde die Wirtschaftseinheit 
7 nur eine Farce sein. 
2. Vorzugsweise Verwendung aller Ausfuhrerträge aus 
der laufenden Produktion für die Bezahlung der deut- 
‚schen Einfuhren. Diese Forderung werde jedoch von der 
sowjetischen Delegation abgelehnt. 

Gerechte Teilung der bisherigen und künftigen finan- 
ziellen Lasten. Das sei von der sowjetischen Delegation 
endgültig abgelehnt worden. Auch die Antwort der 
französischen Delegation sei im Grunde genommen ab- 
- lehnend. 

4. Errichtung einer deutschen Zentralverwaltung. Dagegen 

erhebe Frankreich gewisse Einwendungen. 


= Bevin erklärte sodann, warum Großbritannien die sow- 
_ jetischen Bedingungen für die deutsche Wirtschaftseinheit 
 ablehne. Zu der Forderung sofortiger Leistung von Repa- 
_ rationen aus der laufenden Produktion Deutschlands erklärte 


Eı ropa- Archiv / Juli 1947 


a 


“10 Millionen Tonnen genehmigt werden solle und die einge- 
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Bevin-Plan: Reparationen — Industrieniveau 


Bevin, Großbritannien könne diese Bedingung nicht anneh- 
men, weil Deutschlands wirtschaftliche Lage nicht so be- 
schaffen sei, daß ein Ausgleich der Einfuhr- und Ausfuhr- 
beträge vorgenommen und zugleich noch diese zusätzliche 
Last getragen werden könne. Dies werde außerdem die vom 
britischen Steuerzahler getragene Bürde noch vermehren. 


Die sowjetische Bedingung sofortiger Unterstellung des 
Ruhrgebiets unter eine Viermächtekontrolle könne Großbri-: 
tannien nicht anerkennen, solange das System der Zonen- 
einteilung noch bestehe. r 


Auch die geforderte Ungültigerklärung des britisch-ameri- 
kanischen Abkommens über die wirtschaftliche Zonenver- 
einigung lehnte Bevin ab. Er gab jedoch die Versicherung, 
daß die vereinigte britische und amerikanische Zone in 
einem umfassenden Zonenzusammenschluß aufgehen werde, 
sobald die wirtschaftliche Einheit erreicht sei. rn 


Hinsichtlich der von Frankreich gestellten Bedingungen 
für die wirtschaftliche Einheit Deutschlands gab Bevin zu 
verstehen, daß man über die Angliederung des Saargebiets 
und die Zuteilung deutscher Kohle zu einer Einigung kom- 
men könne, Er erklärte, er werde Frankreichs Ansprüche auf } 
das Saargebiet unterstützen, ‚jedoch unter der Bedingung 
einer territorialen Berichtigung und einer entsprechenden 
Berichtigung bei der Festsetzung der Reparationen. u 


Den gegenwärtigen, Lebensstandard in Deutschland 


3 
3 x 
F 


{9 

be- 
zeichnete Bevin als außerordentlich niedrig. Man könne 
Deutschland auf Jahre hinaus unmöglich in einem Zustand 
des Elends belassen. Bevin forderte in diesem Zusammen- 
hang eine Abänderung des Industrieplanes, der sich als 
nicht durchführbar erwiesen habe. Bevin forderte dringend 
eine zeitliche Begrenzung und erklärte, daß überhaupt jeg- 
licher Plan über den Abbau von Industrien, über den man 
sich einige, innerhalb einer bestimmten Frist durchgeführ 
werden müsse. „Wenn wir Reparationen erhalten wollen, 
dann ist keine Zeit mehr zu verlieren.“ Bevin schlug vor, 
daß Deutschland sofort eine jährliche Stahlproduktion vo 


schränkt arbeitenden Industrien mit ein oder zwei Ausnah- 
men auf breitere Basis gestellt werden sollten. Die Liste der 
verbotenen Industriebetriebe müsse überprüft werden. 


Bevin verlangte, Deutschland sollten alle Fertigwaren gut- R 
geschrieben werden, welche die Sowjet-Union aus ihrer Zone _ 
als Reparationen abtransportiert habe. Beyin schlug vor, die 
Sowjet-Union solle Deutschland nachträglich für diese Sah- 
leistungen bezahlen. In Zukunft sollten Industrieanlagen nur 
mit Zustimmung des Alliierten Kontrollrates übernommen 
und in sowjetisches Eigentum überführt werden. ' SF 


Nach Bevin gab der amerikanische Außenminister Mar- 
shall eine Erklärung ab, die folgenden Wortlaut hatte: 


„In vielen Dingen sind wir vier uns über das, was wir an- 
streben, grundsätzlich einig geworden: wir sind uns darüber einig, 
daß die deutschen Hilfsauellen gemeinsam verwaltet und ausge- 
wertet werden sollen, daß ein Export-Importplan aufgestellt wer- 
den soll; daß eine Finanzreform notwendig ist, daß deutsche 
Kohle, Kraftstrom und Stahl wirtschaftlich zu verwerten sind 
und daß der Plan, der den Stand der deutschen Industriekapazität 
vorschreibt, einer Revision zu unterziehen ist. 


Aber wir müssen auch über die praktische Durchführung der. 
politischen und wirtschaftlichen Eirheit Deutschlands zu einer 
Einigung kommen. Wir müssen uns einieen über die Schaffung 
zentraler. deutscher Dienststellen, iiber die Errichtune und den 
Machtbereich einer provisorischen Regierung, über die Freiheit 
der Ideenverbreitune, des Reiseverkehrs und des Warenaustau- 
sches, über die Abschaffung der Zonenschranken, über Repara- 
tionen und über die Aufteilung der Lasten aus dem gegenwär- £ 
tigen Defizit. > 

Wenn wir zu einer Einigung kommen, müssen wir jedoch ganz 1 
sicher gehen, daß wir alle dasselbe darunter verstehen. In Pots- E 
dam hatten wir ein Abkommen zu Papier gebracht, aber es ist 
nur teilweise verwirklicht worden. Wenn wir uns nicht wirklich 
innerlich in dem Punkt treffen, unsere Abkommen dem Geiste 
und dem Buchstaben nach zu verwirklichen, dann sollten wir 
lieber gar kein Abkommen abschließen. Wir können uns ke'ne 
Wiederholunz dessen leisten, was wir bei der Ausführung der 
Potsdamer Abmachungen erlebt haben. Auf der Grundlage von 
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- Ultimaten und mit unnachgiebiger Haltung können wir niemals noch einmal vorbringen. Und in Verbindung mit unsere: 
a zu einer wirklichen ung oma 4 ten über eine Steigerung der Produktivität in Europa werd 


Wir bedauern, daß die sowjetische Delegation es für notwendig 
- befand, zu erklären, daß »die Entnahme von Reparationen aus 
a der laufenden Produktion eine unerläßliche Bedingung für die 
 _ Wirtschaftseinheit ist«. Im Potsdamer Abkommen über die Wirt- 
- schaftseinheit war die Bedingung der Reparationsleistungen aus 
der laufenden Produktion nicht vorgesehen. Die Vereinigten Staa- 
, ten lehnen eine solche Bedingung kategorisch ab. Es sicht fast so 
aus, als wolle die Sowjet-Union versuchen, ein und dasselbe 
Pferd zweimal zu verkaufen. 
Die französische Delegation erklärte ebenfalls, daß sie »der 
Regelung dieser drei Angelegenheiten (der dem Rat vorliegenden 
deutschen Probleme) nicht zustimmen könne, wenn nicht vorher 
_ eine Regelung über die Kohlenausfuhr getroffen wird, die den 
Forderungen der französischen Regierung entspricht«. Wir sind 
uns zwar bewußt, daß Frankreich am Potsdamer Abkommen nicht 
‚beteiligt war, aber wir können seine Forderung nicht als Bedin- 
gung für unsere Verhandlungen anerkennen. x 
Die Delegation der Vereinigten Staaten erkennt Frankreichs 
Kohlenbedarf ebense wie den Bedarf der Sowjet-Union an Ver- 
brauchsgütern an. Sie versteht ebenfalls, daß die britische Regie- 
_ rung nicht gewillt ist, sich die Lasten, die ihr die Hilfeleistungen 
für das deutsche Volk auferlegen, noch vergrößern zu lassen — 
_ eine Abneigung, die die Vereinigten Staaten teilen. Ä 
Es ist nicht gesagt, daß die diesen Ansichten zugrunde liegen- 
den Konflikte ausgeglichen werden können, ganz gieichgültig, 
welche Stellung die Vereinigten Staaten dazu einnehmen mögen. 
Die Sowjetdelegation meinte, es werde möglich sein, die Kohlen- 
orderungen der Franzosen zu befriedigen und genug Kohlen in 
 . Deutschland zu lassen, um die Reparationsforderungen der sow je- 


sicht. Die französische Delegation glaubt, wenn Frankreich die 
gewünschten Kohlenmengen von Deutschland erhalten hat und die 
utsche Stahlkapazität auf 7500000 Tonnen herabgesetzt ist, 
lohne es sich immer noch, der Frage der Reparationen aus der 
aufenden Produktion näherzutreten. Wir sind nicht derselben 
nsicht. 

Ganz Europa braucht Kohle, und zwar, um wirklich zu einer 
esundung zu kommen, ın zunehmenden Mengen. Wir müssen alle 
nsehen, daß die deutsche Kohle den Bedarfszweigen in Deutsch- 
land selbst gleichmäßig zugeteilt werden muß. 


"Es wurde die Ansicht geäußert, daß der Fehlbetrag in der deut- 
chen Handelsbilanz, den Großbritannien und die Vereinigten 
‚Staaten tragen, vermieden werden könne. Nach dem ‘Vorschlag 
- der Sowjet-Union müßte, um das sofort zu erreichen, die Einfuhr 
- herabgesetzt werden. Da die Einfuhr nach Deutschland zur Haupt- 
ache aus Nahrungsmitteln besteht, würde damit die Kalorien- 
menge pro Kopf der Bevölkerung auf 1100 täglich herabsinken, 
licht genug, um Menschen über eine gewisse Zeitspanne hinaus 
am Leben zu erhalten. Meint die Sowjetregierung es wirklich 

ernst mit diesem Vorschlag? Schon jetzt betragen die Rationen 
ı Deutschland nur 1500 Kalorien pro Tag, das heißt 1000 Kalo- 
rien unter dem im Abkommen über das. Industrieniveau vom 
26. März 1946 festgesetzten Stand. 


Den Völkern Europas fehlt es an den lebensnotwendigsten Ge- 
‚genständen. Diesem Mangel kasın nur durch die Produktion von 
Waren aller Art abgeholfen werden. Eine Hebung des Industrie- 
_ _ niveaus in Deutschland im vernünftigen Grenzen wird mit der 
Zeit zu einer erhöhten Produktion beitragen. Mit einem Vier- 
mächteabkommen, das die dauernde Entmilitarisierung Deutsch- 
lands garäntiert, so wie wir es vorgeschlagen haben, dürfte eine 
mäßige Erhöhung des Industrieniveaus keine. Gefährdung der 
europäischen Sicherheit bedeuten, sondern nur wesentlich zur Ge- 
sundung Europas beitragen. 


Die Vereinigten Staaten sind gegen eine Politik, durch .die 
Deutschland für immer zum: überfüllten Elendsviertel oder zum 
wirtschaftlichen Armenhaus im Zentrum Europas gemacht würde. 
Andererseits sehen wir ein, daß Deutschland an die Länder, die 
E unter .seiner Aggression gelitten haben, Wiedergutmachunsslei- 
E; stungen zu entrichten hat. Innerhalb dieser Grenzen soll Deutsch- 
3 land sich seiner eigenen Werte an gelernten- Arbeitskräften, Ener- 
gien und industrieller Kapazität bedienen, um den Handel wieder- 
i aufzubauen, auf dem der Wohlstand Europas beruht. Schließlich 
wünschen die Vereinigten Staaten, daß ein friedliches, in der De- 
mokratie verwurzeltes Deutschland seinen Platz in der europä- 
“ ischen Gemeinschaft und in der Weltgemeinschaft der Nationen 
einnimmt. j 
Das sind die Gründe für die ‘Stellungnahme der Vereinigten 
Staaten in Bezug auf die Fragen, die in dem Abschnittsbericht des 
- Koordinierungsausschusses behandelt werden. Zu einem späteren 
Zeitpunkt der Tagesordnung. werden die Vereinigten Staaten 
ihren Vorschlag für eine Sicherheitsgarantie durch die vier Mächte 
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‚später einen Hinweis darauf geben, wie unserer Ansicht nach d 


tischen Regierung zu erfüllen. Wir sind nicht derselben An- 


‚ sischen Delegation erteilten Auskünften sind Reparationen dieseı 


landwirtschaftlichen Gegebenheiten der durch das Potsdamer Ab 
kommen unter polnische Verwaltung gestellten deutschen Gebiete 
ertragreicher gemacht und für den Nahrungsmittelbedarf Europas 
ausgenutzt werden könnten. 

Zur Zeit jedoch tritt die Delegation der Vereinigten, Staaten 
auf diesem Gebiet für die Wirtschaftseinheit ein, für einen ge- 
meinsamen, ausgeglichenen Ausfuhr-Einfuhrplan, für einen an- 
nehmbaren Lebensstandard für Deutschland, für eine Erweiterung‘ 
des Planes über die industrielle Kapazität, um die deutsche | 
duktion den Bedürfnissen Europas anzugleichen, und damit für 
eine baldige Erfüllung der Reparationspflichten, damit ‚diejenigen 
Mächte, die Anspruch auf Reparationen haben, nicht ständig wie-} 
der in Streitigkeiten untereinander und mit Deutschland verwickelt 
werden. ne 

Besonderen Nachdruck legen die Vereinigten Staaten auf den 
Punkt ihrer Vorschläge, der die Behandlung Deutschlands als 
Wirtschaftseinheit fordert, wie es in Potsdam beschlossen wurde. 
Unsere Vertreter in Berlin haben zwanzig Monate lang versucht, 
die praktische Durchführung dieser Abmachung durchzusetzen. 
Die Vereinigten Staaten haben den Versuch immer noch nicht 
aufgegeben. Sie sind für die Wirtschaftseinheit Deutschlands, 
weil sie keine Teilung Deutschlands wünschen. Sollte Deutsch- 
land geteilt werden, so würden beide Hälften Unterstützung 
brauchen, um unabhängig voneinander bestehen zu können, und 
später könnten sich dann unversehens die zwei starken Hälften 
Deutschlands zu einem wiedererstarkten, kampflustigen Deutsch 
land zusammenfinden. ; - h 


Die dauernde Teilun 
Frieden Europas und der Welt. Vor allem bedeutet eine Teilun 
Deutschlands auch eine Teilung Europas. Die deutsche Bevölke: 
rung stellt zwar nur 65 Millionen von 350 Millionen, die die Be- 
völkerung Europas ausmachen, aber sie nimmt das Zentrum Eu-| 
ropas ein. Die Vereinigten Staaten wünschen ein Deutschland, | 
weil sie ein einiges Europa wünschen.“ 


Deutschlands ist eine Gefahr für den, 


Außenminister Bidault antwortete sofort auf die Erklä- | 


rungen Marshalls: 2 


„Im Hinblick auf die enge Verknüpfung der Frage der Repara- 
tionen und der Wirtschaftseinheit ‘mit der des deutschen Indu 
strieniveaus ist es nicht möglich, das letztere genau zu bestimmen, | 
bevor nicht feststeht, welches Kohlenquantum zur Ausfuhr ge- | 
langen und welches für den deutschen Verbrauch freigegebe: 
wird. Es ist nicht möglich, die Regeln für die Wirtschaftseinheit | 
aufzustellen, ohne daß der Beschluß gefaßt ‚wird, die Saar wirt- 
schaftlich von Deutschland zu trennen und an Frankreich Be 
schließen. Ich füre hinzu, daß die Lösungen, die dabei getroffen 
werden, dem künftigen politischen und wirtschaftlichen Status der 
Ruhr und des Rheinlands nicht vorgreifen dürfen. Be | 

Die französische Delegation erhebt keinerlei grundsätzliche | 
Einwände dagegen, daß die Reparationen aus der laufenden deut- 
schen Produktion entnommen werden. Nach den ven der rus- 


Art von der Sowjet-Union bereits vorgenommen worden. Es is 
klar, daß sich diese Frage automatisch für alle Zonen stellen 
würde, wenn Deutschland in Zrıkunft als eine Wirtschaftseinhei 
behandelt werden sollte, selbst wenn das in Kraft befindliche Re- 
gime, so wie es in Potsdam aufgestellt wurde, keinerlei Abände- 
rung erführe. Es handelt sich hierbei nicht um eine Prinzipien- 
frage, sondern um eine Frage der Tatsachen. Die Frage ist nur, 
zu wissen, in welchem Maße Entnahmen aus der laufenden Pro- 
duktion auf Reparationskonto möglich sind, ohne daß sich daraus 
Nachteile für andere, ebenfalls wichtige Interessen ergeben. 


Nach dem ersten Weltkrieg wurde ein Experiment gewagt, aus 
dem wir die Lehre ziehen müssen. Der Wiederaufstieg der deut- 
schen Industrieproduktion ist sicherlich durch die Ausführung der 
Reparationen beschleunigt worden. Wir dürfen diesen Irrtum 
nicht erneuern. Aus diesem Grunde glauben wir, daß man an die 
Abänderung des Industrieplans nicht vorsichtig genug herangehen 
kann. Das um so mehr, als die Frage der Erhöhung der Industrie- 
produktion eng mit einem anderen, für Frankreich lebenswich- 
tigen Problem verknüpft ist, dem Kohlenproblem. Die Steigerung 
des deutschen Industriepotentials bedeutet einen größeren Ver- 
brauch an Kohle. Das ist unter der Bedingung annehmbar, daß 
die Kohlenförderung genügend vermehrt wird. Aber es ist uner- 
läßlich, daß die zur Ausfuhr zur Verfügung stehende Menge ge- 
fügend groß ist, um den Bedarf der europäischen Länder und 
besonders der alliierten Länder zu decken, die ohne hinreichende 
Zuteilungen ihre Wirtschaft nicht entwickeln können. Die Stel- 
lung Frankreichs in dieser Hinsicht ist genügend bekannt, so daß 
ich es mir ersparen kann, sie besonders -zu erläutern.“ x ara 
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olotow, der als letzter sprach, zeigte eine Reihe von 
kten auf, über die Einigungsmöglichkeiten bestünden. Er 
die britisch-amerikanischen Argumente gegen die Ent- 
ıme von Reparationen aus der laufenden Produktion zu- 
"ück, indem er darauf hinwies, daß Deutschland während 
s Krieges jährlich 120 Milliarden für militärische Auf- 
ben aufgebracht habe und heute bei entsprechender Wirt- 
‚schaftsplanung berechtigte Reparationen durchaus leisten 
‚könne. Die Sowjet-Union und die Vereinigten Staaten be- 
andelten das Reparationsproblem von verschiedenen Stand- 
punkten, weil die Vereinigten Staaten nicht besetzt gewesen 
‚seien und keine Zerstörungen erlitten hätten. Die Rechts- 
ansprüche der Sowjet-Union gründeten sich auf die Ab- 
‚kommen von Jalta und Potsdam. Die Behauptung, daß Jalta 
‚durch Potsdam überholt sei, bezeichnete Molotow als will- 
ürlich. 
E. Die Sowjet-Union sei bereit, an der Aufstellung eines 
vernünftigen Ein- und Ausfuhrplanes mitzuarbeiten, der 
- eine Erhöhung der Produktion und zugleich Reparationszah- 
- lungen ermögliche. Die Erhöhung der Ausfuhr werde die 
| Handelsbilanz ausgleichen und eine Erhöhung der Einfuhr 
ein vernünftiges und menschenwürdiges Lebensniveau für 


b 


Er 
ı Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Die Sonderbeauftragten für Deutschland setzten die Be- 
ragung des Präsidenten der IARA fort. Wy- 
schinskij verlangte Angaben über die quantitative und wert- 
mäßige Verteilung der Reparationslieferungen aus den West- 
" zonen Deutschlands, insbesondere über die Verteilung der 
- Handelsschiffe und über die deutschen Patente. 


_Rueff erklärte, daß die Briten und Amerikaner der Agen- 
tur 700 000 Tonnen Schiffsraum zur Verfügung gestellt hät- 
- ten, von denen bis auf 50000 Tonnen alle verteilt worden 
seien. Zur Frage der Patente erklärte Rueff, daß in jeder 
Zone eine Organisation gebildet worden sei, um die deut- 
schen Produktionsgeheimnisse zu ergründen. Die Vereinig- 
= ten Staaten, Großbritannien und Frankreich hätten sich im 
-_ Juli 1946 verpflichtet, die benutzten Patente zu veröffent- 
BE lichen. ß 

_  Wyscinskij erklärte, daß die bisherige Handhabung der 
> Reparationslieferungen nicht mit den in Potsdam aufge- 
“stellten Regeln in Einklang stehe, und verlangte, daß sich 


| er = Ä 5 
= der Außenministerrat selbst dieser Angelegenheit annehme. 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


= Die Sonderbeauftragten für Deutschland erzielten einen 
- Kompromiß über dieFormdesBerichtesüberdie 
IARA an die Außenminister. Es wurde ein Entwurfsaus- 
 schuß eingesetzt, der die Anweisung erhielt, in dem Bericht 
_ im Namen der Sonderbeauftragten die hauptsächlichen Anıs- 
sagen Rueffs anzuführen und den Bericht der TARA selbst 
beizufügen. Die Sonderbeauftragten erachteten es für über- 
* flüssig, daß die Außenminister sich selbst den Bericht der 
> _IARA anhören. Auf sowjetischen Antrag wurde in den Be- 
richt die Feststellung aufgenommen, daß die Reparations- 
lage unbefriedigend ist und definitive Vorschläge zu einer 
Verbesserung der Lage nötig sind. 


Der von den Außenministern eingesetzte. Sachverstän- 

- „digenausschuß, der seit dem 31. März die Frage der Ent- 
nazifizierung und das Problem des künfti- 
gen deutschen Wahlsystems behandelte, konnte 
eine weitgehende Annäherung der Ansichten erzielen. Es 
"soll den Außenministern empfohlen werden, die Deutschen 
- "gelbst darüber entscheiden zu lassen, ob das Verhältniswahl- 
recht eingeführt werden soll. In den Fragen der Entnazifi- 
zierung und des Aufbaues der Parteien und Gewerkschaften 
konnte keine endgültige Einigkeit erzielt werden. 


- 


Die Verhandlungen 


Die Verhandlungen 


‚ Reparationen | Wirtschaftseinheit / Staatsaufbau 


die deutsche Bevölkerung sicherstellen. Die Sowjet-Union 

werde alle Maßnahmen unterstützen, die eine Erhöhung der 
deutschen Lebensmittelrationen bewirken könnten. Durch SR 
eine auch in den westlichen Zonen durchgeführte Agrar- 
reform könne eine Verbesserung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung erzielt werden. Be: 


Molotow wandte sich dann der Frage des Ausmaßes der 
deutschen Stahlproduktion zu, wobei. er eine Annäherung 
des britischen und des sowjetischen Standpunktes feststellte. _ 
Er bemerkte, daß die Amerikaner ihre Zahlen noch nicht 
bekanntgegeben hätten. a, 


_ Molotow wandte sich gegen den Vorschlag Marshalls, die 
Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie der deutschen Wirt- 
schaft in irgendeiner Form nutzbar zu machen. „Es ist das“, 
so sagte Molotow, „eine bereits endgültig geregelte Frage, 
Er nichts mit der Wirtschaftseinheit Deutschlands zu tur 
ae, 

Zum Schluß erklärte Molotow, daß die Sowjet-Union be- 
reit sei, sich für jede Gesamtlösung des deutschen Wirt- 
schaftsproblems einzusetzen, da niemand in der Sowjet- 
Union eine Aufteilung Deutschlands wünsche. Bee 


l -, 
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am 1. April 1947 


Wyschinskij forderte, daß die Alliierte Reparationskom- 
mission, die seinerzeit in Moskau gegründet wurde und dann 
nach Berlin übersiedelte, ihre Tätigkeit sofort wiederauf- _ 
nehmen solle. Der sowjetische Vorschlag, zur Lösung des 
Problems einen Sonderausschuß einzusetzen, wurde von d 
anderen Delegierten mit der Begründung, erst den vollstän- 
digen Bericht der IJARA zu hören, zurückgew“sen. . 


Geheimsitzung des Rats der Außenm .uster 0 


Der Rat der Außenminister trat auf Grund eines am Vor- 
tage gefaßten Beschlusses zu einer nichtöffentlichen Sitzung : 
in einem engeren Kreise zusammen. Jede Delegation war 
nur durch zwei oder drei statt der üblichen fünfzehn oder 
zwanzig Mitglieder vertreten. Über den Verlauf der Ge- 
heimsitzung wurde nur ein kurzes Kommunique& herausge- 
geben: ER 

„Die heutigen Diskussionen beschränkten sich auf die Höh 
der Reparationen. Es wurde keine Einigung erzielt. Es wurd: 
beschlossen, am Mittwoch (2. April 1947) wieder eine offizielle 

Sitzung abzuhalten.“ 57. 


am 2. April 1947 


‘ Die Bestimmungen, über die sich der Sachverständigen- 
ausschuß einigte, wurden zur endgültigen Formulierung einem 

. . . » 
Redaktionsausschuß überwiesen. 


Rat der Außenminister A 


Der Rat der Außenminister befaßte sich mit der künf- 
tigen deutschen Staatsform. 


Außenminister Bidault unterbreitete: die französischen 
Vorschläge für die vorläufige politische Gestaltung Deutsh- 
lands. Der neue französische Plan ist eine Kombination des 
französischen  Memorandums, das den Stellvertretenden 
Außenministern im Januar in London übermittelt worden 
war, und des von Bevin in Moskau vorgelegten britischen 
Planes. Die Unterschiede zwischen dem französischen und 
dem brıtischen Plan, sagte Bidault, bezögen sich haupt- 
sächlich auf die grundlegenden Prinzipien einer neuen deut- 
schen Verfassung. Es werde jedoch nicht nötig sein, darüber 
im Augenblick eine Einigung zu erzielen. Der französische 
Plan wende sich jedoch dagegen, Deutschland ein aus all- 
«emeinen Wahlen hervorgehendes Reichsparlament zuzuge- 
stehen, so wie es die drei anderen Mächte fordern. 


Bidault vertrat die Anschauung, daß Deutschlands politi- 
sche Zukunft schrittweise aufgebaut werden müsse. Die 
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Schaffung einer deutschen Zentralverwaltung hänge davon 
ab, daß über die Bestimmung des Begriffes der Wirtschafts- 
_ einheit Einigung erzielt werde. Es sei unmöglich, in das 
nächste Stadium einzutreten, ohne sich über die grundlegen- 


_ den Prinzipien geeinigt zu haben und ohne sich darüber klar . 


zu sein, welche Ziele man eigentlich erreichen wolle. Es sei 
daher unbedingt erforderlich, die deutschen Grenzen fest- 
zulegen und zu gegebener Zeit die verfassungsmäßigen 
Grundsätze zu bestimmen, die bei der zukünftigen Entwick- 
lung einer vorläufigen politischen Organisation Deutschlands 
angewandt werden sollen. Abgesehen von diesen Vorbehal- 
ten sei Frankreich bereit, die britische Begriffsbestimmung 
der beiden Entwicklungsstufen in Deutschland anzunehmen. 


Zur Einsetzung einer deutschen beratenden Körperschaft 
für die Ausarbeitung einer vorläufigen Verfassung sagte Bi- 
-  dault, daß er den amerikanischen Vorschlag unterstütze, wo- 
nach die beratende Körperschaft aus einer gleichen Anzahl 
' von Vertretern eines jeden deutschen Landes zusammenge- 
setzt sein würde. 

Nach der Fertigstellung der provisorischen Verfassung 
werde sie dem Alliierten Kontrollrat zur Billigung vorge- 
legt und dann, nach Einsetzung der erforderlichen Behör- 
den einschließlich einer vorläufigen Regierung, zur Anwen- 
dung gelangen. Nach einer Probezeit könne die Verfassung 
. notwendigenfalls abgeändert werden. Später könne eine end- 
and ‚gültige Verfassung ausgearbeitet und dem deutschen Volk 
zur Ratifizierung vorgelegt werden. 


De. f 
Die wichtigsten Punkte des französischen Memorandums 
sind folgende: 


Artikel 1: Die Besatzungsmächte wünschen die. Errichtung 
einer demokratischen Verfassung, durch weiche die Hoheits- 
rechte teils den Bundesstaaten, teils der Zentralrezierung zu- 
i gebilligt werden. Die Bundesstaaten sollen allein für die An- 
wendung der bundesstaatlichen Gesetzgebung in ihren Terri- 
torien zuständig sein. Die Zentralregierung dagegen soll für 

Maßnahmen legislativer und exekutiver Art zur Sicherung der 
nötigen Einheit auf den anschließend aufgeführten Gebieten zu- 
ständig sein: 

. » . a) zur Sicherung der nötigen politischen Einheit zum Beispiel 

für Erteilung der Staatsbürgerschaft, Einwanderung „infolge 

_ von Überweisung“, auswärtige Angelegenheiten und Anwen- 

dung der Verträge in dem Maße, wie davon die Zuständigkeit 
der Zentralregierung betroffen wird; 

j b) zur Sicherstellung der nötigen juristischen Einheit für die 

Grundsätze des Zivil-, Handels- und Strafrechts, für Copy- 
rights, Patentschriften, Schutzmarken, Handelseffekten und 
- Handelseigentum; 
ec) zur Sicherung der nötigen wirtschaftlichen Einheit für 
Zölle und Außenhandel, für allgemeine Anordnungen über den 
Einsatz der Transportmittel, für die föderative Verwaltung der 
Tat des Fernsprech- und Fernmeldewesens, für Gewichte und 

aße; 

 d) zur Sicherung der nötigen finanziellen Einheit für gewisse 
 fiskalische Rechte und Kontrolle der Börsen. Fragen, die sich 
auf das System des Bankgeldes bezichen, sollen der Zuständig- 
keit eines Kontrollausschusses der Staatsbanken unterliegen. 


Artikel 2: Zu den öffentlichen Gewalten gehören ein Staatschef 
und ein Parlament, das aus den Kammern der: Länder gebilaet 
% wird. Die Rechte und Pflichten des Staatschefs sollen auf die 
; eines konstitutionellen Präsidenten ohne selbständige, unabhän- 
..  gige Exekutivbefugnisse beschränkt werden. Ein Oberstes Bun- 
desgericht soll die Achtung vor der Verfassung sichern und bei 
Streitigkeiten zwischen den Ländern entscheiden: 


Artikel 3: Die Macht liegt in den Händen der Länder, die 
einen Teil davon auf die Bundesregierung übertragen. Der Ar- 
: tikel enthält dann im einzelnen eine Aufzählung der Grund- 
rechte, die in der Verfassung verankert sein sollen. 


Artikel 4 des französischen Memorandums beschäftigt sich 

i ‚ mit der Frrichtung einer konstitutionellen .Demokratie in 
Ft Deutschland. Danach sollen für die wichtigsten und notwendig- 
sten Aufgabengebiete Zentralverwaltungen geschaffen werden. 
Nach der Festlegung-der Grenzen Deutschlands soll ein deut- 

scher Konsultativrat gebildet werden, dessen Mitglieder von 

der Regierung, der Kammer und den Ländern zu ernennen sind. 

Er hat die Aufgabe, dem Kontrollrat seine Vorschläge zu un- 
terbreiten und eine provisorische Verfassung‘ ausznarbeiten, 
deren Billigung dem Kontrollrat zusteht. Auf der Grundlage 
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. 4 ., an * 
dieser Verfassung kann eine provisorische Regierung gebildet | 
werden. I 

Artikel 5: Die erwähnten Zentralverwaltungen werden unter | 
der Autorität von Räten stehen, die sich aus den Vertreter 
der verschiedenen Länder zusammensetzen. Unter Vorbehalt 
der Billigung und des Vetos des Kontrollrats sollen diese Räte | 
beschließende Gewalt haben. 2 

Artikel 6: Der Kontrollrat wird die ausschließliche Zustän- 
digkeit für‘ folgende Fragen behalten: Entmilitarisierung und 
Abrüstung, Entnazifizierung, Entkartellisierung, Sicherheit; Re- 
parationen, Kriegsgefangene, verschleppte Personen, Kriegsver- 
brecher, Immunität, Bedarf der Besatzungsmächte und Kon- 
trolle der Beziehungen zur Außenwelt. 


Der britische Außenminister Bevin faßte die einzelnen 
Punkte, in denen Übereinstimmung hinsichtlich der politi- 
schen Gestaltung Deutschlands herrschte, und die, in denen 
die Ansichten auseinandergingen, auf Grund aller bisherigen 
Erklärungen auf der Konferenz. zusammen. 


In seiner Betrachtung wies Bevin darauf hin, daß alle 
vier Mächte den ersten Punkt des britischen Vorschlages 
günstig aufgenommen haben, wenn auch von französischer. 
Seite einige Vorbehalte über den Wirkungsbereich der Or- 
gane einer einzusetzenden deutschen Zentralverwaltung ge- 
äußert würden. Er schlug vor, daß diese Vorbehalte von | 
einem Sonderausschuß von Sachverständigen geprüft wer- 
den. Der französische Außenminister gab hierzu seine Zu- | 
stimmung. A En: j | 

Bevin stellte fest, daß man sich allgemein darüber klar 
sei, daß ein beratender deutscher Ausschuß dem Alliierten | 
Kontrollrat beigegeben werden solle mit der Aufgabe, eine 
provisorische Verfassung auszuarbeiten, daß iedoch die An- 
sichten über die Zusammensetzung und den Aufgabenbereich 
dieses Ausschusses auseinandergingen. Über die Bildung 
einer provisorischen Regierung schienen grundsätzliche Un-" 
terschiede zwischen der sowjetrussischen und der britischen 
Auffassung einerseits und der amerikanischen und der fran- 
zösischen andererseits zu bestehen. Letztere Mächte setzten 
sich dafür ein, daß die Abgeordneten von den Ländern er- 
nannt werden sollten, während erstere der Ansicht seien, daß | 
sie gewählt werden müssen. Außerdem scheine Außenminister 
Marshall sich der Idee einer provisorischen Verfassung zu | 
widersetzen. i | 

Zu Molotows Vorschlar, daß man auf die Weimarer Ver- 
fassung als Grundlage für die neue politische Formung 
Dentschlands und. das Wahlsvstem zurückgreifen solle, 
äußerte Bevin, daß. der Kontrollrat sich nicht ausschließlich 
Weimar zum Vorbild. nehmen solle: das dürfe ihn nicht | 
daran hindern, diese Verfascuns auf ihre guten Seiten zu 
prüfen, um sie in die neue Verfassung zu übernehmen. 


Den Vorschlag Mo!otows, daß man sich im großen und. 
ganzen über die demokratische Form des politischen 
Systems für Deutschland und das Wahlverfahren einigen 
solle. lege er so aus, daß die Regierung und der Tandtag 
der Tänder vom dentschen Volke nach einer Art und Weise | 
gewählt werden sollten, die in der Verfassung niedergelegt 
werden müsse. : 

Die britische, die amerikanische und die französische Auf- 
fassung über die Verteilung der ausübenden Gewalt auf 
die Zentralregierung und den Landtag der Länder hätten 
sich sehr angenähert. Fs sei jedoch notwendig, daß die 
Sowjet-Union ihre Ansicht noch näher erläutere. 


Der britische Außenminister bat um eine Entscheidung. 
ob eine provisorische Reeierung eingesetzt werden solle und 
ob die britischen Vorschläge für die schrittweise Einsetzung 
einer deutschen Regierung angenommen würden. 


Der stufenweise Aufbau der provisorischen politischen 
Ordnung Deutschlands‘ wurde von Bevin wie folgt um- 
rissen: h ee 

' 1. Schaffung zentraler Verwaltungsorgane für die Ausfüh- 

rung der unaufschiebbaren Aufgaben, die erforderlich sind, um 

die Wirtschaftseinheit Deutschlands zu gewährleisten; | 

2. in nächster Zukunft Einsetzung eines Konsultationsrates 
aus Vertretern der deutschen Länderregierungen zur Konsulta- 
tion mit dem Kontrollrat über die Tätigkeit der Zentralbehör- 


‘ 


Bee und zur Ausarbeitung einer provisorischen Verfassung im 
2 hmen der mit dem Kontrollrat vereinbarten Grundsätze; 

Bu: Billigung der provisorischen Verfassung durch den Kon- 
2 ollrat, Durchführung von Wahlen und Bildung einer provi- 
rischen Regierung auf der Grundlage der provisorischen Ver- 
ssung; “ 

' 4. Abänderung der provisorischen Verfassung nach angemes- 
ener Erprobung und unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
der provisorischen Regierung, Ratifizierung durch das deutsche 
olk und Billigung durch den Kontrollrat. In diesem Stadium 
ll eine neue Regierung gewählt werden. 


' Außenminister Marshall unterbreitete einen Dreipunkte- 
‘vorschlag als Richtlinie für den Kontrollrat in Deutschland, 
mit den Vorarbeiten für eine Verfassung und eine Re- 
gierungsbildurig zu beginnen. Marshall schlug vor, daß der 
Außenministerrat den Kontrollrat anweisen solle: 


2 1. einen Plan aufzustellen für eine provisorische deutsche 
Regierung, die die Länder mit folgender Machtbefugnis vertritt: 
el a) zentrale Verwaltungsbehörden anzuweisen und aufeinander 
_ abzustimmen auf den Gebieten, die in Potsdam festgelegt wur- 
' den, und auf weiteren Gebieten, die vom Kontrollrat ausersehen 
werden; d 

EB: b) die Vorarbeiten für eine ständige demokratische Verfas- 
sung in Angriff zu nehmen und 

R "7c) Vorschläge über die künftige gebietsmäßige Ordnung, der 
E: Länder im\künftigen deutschen Staatsgebiet auszuarbeiten; 


9%. sicherzustellen, daß die Menschenrechte, die in den Län- 


derverfassungen enthalten sind, in die Tat umgesetzt und die, 


- autonomen Rechte der Länder garantiert werden; 


+ 3 die Bezichungen zwischen dem Kontrollrat und der provi- 
‚sorischen Regierung festzulegen. 


% Außenminister Mololow erklärte zur Frage der Neuord- 
nung Deutschlands: 


„Die Sowjetdelegation ıst damit einverstanden, als Grundlage 
e von der britischen Abordnung eingebrachten Anträge über die 
ten Hauptstufen der Herstellung politischer Demokratie in 
utschland anzunehmen. Es versteht sich, daß die Frage des all- 


- allem die Frage der gegenseitigen Beziehungen zwischen der deut- 
"schen Zentralmacht und den Länderbehörden von besonderer Be- 
- deutung sind. Ich will nicht verhehlen, daß gewisse Anträge, dar- 
unter auch die Anträge der amerikanischen Delegation, in dem 
"Sinne ausgelegt werden könnten, daß Deutschland als einheitlicher 
‘Staat regiert wird. Diese Anträge führer jedoch zur Föderalisie- 
; ung Deutschlands, wezu man sich nicht verstehen kann, falls dem 
cht das deutsche Volk selbst zustimmt. 


Den’ allgemeinen Standpunkt der Sowjetregierung zur Föderali- 
sierung Deutschlands habe ich bereits dargelegt. Wir bleiben bei 
‚diesem Standpunkt. Unsere Anträge werden von dieser allgemei- 
' nen Einstellung der Sowjetregierung ausgehen.“ 


-  _Molotow legte sodann einen Zweipunktevorschlag allge- 
meiner Grundsätze vor, die er als Ausgangspunkt für die 
ösung der zur Debatte stehenden Frage bezeichnete: 


„1. Die politische Ordnung Deutschlands soll von demokra- 
 tischem Charakter sein, und die Machtorgane sollen durch 
demokratische Wahlen geschaffen werden, in ähnlicher Weise, 
wie es ın“ der Weimarer Verfassung vorgesehen war, jedsch 
— mit Einschränkung der Rechte und Pflichten des Präsidenten 
_ im Rahmen der Rechte und Pflichten des Hauptes eines verfas- 
- sungsmäßigen Staates, das keine unabhängige Vollzugsgewalt 
besitzt. \ 

3. Als erster Schritt zur Bildung einer provisorischen Regie- 
‚rung Deutschlands sollen zentrale deutsche Verwaltungsabtei- 
‚lungen für Finanzen, Industrie, Verkehrswesen und Außen- 
handel in Übereinstimmung mit dem Beschluß der Potsdamer 
- Konferenz gegründet werden. 


Bevin und Marshall erklärten sich mit diesen Vorschlägen 
einverstanden. 

In einer zweiten Erklärung sagte Molotow, daß es am 
'zweckmäßigsten sei, zuerst die Hauptleitsätze zu be- 
sprechen, die der politschen Gestaltung 
"Deutschlands zu Grunde zu legen sind. Eine Erörte- 
"rung der Frage der Entwicklungsstufen ermögliche es zwar, 
" verschiedene Fragen organisatorischer Natür zu unterschei- 
den, doch bringe sie an sich nicht die erforderliche Klar- 
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meinen Charakters der Staatsordnung- Deutschlands und vor - 


Staatsaufbau I Verfassungsfragen 


a, in die Hauptfrage der politischen Gestaltung Deutsch- 2 
ands. a, 


Molotow nahm dann Stellung zu dem Antrag der ameri- 
kanischen Delegation. Die Bildung einer provisorischen Re- 
gierung ausschließlich aus den Häuptern der Länderregie- 
rungen werde die politische Einheit Deutschlands untergra- 
ben, und die Erfüllung der Verpflichtungen Deutschlands 
gegenüber den Verbündeten sei in einem solchen Falie nicht 
gewährleistet. Moiotow fuhr fort: 


„Im Antrag der amerikanischen Delegation ist schließlich ge- 
sagt, daß der provisorischen deutschen Regierung die Weisungen * 
entweder vom Kontrollrat oder durch einen von der Mehrheit der 
Mitglieder des Kontrollrats gefaßten Beschluß erteilt werden. 
Wenn wir diesen Antrag annehmen, so lehnen wir damit den 
Grundsatz, daß die Beschlüsse von allen Verbündeten vereinbart 
sein müssen, ab. Dann würde die Mehrheit die Einwendungen des 
einen oder anderen Verbündeten nicht berücksichtigen. Diesen 
Antrag hält die Sowjetdelegation für unannehmbar.“ B- 


Zu den britischen Vorschlägen übergehend, erklärte Molo- 
tow nach einer zusammenfassenden Stellungnahme zu den 
Darlegungen Bevins: Se 

„Die Vorstufen zur Herstellung einer demokratischen Ordnun 
in Deutschland scheinen uns annehmbar zu sein und den Int 
essen der Sache zu entsprechen. Selbstverständlich müssen 
feststellen, was eigentlich der aus Deutschen bestehende Konsul- 
tationsrat darstellen wird, der als Hilfe für den Kontrollrat 
gründet werden soll. Zu dieser Frage sind im britischen Antra, 
keine Erläuterungen gegeben. Erläuterungen sind aber notwendig. 
Was die Zusammensetzung des Konsultationsrates anbelangt, so 
spricht sich die Sowjetdelegation dafür aus, daß er nicht ı 
aus Vertretern der Länder bestehen soll. Das wäre durchaus un- 
genügend. Im Konsultationsrat müssen alle demokratischen Par- 
teien vertreten sein, es müssen daran die Gewerkschaften w: 
auch andere antinazistische Organisationen (Kulturbund, Geg: 
seitige Bauernhilfe, Frauenbund) beteiligt sein. Dann wird der 
Konsultationsrat tatsächlich die Gesinnung des deutschen Volkes. 
zum Ausdruck bringen und ein richtiger Träger der Meinung der 
deutschen demokratischen Kreise sein. Das gilt auch für die p 
visorische Regierung Deutschlands, die zu bilden ist, nachdem 
Deutschland allgemeine Wahlen erfolgt sein werden.“ : 


Molotow umriß sodann die Anträge der Sowjetdelegation P 
wie folgt: . 


„Wir beantragen, die Hauptleitsätze der politischen a 
tung Deutschlands zu billigen. Wir beantragen, uns dann den 
Grundzügen des Aufbaues der praktischen Konsultationsstelle 
zuzuwenden, jedoch unbedingt unter der Beteiligung von Ver- 
tretern der demokratischen Parteien, der Gewerkschaften und 
anderer antinazistischer Organisationen und von Vertretern der 

- Länder. Be 


In Zusammenarbeit mit diesem deutschen Konsultationsorgan 
soll der Kontrollrat die provisorische Verfassung ausarbeiten. 
Darauf können die Wahlen zum Parlament Deutschlands erfol- 
gen, und es kann auf der Grundlage der provisorischen Verse 
fassung eine. provisorische Regierung Deutschlands gebildet 
werden. Dieses Verfahren, das die Sowjetdelegation vorschlägt, 
dürfte dem Geist der von den Verbündeten auf der Potsdamer 
Konferenz beschlossenen Grundsätze am besten entsprechen.“ 


In der Frage der gegenseitigen Beziehungen zwischen der 
deutschen Zentralregierung und den Länderregierungen 
wandte sich Molotow dagegen, daß alle Macht den Ländern 
gehören soll. je 


„Es wäre richtiger, der Frage der gegenseitigen, Beziehungen 
zwischen der Zentralregierung Deutschlands und den Ländern die 
Weimarer Verfassung zugrunde zu legen. In dieser Verfassung _ 
sind Landtage, zwei Kammern, darunter eine zweite Kammer aus FEM 
Vertretern der Länder, vorgeschen. Zugleich ging sie vom Grund- 
satz der politischen Einheit Deutschlands aus. ni 

Wir glauben, daß wir bei der Entscheidung der Frage der 
gegenseitigen Beziehungen zwischen den Ländern und der Zen- 
tralmacht in Deuts-hland, die eine Vorzugsstellung gegenüber 
den Länderbehörden innehaben muß, von diesen Leitgedanken 
ausgehen könnten.“ 5 N 

Molotow schloß seine Ausführungen mit dem Hinweis, 
daß an der Weimarer Verfassung selbstverständlich Ver- 
besserungen vorgenommen werden müßten, um ihre Fehler \ 
abzustellen, und daß man auch im Auge haben müsse, daß 
Deutschland noch längere Zeit unter Kontrolle der verbün- 
deten Staaten stehen werde. 


zıl 
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‚VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


Außenminister Bidault wies auf die Gefahr hin, daß un- 
nötig Zeit verschwendet werde, wenn eine provisorische und 
eine endgültige Verfassung für Deutschland ausgearbeitet 
würden. Falls die vorläufige Verfassung sich als gesund er- 
weise, bedürfe sie keiner großen Änderung mehr. Bidault 
schlug vor, daß bereits die vorläufige Verfassung so weit wie 
möglich von den Deutschen selbst ausgearbeitet werden 
solle. 

Der Vorschlag Molotows, die antinationalsozialistischen 
Organisationen mit der beratenden Körperschaft zu verbin- 

den, wurde von Bevin abgelehnt. Er schlug als Kompromiß 
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je Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 
Nach einer langen, ergebnislosen Beratung brach der Ko- 


sche Gestaltung Deutschlandsab. Die Vereinig- 
_ ten Staaten, Großbritannien und die Sowjet-Union hatten 
“sich im Prinzip in der Frage der Einsetzung einer deutschen 
Zentralverwaltung geeinigt. Der französische Delegierte 
_ machte jedoch von neuem die französische Zustimmung zur 
Bildung deutscher Zentralverwaltunger von, der Regelung 
der Grenzfragen abhängig. Der Ausschuß war ursprünglich 
der Auffassung gewesen, daß Außenminister Bidault diese 
* Bedingung habe fallenlassen. 
Der zweite Punkt, in dem sich Meinungsverschiedenheiten 
zeigten, war der Vorschlag Wyschinskijs, jeden Zonen- 
Ber Befehlshaber’ zu'’bevollmächtigen, in die 
-- Verwaltungvon Zentralbehördeninseiner 
Zone einzugreifen. Die britischen und die amerika- 
nischen Delegierten wandten sich gegen einen derartigen 
Vorschlag. In dem Antrag Wyschinskijs hieß es, der Zonen- 


 wachung und Kontrolle der zentralen Verwaltungstätigkeit 
ermächtigt sein, sondern auch „die Anwendung von Richt- 
- linien zentraler Verwaltungsorgane verhindern, wenn diese 
_ Richtlinien der Politik des Alliierten Kontrollrats wider- 
" sprechen oder den Anordnungen und Befehlen des Zonenbe- 
fehlshabers zuwiderlaufen, die in Übereinstimmung mit der 
Politik des Alliierten Kontrollrats erlassen wurden.“ 


= Der ursprünglich zu dieser Frage für den 3. April vorge- 
 sehene Bericht des Koordinierungsausschusses konnte nicht 
fertiggestellt werden. 


Rat der Außenminister 


Im Rat der Außenminister gab zunächst der amerikanische 
Delegierte Marshall eine Erklärung ab. Er machte den Vor- 
schlag, die Forderungen auf Reparationen aus der 
lamrtenden deutschen Produktion, falls sie 
überhaupt erörtert werden, darauf zu beschränken, daß sie 

als Ausgleich für ursprünglich zur Demontage vorgesehene 
5 deutsche Fabrikanlagen gelten, die Deutschland wegen der 
4 


. Erhöhung des deutschen Industrieniveaus belassen werden. 
[u 


5 


„Wenn die Reparationen aus der laufenden Produktion in die- 
| ser Weise aufgefaßt werden, dann ist- die Abordnung der Ver- 
} einigten Staaten damit einverstanden, daß ihre Sachverständigen 
diese Frage unverbindlich erörtern.“ c 

Marshall etinnerte daran, daß das Potsdamer Abkommen 
und das auf Grund dieses Abkommens festgelegte deutsche 
Industrieniveau Reparationen aus der laufenden Produktion 
nicht vorsehen. Die Vereinigten Staaten seien nicht bereit, 
die augenblicklichen Forderungen auf Erhöhung der in 
Potsdam vorgesehenen deutschen 'Reparationsleistungen in 
Erwägung zu ziehen. 

Die Durchführung des Potsdamer Abkommens werde je- 
doch eine Überprüfung des deutschen Industrieniveaus, wie 
es in dem Abkommen vom 26. März 1946 festgelegt wurde, 
nach folgenden Überlegungen notwendig machen: 


{ 


7 


-1. Aufrechterhaltung eines erträglichen Lebensstandards für 
das deutsche Volk, wie im Potsdamer Abkommen vorgesehen, 
ohne daß eine auswärtige Hilfe eine notwendige Voraussetzung 
dafür ist. Dieser Lebensstandard muß für die voraussichtliche 
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_  ordinierungsausschuß seine Sitzung über die politi-. 


'gation der Vereinigten Staaten glaube, daß eine weitere 


_  befehlshaber solle nicht nur zu einer allgemeinen Über- 
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vor, daß die Mitglieder dieser Körperschaft von den Län- 
dern erst nach Beratung mit den Vertretern der demokrat 
schen Parteien und der Gewerkschaften in den einzelnen 
Ländern ernannt werden sollen. Marshall unterstützte die- | 
sen Vorschlag. rs 


Schließlich kamen die Minister überein, die gesamte Frage 
mit den verschiedenen Vorschlägen der Delegationen über 
die politische Gestaltung Deutschlands dem Koordinierungs- 
ausschuß zu überweisen. Dieser soll die Vorscfläge zusam- 
menfassen und dem Außenministerrat dann Bericht erstatten. 


we 


E R N 
Bevölkerung Deutschlands im Jahre 1949 unter Berücksichtigung 
der Deutschland zur Verfügung stehenden Hilfsquellen und des 
möglichen Verlustes des Saargebietes errechnet werden. 

2. Feststellung aller Mängel, die.der Erfüllung der geplanten 

* Erfordernisse der deutschen Industrie entgegenstehen, wie zum 
Beispiel Strommangel, unzureichende Versorgung mit, wichtigen 
Chemikalien, künstlichen Düngemitteln und vielleicht auch mit 
Stahl. 1 

3. Feststellung des Friedensbedarfs der europäischen Länder 
an deutschen Erzeugnissen und eine Wiederbelebung des 
Handels. 5 


fen | 

Die sowjetischen und die britischen Vertreter hätten. zu 
erkennen gegeben, daß sie eine beträchtliche Vermehrung 
der deutschen Industriekapazität befürworteten. Die Dele- 


Vermehrung erwünscht sei, um den friedlichen Bedürfnissen | 
Deutschlands und Europas zu dienen. Marshall schlug dem 
Aufßenministerrat vor, der Alliierte Kontrollrat in Berlin | 
solle den Auftrag erhalten, die deutsche Industriekapazität 
zu überprüfen. 


„Es muß anerkannt werden, daß die weitere Vermehrung der 
deutschen Industriekapazität die Zahl der für den Abtransport 
auf Reparationskonto zur Verfügung stehenden deutschen Fabrik- 
anlagen herabmindern wird. Wenn die Vorschläge für Repara- 
tionen aus der laufenden Produktion erörtert werden sollen, dann 
müssen diese Vorschläge nach unserer Ansicht darauf beschränkt 
werden. einen Ausgleich für die Fabrikarlagen zu schaffen, die 
für den Abtransport bestimmt waren, aber infolge der Erhöhung | 
der deutschen Industriekapazität nicht mehr verfügbar sind. 
‘ Irgendein Plan, der einen solchen Ausgleich vorsieht, darf nach 
amerikanischer Auffassung weder die Besatzungskosten vermehren | 
noch die Rückerstattung der alliierten Ausgaben für Deutschland 

und die Schaffung einer sich selbst erhaltenden deutschen Wirt- 

schaft hinauszögern. Auch kann es nicht gestattet werden, daß 
eine. gerechte Verteilung der Kohle und anderer knapper Roh- 
stoffe unter die von den deutschen Lieferungen abhängenden 
Länder dadurch verhindert wird. Ein solcher Plan kann deshalb | 
erst wirksam werden, wenn die wirtschaftliche und politische 
Einheit Deutschlands sowie andere damit verbundene Ziele: er- 

reicht worden sind.“ 


In Konferenzkreisen verlautete, daß diese von Marshall 
gemachten Vorschläge eine Wiederholung seiner Erklärung, 
auf der Geheimsitzung: vom 1. April darstellten, über die 
seinerzeit keine Einigung erzielt werden konnte. | A 


Die Außenminister besprachen sodann einen Bericht 
des Koordinierungsausschusses, in dem die 
einzelnen Punkte zusammengestellt worden waren, bei denen 
hinsichtlich der Fragen, die sich aus den Verhandlungen 
über den Bericht des Kontrollrats ergeben hatten, Einigung 
erzielt wurde beziehungsweise Differenzen bestanden : 
Der Außenministerrat nahm die Empfehlungen des Be- 
richtes hinsichtlich der Entnazifizierung an. Eine | 
Übermittlung in Form von Anweisungen an den Alliierten 
Kontrollrat wurde in Aussicht genommen. | eh 

Zur Frage der Demokratisierung Deutschlands 
machte Molotow verschiedene Einwendungen. Hinsichtlich 
des Wahlsystems setzte er sich für das Verhältniswahlrecht. 
ein. Dieser Punkt wurde an den Koordinierungsausschuß 
zurückverwiesen. ’ 

‚In der Frage der Bodenreform verlangte Molotow, 
diese solle im Laufe des Jahres 1947 beendet werden, da- 
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„das den Junkern gehörende’ Land den Bauern über- 
en wird, um die landwirtschaftliche Erzeugung Deutsch- 
ds zu vermehren.“ 
‚In der Frage des Nachrichtenwesens und der 
nschlichen Grundrechte schlug Molotow vor, diese 
beiden Teile des Berichts zusammenzufassen. Der Koordinie- 
r ngsausschuß wurde beauftragt, eine genaue Bestimmung 
dieser Begriffe ohne Änderung ihres Sinnes auszuarbeiten. 


_ Im Zusammenhang mit der Frage der Überführun g 
von Bevölkerungsteilen drängte Bevin darauf, 
inen Stichtag für die Rückkehr der deutschen Kriegsge- 
ngenen, den er aus verwaltungstechnischen Gründen für 
notwendig hielt, festzusetzen. Bevin war der Ansicht, daß 
dieser wichtige Punkt vom Ausschuß selbst beraten werden 
solle, da er nicht wünsche, daß diese Frage von der Propa- 
anda innerhalb oder außerhalb Deutschlands aufgegriffen 
werde. Molotow wies darauf hin, daß dieser Punkt nicht auf 
er Tagesordnung stehe, erklärte sich jedoch bereit, zu 
inem späteren Zeitpunkt dazu Stellung zu nehmen. 


Die Außenminister begannen dann mit der Erörterung 
der Punkte des Berichtes des Koordinierungsausschusses, über 
ie keine Einigung erzielt worden war. 


"Als erster Punkt wurde die Frage behandelt, ob die po- 
litischen Parteien und die Gewerkschaften auf gesamtdeut- 
scher Grundlage oder nur auf Ländergrundlage aufgebaut 


R 
T 


werden sollten. 


_ Der britische, amerikanische und sowjetische Vorschlag 
autete: 


' „Der Rat der Außenminister bestätigt den Grundsatz der 
freien Entwicklung und Tätigkeit der demokratischen politischen 
x Parteien und der freien Gewerkschaften in Deutsch- 
Pr land.“ 


„innerhalb der Länder“. 


_  Bidault begründete den französischen Standpunkt damit, 
“daß es ungesetzlich sei, Parteien und Gewerkschaften für 
ganz Deutschland zuzulassen, bevor eine Entscheidung über 
‘die Einheit Deutschlands gefallen sei. 


Der britische Außerminister Bevin fragte, wie man die 
ereinigung der politischen Parteien oder Gewerkschaften 
auf gesamtdeutscher Basis aufhalten könne. 

Die vier Außenminister kamen überein, die Erörterung 
ieses Punktes erst fortzusetzen, wenn die politischen Grund- 
ätze von den Ministern besprochen werden. 


Molotow wiederholte dann seine Kritik an dem Wahl- 
ystem in der britisch-amerikanischen Zone und forderte 
das Verhältniswahlrecht in ganz Deutschland. 

Bevin trat dafür ein, daß die Deutschen erst selbst ihre 
nsicht dazu äußern sollen. Dieser Standpunkt wurde von 
dem amerikanischen Außenminister Marshall unterstützt. 


Molotow kritisierte das Mehrheitswahlsystem, weil 
‘schließlich in der Diktatur ende. 
Griechenland an, worauf ihm der britische Außenminister 

 Bevin antwortete, die griechischen Wahlen hätten unter dem 


es 
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"Der Koordinierungsausschuß beschäftigte sich mehr als 
acht Stunden mit den Fragen der Errichtung einer 
deutschen Zentralverwaltung, der Errichtung 


T 


In der Frage einer deutschen Zentralverwaltung legte die 
französische Delegation einen neuen Entwurf vor, der in 
u iedenen Punkten von dem französischen Memorandum 
"vom 17. Januar 1947 abwich. Dieser neue französische Ent- 
 Europa-Archiv I Juli 1947 
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Dazu verlangte der französische Vorschlag den Zusatz 
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Verhältnissystem stattgefunden, das Molotow selbst ver- 
teidige. 

Darauf erwiderte Molotow, das beweise nur, was geschehe, 
wenn eine gute Sache in schlechte Hände komme, Molotow 
forderte, dies solle weiterhin als Punkt gelten, über den 
keine Einigung erzielt werden könne. 


Bevin brachte auf der Sitzung am 3. April auch die Frage 
vor, warum die Sozialdemokratische Partei in der Sowjet- 
zone nicht zugelassen sei. Eine solche Form der Demokratie, 
sagte Bevin, könne er schwerlich gutheißen. 


Es folgte eine Frörterung über die Klausel des Berichtes 
des Koordinierungsausschusses, die sich mit gebiets- 


mäßigen Veränderungen in Deutschland befaßt. 
Der nächste Punkt, die Frage der Umsiedlung von. 


Bevölkerungsteilen, wurde zur weiteren Erledi- 
gung an den Ausschuß zurückverwiesen. 


Danach begannen die Außenminister mit der Erörterung 
der Klausel über die 


der deutschen Kriegsindustrie erfüllt und bis zum Ende des 


Jahres 1948 die Auflösung der Kartelle und Trusts durchge- 
führt sein. re 


Bevin bemerkte dazu, daß die Liquidierung der Krieg- 


industrie nach den Richtlinien der britischen Denkschrift 


durchgeführt werden könne, wenn Molotow damit einver- 
standen sei, eine neue Höhe des Industrieplanes festzusetzen. 


"Außenminister Bidault unterbreitete ein Fünfpunktepro- 


gramm zur Entmilitarisierung Deutschlands: 


, % 3 Ä ” 4 
1. Tatsächliche Liquidierung der Industrieanlagen und Fa- ne 


briken der Kategorie I des Reparationsplanes noch vor Ende 
1947. 


schläge angenommen werden, bis zum 1. August 1947. 


3. Aufstellung von Listen mit Fabriken und Industrieanlagen, = 


die in Deutschland bleiben oder aus Deutschland auf Grund des 
Industrieplanes entfernt werden sollen; dies soll bis zum 1. Ok- 


tober 1947 oder, wenn Molotows Vorschlag angenommen wird, 


.bis zum 1. November 1947 geschehen. 


bis zum 1. April beziehungsweise 1. Mai 1948. b 


5. Vollständige Durchführung der Hauptreparationen bis Ende 


1948. : 


‚Dieses Fünfpunkteprogramm Bidaults wurde im Grund- 
satz angenommen, aber es wurde beschlossen, die Termine 


erneut zu besprechen. Bun. 


Molotow schlug vor, die Frage der Erörterung der Ent- 
militarisierung in diesem Stadium abzukürzen, den Punkt 
aber auf der Tagesordnung des Außenministerrates zu be- 
lassen und den Koordinierungsausschuß damit zu beauftra- 
gen, die Angelegenheit in den nächsten Tagen erneut ein- 
gehend zu besprechen. Die Außenminister stimmten diesem 
Vorschlag zu. 


S 


am 4. April 1947 


wuıf zeigte die Bereitwilligekeit Frankreichs, auf die Ab- 
stufung der Ministerien nach ihrer Wichtigkeit zu verzich- 
ten. Zentrale Verwaltungsstellen sollen, jedoch nicht durch 
Minister, sondern durch Ausschüsse von Vertretern der Län- 
der geleitet werden. Alle diese Verwaltungsstellen sollen 
weiterhin vom Alliierten Kontrollrat in Berlin überwacht 
werden. 


Nach dem französischen Vorschlag soll die zukünftige 
deutsche Verwaltung in vier „Stockwerken“ aufgebaut sein: 
An der Spitze steht der Alliierte Kontrollrat, darunter ein 
alliiertes Direktorium als Spitze der Verwaltung, darunter eine 
deutsche obere Verwaltungsführung und darunter schließlich die 
aus deutschem Personal zusammengesetzten ausführenden Ver- 
waltungsorgane. 
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Entmilitarisierung (dewss 
deutschen Industrie. Dabei schlug Molotow wieder 
vor, am 1. August 1947 solle der Plan für die Beseitigung 


2. Fertigstellung des endgültigen Entwurfs für die Höhe des ie 
Industrieplanes bis zum Juli 1947 oder, wenn Molotows Vor- 


4. Tatsächliche Liquidierung der verbleibenden Kategorien 
der deutschen Kriessindustrie auf Grund. des Reparationsplanes 
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'Der französische Vorschlag macht jedoch die Einrichtung 
dieser zentralen Verwaltung von drei Bedingungen abhängig‘ 
1. Die Wirtschaftseinheit muß begrifflick festgelegt und durch- 
E: geführt werden. 
TR 2. Das Saargebiet soll von jetzt an außerhalb der Zuständig-. 
2 ' keit der deutschen Zentralverwaltung liegen. 
R 3: Die Einrichtung zentraler Verwaltungsstellen darf unter 
keinen Umständen die endgültige Stellung des Ruhrgibietes 
z beeinflussen. 


Von britischer Seite wurde der Vorschlag unterbreitet, dem 
Aufßenministerrat zunächst einmal drei grundlegende Fra- 
gen vorzulegen: 


1. Sollen die Deutschen eine gemeinsame Staatsangehörigkeit 
haben oder wird diese durch die einzelnen Länder bestimmt, 
in denen sie leben? 

2. Sollen die Länder unabhängige Staatswesen mit eigenen 
diplomatischen Beziehungen zu fremden Ländern sein und das 
Recht haben, Verträge abzuschließen? 

3. Soll die Zentralregierung vom deutschen Volk durch di- 
 rekte Wahl bestimmt werden oder ist sie durch die Vertreter 
der Länder zu wählen? 


Der Koordinierungsausschuß einigte sich, am 5. April zu 
entscheiden, ob diese Fragen dem Außenministerrat vor- 
gelegt werden sollen oder nicht. 


ein der, Frage der Machtbefugnisse der Zen- 
 tralregierung der Länder konnte sich der Ausschuß 
nur dahin einigen, daß „eine klare Bestimmung“ über die 
Aufteilung der Befugnisse in der deutschen Verfassung ver- 
ankert sein solle. 

In der Frage der Wahlen für eine vorläufige Regierung 
schloß sich die sowjetische Delegation dem britischen Vor- 
schlag an, der jedoch weder mit dem französischen noch mit: 
dem amerikanischen Vorschlag. in Einklang gebracht werden 
konnte. 

9 Die Verhandlungen des Koordinierungsausschusses in Fra- 
gen der zukünftigen politischen Struktur Deutschlands zeig- 
ten, daß eine Entscheidung nur durch den Außenminister 


Be 
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Rat der Außenminister 


3 Die für den 4. Aprıl vorgesehene Sitzung der Außen- 
minister wurde auf den 5. April verschoben, da der zusam- 
 menfassende Bericht des Koordinierungsausschusses über die 
politische Struktur Deutschlands wiederum nicht fertigge- 
stellt werden konnte. 


5 Interview des sowjetischen Außenministers Molotow 


Am 4. April wurden Außenminister Molotow von dem 
A _ amerikanischen Rundfunkkommentator John Steel eine Reihe 


Fragen vorgelegt, die von dem sowjetischen Außenminister 
uf, ’ 
_ beantwortet wurden. 


. Das Interview. hatte folgenden Wortlaut: 


Frage: Glauben Sie, daß die amerikanischen Vorschläge für 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Der Koordinierungsausschuß befaßte sich mit Vorschlägen 
Mmrren zukunftiges deutsches Polizeisystem 
und mit der Frage der Verteilung der Vollmach- 
ten zwischen der künftigen provisorischen 
Be deutschenRegierungunddenLänderregie- 
7 rungen. In keiner dieser Fragen konnte Übereinstimmung 
hi erzielt werden. | 

Der Bericht des Koordinierungsausschusses für die Außen- 
minister wurde bis zum Nachmittag fertiggestellt. 


Rat der Außenminister 


Der Rat der Außenminister beschäftigte sich mit dem fünf 
Punkte umfassenden Bericht des Koordinierungsausschusses 
über die politische Organisation Deutschlands. 
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eine politische Gestaltung Deutschlands zu einer Teilung Deutsch- 

lands führen werden? REN: N an 
Antwort: Eine solche Gefahr besteht. ? 2 
Frage: Was würden Ihrer Meinung nach die Folgen einer u 

chen Entscheidung sein? 2 
Antwort: Die Folgen einer solchen Entscheidung wären schen 


wünscht, da sie in den deutschen Militaristen und im deutscher 
Volk die Hoffnung aufkommen lassen würde, die Vereinheit 
lichung Deutschlands wie beispielsweise in der Bismarck-Zeit ein- 
zuleiten. \ ; f E 
Frage: Halten Sie einen Kompromiß zwischen dem russischen 
Vorschlag für ein vereinigtes Deutschland und dem amerika- 
nischen Vorschlag für ein föderalistisches Deutschland für möglich? 
Antwort: Ich schließe diese Möglichkeit nicht aus, sofern man 
sich dahingehend einigen könnte, daß dem deutschen Volke die 
Lösung .des Problems durch eine Abstimmung überlassen wird. 
Frage: Werden zehn Milliarden Dollar ausreichen, um wenig- 
stens einen lebenswichtigen Teil der durch die deutsche Invasion 
verursachten Schäden zu decken? 3 re 
Antwort: Dies wäre für Rußland nicht ausreichend. Immerhin 
würde es dem Volke eine gewisse Genugtuung geben. 7 
Frage: Ist die Frage der Reparationen in erster Linie ein wirt- 
schaftliches oder ein moralisches Problem? j 
Antwort: Reparationen sind aus beiden Gesichtspunkten vor 
wesentlicher Bedeutung. - 
Frage: Wer hat bisher mehr an Reparationen erhalten, Groß- 
britannien, die Vereinigten Staaten oder Rußland? Er 
Antwort: Rußland hat zweifellos weitaus weniger erhalten als 
die übrigen Alliierten. x | 
Frage: Wie ließe sich die deutsche Friedensproduktion heben, 
um eine Lieferung von Reparationen möglich zu machen? ‚#1 
Antwort: Durch eine gewisse Erhöhung der deutschen Frie- 
densindustriekapazität, damit ein Teii der Produktion — Metalle, 
Kohle und andere Rohstoffe — für Reparationsleistungen an die 


Staaten, die Schaden erlitten haben, verwandt werden kann. N 


Frage: Welches ist der beste Weg zur Wiederherstellung der 
Demokratie in Griechenland? z 
Antwort: Die beste Methode besteht darin, von äußeren Ein- 
griffen in die inneren Angelegenheiten Griechenlands Abstand zu 
nehmen. CR 
Frage: Sind Sie der Ansicht, daß die amerikanische Politik in 
Griechenland wie von Präsident Truman vorgeschlagen wurde, 
die Demokratie in diesem Lande wiederherstellen kann? } 
Antwort: Ich bezweifle das sehr, wie auch viele andere. | 


Frage: Glauben Sie, daß die Moskauer Außenministerkonferenz 
Zweck hat und zu einigen greifbaren Ergebnissen. führen wird? 

Antwort: Es ist zu wünschen, daß die Moskauer Konferenz un- 
serer gemeinsamen Sache ın hohem Maße Nutzen bringen werde, 
Dies. hängt jedoch nicht von Rußland allein ab. Auf jeden Fall 
wird die russische Delegation alles tun, was in ihren Kräften 
steht, damit die Konferenz nutzbringende Ergebnisse zeitigt. 3 


‘z 


Ri: 


Amerikanische Korrespondenten in Moskau erklärten am 
gleichen Tage im Rundfunk, es sei in Moskau bekannt, daß 
Stalin sowohl die Fragen, die Steel an Molotow gerichtet 
habe, als auch die Antwerten Molotows vor der Veröffent- 
lichung gesehen habe. B 


Zum ersten Punkt, der zentralendeutschen Ver- 
waltung, stellt der Bericht fest, die Vereinigten Staaten, 
Großbritannien und die Sowjet-Union stimmten darin. 
überein, daß dem Alliierten Kontrollrat in Berlin die Ein- 
setzung .einer deutschen zentralen Verwaltungsstelle für 
Wirtschaftsfragen empfohlen werden soll. Dabei sollen die 
Potsdamer Beschlüsse beachtet und die Zentralstelle in mög- 
lichst: kurzer Zeit geschaffen werden. Diese zentrale Ver- 
waltungsbehörde ist als Vorstufe zu einer vorläufigen deut- 
schen Zentralregierung gedacht. Nach Auffassung der fran- 


. zösischen Delegation soll die zentrale Verwaltungsbehörde. 


von deutschen Vollzugsausschüssen geleitet werden, die nach 
Weisungen der Alliierten handeln. Das Saargebiet soll in 
diese Regelung nicht einbezogen sein. Für das Ruhrgebiet 
und das Rheinland wird noch ein besonderer Plan ausge- 
arbeitet. | & 
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) vier Großmächte sind übereingekommen, daß der 
lliierte Kontrollrat die deutsche Zentralverwaltung kon- 
ollieren soll. In den Fragen des Ausmaßes der Kontrolle 
insbesondere der Befugnisse der Zonenbefehlshaber 
eichen die Entwürfe der einzelnen Delegationen vonein- 
der ab. 

Zu dem zweiten Punkt, der Schaffungeinesdeut- 
hen Konsultativrates, heißt es in dem Bericht, 
eine beratende deutsche Körperschaft gebildet werden 
ll, die insbesondere die vorläufige deutsche Verfassung 
szuarbeiten hat. Über Zusammensetzung, Zeitpunkt der 
setzung und Aufgabenbereich dieser Körperschaft ver- 
en die vier Großmächte verschiedene Meinungen. 


Der Bericht des Koordinierungsausschusses betrachtet den 


rträgt, die nicht ausdrücklich der Zentralregierung vor- 
alten sind, als Ausgangspunkt für die Beratungen über 
‘ dritten Punkt, die Aufteilung der Vollmach- 
n zwischen Zentralregierung und den 


änderregierungen. 


Die Sowjet-Union lehnt diese Fassung ab und verlangt 
genaue Bestimmung der Vollmachten der Zentral- 
erung, insbesondere ihrer Vollmachten in der Außen- 
tik. Der französische Entwurf will den Länderregierun- 
n die Befugnisse der Außenpolitik und der Polizeiverwal- 
tung übertragen. Die Vereinigten Staaten unterstützen den 
anzösischen Vorschlag in Bezug auf die Polizeiverwaltung. 


In der Frage des vierten Punktes, der Einsetzung 
mer vorlaufigen deutschen. Regierung, 
t sich als strittig erwiesen, ob sie vor allgemeinen Wahlen 
Grund einer vorläufigen Verfassung eingesetzt werden 
soll. Die Vereinigten Staaten und Frankreich vertreten die 
einung. daß zur Bildung einer vorläufigen deutschen Re- 
erung Wahlen nicht notwendig sind. Großbritannien und 
ie Sowjet-Union wollen der Einsetzung einer vorläufigen 
tegierung Parlamentswahlen vorausgehen lassen. 


Zu dem fünften und letzten Punkt über die Machtbe- 

gnisse der vorläufigen Regierung verzeich- 
t der Bericht, daß die Vereinigten Staaten zum Wirkungs- 
reich der vorläufigen deutschen Regierung und zu ihrem 
erhältnis gegenüber dem Alliierten Kontrollrat die Mei- 
ng vertreten, daß die vorläufige deutsche Regierung die 
‚zentralen Verwaltungsbehörden nach Anweisungen des 
"Alliierten Kontrollrates kontrollieren soll. Der Kontrollrat 
ll Mehrheitsbeschlüsse fassen. Die Zentralregierung soll 
uch die endgültige deutsche Verfassung ausarbeiten. 


Nach britischer Auffassung verfügt die Zentralregierung 
er vollziehende und gesetzgebende Gewalt, unter Vorbe- 
halt des Vetorechtes des Alliierten Kontrollrates. Frankreich 
immt grundsätzlich mit dem britischen Plane überein, ver- 
angt aber, daß die dem Alliierten Kontrollrat vorbehal- 
'enen Rechte, wie sie durch die Kapitulation begründet wur- 
den, nicht beeinträchtigt werden. 


ung Vollmachten nach Anweisungen des. Alliierten Kon- 
rollrates zuerkennen. Die Zentralregierung soll verpflichtet 


ven. Sie hat, wie die Sowjet-Union weiter verlangt, dafür 
Sorge zu tragen, daß Deutschland seine Verpflichtungen 
gegenüber den Alliierten erfüllt. Schließlich soll sie die end- 
gültige deutsche Verfassung ausarbeiten, die vom deutschen 
Volk ratifiziert werden muß. ’ 

- Im Verlaufe der Verhandlung über den 
Bericht .des Koordinierungsausschusses 
kamen die Außenminister überein, einen 
leutschen Beirat drei Monate nach der 
Schaffung der in Potsdam vorgesehenen 
Zentralverwaltungen einzusetzen. Neun 
Monatespäter solleineprovisorische deut- 
sche Regierung gebildet werden. 

Über die übrigen Punkte des Berichtes wurde keine Eini- 
gung erzielt. Es wurde beschlossen, diese Punkte zur weite- 
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tischen Entwurf, der den Ländern alle die Vollmachten 


Die Sowjet-Union will der vorläufigen deutschen Regie-' 


ein, Militarismus und Faschismus in Deutschland zu beseiti- - 


0. a a ea 


Soasaufban / Verfassungsfragen 


ren Erörterung an den Koordinierungsausschuß zurückzuver- 
weisen. + 


Die Schaffung zentraler Verwaltungs- 
organe wurde ebenfalls von den Außenministern erör- 
tert, In diesem Zusammenhang unterbreitete der französische 
Außenminister Bidault neue Vorschläge über deutsche zen- 
trale Verwaltungsorgane, die von der Konferenz im Prinzip 
angenommen wurden. Lediglich der Vorschlag Bidaults über 
die Zusammensetzung des deutschen Beirates wurde von den 
Außenministern an den Koordinierungsausschuß zurückver- 
wiesen. 


Die von Bidault vorgebrachten Vorschläge lauteten: 


„1. Der Kontrollrat soll angewiesen werden, so bald wie 
möglich zentrale 
die sich mit denjeniger Angelegenheiten befassen sollen, die 
auf Grund des Potsdamer Abkommens eine zentrale Entschei- 
dung fordern, sowie mit Ernährung und Landwirtschaft. 


2. Diese Verwaltungsbehörden werden unter der Aufsicht und 
Leitung der entsprechenden Viermächteorgane des Alliierten 
Kontrollrats arbeiten. Wenn eine deutsche vorläufige Regie- 
rung eingesetzt worden ist, sollen neue Kontrollmaßnahmen 
ausgearbeitet werden. 


3. Jede deutsche Verwaltungsbehörde wird von einem deut- 


schen Vollzugsausschuß geleitet werden, der aus Vertretern der 
verschiedenen Länder bestehen soll. Die deutsche Verwaltungs- 
behörde wird ermächtigt sein, Mehrheitsbeschlüsse des Voll- 
zugsausschusses durchzuführen. 


4. Die oben aufgeführten Maßnahmen beziehen sich nicht auf 


das Saargebiet und sind ohne Einfluß auf die Zusammen- 


setzung eines zukünftigen Regimes im Ruhrgebiet und Rhein- vr 


land.“ 


Bevin erklärte, sich hinsichtlich der zukünftigen Gestal- 
tung eines Regimes im Ruhrgebiet und Rheinland 
nicht festlegen zu können. Er werde jedoch den französischen 


Vorschlägen kein Hindernis in den Weg legen, wenn die 
anderen Minister zustimmten. Marshall pflichtete dem fran- 
zösischen Vorschlag im Namen der Vereinigten Staaten unter 


der Bedingung bei, daß vollständige Einigung darüber er- 
zielt werde. Andernfalls behielt er sich das Recht vor, zu 
dem ursprünglichen britisch-amerikanisch-sowjetischen Vor- 
schlag zurückzukehren. Molotow nahm die ersten beiden 


Punkte des französischen Vorschlages an. erklärte den dritten 


für kompliziert und behielt sich eine Stellungnahme zu dem 


vierten vor, bis er eine genauere Prüfung vorgenommen 


habe. 


Bei der Behandlung der Machtbefugnisse der 
einzelnen Zonenkommandeure schlug Molotow 
vor, sie sollten das Recht einer allgemeinen Überwachung 


ausüben und Maßnahmen unterdrücken, die gegen die Poli- 
tik des Alliierten Kontrollrates oder die Zonenkommandeure 


gerichtet sind. Bevin und Marshall erklärten sich nicht ein- 
verstanden und warnten vor einer Verstärkung der Autori- 


tät der Zonenkommandeure. . 


Die Angelegenheit wurde an den Koordinierungsausschuß 
zurückverwiesen. 


Für die Zusammensetzung des Deutschen 
Beirats schlug Bidault vor, daß nach Rücksprache mit den 
Gewerkschaften und den politischen Parteien unter Berück- 
sichtigung der demokratischen öffentlichen Meinung drei 
Vertreter von den einzelnen Ländern ernannt werden soll- 
ten. Bevin nahm das an, während Molotow Zweifel über 
diesen „sehr komplizierten Vorschlag“ ausdrückte Er 
wünschte den Beratungsausschuß aus einer gleichen Anzahl 
von Mitgliedern der Länder und der demokratischen Par- 
teien zusammengesetzt und betonte, daß die Gewerkschaften 
als die größte demokratische Organisation in Deutschland in 
dem Rat vertreten sein sollten. Marshall war bereit, den 
französischen Vorschlag anzunehmen, und versuchte, die aus- 
einandergehenden Ansichten auszugleichen. 


Schließlich wurde die Angelegenheit zurückverwiesen. 


Bidaults Vorschlag über einen Zeitpunkt für die Ein- 
setzung eines Beratungsausschusses und der vorläufigen Re- 
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deutsche Verwaltungsbehörden zu schaffen, « 


a ai. 
o. = 


BE a N at Ka 2 9 


VFPLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


gierung und über die Art und die Tätigkeit der zentralen 
Verwaltungsbehörden wich von dem bisherigen französischer 
? Standpunkt ab. Frankreich hatte sich bisher stets gegen die 
© Bildung zentraler Behörden unter deutscher Leitung ausge- 
sprochen. Der neue Vorschlag jedoch gestattete dies unter 
der alliierten Überwachung durch den Kontrollrat. 
Bedeutsam war der Verzicht Großbritanniens und der 
Vereinigten Staaten auf die Ernennung deutscher Staats- 


Rat der Außenminister 


_ Die Außenminister befaßten sich weiterhin mit dem Auf- 

 „gabenbereich des deutschen Beirates und der Ein- 

"setzung einer vorläufigen Regierung für 

Deutschland unter Berücksichtigung der Durchführung deut- 
scher Wahlen. 


Außenminister Molotow verlangte eine Volksabstimmung 
; darüber, ob Deutschland ein zentralistischer oder ein föde- 
 —_ ralistischer Staat sein soll. Er erklärte, nachdem er nochmals 
auf die Weimarer Verfassung Bezug genommen hatte: 


„Man könnte unter vierseitiger Kontrolle der Verbündeten in 
‘ganz Deutschland einen Volksentscheid über die: Frage durch- 
führen, ob Deutschland ein Einheits- oder ein föderalistischer 
_ Staat werden soll Durch einen Beschluß über die Abhaltung eines 
solchen. Volksentscheides unter vierseitiger Kontrolle würde den 
"Meinungsverschiedenheiten in dieser Frage ein Ende. gemacht 
werden. Jedenfalls dürfen die Verbündeten die Entscheidung 
dieser Frage nicht auf sich nehmen, ohne das deutsche Volk um 
seine Meinung gefragt zu haben.“ . 


Gegen diesen Vorschlag wandte sich Bevin mit großer 
-_ Entschiedenheit und erklärte. daß er sich lediglich aus 
 Sicherheitsgründen gegen die Vorschläge Molotows wende. 


„Es wird ‚vorgeschlagen, die Deutschen selbst entscheiden zu 


Jassen, aber gerade die Deutschen waren, es, die Hitler wählten. 


Ich will nicht die Gesamtschuld für den Krieg dem deutschen 
Volk zuschieben. aber Großbritannien, Frankreich und andere 
Länder sind im Verlauf von 25 Jahren zweimal von den Deut- 
schen angegriffen worden. Ich bin nicht gewillt, die Sicherheit 
des von mir vertretenen Landes einer Volksabstimmung durch die 
Deutschen auszusetzen. Es handelt sich um unsere eigene Sicher- 
heit, die wir hier in Betracht ziehen müssen, und um die Sicher- 
heit solcher Länder, die unter Deutschland gelitten haben.“ 


Bevin erklärte, Großbritannien wünsche für Deutschland 
eine Verfassung, in der die Zentralstellen begrenzte Voll- 
machten haben. ; 


„Es ist mir gleicheültig, ob die Deutschen Sozialisten. Konser- 
vative oder Kommunisten sind, solange sie friedlich bleiben. Es 
ist mir aber nicht gleichgültig, wenn einer deutschen Zentral- 
regierung automatisch große Machtbefugnisse übertragen würden.“ 


_ Bidault erklärte, die französische Delegation könne den 
Erwägungen, die der britische Delegierte zur Frage. der 
Sicherheit vorgebracht habe, nur zustimmen. Zur Frage des 
Volksentscheids, wie er von Molotow vorgeschlagen wurde, 
erklärte Bidault. daß das Problem, in welcher ‚Form man 
das deutsche Volk um seine Meinung fragen solle, ein wich- 
tiges Problem darstelle, welches näher untersucht werden 
müsse. Eine Volksabstimming in ganz Deutschland über 


die Frage der politischen Einheit werde jedoch .die Ent- 
scheidung des deutschen Volkes zugunsten der Einheit vor- 
© wegnehmen. b 


Marshall bezweifelte, ob das deutsche Volk die notwen- 
R dige Einsicht besitze, selbst wenn eine Volksabstimmunr 

praktisch durchführbar sei; daran glaube er jedoch nicht. Es 
ja sei verhängnisvoll. wenn die Deutschen die Führung über- 
| nähmen und eine Regierung organisierten, die auf Grund- 
5 sätzen beruhe. die die Alliierten als höchst gefährlich für 
den Weltfrieden betrachten. 


Marshall erneuerte dann den amerikanischen Vorschlag, 
daß der deutsche Verfassungsentwurf von einer deutshen 
verfassunggebenden Versammlung entworfen und nach Bil- 


Amtsbereich der zentralen Verwaltungsstellen einzubeziehen 


Die Verhandlungen am 7. April 1947 j 


der 
lands unddem Kontrollrat aus. Bevin beantragte, 
die provisorische Regierung solle im ersten Abschnitt ihrer 
Tätigkeit der Aufsicht des Kontrollrats unterstehen. Für 
den weiteren Abschnitt solle der Kontrollrat das Recht er 
halten, gegen, Entscheidungen der provisorischen Regierung, 
mit denen er nicht einverstanden ist, sein Veto auszuspre-. 
chen. Nach dem Vorschlag Bevins soll die Kontrolle der 
Verbündeten über die Tätigkeit der provisorischen Regie. 
rung später allmählich eingeschränkt - werden. 


sei, die deutsche Regierung zu veranlassen, etwaige Mei-| 
zungsverschiedenheiten zwischen den Verbündeten auszu-, 
nutzen. < | 


die Frage der gegenseitigen Beziehungen zwischen der pro- | 
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sekretäre und ihre Zustimmung, das Saargebiet nich 


[} 

Der französische Vorbehalt hinsichtlich des Ruhrgeb: 
und des Rheinlandes wurde von Bevin und Marshali nichh 
unbedingt ablehnend aufgenommen, während Molotow sic 
seine Stellungnahme vorbehielt. 
Am Ostersonntag, dem 6. April, traten die Außenministe 
nicht zusammen. : 


A 
® 
5 
» 


ligung durch den Kontrollrat ein Jahr nach der Errichtung 
einer provisorischen Regierung durch das deutsche Vol 
ratihziert werden solle. 


In Beantwortung der Ausführungen Bevins erklärte Mo 
lotow, die Sowjet-Union sei an der Sicherheit nicht wenii 
ger interessiert als Großbritannien. Es gebe aber zwei Mög} 
lichkeiten, diese Sicherheit zu erhalten: erstens durch ein 
beständige Demokratisierung und Entmilitarisierung unc 
zweitens durch eine auf lange Sicht geplante alliierte Vierit 
mächtekontrolle. Molotow blieb aber bei seiner Auffassun, 
über die Durchführung einer Volksabstimmung und er 


klärte abschließend: i 

„Wenn wir die Staatsordnung Deutschlands durchgreifend änı 
dern wollen, müssen wir das deutsche Volk nach seiner Meinung 
fragen.“ 


Die Außenminister vertagten die weitere Erörterung die 
ser Fragen, bis sie im Koordinierungsausschuß endgültig un 
tersucht worden sind. 1 


. Im weiteren Verlauf der Sitzung wandten sich die Mini 


ster dem Problem der Funktionen des deutschen 
Beirats zu. Ein britischer Antrag, wonach der Beira' 
den Kontrollrat über die allgemeinen Richtlinien der Tätig- 
keit der zentralen Verwaltungsabteilungen. beraten soll 
wurde von den Ministern angenommen. Der Antrag 


hatte folgenden Wortlaut: | n 
,) 


„Der Konsultationsrat wird im Rahmen de: 


» 


vom Kontrollrat aufgestellten allgemeinen 
Grundsätze die Einzelheiten der provismm 
rischen Verfassung ausarbeiten Die Grund» 


säatze, von denen die Rede ist, werden mit den 
Weisungen in dieser Frage, übereinstimmen 
die der Rat der Außenminister möglicherweise 
gebenkann.“ 2 


Die Sowjet-Delegation brachte hierzu folgenden Zusatz. 
antrag ein: h 
„Die Verfassung soll auf “demokratischen Grundlagen auf. 
gebaut werden und die Entwicklung Deutschlands als eines 
demokratischen und friedlichen Staates verankeın. In der Ver- 
fassung sollen die Rechte und Befugnisse der provisorischen 
Regierung Deutschlands wie auch der Länderregierungen fest 
gesetzt sein.“ 
‚Über den sowjetischen Zusatzantrag kam es zu keiner 
Einigung. Bi | 


‚Zum Schluß tauschten die Minister ihre Meinungen über 
die Frage der gegenseitigen Beziehungen zwische di 
provisorischen Regierung || 


. ; | 
Molotow wandte sich gegen ein solches Veto, das geeignet! 


Es wurde beschlossen, die britischen Zusatzanträge über| 
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rischen Regierung Deutschlands und dem Kontrollrat 
m Koordinierungsausschuß zu übergeben. 


N it Abschluß der Sitzung des 7. April standen noch 
vierzehn strittige Punkte auf der Tages- 
ordnung der Moskauer Konferenz: 


1. Wirtschaftseinheit Deutschlands, 

. Bericht des Koordinierungsausschusses über die provisorische 
. deutsche Regierung, ı 
3. die ungelösten Fragen des Kontrollratsberichtes 
4. .die Verschleppten- und Kriegsgefangenenfrage, 
5. Entmilitarisierung, 

6. Bericht des Bevollmächtigten über das Verfahren für den 
. „Friedensvertrag, 

, 7. Bericht über die Anhörung 


behörde, 


der interalliierten Reparations- 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


‚ Der Koordinierungsausschuß konnte auch am 8. April 
keine positiven Ergebnisse erzielen. Es wurde lediglich ein 
ıtwurf des Redaktionsausschusses angenommen, der die 
Stellungnahme der vier Mächte festhielt. 


Rat der Außenminister 


Im Außenministerrat nahm Molotow zur Frage der Rechte 
und Pflichten einer deutschen Regierung in längeren Dar- 
egungen Stellung. Er wies auf die Notwendigkeit hin, die 
Brechte und Pflichten der geplanten deut- 
schen Zentralregierung genau abzugrenzen; das 
sei in den Vorschlägen der anderen Abordnungen nicht in 
j ausreichendem Maße geschehen. Molotow sagte: 

_ „Wir vertreten den Standpunkt, daß Deutschland die Staats- 
‚sicherheit gewährleisten, Reparationen zahlen und seinen anderen 
“Verpflichtungen gegenüber den Alliierten nachkommen. muß. Die 
Verantwortung hierfür kann nicht auf die einzelnen Länder über- 
gehen, sie sollte von der deutschen Zentralregierung getragen 
werden.“ 

@ Bidault hielt es für falsch, die Zentralregierung für die 
Reparationsleistungen verantwortlich zu machen, da man 
"von ihr in diesem Punkt nur Widerstand zu erwarten habe. 
-Molotow erwiderte hierauf, daß auch in den Friedensver- 
trägen für die ehemaligen Verbündeten Deutschlands die 
eweiligen Regierungen die Garantie für die Reparationen 
ernehmen müßten. 


Molotows Vorschlag, daß die Zentralregierung für die 
taatssicherheit verantwortlich zu machen sei, wurde von 
idault und Bevin entschieden abgelehnt. Bidault äußerte 
die Befürchtung, daß derartige Machtbefugnisse nur in ein 
eheimes politisches Polizeisystem’ ausarteten. Bidault fuhr 
ort: 

„Das wollen wir um keinen Preis. Die Polizeigewalt muß den 
Länderregierungen überlassen bleiben. und sogar die Kriminal- 
polizei muß von diesen abhängen. Eine gewisse Koordinierung 
er Polizeifunktionen über ganz Deutschland hinweg ist zwar 
notwendig, so zum Beispiel eine Zentralkartothek, aber kein zen- 
“traler Organismus. Deutschland darf nicht wieder ein Polizeistaat 
_ werden.“ 3: 

Bevin bestand darauf, daß während der Übergangszeit die 
"Frage der Sicherheit dem Alliierten Kontrollrat vorbehalten 
bleiben solle. 


- Molotow antwortete auf die Einwände Bidaults und Be- 
_ vins und sagte: i 

EL } .. . . 

A „Der Vorschlag der Sowjetdelegation bezüglich der Staatssicher- 
heit in Deutschland kann wie folgt zum Ausdruck gebracht wer- 
‘den: Es wird’ vorgeschlagen, in Deutschland ungefähr dasselbe 
Regime der Staatssicherheit anzuwenden, wie es jetzt ın irgend 
einem der demokratischen Länder besteht. Die sowjetische Dele- 
gation schlägt nichts weiter vor als das.“ 

Die Diskussion wandte sich dann den Machtbefugnissen 
zu, die der Zentralregierung anvertraut werden sollten. Die 
amerikanische Delegation war grundsätzlich der Ansicht, 
daß die Frage der Teilung der ausübenden Gewalt zwischen 
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.der vom deutschen Volk durch Abstimmung festzulegenden 


‚ sehen hätten. kr 


un n ’ ö ee 


Din ut ee Et Bl rs 
Staatsaufbau / Reparationen 


8. die Ansichten der kleinen Alliierten, 
9. Territorialfragen, Ä 
10. der Viermächtevertrag, 
11. Bericht der Kohlensachverständigen, 

12. der österreichische Friedensvertrag, 

13. der finanzielle Bericht über Triest, 

14. Beschränkung der Besatzungsstreitkräfte, 


Kubanische Note an die Außenminister $ h 

Der kubanische Geschäftsträger in Moskau, Espinosa, über- S 
mittelte den Außenministern eine Note, in der Kuba erklärte, 
es werde eine Einladung, lediglich als Beobachter oder Mit- 
glied der beratenden Körperschaft an der Friedenskonferenz 2 
teilzunehmen, nicht akzeptieren. Espinosa erklärte: „Wir be- 
trachten uns als einen der aktivsten Teilnehmer am Kriege Be 


unter den kleinen Nationen.“ 


am 8. April 1947 Br 
den Ländern und der Zentralregierung eine Angelegenheit 


Verfassung sei. Die Amerikaner stimmten dafür, der Außen- 
ministerrat solle ganz allein festlegen, daß Polizei, innere 
Sicherheit, Kultur, Erziehung und Religion nicht von der 
Zentralregierung übernommen werden sollen. ; 


EL NeR 

Im allgemeinen stimmten die Sowjet-Union, Großbritan- 
nien und Frankreich über die Frage der Machtbefugnisse 
der Zentralregierung überein. Molotow stimmte der briti- 
schen Auffassung zu, die im Bericht des Koordinierungsaus- 
schusses zum Ausdruck kam, wonach die Wiederherstellung 
des politischen Lebens in Deutschland nach demokratischen 
Grundsätzen und die Sicherheit des Staates nicht zum Auf- 
gabenbereich der Zentralregierung gehören sollten. : 


Die französische Delegation stimmte der Ansicht Bevins 
zu, daß der Wiederaufbau des bolitischen Lebens von den 
Ländern durchgeführt werden solle. Neben den Vorbehalten 
hinsichtlich der Befugnisse der Zentralverwaltung machte 
Bidault den Vorschlag, jeder Deutsche solle nicht nur die 
deutsche. Staatsangehörigkeit, sondern auch die des Landes, . 
zu dem er gehöre, besitzen. Bidault wies darauf hin, daß 
sowohl die Verfassung unter Bismarck als auch die Wei- 
marer Verfassung eine doppelte Staatsangehörigkeit vorge- EL. 


Zum Schluß der Debatte stimmte Molotow zu, die sow- 
jetischen Vorschläge über „Wiederaufbau des politischen Le- 
bens Deutschlands auf demokratischen Grundsätzen“, die er 
am Vortag eingebracht hatte, und den Vorschlag über 
„Sicherheit des Staates“ zurückzuziehen. 1 


Bei der Debatte über den Bericht der IARA er A 
läuterte Bidault den französischen Standpunkt und ver- 
langte eine Entscheidung zu folgenden drei Hauptpunkten: 


“ 


1. Der Abbau der Industrieanlagen und Industrieeinrichtun- 
gen soll unverzüglich wiederaufgenommen werden, ohne Rück- 
sicht darauf, ob eın neues Industrieniveau festgelegt sei oder 
nicht. : ; 

2. Das Verfahren, insbesondere für den Abtransport und die 
Zuweisung solcher Industrieanlagen, soll vereinfacht und be- 
schleunigt werden. 

3. Die Alliierte Reparationskommission, die in Jalta geschaf- 
fen wurde, soll erneut ins Leben gerufen werden, um den Alli- 
ierten Kontrollrat daran zu erinnern, wie notwendig die Er- 
füllung der Reparationsforderungen ist. 
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Molotow erklärte sich mit Bidault einverstanden. Bidault 
erhob dann die Forderung, daß die Empfehlungen der 
IARA, je eine Abteilung für Reparationen im Alliierten 
Kontrollrat und unter dem Alliierten Koordinierungsaus- 
schuß in Berlin zu bilden, angenommen werden solle. 


Marshall nahm den ersten Punkt Bidaults an und hielt 
den zweiten Punkt ebenfalls für annehmbar. Hinsichtlich 
der Frare der Interalliierten Reparationskommission ver- 
langte Marshall jedoch Bedenkzeit. Außenminister Bevin 
erklärte sich bereit, Bidaults Antrag auf Reparationsleistun- 
gen zuzustimmen, soweit es sich um Kriegsindustrieanlagen 


ln 


handele; für die anderen Industriezweige wolle er sich je- 
doch nicht festlegen. 

Bevin und Marshall widersprachen einer Wiederein- 
setzung des Reparationsausschusses. Hierüber kam es zwi- 
schen Bevin und Molotow zu einem heftigen Wortwechsel, 


’ El r . 
Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Die Sonderbeauftragten für Deutschland erzielten in der 
Frage der Teilnahme der kleineren Nationen 
an den vorbereitenden Tagungsabschnitten der Friedenskon- 
renz folgende Einigung: 
„Andere alliierte Mächte sind berechtigt, mündliche Erklä- 
rungen sowohl vor den Stellvertretern der Außenminister als 
auch vor den Außenministern selbst zu geben. Voraussetzung 
ist die Entscheidung- der Außenminister. Feiner können diese 
E kicdten Mächte schriftliche Erklärungen gegenüber den Stell- 
 vertretern in Angelegenheiten abgeben, an denen sie unmittel- 
bar beteiligt sind. 

Alle Staaten, die unmittelbar am Kriege gegen Deutschland 
‚teilgenommen haben, sollen in vollem Umfang gehört werden. 
Wenn einer dieser Staaten Erklärungen abgibt, dann sollen 
die anderen Nationen dieser Gruppe die Möglichkeit haben, als 
Beobachter anwes£nd zu sein.“ 


_ In der Frage der Beteiligung von Ländern, die nicht auf 
der Liste der achtzehn teilnahmeberechtigten Nationen 
stehen, wie zum Beispiel Mexiko, Albanien und Persien, 
konnte keine Einigung erzielt werden. 

Die Sitzung des Koordinierungsausschusses brachte außer 
er Formulierung der gegensätzlichen Ansichten keine 
greifbaren Ergebnisse. 


Persische Note an die Außenminister 


_ Der persische Vertreter in Moskau, Prinz Mazaffer, über- 
eichte den Außenministern eine Note seiner Regierung, in 
er Persien die Einladung zur Konferenz verlangt, „ohne da: 
e Entscheidung der Großen Vier über die Ansprüche der 
anderen Staaten auf Teilnahme an der Konferenz abgewar- 
tet wird“. 


Rat der Außenminister 


» Nachdem die Außenminister am 8. April beschlossen hat- 
ten, Fragen, über die keine Einigung zu erzielen war, bei- 
seitezustellen, um sich wichtigeren, noch auf der Tagesord- 
nung befindlichen Problemen zuzuwenden, wandte sich der 
at der Außenminister am 9. April dem Problem der 
eutschen Östgrenze zu. 


Außenminister Marshall brachte einen formellen Antrag 
auf Bildungeıner Grenzkommission ein, deren 
Aufgabe es sein würde, Empfehlungen für eine Revision der 
deutsch-polnischen Vorkriegsgrenze und für die Zuteilung 
von Rohstoffen aus dem früheren Ostdeutschland:-an die ver- 
schiedenen europäischen Länder zu machen. 


Die Erklärung Marshalls hatte folgenden Wortlaut: 


„Für die Außenministerkonferenz ist jetzt der Zeitpunkt zu 
‚einer Prüfung der Frage der. endgültigen Festlegung der polnisch- 
deutschen Grenze eekommen, nachdem im Potsdamer Protokoll 
. vorgesehen war, daß die endgültige Festlegung der Westsrenze 
Polens bis zur. Friedenskonferenz zu vertagen sei, während bis zu 
diesem Zeitpunkt etwa 64000 Quadratkilometer deutsche Östge- 
biete in Potsdam der Verwaltung durch Polen unterstellt wurden. 


__ Wir.sind uns einig, daß Polen als Entschädigung für Gebiete 
' östlich der Curzon-Linie, die an die Sowjet-Union gefallen sind, 
im Norden und Westen einen wesentlichen Gcebietszuwachs er- 
halten sollte. Aus diesem Grunde ist bei der Festlegung der 
Friedensbedingungen eine wesentliche Revision der deutschen 
Vorkriegsgrenze zugunsten Polens erforderlich. Das uns gestellte 
Problem besteht dabei darin, festzulegen, wie und wo die end- 
_ gültige Grenze gezogen werden soll, um unnötige und ungerecht- 
fertigte wirtschaftiiche Umwälzungen zu vermeiden und unaus- 
weichliche irredentistische Forderungen in Deutschland auf ein 
Mindestmaß zurückzuführen. Das in Frage stehende Gebiet ist 
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‘ Maße industrialisiert werden müssen als vor dem Kriege, oder 


wobei Bevin nachdrücklich erklärte, daß die ursprüngliche | 
Reparationskommission gescheitert sei, weil die Potsdamer 
Verpflichtungen nicht in die Tat umgesetzt und die Ver- 
bindlichkeiten gegenüber den Westmächten nicht erfüll 

worden seien. y 


| 
j 


politische Stabilität und wirtschaftliche Gesundheit eines großen 
nicht nur für die Lebensbedingungen seiner eingesessenen Bevöl- 
kerung, sondern auch für Bevölkerungsteile der Nachbargebiete 
von großer Bedeutung. 1 

Wir haben es hier mit einem Problem zu tun, das ‚stark an die 
Teiles Europas rührt; wir müssen uns bei ‚unseren Überlegungen 
von der Anerkennung dieser Tatsache leiten lassen und darauf 
a daß die neven Grenzen, wo sie auch immer verlaufen. 
mögen, nicht ein ständiges politisches Problem schaffen und sich. 
nicht als Schranken für den herkömmlichen und gesunden Wirt- 
schaftsaustausch und Verkehr erweisen. BEN | 


Neue Grenzen müssen nicht unbedingt den Handel und Verkehr 
absperren. Manche Grenzen werden zu fast et Me 


4 
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Schranken, aber wenn wir es zweckentsprechend vereinbaren, kön- 
nen wir hier eine territoriale Regelung unter Bedingungen 


führen, die Europa vor solch verderblichen Auswirkungen schützen. 
; 


In den Friedensbedingungen könnte zum. Beispiel vorgesehen 
werden, daß gewisse wirtschaftliche Hilfsmittel des abgetretenen | 
Gebietes, von denen andere Länder abhängig sind, mit der an- 
gemessenen Rücksicht auf. die Bedürfnisse dieser Länder verwertet 
werden sollen. R “ei 

Bevor wir Beschlüsse über den Verlauf der neuen Grenze fassen, 
schlage ich vor, zuerst zu überlegen, welcher Art diese Grenze 
sein soll. Dabei sollte natürlich die polnische Regierung mit zu 
Rate gezogen werden, denn sie geht es in erster Linie an. Die 
endeültige Regelung sollte jedoch im Interesse Gesamteuropas ge- 
troffen werden. Lassen Sie uns von jetzt an nach dem meet 


al 


handeln, daß europäische Angelegenheiten, die die Allgemeinheit 
angehen, in allgemeinem Interesse zu behandeln sind. Uns obliegt 


‚hier am Konferenztisch die Pflicht, den- Versuch zur Wieder- 


errichtung eines Europas zu machen, das besser ist als das, an 
dessen Stelle es treten soll. Nur wenn wir in dieser Hinsicht 
Hoffnung erwecken, können wir erwarten, daß die Menschen das 
erdulden, was erduldet, werden muß, und daß sie die Anstrengun- 
gen machen, die unerläßlich sind, wenn weitere Kriege vermieden 


und die Zivilisation in Europa gerettet werden soll. 


Die neuen Grenzen müssen Polen in den Genuß wirtschaftlicher 
‘Hilfsquellen brinsen, die mindestens ebensogroß sind wie die, 
die es vor dem Kriege besaß, und die es in-die Lage versetzen, 
seiner Bevölkerung einen guten Lebensstandard zu gewährleisten. 
Fine für Polen zufriedenstellende Grenzziehung bedeutet, daß einige 
Gebiete, die lange Zeit zu Deutschland gehörten und eng mit 
dessen Wirtschaft verflochten waren, davon. betroffen werden. 
Wir dürfen Polen nicht um die Entschädigung bringen, die wir 
ihm versprochen haben. Bei der Entscheidung jedoch, zu welcher 
Entschädieung es berechtigt ist, müssen wir in Erwägung ziehen, 
welche Gebiete Polen benötigt und welche es tatsächlich besiedeln. 
kann. Wir müssen vermeiden. eine Regelung zu treffen, die in 
Zukunft Schwierigkeiten für Polen und Europa auslösen würde, 


So gilt es hinsichtlich Deutschlands, eine Reihe wirtschaftlicher 
Faktoren in sorgfältige Erwägung zu ziehen. Vor dem Kriege 
@eckte Deutschland ein Fünftel seines Nahrungsmittelbedarfes aus | 
Einfuhren aus dem Ausland, und ein weiteres Fünftel der deut- | 
schen Nahrungsmitte'versoreung kam aus den nunmehr urter s 
vorläufige polnische Kontrolle gestellten ehemals deutschen Ost- 
gebieten. Wenn Deutschland darum in Zukunft zwei Fünftel sei- | 
nes Nahrungsmittelbedarfs oder mehr aus dem Ausland einführen 
muß, dann wird die deutsche Wirtschaft in einem noch höheren 


Fe Me 
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Deutschland wird ein einziges überfülltes Elendsquartier inmitten. 
Europas bilden. Die aus deh Ostgebieten ausgewiesenen fünf bis 
sechs Millionen Deutschen werden größtenteils ihren Lebensunter- 
halt in der Indusirie verdienen müssen. Ich stimme mit Herrn 
Bidault darin überein, daß das Vorhandensein vom 66 Millionen 
Deutschen in einem kleineren Deutschland eine Gefahr darstellt. 


‚Auch politische Faktoren müssen dabei erwogen werden, denn 
die Abtretung von Gebieten, "die ‚lange Zeit deutsch waren, an 
Polen wird notwendigerweise ein irredentistisches Gefühl erzeugen 
Es ist unsere ‚Aufgabe, Polen die ihm zustehende Entschädigung 
zu geben. Gleichzeitig müssen wir jedoch eine gebietsmäßige Re- 
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elung vermeiden. die die demokratischen Kräfte in Deutschland 
erruf bringen und kriegerischen Nationalisten die Chance 
en\könnte. sich abermals einer Generation der. deutschen Ju- 
end zu bemächtigen. Wir dürfen den Feinden der Demokratie 
‚ Freiheit in Deutschland keine ständige und volkstümliche 
reitfrage in die Hand spielen. Wir dürfen auch nicht die Hoff- 
ung zerstören, daß die deutsch-polnischen Beziehungen in spä- 
ren Jahren von dem Geist echter Friedensliebe und Zusammen- 
beit getragen sein werden. 
Wir müssen eine Regelung finden, die die Vereinten Nationen 
ı Zukunft nicht internationalen Reibungen ausliefert, die die 
lgemeine Wohlfahrt oder die Aufrechterhaltung von Frieden 
und Sicherheit gefährden könnten. Es gilt, eine Lösung der Pro- 
bleme zu finden, die bei der Art und dem Verlauf der polnisch- 
deutschen Grenze eine Rolle spielen. Diese wird genaue und ein- 
ehende Untersuchungen erforderlich machen, deren Hauptziele 
jedoch schon jetzt umrissen werden können. Es dürfte als abge- 
acht gelten, daß Süd-Ostpreußen polnisches Gebiet werden soll. 
Ebenso sollte auch Deutsch-Oberschlesien mit seiner Industrie 
olnisch werden. Doch muß Vorsorge dafür getroffen werden, 
aß die Kohlenvorkommen und sonstigen Naturschätze dieses 
ebietes der Wirtschaft Europas auch weiterhin erhalten bleiben. 
ie Teilung des verbleibenden Gebietes, das in großem Maße 
ndwirtschaftlich genutzt ist, erfordert eine Abwägung der Be- 
ürfnisse des polnischen und des deutschen Volkes sowie Europas 
seiner Gesamtheit. s 


Ich schlage daher vor, hier in Moskau folgendes zu vereinbaren: 


Der Außenministerrat bildet aus Vertretern der Sowjet-Union, 
des Vereinigten- Königreichs, der Vereinigten Staaten, Frank- 
reichs, Polens und einer vom Außenministerrat zu bestimmen- 
- dem Anzahl sonstiger alliierter Länder eine unter Leitung der 
- Außenminister-Stellvertreter arbeitende besondere Grenzkom- 
_ mission. Der Rat der Außenminister wird Polen und jedes der 
- anderen bestimmten Länder auffordern, einen Vertreter zu er- 
_ nennen. Die Kommission soll die Aufgabe haben, über folgende 
Punkte zu beraten und dem Außenministerrat Bericht zu er- 
statten: - 

a) Revision der Vorkriegsgrenze zwischen Polen und Deutsch- 
land unter angemessener Entschädigung Polens für die Ge- 
bietsabtretung östlich der Curzon-Linie an die Sowjet-Un’on; 


, 6b) wirtschaftliche Vorkehrungen, durch die sichergestellt wird, 
daß diejenigen Rohstoffe und Hilfsmittel der Schwerindustrie 
des in Frage stehenden Gebietes, die für die europäische Wirt- 
“schaft von lebenswichtiger Bedeutung sind, in angemessener 
Weise eingesetzt werden, um den Bedürfnissen Europas und 
insbesondere Polens zu dienen. In ihrer Berichterstattung soll 
die Kommission die Frage der polnischen Neubesiedlung und 
der deutschen Besiedlung der in Frage stehenden Gebiete sorg- 
fältig erwägen und das beste Mittel angeben, durch das die 


BE rkeme Ausnutzung dieser Gebiete für das wirtschaftliche 
_ Wohlergehen des polnischen und des deutschen Volkes scwie 
* Europas in seiner Gesamtheit sichergestellt werden kann.“ 

: 

3 


_ Im Anschluß an die Ausführungen Marshalls legte Bi- 
dault den französischen Standpunkt zur Frage der künftigen 
deutschen Grenzen dar. Er erklärte: 


„Wenn wir bei der hun der deutschen Probleme fo!ge- 
richtig vorgegangen wären, dann hätten wir die Frage der deut- 
schen Grenzen vor dem Studium der anderen wichtigen Fragen- 
gebiete erledigt Es ist ein vergebliches Bemühen, ein Überein- 
kommen über die Grundsätze einer politischen Organisation oder 
‚der deutschen Wirtschaft zu erstreben, ohne die Ausdehnung des 
Gebietes, auf das diese Grundsätze Anwendung finden sollen, zu 
kennen.“ 

 Bidault meinte, daß auch diese Grenzfragen als Ganzes 
‚diskutiert werden müßten. Die Gebietsveränderungen _ zu- 
gunsten der Sowjet-Union und Polens, die auf der Pots- 
damer Konferenz beschlossen worden seien, könnten nur 
schwer abgeändert werden, obgleich, sie zunächst nur einen 
provisorischen Charakter getragen hätten. 

„Die französische Regierung steht diesen Entscheidungen nicht 
'ablehnend gegenüber, obgleich sie ohne die Teilnahme Frank- 
reichs getroffen wurden. Mit Rücksicht auf die gewaltigen Ver- 
Juste, die die Sowjet-Union und Polen im Kriege erlitten haben, 
verzichtet Frankreich auf jede Debatte in dieser Frage.“ 

Bidault hielt aber eine endgültige Lösung der Grenzfrage 
für erforderlich, um schwere Störungen zu vermeiden. Die 
Revanche-Idee und der Chauvinismus finden nach Ansıcht 
Bidaults schon wieder günstigen Nährboden. Rivalisierende 
deutsche Parteien trieben bereits mit den Grenzfragen wie- 
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‚geistes zu sichern. 
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"Deutschlands Ostgrenzen 


der Politik. Eine nicht minder schwere Folge für den Frieden 
liege in der Gefahr, die ein in seiner Ausdehnung stark F 
beschnittenes Deutschland mit einer entsprechend aufgestau- 
ten Bevölkerung im Herzen Europas darstelle. ) 


„Es geht nicht an, selche Überlegungen beiseitezuschieben, wenn 
wir uns dem Studium der deutschen Grenzen und vor allem den 
Grenzberichtigungen zuwenden, über die bisher keine Entschei- 
dung gefällt wurde und für die dem, Außenministerrat von dr 
Tschechoslowakei, Belgien, Holland, Luxemburg und Frankreich 
genau umrissene Vorschläge unterbreitet wurden.“ 


Es unterliege keinem Zweifel, daß, die Lage, die an der 
Ostgrenze Deutschlands geschaffen worden sei, und ihre Aus- 
wirkungen auf die Bevölkerungspolitik den alliierten Mäch- 
ten und insbesondere den Nachbarstaaten Deutschlands die 
Notwendigkeit aufdrängten, dauernde Garantien zu suchen 
und sich gegen ein Wiederaufleben des deutschen Angriffs- 


„Von diesem Gesichtspunkt aus gesehen sind die französischen 
Vorschläge für das Ruhrgebiet und das Rheinland, die von keinen 
besonderen Absichten diktiert sind, sondern lediglich von dem 
Wunsch, Deutschland endgültig die Mittel aus der Hand zu schla- 
gen, die ihm seine früheren Angriffskriege ermöglichten, für die 
ganze Welt eine greifbare Garantie der Sicherheit.“ 


Diese Vorschläge, so sagte Bidault, verdienten angesichts 
der bereits vollendeten Tatsachen im Osten Deutschlands - 
besondere Beachtung. ' N 


„Es steht’ außer Zweifel, daß eine Änderung der West- oder 
Südgrenzen Deutschlands keine neue Bevölkerungsbewegung in 
Deutschland auslösen darf, wenn wir nicht die bevölkerungspoli- 
tische Lage dieses Landes noch verschlimmern wollen.“ GE 


Lediglich einige unbelehrbare und gefährliche Elemente EN 
in der Bevölkerung sollten nach Ansicht Bidaults nach Inner- 
deutschland ausgewiesen werden. be 


Abschließend forderte Bidault, daß keine Bearbeitung der 
Territorialfragen durch einen Ausschuß vorgenommen wer- 
den solle, ohne daß den Ländern, deren Interessen dadurch 
berührt würden, Gelegenheit gegeben werde, zu Worte zu 
kommen und an der Diskussion teilzunehmen. Be. 


Außenminister Bevin setzte sich nachdrücklich für die Vor- 
schläge Marshalls zum deutschen Grenzproblem ein, stellte 
jedoch die Bedingung, daß die Grenzkommission bevoll- 
mächtigt wird, die deutschen Grenzprobleme als Ganzes zu 
behandeln. Er legte den Gedanken einer Revision der gegen- 
wärtigen vorläufigen Grenze zwischen Deutschland und Polen 
nahe, damit Deutschland ein größeres Ackerbaugebiet er- 
halte. Bevin bezog sich besonders auf das Gebiet zwischen 
der Lausitzer und der Glatzer Neiße. Bevin wies darauf 
hin, daß er bereits in Paris eine Grenzkommission vorge- 
schlagen habe, die sich mit allen deutschen Grenzproblemen 
und den Grenzberichtigungsansprüchen befassen sollte. Die 
Befragungen über die deutschen Grenzen sollten nicht auf 
die unmittelbar betroffenen Staaten begrenzt bleiben, da ja 
auch Staaten, die nicht unmittelbare Nachbarn Deutschlands 
gewesen seien, zweimal in den Krieg mit Deutschland ver- 
wickelt worden seien. k 

Im Hinblick auf die polnischen Ansprüche erklärte Bevin, _ 
man könne sich unmöglich einer Sympathie für Polen ent- 
ziehen, wenn man an hie Leiden denke, die es während der 
letzten 150 Jahre habe erdulden müssen. Nach dem ersten 
Weltkriege habe es viele Stimmen gegeben, die es für falsch 
hielten, daß Polen seine, Grenzen zu weit nach Osten vor- 
geschoben hatte. r 

„Heute besteht die Gefahr, daß Polen mit seinen Grenzansprü- N 
chen zu weit nach Westen geht.“ z 


Wenn die vorläufige Regelung von heute bleibe, meinte 
Bevin, werde das Problem der Siedlungsdichte sehr gefähr- 
liche Formen annehmen, und zwar sowohl in den abgetre- 
tenen deutschen Gebieten als auch im Hinblick auf das deut- 
sche Bevölkerungsproblem. 


Bevin stellte sodann die Frage: 


„Werden wir damit Frieden schaffen, wenn wir Deutschland 
zwingen, ein hochindustrialisierter Staat zu werden, wobei wir, 
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"die während des Krieges vertretene Auffassung eines landwirt- 
schaftlichen Staates umdrehen?“ 


2 Das schlesische Industriegebiet solle Polen in derselben 


Weise angeschlossen werden wie das Saargebiet an Frank- 


2 reich, aber im Norden, von Stettin aus östlich bis zur alten 
Grenze, sollten die Gebiete, die den von Deutschland so 


sen, an Deutschland zurückgegeben werden. 

_ Bevin erklärte, daß schon in Potsdam die vorläufige 
Übertragung des Gebietes zwischen der Lausitzer und der 
latzer Neiße an Polen bei den britischen Vertretern man- 
erlei Zweifel hervorgerufen habe. 


„Bisher ist das Gebiet durch die polnische Regierung stark mit 
iedlern besetzt worden, und wenn man diesen Zustand jetzt än- 
ern will, dann wird es auch bei den verlagerten Bevölkerungs- 
teilen Schwierigkeiten geben. Betrachtet man jedoch den deut- 
‘schen Industrieumfang, so muß man fragen, wie dieses Land zu 
inem Ausgleich seiner Volkswirtschaft kommen soll.“ 


Aus diesem Grunde liege ihm sehr daran, so sagte Bevin, 
Jeutschland ein größeres Ackerbaugebiet zu sichern. 


- Nachdem Bevin die Verhältnisse in den dicht besiedelten 
eutschen Gebieten erläutert hatte, betonte er, er wolle 
ne endgültige Ansicht geben, doch wünsche er, diese Er- 
ägungen würden in Betracht gezogen, wenn die Frage der 
_ endgültigen Grenze zwischen Deutschland und Polen behan- 
delt werde. 

Bevin erklärte sich bereit, dem Vorschlag Marshalls zur 
chaffung einer Grenzkommission unter folgenden Bedin- 
ngen zuzustimmen: 


1. Diese Kommission soll gleichzeitig mit allen Grenzproble- 
men und Grenzansprüchen an Deutschland befaßt werden. 
"2. Die Sondervertreter für die Bearbeitung der Deutschland- 
fragen sollen Vollmacht erhalten, eine solche Fachkommission 
zu berufen. 

8, Die Sondervertreter sollen Vollmacht erhalten, über . das 
deutsche Grenzproblem ıals Ganzes zu berichten. 


" Bevin unterstützte weiter den früher auf der Konferenz 
on Bidault eingebrachten Antrag, daß vorerst alle Be- 
A ölkerungrbewegungen eingestellt werden sollen, bis über 
_ die deutschen Grenzen Beschlüsse gefaßt sind. 


Im Anschluß an Bevin sprach Außenminister Molotow: 


„Ich bin der Meinung, daß wir uns vor allem darauf besinnen 
_ müssen, 'was unsere Regierungen bereits beschlossen haben, auch 
uf die Verpflichtungen, die sie in der Frage der polnischen 
estgrenze übernommen haben. Diese Verpflichtungen wurden 
chon während des Krieges, im Februar 1945, auf der Krimkon- 
erenz übernommen. Im Juli 1945, schon nach der Niederlage 
eutschlands, präzisierten wir diese Verpflichtungen auf der Pots- 
damer Konferenz.“ 

Molotow zitierte sodann den Dreimächtebeschluß der 
rimkonferenz und den Dreimächtebeschluß der Potsdamer 


onferenz, über die neuen Grenzen Polens 
Archiv $S. 219 und S. 344—345). 


- Molotow fuhr dann fort: 


„Somit erörterten unsere Regierungen schon 1945 zweimal die 
Frage der Westgrenzen Polens und übernahmen bestimmte Ver- 
pflichtungen. Das Haupt der französischen Regierung beteiligte 
sich nicht an .der Potsdamer Konferenz, wo endgültige Beschlüsse 
. über die Westsrenze Polens gefaßt wurden. Doch sind wir über 
den Standpunkt Frankreichs zu ‚dieser Frage gut infarmiert. 


Es genügt. den Wortlaut des Dokumentes anzuführen, das Herr 


zen 
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1946 in Paris verlautbarte. In diesem Dokument ist das Kapitel 
»Die Grenzen des neuen Deutschland« enthalten, in dem folgen- 
Brdes gesagt ist: 

'»Man kann nichts Ernstes unternehmen, solange nicht die Gren- 
zen Nachkriegsdeutschlands festgesetzt sind, und — die Wahrheit 
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gesagt — von den Besatzungsbehörden- ist nicht zu erwarten. daß. 


sie es verstehen werden, eine Politik auf weite Sicht durchzufüh- 

ren, solange sie nicht wissen, welche Gebiete in Zukunft endgültig 

deutsch bleiben. 

Zur Frage Ostdeutschlands hat die Konferenz in Potsdam ein 
_ Übereinkommen im Prinzip provisorischer, jedoch inhaltlich grund- 
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dringend benötigten landwirtschaftlichen Boden umschlös- 


(vgl. Europa- 


Bidault in der Sitzung des Rates der Außenminister am 10. Juli . 
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legender Natur erzielt, das von der französischen Regierung n 
angefochten wurde.« : f ER 


Somit stimmt auch der Standpunkt Frankreichs mit dem Stand- 
punkt der Regierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten 
und’ der Sowjet-Union überein, deren Häupter sich an der Pots- 
damer Konferenz beteiligten. In Potsdam war nicht von eine: 
einfachen Entschädigung Polens im Westen für die Gebiete, die 
es der Sowjet-Union im Osten übergeben hat, die Rede. Das 
wäre eine primitive Auffassung der Frage. An die Sowjet-Union 
sind nur mit Ukrainern und Bjelarussen bevölkerte Gebiete über- 
gegangen, die naturgemäß mit ihren Brüdern in der Sowjet- 
Ukraine und in Sowjet-Bjelorußand wieder vereint werden muß- 
ten. Im Westen ist Polen wieder in seine alten Gebiete eingezogen, 
die einst die Wiege des polnischen Staates waren. Sein heutiges 
Gebiet stimmt mit dem geschichtlichen Piastypolen überein. Der 
Beschluß über die Westgrenzen Polens wurde gefaßt, nachdem | 
diese Frage zweimal auf der Konferenz der drei verbündeten 
Regierungen ‚erörtert worden war. Vor dieser Beschlußfassung. 
wurde in Potsdam die ausführlich dargelegte Meinung der pol- 
nischen Regierung angehört. H 


Die Frage der neuen Westgrenzen Polens wurde von den 
Regierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten und der 
Sowjet-Union, sorgfältig erwogen, bevor sie auf der Potsdamer 
Konferenz ihre Lösung fand, Die Potsdamer Konferenz be- 
schränkte sich nicht auf den Beschluß über die Festsetzung der 
neuen polnisch-deutschen Grenze. Sie faßte auch einen Beschluß 
über Aussiedlung der Deutschen aus Polen; das’ war eine logische 
Schlußfolgerung aus der Entscheidung über die Frage der neuen 
Westgrenze Polens. ’ 


| 

Gemäß dem in Potsdam gefaßten Beschluß setzte der Kontroll- 
rat am 20. November 1945 den Plan der Aussiedlung der Deut- 
schen aus den an Polen übergegangenen Gebieten fest. Darauf | 
erfolgte die. Aussiedlung der Deutschen aus den an Polen über- | 
gegangenen Gebieten in raschem Tempo. Sie erfolgte nicht nur 
nach dem Plan des Kontrollrates, sondern auch außerhalb des 
Planes des Kontrollrats. Nehmen Sie doch Einblick in den Be-_ 
‚richt des Kontrolliates an den Rat der Außenminister, in dem 
der Abschnitt 7 »Versetzung der Bevölkerung« enthalten ist. Aus 
diesem Bericht erfahren Sie, daß bis zum 1. Januar 1947 aus 
Polen 5678936 Deutsche ausgesiedelt worden sind, die illegale | 
Übersiedelung Deutscher nach Deutschland nicht miteingerechnet. 
Andererseits erfolgte die Besiedlung der an Polen übergegangenen 
Gebiete mit Polen. 


Vor kurzem gab die polnische Regierung bekannt, daß in den | 
Westgebieten jetzt etwa fünf Millionen Polen und nur 400100 | 
Deutsche leben. Somit ist dieses Gebiet bereits mit Polen bevöl- | 
kert, und die Zahl der Deutschen macht dort weniger als ein | 
Zehntel der Gesamtbevölkerung aus. Das alles spricht dafür, daß | 
der Beschluß der Potsdamer Konferenz über die neue Westgrenze 
Polens von unseren Regierungen als ein endeültiser Beschluß be- 
trachtet wurde. Demgemäß wurden ‚darauf Maßnahmen zur An- 
siedlung von Polen in diesen Gebieten durchgeführt. Es kana | 
keinem einfallen, daß die Aussiedlung der Deutschen aus dieser 
Gebieten und die Ansiedlung von Polen in diesen Gebieten ledig- 
lich als ein zeitweiliges Experiment vorgenommen worden wären, 
Die Regierungen, die diese Beschlüsse faßten und durchführten, 
konnten natürlich nicht der Meinung sein, der Beschluß der Pots- 
damer Konferenz solie in Zukunft einer Revision unterzogen wer- 
den. Mit solchen Dingen darf man nicht spielen, schon abgesehen 
davon, daß dies nicht nur den Polen, sondern auch den Deutschen 
gegenüber unstatthaft grausam wäre. ’ i 


Wir müssen unsere Beschlüsse achten Ich hoffe, daß wir sie | 
alle in. gleichem Maße achten. Wir müssen die übernommenen 
Verpflichtungen achten. Ich bezweifle nicht im geringsten, daß 
wir alle die von unseren Regierungen übernommenen Verpflich- 
tungen respektieren. Nur dann werden auch andere sie respek- 
tieren. Die Potsdamer Konferenz beschloß, die formale Durch- 
führung dieses Beschlusses bis zur Friedenskonferenz aufzuschie- 
ben. Vom formellen Standpunkt geschen konnte sie auch nicht. 
anders handeln. Was aber den Kern der Sache anbelangt, so ist 
der Beschluß der Potsdamer Konferenz zur Frage der Westorenzl | 
Polens ein endgültiger Beschluß, der keiner Revision unterliegt. 
Demgemäß sieht dıe Sowjetregierung nicht ein, daß es nötie 
wäre, eine Kommission zur Untersuchung dieser Frage einzusetzen. 
Die Frage wurde seinerzeit hinreichend untersucht. und‘ darauf | 
erfolgte der Beschluß der Regierungen Großbritanniens, der Ver- | 
einigten Staaten und 'der Sowjet-Union, dem sich auch Frank- | 
reich anschloß. Wenn die Zeit für die Grenzdemarkation gekom- 
men. sein wird, sa werden das, wie es üblich ist entsprechende 
Vertreter der interessierten Staaten vornehmen. Das hat aber 
erst später zu erfolgen. Es ist nicht zu bezweifeln, daß das fiei- | 
Rige polnische Volk die im Osten an Polen übergegangenen Ge- 
b’ste in gebührender Weise erschließen wird. Sowohl die indu- | 
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a ah auch die landwirtschaftliche Produktion wird in diesen 
rebieten ansteigen und die Gesamthilfsquellen Europas vervoll- 
igen, da unter den heutigen friedlichen Verhältnissen günstige 
ussetzungen für die Entwicklung des Handels zwischen Polen 
nd anderen Staaten gegeben sind. Die Sowjetregierung verleiht 
Gewißheit Ausdruck, daß die Ergebnisse des Potsdamer Be- 
lusses nicht nur für Polen, sondern auch für andere Völker 
opas günstig sein werden.“ 


n Beantwortung der Erklärungen Molotows machte 
ußenminister Marshall folgende Ausführungen: 


„Herrn Molotows Erklärung, daß die Grenzen zwischen Polen 
ind Deutschland, von geringfügigen Punkten abgeschen, endgültig 
eststehen, steht im Sinne der englischen Sprache in direktem 
iderspruch sowohl zu der Ansicht der amerikanischen Delega- 
‚tion als auch zu den Erklärungen, die mir der Präsident der 
nigien Staaten gab, als er mich zu dieser Konferenz ent- 
e% 

Ferner bringt das amerikanische Protokoll der Verhandlungen 
von Potsdam noch deutlicher unsere abweichenden Auffassungen 
- von der Potsdamer Konferenz zum Ausdruck. 


Nach unserem Protokoll wurde von Generalissimus Stalin fest- 
stellt, daß verschiedene Zuschriften von den Regierungen der 
' Vereinigten Staaten und Großbrifannien eingegangen waren, in 
“ denen darauf hingewiesen wurde, daß in gewissen Gebieten keine 
olnischen Verwaltungsbehörden errichtet werden sollten, bis die 
estgrenzen Polens endgültig festgelegt seien. 


Generalissimus Stalin erklärte, wie in unserm Protokoll ver- 
_ zeichnet ist, weiter, daß die Sowjet-Union diese Vorschläge nicht 
annehmen könne, da die deutsche Bevölkerung dem deutschen 
Heer nach dem Westen gefolgt, die Polen aber geblieben seien, 
und da die Rote Armee örtliche Verwaltungsbehörden in diesen 
Gebieten brauche, weil sie nicht gleichzeitig kämpfen und das 
‚Land von feindlichen Agenten säubern könne. 


‚Es herrschte mit anderen Worten ein Zustand, der zu der be- 
‚stimmten Zeit — ich wiederhole: zu der bestimmten Zeit — nicht 
- gut rückgängig gemacht werden konnte. Der Präsident der Ver- 
einigten Staaten nahm diese Erklärung an, die für uns auf gut 
Englisch bedeutet, daß die Angelegenheit bei der Friedenskonfe- 


klare Vorstellung von den Umständen, unter denen man in 
Potsdam übereingekommen war, und er hatte, ebensa wie wir alle, 
die wir Englisch lesen können, eine ganz bestimmte Vorstellung, 
daß diese Angelegenheit noch nicht geregelt sei, sondern noch 
ür die gegenwärtigen und zukünftigen ‚Monate ausstehe. 

Ich ‚habe eine Erklärung der amerikanfschen Delegation über 
das Saargebiet und .auch über das Ruhrgebiet, die ich zu ge- 
gebener Zeit vorzulegen bereit bin. Aber zunächst möchte ich 
‚erklären, daß uns Herrn Bevins Vorschlag annehmbar ist, der 
eine Erweiterung eines spezifischen Vorschlags unsererseits über 
‚die polnischen Grenzen darstellt.“ 


- Außenminister Bevin erklärte, das letzte Wort Stalins an 
_ ihn in Potsdam habe dem Sinn nach gelautet, es sollten vor 
dem Friedensvertrag keine endgültigen Grenzregelungen für 


> Deutschland festgelegt werden. Bevin appellierte an die 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 
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Die Sonderbeauftragten für Deutschland konnten in den 
zur Debatte stehenden Verfahrensfragen wiederum 
keine Übereinstimmung erzielen. Die Ergebnisse der bis- 
; herigen Besprechungen wurden zusammengefaßt und in 
Form eines Berichtes den Außenministern überwiesen. 


Die .Sowjet-Union trat für ausschließliche Mitgliedschaft 
- der Großen ‚Vier in den Ausschüssen ein. Frankreich unter- 
stützte die sowjetischen Ansichten. Die Vereinigten Staaten 
bestanden auf Mitgliedschaft der Großen Vier zuzüglich 
_ einer entsprechenden Zahl alliierter Staaten, Großbritan- 
 nien auf Mitgliedschaft der Großen Vier und solcher frühe- 
ren alliierten Staaten, über deren Teilnahme noch entschie- 
den werden könne. H 
.* Der Vertreter Frankreichs gab im Verlauf der Sitzung 
seine bisherige Haltung auf und pflichtete dem Standpunkt 
_ der britischen und der amerikanischen Delegation bei. 


Der sowjetische Delegierte erklärte, die kleineren Märhte 
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' Potsdamer Konferenz eine richtige Auslegung in dem Sinne 


_ Verwaltung der Polen zugefallenen Gebiete durch die 


renz zu regeln sei. Herr Truman hatte mit anderen Worten eine 


Die Verhandlungen am 10. April 1947 
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Deutschlands Ostgrenzen | Verfahrensfragen ] 
x | 
Sowjet-Regierung, zu diesen Verpflichtungen zu stehen. Be- ie 
vin unterstrich, er wolle den Potsdamer Beschlüssen nicht 
ausweichen, er wolle aber auch die endgültige Stellung- 
nahme der britischen Delegation nicht vorwegnehmen. BR: 


Molotow ergriff hierauf erneut das Wort, um zu den Aus- 
führungen Marshalls Stellung zu nehmen. Er erklärte, daß 
die Sowjet-Delegation keine Differenz zwischen dem russi- 
schen und dem englischen Text des Abkommens erblicken 
könne. Er’erinnerte daran, daß Truman, von der Potsdamer 
Konferenz zurückgekehrt, folgende Erklärung abgegeben habe: 


„Das Gebiet, das die Polen verwalten werden, wird Polen die 
Möglichkeit geben, das Dasein der Bevölkerung besser zu gestalten. 
Es wird die Möglichkeit geben, die Grenze zwischen Polen und 
Deutschland besser zu verteidigen. Mit Polen bevölkert, wird eszur 
Schaffung einer homogeneren Nation führen“. SEisı 


Molotow sagte, diese Erklärung gebe dem Beschluß de 


daß in Potsdam die Grenze zwischen Polen und Deutschland 
endgültig. festgelegt worden ‚sei. Er erinnerte auch daran, 
daß die französische Regierung den Beschluß der Potsdamer 
Konferenz über die polnisch-deutsche Grenze ebenso auffasse 


Selbstverständlich bestreite niemand, sagte Molotow, di >. 
die Friedenskonfereriz diesen Beschluß formal ausgestalten 
müsse. | a 

„Für die Regierungen aber, die sich an der Potsdamer Konfe- 
renz beteiligten, ist dieser Beschluß bindend.“ RR: 


Bidault stellte daraufhin fest, daß Frankreich zwar Ei, 

Br - 
nische Regierung gebilligt habe, er aber der Ansicht 
daß das deutsche Grenzproblem als Ganzes behandelt ı 
den müsse und nur nach vollgültigen alliierten Verhand] 
gen entschieden werden könne. =. 


Zu einembestimmtenErgebnisoderein 
Entscheidung kamen die Außenminist 
nach dem Abschluß der Besprechung 
über die Frage der deutschen Ostgren 
neh. 

Neben der Behandlung der deutschen Grenzprobleme bi 
faßten sich die Außenminister mit dem von der Londoner 
Konferenz der Stellvertretenden Außenminister für Deutsch- 
land vorbereiteten Bericht über die Ansichten 
der Nachbarstaaten Deutschlands und der 
anderen kleineren Alliierten über die Friedensregelung für 
Deutschland (vgl. Europa-Archiv S. 490—499). w 


Der Rat der Außenminister beschloß, den Bericht über die 
Stellungnahme dieser Staaten als Informationsgrundlage an- 
zunehmen. Pr 


hätten keine Ursache, sich zu beklagen, denn sie seien wäh- 
rend des Krieges wie auch jetzt gut behandelt worden. Das 
Ausmaß ihrer Beteiligung sei sehr großzügig, und was die 
Alliierten ihnen jetzt bewilligen wollten, sei fünfmal mehr, 
als ursprünglich auf der Pariser Konferenz vorgeschlagen 
worden sei, und fünfundzwanzigmal mehr, als sie auf der 
Konferenz von Versailles gehabt hätten, wo nicht einmal die E 
Sowjet-Union vertreten gewesen sei. 

Der amerikanische Delegierte forderte, daß alle Staaten, Te 
die am Krieg teilgenommen haben, einschließlich der frühe- 
ren Feindstaaten an der Friedenskonferenz teilnehmen 
sollten. Me; 

Der Sachverständigenausschuß befaßte sich mit verschie- 
denen Fraeen. Es wurde Übereinstimmung darüber erzielt, 
daß der Kontrollrat den deutschen Staatsangehörigen die 
Grundfreiheiten einschließlich Redefreiheit, Presse- 
freiheit und Religionsfreiheit gewähren solle. Über die 
nähere Auslegung dieser Anweisung konnte jedoch keine 
Einigung erzielt werden. 
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VERLAUF DER MOSKAUER BERATUNGEN 


Rat der Außenminister 


. Im Rat der Außenminister vertrat Bidault den französi- 
schen Standpunkt hinsichtlich des Ruhrgebietes, des 
‚Rheinlandes und des Saargebietes. Er erklärte: 


„Die Erfahrung hat Frankreich davon überzeugt, daß ‘ das 
» Schicksal des Rheinlandes auf das engste mit der Aufrechterhal- 
, tung seiner unmittelbaren Sicherheit zusammenhängt.“ 


Die Notwendigkeit, die Sicherheit Westeuropas durch die 
Schaffung eines Sonderstatus für das Rheinland herbeizu- 
führen, sei den alliierten Staatsmännern schon bei den Frie- 
_  densverhandlungen von Versailles am Ende des ersten Welt- 
krieges klar gewesen. Wenn in Zukunft die Kriegführung 
sich noch mehr als bisher auf die wirtschaftlichen und ın- 
 dustriellen Hilfsmittel stützen müsse, dann werde die geo- 
graphische Lage des Rheinlandes ein wesentliches Element 
der europäischen Sicherheit abgeben. Diese geographische 
Lage erlaube es den dort stationierten alliierten Truppen 
jederzeit, die Kontrolle des Ruhrgebietes in der notwendigen 
Weise gegen eine deutsche Angriffsdrohung zu verstärken. 


# „Das sind die Gründe, die in meinen Augen die Schaffung 
eines Sonderstatus für. das Rheinland rechtfertiven: aber bei der 
" Schaffung des Sonderstatus ist es notwendig, die Fehler zu ver- 


meiden, die nach dem ersten Weltkrieg begangen wurden. 


- Der erste Fehler waren die Verkündung des Prinzips der Ent- 
militarisierung für das linke Rheinufer und die Sicherung der 
- Durchführung dieses Prinzips durch eine von vornherein befristete 
militärische Besetzung, die keinerlei Sicherung dagegen enthielt, 
daß ein militärisches Wiedererstarken Deutschlands zu einer neuen 
Gefahr wurde. 
_ Der zweite von den Alliierten begangene Fehler besteht! meiner 
Ansicht nach darin, daß in der rheinischen Besatzungszone eine 
- deutsche Verwaltung belassen wurde, die unmittelbar von der 
- Berliner Regierung abhing. Durch diese Lagc wurde die rheinische 
Bevölkerung zwischen der örtlichen Verwaltung und den militä- 
rischen Besatzungsbehörden hin und her gerissen. 
Aus allen diesen Gründen hat Frankreich bereits am 25. April 
1946 ein Statut für das Rheinland gefordert, das eine dauernde 
 " Besetzung durch ausreichende militärische alliierte Streitkräfte 
und ferner eine politische und wirtschaftliche Trennung vom 
- restlichen Deutschland vorsieht.“ 


Frankreich sei bereit, auch der Anwendung der erwähnten 
'Leitgedanken zuzustimmen. Es müsse aber dem Wunsch der 
örtlichen Bevölkerung nach der Ausarbeitung eines politi- 
schen Statuts für das Rheinland Rechnung getragen werden. 
Frankreich messe der Frage keine große Bedeutung bei, ob 
das Rheinland sich aus nur einem oder aus mehreren Staa- 
ten zusammensetze. 


Be: "Der zu schaffende Rheinstaat oder die Rheinstaaten sollen 
nach dem Vorschlag Bidaults, abgesehen von der Besetzung 
_ durch die Alliierten, eine vollständige Autonomie erhalten. 
Frankreich sei bei diesen‘ Vorschlägen nur von dem Wunsch 
beseelt, nicht wieder wie so häufig in der Vergangenheit 
- zum: Schlachtfeld zu werden. Es erkenne durchaus, daß zwi- 
e schen den Rheinstaaten und dem restlichen Deutschland 
„Beziehungen ganz besonderer Natur“ bestehen müßten 
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_ Im Hinblick auf die zukünftige Gestaltung des Rheinlan- 
des erklärte Bidault, daß Frankreich dem’ amerikanischen 
Vorschlag auf Abschluß eines Paktes zur Gewährleistung der 
‚dauernden Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands 
zugestimmt habe. Die französischen Vorschläge über das 
künftige Statut des Rheinlandes und über das Ruhrgebiet 
stellten greibare Garantien dar, die geeignet seien, das von 
den Amerikanern ausgearbeitete Sicherheitssystem noch zu 
vervollständigen. 

Bidault wandte sich dann dem Problem des Ruhrgebiets 
zu und sagte, die Internationalisierung des Ruhrgebietes sei 
ein wesentiicher Teil der künftigen Friedensregelung. 
Frankreich erachte weder ein allremeines Kontrollsystem noch 
Sondergarantien, die in einen Viermächteplan zur Entwaff- 
nung Deutschlands einmünden würden, für ausreichend, um 
seine Sicherheit zu- gewährleisten. Es sei notwendig, alle 
Maßrahmen zu ergreifen, um zu verhindern. daß das Ruhr- 
gebiet noch einmal zur industriellen Angriffsbasis werden 
koane, und nm auf der anderen Seite zu gewährleisten, daß 
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_ Ruhrgebietes gebe es, so erklärte Bidault, zwei Möglich- 


a A ; RG ER 
die künftige Ausbeutung des Ruhrgebietes in einer solchen) 
Weise organisiert werde, daß seine Wirtschaftskräfte de a) 
gemeinsamen Wohl Europas zugute kommen. x 


Diese Forderung stelle sich um so gebieterischer, da meh- 
rere Besatzungsmächte eine Erhöhung des deutschen In- 
dustrieniveaus wünschen. Frankreich könne die vorgeschla- 
genen neuen Zahlen, besonders hinsichtlich der Stahl- 
erzeugung, nicht annehmen, wenn .das Ruhrgebiet nicht einer 
Sonderverwaltung unterstellt werde. Das Ruhrgebiet habe 
durch die Konzentration von Bodenschätzen und Schwer- 
industrie auf einem verhältnismäßig kleinen Raum Beson- 
derheiten, die kein anderes Gebiet Europas besitze. Aus die- 
sem Grunde sei eine politische und wirtschaftliche Sonder- 
regelung erforderlich. ri 

Einen wesentlichen Teil dieses Planes bilde die Kontrolle 
des Bergbaus und der Ruhrindustrie. Es sei notwendig, zu- 
gleich den Kohlenbergbau gemäß den europäischen Bedürf- 
nissen zur Höchstleistung zu entwickeln und die Produktion 
der. eisenverarbeitenden una chemischen Industrie auf das 
Maß zu begrenzen, das durch die Alliierten festgelegt wor- 
den sei. Aus diesem Grunde habe Frankreich vorgeschlagen, 
daß das Eigentum an den Bergwerken und Eisenhütten in 
alliierten Besitz überführt und daß die Leitung dieser Unter- 
nehmen Vertretern der am meisten interessierten Staaten 
übertragen werde. Als solche Staaten seien die vier Be- 
satzungsmächte und die an das Ruhrgebiet unmittelbar an- 
grenzenden Länder Belgiem; Holland und Luxemburg anzu- 
sehen. ; | 
Bei dem Vorschlag zur Schaffung einer internationalen 
Verwaltung für die Ruhrindustrie denke Frankreich nicht 
daran, daß von den Alliierten sämtliche verantwortlichen 
Stellen besetzt werden sollten. Es handele sich lediglich 
darum, die Ausarbeitung der bindenden Richtlinien für die 
Grubenbetriebe etwa 125 alliierten Persönlichkeiten und für 
die eisenverarbeitende Industrie etwa 100 Alliierten anzu- 
vertrauen. 

Es 'reiche jedoch nicht aus, die deutsche Wirtschaftsfüh- 
rung nur zu überwachen. Zugleich müsse eine internationale 
Körperschaft gebildet werden, die gemäß den Bestimmungen | 
des künftigen Friedensvertrages die Verteilung von Kohle 
und Eisen vorzunehmen habe. Es sei notwendig, für dieses 
Wirtschaftssystem Garantien hinsichtlich seiner Dauer und 
Wirksamkeit zu schaffen. Entscheidungen politischen Cha- 
rakters müßten getroffen werden. Das Statut für das Ruhr- 
gebiet müsse in den künftigen Friedensvertrag aufgenom- 
men und seine Überwachung dem Sicherheitsrat anvertraut 
werden. 


Hinsichtlich der künftigen politischen Organisation des | 


keiten. Es könne einmal einem internationalen Ausschuß 
unterstellt werden, dessen Mitglieder von den interessierten | 
Hauptmächten ausgewählt werden. Diese Kommission solle 
ihren Einfluß auf die alliierten Führungs- und Kontrollkör-. 
perschaften durch die Vermittlung. eines Hohen Kommissars | 
ausüben. Die zweite Lösung sei die, für die sich die fran- | 
zösische Regierung in ihrem Memorandum vom Februar 
1947 entschieden habe. Hiernach solle die Verwaltung des. 
Ruhrgebiets den örtlichen Behörden übertragen werden, wa- | 
bei ein alliierter Kommissar Vermittler zwischen den ört- 
lichen Verwaltungsbehörden und der internationalen Ver- 
waltung sein werde. Dieser Kommissar werde über eine 
Reihe von Vorrechten, vor allen Dingen über ein Vetorecht 
gegenüber den gesetzeeberischen oder sonstigen Entschei- 
dungen der örtlichen Verwaltungs- und der alliierten Kon- 
trolilbehörden verfügen. Es sei in jedem Falle wünschens- 
wert, daß das Ruhrgebiet politisch von Deutschland getrennt 
werde. BR | p | 
‚Man müsse an die Gefahr denken, die in Friedenszeiten 
die Möglichkeit darstelle, daß eine’ deutsche Zentralregie- 
rung ihren Einfluß auf ein Gebiet ausübe, welches die Mittel 
zur Vorbereitung eines neuen Angriffs biete. Das von Frank- 
reich vorgeschlagene politische und wirtschaftliche System 
werde durch Schaffung einer besonderen Überwachung für 
die Grenzen des Ruhrgebietes ergänzt, um Gewähr dafür 
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sc fen, daß die dem restlichen Deutschland zugebillig- 
 Kontingente nicht überschritten werden. Bei der Waren- 
egung zwischen dem Ruhrgebiet und dem restlichen 
Jeutschland sollen keine Zölle erhoben werden. 

Bidault forderte, daß eine Regelung für das Ruhrgebiet 
ürzester Zeit erfolgen müsse, denn die Schwierigkeiten 
Durchführung einer solchen Regelung wüchsen mit der 
streichenden Zeit ständig. ., 


Außenminister Bidault nahm auch Stellung zur Frage des 
‚argebietes: 


Die französische Anschauung in der 'Saarfrage wurde von 
tiven geleitet, die schon häufig klar dargelegt wurden. Es 
delt sich für Frankreich hauptsächlich darum, Kohle zu be- 
kommen. Dieses Interesse verbindet sich mit dem Wunsch nach 
Sicherheit durch Verringerung des deutschen Kriegspotentials, 
„Unser ‘Vorschlag steht in Übereinstimmung mit den frei und 
elfältig geäußerten Wünschen der Bevölkerung, Die Durchfüh- 
ng darf nicht die Fehler von 1919 wiederholen. Frankreich trug 
ch niemals mit dem Gedanken, 500 000 Deutsche gewaltsam in 
e politischen Grenzen einzubeziehen. Ebensowenig wollte es je- 
als die Bevölkerung ausweisen. Deshalb entschied sich Frank- 
eich für die Wirtschafts- und Währungseinheit als das beste Mit- 
l, um die zukünftigen Beziehungen zwischen der Saar und 
Frankreich zu ordnen. 
- Die wirtschaftliche und Währungsverbindung bedeutet, daß die 
aar zu einem notwendigen Bestandteil der französischen Hilfs- 
uellen innerhalb der französischen Zollgrenzen wird, und damit 
ne Ablösung der Mark durch den französischen Franken. Diese 
reinigung ergib: eine Angleichung der beiden Wirtschaften auf 
m Gebiet der Preise und Löhne an das französische Niveau. 
Der politische und verwaltunesmäßige Rahmen der Saar wird 
“dann durch die Bedingungen bestimmt, die zur Erhaltung der 
Wirtschafts- und Währungseinheit notwendig sind. Die erste die- 
ser Bedingungen ist die Loslösung der Saar von Deutschland. 
_ Durch diese Tatsache wird die Saar ein Gebiet, dessen Bewohner 
ihre eigene Staatsangehöriekeit und ihre eigenen Einrichtungen 
aben, die sich auf dem Prinzip des allgemeinen, direkten und 
eheimen Wahlrechtes aufbauen, Frankreich wird die Außen- 
olitik und Verteidigung des Gebietes übernehmen und. an der 
Saar durch einen Hohen Kommissar vertreten sein, dessen Haupt- 
aufgabe es sein wird, den Grundsätzen der Wirtschafts- und 
Währungseinheit Geltung zu verschaffen. Abgesehen von diesen 
Einschränkungen werden die saarländischen Behörden für die 
erwaltung des Landes zuständig sein. Die Durchführung dieser 
euordnung sollte so bald wie möglich erfolgen. Diese Über- 
gung erklärt die Verpflichtung der französischen Regierung, im 
Hinblick auf die Saar gewisse unumgängliche Maßnahmen zu 
ergreifen, wie die Festlegung der Grenzen des Gebietes, wobei 
- die Grenzen von 1919 dahin berichtigt wurden, daß durch Ein- 
eziehung der wichtiesten nördlichen Eisenbahnverbindungen das 
Verkehrssystem des Kohlenbeckens vervollständigt und aus zoll- 
_ und verkehrstechnischen Gründen eine Verbindung für Luxemburg 
geschaffen wurde“ 


Bidault erklärte sich für Frankreich bereit, wegen des von 
- Luxemburg geforderten Gebietsteiles, der durch die oben 
geschilderten Maßnahmen in das Saargebiet einbezogen 
_ wurde, mit dem Großherzogtum zu verhandeln. Gleicher- 
weise erklärte er sich zu Verhandlungen über eine Berich- 
tigung der französischen Renarationsforderungen bereit, ‚die 
nach der Vereinigung. der Saar mit Frankreich notwendig 
würden. { 
Bidault schloß seine Ausführungen mit den Worten: 

„Wir fordern von dem Außenministerrat eine alsbaldige end- 

gültige Entscheidung.“ 


* Im Anschluß an die Rede Bidaults gab Außenminister 
Marshall die am Vortage angekündigten Erklärungen zur 
Frage der deutschen Westgrenzen ab: 


„Wenn wir uns wieder dem ‚Problem der Grenzen zuwenden, 
scheine ich vie’'sicht meinen Kollegen allzuviel Nachdruck auf 
_ diese Frage zu legen. Dieser Nachdruck entspringt einem tiefen 
_ Verantwortungsbewußtsein ‚gegenüber meinem Lande. in Bezug 
auf diesen Punkt : E 
In den. vergangenen Jahren waren die Vereinigten Staaten 

zweimal gezwungen, ihre Truppen über den Atlantık ‚zur Teil- 
nahme an einem Krieg zu senden, der seinen Ursprung in Europa 
_ genommen hatte Wir taten unser Bestes, mit Millionen von 
/ Neo sıhen und Milliarden von Dollars zu den Siegen für die 
Erhaltung eines freien Europa beizutragen. 
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‚ Gewalt liegt. Das wäre keine gute Grundlage für den Frieden‘ 


‘ erreicht ist, wird die Kohlenerzeugung des Saargebietes für 


.licherweise noch durch weitere wirtschaftliche Maßnahmen. 
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Es ist unsere Aufgabe, eine Friedensregelung zu schaffen, deren 
Aufrechterhaltung als Ganzes von den Völkern Europas ge- 
wünscht wird. Wir brauchen eine Friedensregelung, die sich so- 
zusagen in zukünftigen Jahren von selbst durchsetzt. Wir brau- 
chen eine Friedensregelung, die die Völker Europas zur friedlichen Hr 
Zusammenarbeit anspornt. Wir brauchen eine Friedensregelung, 
die lebensfähig ist und die Anerkennung der Geschichte findet. 
Wir wollen vor allen Dingen eine Lösung vermeiden, die durch 
Zusammenballung von Menschen und Mangel an Nahrungsmitteln _ 
und anderen für die moderne Zivilisation lebenswichtigen Mitteln 
eine stark explosive Situation schafft. Wir müssen über das Heute = 
und Morgen hinaus auf fünfundzwanzig und fünfzig Jahre und 
über die Lebensdauer der meisten von uns hinausschauen. er 
Die alliierten Nationen haben jetzt die Macht, neue Grenzen 
festzulegen, aber ich hoffe sehr, daß das nicht Grenzen se 
werden, deren einziger Anspıuch auf Dauerhaftigkeit in 


Hierauf wandte sich Außenminister Marshall der Frage 
des Saargebietes ‘zu, zu der er folgende Erklärung 
abgab;: Be 

„Die wirtschaftlichen Hilfsquellen des Saargebietes und Loth- 
ringens ergänzen sich gegenseitig. Die Kohlenbergwerke und die 
Eisen- und Stahlverhüttungsbetriebe des Saargebiets grenzen 
die großen Fisenerzlager und Stahlverarbeitungsbetriebe Lot 
ringens an. Wenn das Produktionsniveau der Vorkriegszeit wied 


innerdeutsche Wirtschaft verhältnismäßig unwesentlich, 
Frankreich aber von der größten Bedeutung sein. i 


Im vergangenen September hat Außenminister Byrnes in St 
gart erklärt, daß die Vereinigten Staaten nicht glauben, Fran] " 
reich, das innerhalb von 70 Jahren drei deutsche Invasionen 
durchgemacht hat, seinen Anspruch auf das wirtschaftlich eng 
mit ihm verbundene Saargebiet verweigern zu können. 

Aus diesen Gründen unterstützen die Vereinigten Staat 
Frankreichs Forderung einer politischen 'Loslösung des Saargebi 
vom Reich und seiner Eingliederung in das Wirtschafts- u 
Finanzsystem Frankreichs durch Zoll- und Finanzunion und mö 


Soviel wir wissen, fordert Frankreich keinen politischen . 
schluß des Saargebietes an, Frankreich. Man sollte Frankrei 
das Recht der Verteidigung des Saargebietes gegen Angri 
anvertrauen, die politische Autonomie und das Anrecht der B 
völkerung auf Regelung ihrer örtlichen Angelegenheiten sol 
jedoch sorgfältig gesichert werden. 

Die Bezeichnung Saargebiet bezieht sich nach Ansicht 
amerikanischen Delegation auf das von der Volksabstimmung 
betroffene Gebiet, Kleinere Grenzberichtigungen können in E 
wärung gezogen werden, aber nur, wenn klare Begründungen 
dafür gegeben werden können, g* 
. Die Eingliederung der Hilfsquellen des Saargebietes in 4 
Wirtschaftssystem Frankreichs wird einige Abänderungen in B 
zug. auf das für Deutschland . genehmigte Industrieniveau not- 
wendig machen, und die Bestimmungen für Reparationslieferungen 
und die Beibehaltung einiger Betriebe im Saargebiet, die für 
Reparationen vorgesehen waren, werden dieser Regelung ange- 
paßt werden müssen. Es wird auch eine Anpassung der' franzö- 
sischen Reparationsforderungen an die veränderte Lage notwen 
werden. ’ 

Die französische Regierung möchte die Eingliederung des Sa 
gebiets in ihr Wirtschafts- und Finanzsystem so bald wie mögli 
vornehmen. Die Delegation der Vereinigten Staaten sieht keinen 
Grund für eine weitere Verzögerung und hält es für vorteilhaft, 
die Entscheidung, soweit sie in unserem Zuständigkeitsbereich 
liegt, jetzt zu fällen. EN; 

Wir schlagen daher vor, daß wir uns jetzt auf die Loslösung 
des Saargebietes mit seinen ‚Vorkriegsgrenzen aus dem Rechts- 
bereich des Alliierten Kontrollrats und auf seine Unterstellung 
unter ausschließlich französische Verwaltung einigen, vorbehaltlich 
angemessener Änderung der französischen Reparationsansprüche. 
Ich schlage vor, einen Fachausschuß zu ernennen, der einen Vor- 
schlag für die erforderlichen Abänderungen der Reparationen 
ausarbeiten soll. Ber: 

Die endgültige Loslösung des Saargebietes von Deutschland und 
die endgültige Festlegung seiner Grenzen werden durch die deut- 
sche Friedensregelung zu entscheiden sein. Diese wird ferner über 
Einzelheiten in Bezag. auf Vermögensbesitz, Schulden und andere 
Dinge entscheiden, Ich schlage vor, daß wir unsere Stellvertreter 
anweisen, nach Abschluß der gegenwärtigen Sitzung des Außen- 
ministerrates alle diese Angelegenheiten zu studieren und anre- : 
messene Empfehlungen vorzubringen, die dann in die Friedens- 
regelung. aufgenommen werden können.“ . 
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Zur Frage des Ruhrgebietes gab Außenminister 
Marshall folgende Erklärung ab: 


„Die Delegation der Vereinigten Staaten ist der Ansicht, daß 
die Zusammenballung der grundlegenden wirtschaftlichen Hilfs- 
“quellen im Ruhrgebiet der Anlaß für zwei voneinander unter- 
schiedene Probleme ist. Das eine ist die Frage der Sicherheit 

gegen einen Einsatz der Hilfsquellen des Ruhrgebiets für kriege- 
rische Zwecke durch ein wieder gesundetes Deutschland. Das 
zweite Problem liegt ın der Frage, wie man sicherstellen : soll, 


2 
daß die Zusammenballung von Kohle, Stahl und den anderen. 
 Bodenschätzen des Ruhrgebietes im Interesse der Länder Europas. 


einschließlich Deutschlands gerecht verteilt und ausgebeutet wird. 


Wir sind überzeugt, daß man nicht versuchen sollte, eines die- 
ser beiden Probleme einer endgültigen Lösung zuzuführen, bevor 
5 der Außenministerrat die anderen Seiten des Sicherheitsproblems 
© einschließlich des Vorschlages der Vereinigten Staaten zu einem 
Viermächteabkommen für die Abrüstung Deutschlands geprüft 
hat. Wir sind jedoch bereit, die wirtschaftlichen Seiten des Pro- 
 blems einer Erwägung zu unterziehen unter der Voraussetzung, 
daß ein umfassendes Abkommen nicht‘ vor der Diskussion der 


-  Sicherheitsfrage durch“ die Außenminister erreicht wird. 


Das Ruhrgebiet enthält zwar die größte Zusammenballung der 
grundlegenden industriellen Hilfsmittel in Europa, ist aber nıcht 
die einzige Zusammenballung dieser Art. Ein Gebiet von gerin- 
_  gerer, aber dennoch beträchtlicher Bedeutung ist Oberschlesien. 
Da kein Teil dieses Gebietes jetzt noch deutscher Kontrolle unter- 
steht, erübrigt es sich, es- vom Standpunkt der Sicherheit aus in 
_ die Erwägungen einzubeziehen. Die wirtschaftlichen Fragen je- 
doch, die das Ruhrgebiet aufwirft, beziehen sich ebensosehr auf 


das schlesische Industriegebiet und auch auf andere Gebiete. 
„AR ZN 


Man könnte diese Fragen folgendermaßen zusammenfassen: 

‚ 1. Wie ist eine gerechte Verteilung der Grundstoffe wie 
_ Kohle und Stahl in Zeiten außergewöhnlicher Knappheit durch- 
_ zuführen? 

. 2. Wie soll man die Länder, auf.deren Gebieten sich Zusam- 
 menballungen dieser Grundstoffe befinden, daran hindern, den 
Zugang anderer Länder zu diesen Hilfsquellen einzuschränken? 


Diese beiden Fragen beziehen sich nicht nur auf das Ruhrgebict, 
sondern auch auf andere Gebiete. Ich werde mich jedoch bei der 
Besprechung dieser Fragen jetzt auf das Problem der Ausbeutung 
der Hilfsquellen des Ruhrgebiets beschränken. Die Delegation der 
Vereinigten Staaten hat schon ihre Einstellung zum Ausdruck ge- 
"bracht, daß für die Zeit der militärischen Besetzung keine beson- 
, dere Regierung für das Ruhrgebiet notwendig ist. Wenn die alli- 
-  ierte Militärregierung in Deutschland aufhört und eine deutsche 


* jedoch besondere Vorkehrungen für die Beaufsichtigung der 
 , Hilfsquellen des Ruhrgebictes als ratsam erweisen. Die Delegation 
‚der Vereinigten Staaten. ist der Ansicht, daß diese Vorkehrungen, 
wie sie auch beschaffen sein mögen, keine Einmischung in die 
- deutsche Verantwortung für die Verwaltung der deutschen Hilfs- 
quellen darstellen dürfen. In erster Linie muß Deutschland nicht 
_ nur die Verantwortung für die Produktion, sondern auch für den 
Absatz seiner eigenen Industrieprodukte haben. Nur für den Fall, 
daß die Deutschen entgegen den gerechten Interessen anderer 
$ Länder handeln, wird es notwendig sein, eine internationale 
Amtsstelle auf diese Frage aufmerksam zu machen. 


Die Delegation der Vereinigten Staaten glaubt, daß die end- 
gültige Lösung von Streitigkeiten, die sich aus Fragen dieser Art 
_ ergeben können, auf einer europäischen Basis gefunden werden 
ji muß und daß sich für solche Zwecke eine Wirtschaftskommission 
für Europa als zweckmäßig erweisen wird. Wir halten es nicht für 
‘ erforderlich, die Verfahrensfragen jetzt an dieser Stelle zu be- 
_ sprechen. Wichtiger ist, daß wir uns auf zwei Grundsätze einigen, 
die nach Ansicht der Delegation der Vereinigten Staaten maß- 
gebend sein sollten für die Zuteilungen lebenswichtiger Güter 
_ nicht nur aus dem Ruhrgebiet, sondern auch aus anderen Gebieten. 


Diese Grundsätze lauten: 


l. Gleichmäßige Verteilung lebenswichtiger Güter, an denen 
Knappheit herrscht. 


' 2. Freier Zugang zu den lebenswichtigen Hilfsquellen ohne 
Unterschied für alle. - 


Im Hinblick auf die Ruhr ist die Delegation der Vereinigten 
Staaten der Ansicht, daß der Grundsatz der gleichmäßigen Ver- 
teilung der Kohle und anderer verknappter Güter zwischen dem 
inländischen Verbrauch und der Ausfuhr so anzuwenden ist, daß 
die berechtigten Interessen der europäischen Länder erfüllt wer- 
den, während Deutschland die Möglichkeit gelassen wird, sich ohne 
Hilfe von außen einen erträglichen Lebensstandard zu schaffen. 
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Deutschlands durch die unbeschränkte Kontrolle über die Erzauf- 


"raten, damit eine Beherrschung des einen durch den anderen 


Unter dem Grundsatz des gleichen Zugangs für alle versteht 
die Delegation der Vereinigten Staaten, daß bei der Ausbeutung 
der Hilfsquellen des Ruhrgebietes weder durch Deutschland noch 
gegen Deutschland eine Diskriminierung ausgeübt werden darf. 
Genauer gesagt wird damit gefordert, daß Deutschland keine Aus- 
fuhrzölle, Ausfuhrguoten und Ausfuhrsperren auferlegen darf, die 
zu einer Diskriminierung führen würden. Im weiteren Sinne um- 
faßt dieses Prinzip eine Sicherung gegen die Möglichkeit, daß 
Deutschland durch seine Kohlen- und Stahlvorräte noch einmal 
einen Versuch unternehmen könnte, die europäische Industrie zu 
beherrschen und die Entwicklung der Schwerindustrie außerhalb 


bereitungszwecke geeignete Kohle zu beschränken. BR 

Das grundlegende Wirtschaftsproblem ergibt sich aus dem Um- | 
stand, daß die Kohlenbergwerke und die Stahlindustrie des Ruhr-. 
gebietes auf deutschem Gebiet liegen und von vielen Ländern 
Europas gebraucht werden. Die Tatsache, daß Europa Kohle und 
Stahl braucht, sollte uns jedoch nicht vergessen lassen, daß beide 
Rohstoffe in Deutschland vorhanden sind und beide auch von der 
deutschen Wirtschaft gebraucht werden. Eine Lösung, die den 
Deutschen den gleichen Zugang zu diesen Hilfsqueilen verweigert, 
wäre undurchführbar. Es wäre unmöglich, von einem Lande zu 
erwarten, daß es sich zu einer friedlichen Demokratie entwickelt, 
während eine Gruppe stark interessierter anderer Länder für un- 
bestimmte Zeit die Kontolle über seine wichtigsten Hilfsquellen 
und seinen einheimischen Verbrauch ausübt. 

Nach Ansicht der Delegation der Vereinigten Staaten ist eine 
Vorkehrung erforderlich, nach der die verschiedenartigen Inter- 
essen ausgeglichen werden können, wenn sie in Widerstreit ge- 


’ 


vermieden wird. Mit anderer Worten: es ist eine europäische 
Lösung notwendig in einem Europa, zu dem auch Deutschland 
gehört.“ 


Der britische Außenminister Bevin nahm ebenfalls zu 
den Fragen der Westgrenze Deutschlands 
Stellung und ging im einzelnen auf die Erklärungen Bidaults 
ein. Er sagte, daß Großbritannien, die Vereinigten Staaten 
und die Sowjet-Union auf der Konferenz von Teheran im 
Dezember 1943 einen Ausschuß einsetzten, um die Frage | 
einer Aufteilung Deutschlands in fünf Teile zu beraten. Der 
Ausschuß habe eine Sitzung abgehalten, jedoch ohne Ergeb- 
nisse. Großbritannien habe bereits in Teheran zum Ausdruck 
gebracht, daß es eine Zerstückelung Deutschlands nicht be- 
günstige. In Potsdam, so erklärte Bevin, sei Großbritan- 
nien aufgefordert worden, von dem Vorschlag von Teheran 
über die Zerstückelung Deutschlands zugunsten einer gegen- 
teiligen Lösung abzugehen: Deutschland als: Einheit zu be- 
handeln, zentrale Verwaltungsstellen einzusetzen und das 
Ruhrgebiet und das Rheinland als Teile Deutschlands bei 
Deutschland zu belassen. Bevin sagte, daß er und Attlee dies 
als ein Problem auf lange Sicht betrachteten, insbesondere 
deshalb, weil Frankreich weder in Teheran noch in Potsdam 
vertreten gewesen sei und Belgien und Holland von dem 
Problem ebensosehr betroffen würden. Man solle daher ihre. 
Ansicht bören, ehe man zu endgültigen Entscheidungen 
komme. 


„Der Grundsatz, Deutschland als eine wirtschaftliche Einheit zu 
behandeln, stand im Gegensatz zu den Entscheidungen von Tehe- 
ran. Aber Großbritannien entschloß sich, diese Politik in Überein- 
stimmung mit den Wünschen der anderen in Potsdam vertretenen 
Mächte zu unterstützen.“ 


Seither beruhe das britische Handeln auf dem Grund- 
satz, daß Deutschland während der Besetzungszeit und bis 
zu deren‘ Beendigung als wirtschaftliche Einheit behandelt. 
werden soll. Großbritannien sei daher der Ansicht, es könne, | 
solange das Zonenprinzip fortgesetzt werde, nicht den | 
Grundsatz annehmen, das Ruhrgebiet einer gesonderten Ver- 
waltung zu unterstellen. 

„Wenn die Wirtschaftseinheit erreicht ist, bin ich durchaus be- 
reit, den Plan anzunehmen, daß Industrieproduktion und Material- 
zuteilung des Ruhrgebietes nach den Anweisungen des Kontroll- 
rats deutschen Verwaltungsbehörden unterstäift werden, wie es 
mit allen anderen deutschen Industrien gemacht wird. Weitere 
Zueeständnisse kann ich nicht machen.“ 

Das Ruhrgebiet einer besonderen Behandlung zu unter- 
ziehen, werde in den deutschen Hirnen dieselben. Schwierig- 
keiten hervorrufen, wie wenn die Alliierten den Versuch ge- 

macht hätten, Deutschland zu zerstückeln. E 
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Einsetzung eines besonderen Regimes ist eine Seite der 
legenheit, die Deutschen unter einer solchen Regierung je- 
‚zur Arbeit zu veranlassen, ist die andere Seite. 

Es wäre besser, wenn das Ruhrgebiet im Rahmen einer deut- 
schen Wirtschaftseinheit arbeiten würde. Großbritannien vertritt 
Auffassung, daß die britische Zone während der Besetzung 


‚_ Bevin erklärte, er könne keine endgültige und bindende 
örklärung abgeben, bis er die Haltung der anderen Delega- 
ionen, die Resultate dieser oder anderer Konferenzen, die 
noch stattfinden mögen, und die Vorkehrungen im Friedens- 
vertrag kenne. 

‚Bevin sagte, das Rheinland solle auf lange Zeit besetzt 
ehalten werden. Eine Abtrennung werde dieselben Be- 
dingungen schaffen, wie wenn man das Ruhrgebiet abtren- 
‚nen würde. Das Rheinland müsse so lange besetzt bleiben, 
bis allgemeine Sicherheit erreicht sei. 


„Im Interesse der internationalen Sicherheit müssen sich die 
Alliierten über die Fortführung der Besetzung des Rheinlandes ım 
laren sein.“ 


Die Verhandlungen 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


_ Die Sonderbeauftragten setzten ihre Beratungen über 
Verfahrensfragen fort, um den von ihnen geforder- 
en Bericht bis zum 12. April fertigzustellen. 


Es bestanden jedoch weitgehende Meinungsverschieden- 
heiten, insbesondere über die Unterzeichnung des Vertrages 
durch Deutschland, die Zulassung deutscher Vertreter zu den 
“Verhandlungen sowie über die Teilnahme Chinas an der 
Friedenskonferenz. 


“ Da keine Einigung erzielt werden konnte, wurde den 
Sonderbeauftragten die Frist zur Fertigstellung ihres Be- 
ichtes um achtundvierzig Stunden verlängert. 


Rat der Außenminister 


4 Im Rat der Außenminister legte Mololow den angekün- 
-digten Standpunkt der Sowjetregierung zu den Fragen dar, 
die dass Saargebiet, das Ruhrgebiet und das 
Rheinland betreffen. Molstows Erklärung hatte folgen- 
‚den Wortlaut: 


4 „Unsere Erörterung hat sich den Fragen des Saargebietes, des 
-Rheinlandes und des Ruhrgebietes zugewandt. Die Bedeutung die- 
ser Probleme ist jedem von uns klar. Ich will mich zunächst mit 
dem Saargebiet beschäffigen. Gestern Hat Herr Bidault erneut den 
französischen Standpunkt in dieser Frage zusammengefalst. Die 
Sowjetregierung erkernt an, daß dieses Problem Aufmerksamkeit 
"verdient und geregelt werden muß. Die gestern von Herrn Bidault 
gemachten Vorschläge bedürfen einer angemessenen Prüfung. Die 
"französische Delegation hat ferner die Frage der. Trennung des 
" Rheinlandes und des Ruhrgebietes von Deutschland aufgeworfen. 
“Sie hat vorgeschlagen, ‘daß Deutschland des Besitzes der Kohlen- 
gruben und Hochöfen im Ruhrgebiet beraubt und die Leitung die- 
‚ser Industrien den Vertretern verschiedener alliierter Staaten 
übertragen werde. 

Die Sowjetregierung kann einer Politik der Loslösung des Ruhr- 
gebietes und des Rheinlandes von Deutschland nicht zustimmen. 
"Das ist eine Politik der Zerstückelung Deutschlands und der Aus- 
'schaltung Deutschlands als eines unabhängigen Staates, die durch 
die Interessen eines dauerhaften Friedens nicht gerechtfertigt wer- 
‘den kann. Die deutsche Nation sollte nicht ihres eigenen Staates- 
"beraubt werden. Die Verfolgung einer derartigen Politik bedeutet 
“die Verwandlung des deutschen Volkes in einen unversöhnlichen 
Feind und hieße es in die Arme deutscher Revanchisten und 
Militaristen treiben. Bei einer solchen Politik kommt eine Demo- 
kratisierung Deutschlands nicht in Betracht, denn eine Politik der 
Zerstückelung und der Aufhebung des deutschen Staates würde 
‘die schlimmsten Elemente in Deutschland unterstützen, die von 
Revanche und Wiederherstelluhg Deutschlands als einer imperia- 
listischen Macht mit neuen Angriffsplänen träumen. Das ist die 
"Auffassung der Sowjetregierung. 
Herr Bevin verweilte in seiner Darstellung bei der Entwicklung 
“der Ansichten der alliierten Regierungen über das deutsche Pro- 
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- dischen Gebietsforderungen wohlwollend aufgenommen wür- 
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Die britische Haltung zum Problem des Rheinlandes faßte 
Bevin dahin zusammen, daß er dem Grundsatz eines inter- 
nationalen politischen Regimes für das Rheinland nicht zu- 
stimmen könne. Die britische Haltung zur Saarfrage, so 
führte Bevin weiter aus, könne unlogisch erscheinen; er habe 
jedoch schon früher auseinandergesetzt, warum Großbri- 
tannien den französischen Standpunkt über die Behandlung ° 
des Saargebiets als einen Sonderfall unterstütze. 


Bevin wandte sich dann den weiteren Ansprüchen auf 
Gebietsabtretungen zu und sagte, diese verdienten eine :. 
wohlwollende Erörterung. Im Falle Belgien handele es sich 
um die Forderung kleiner Grenzberichtigungen zur Erleich- 
terung des Verkehrs. Als Holland besetzt wurde, habe Groß- 
britannien der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß die hollän- 


den. Auch in diesem Falle solle die bereits vorgeschlagene 
Grenzkommission die Verhältnisse prüfen. } 


Der sowjetische Außenminister Molotow brachte zum 
Ausdruck, daß er den Erklärungen Bidaults große Bedeutung 
beimesse und sie bis zum nächsten Tage noch genauer prü- 
fen wolle, che er dazu Stelling nehme. 2 A 


am 11. April 1947 id 
n ’ ws 
blem. Er beschrieb diese Entwicklung wie folgt: In Teheran sei 
der Vorschlag gemacht worden, Deutschland im Interesse der 
Sicherheit Europas in fünf Teile 'aufzuteilen. Der’ Vertreter Groß- 
britanniens habe sich seine Einstellung zu ‚dieser Frage vorbe- 
halten. Er sei sogar die Zielscheibe einiger Scherze gewörden, 
weil er angeblich nicht für die Teilung Deutschlands gewesen sei. 
Zu jener Zeit sei eine Kommission zum Studium dieses Problems 
eingesetzt worden, die sich aus Vertretern der drei Regierungen 7 nd 
zusammensetzte. Diese Kommission scheine nur einmal zusammen- 
getreten zu sein, doch sei aus dieser Zusammenkunft nichts her- 
ausgekommen. Am Schluß der Potdamer Tagung hätten wir uns 
unerwarteterweise einem Vorschlag gegenübergesehen, der dem in 
Teheran vorgebrachten entgegengesetzt war. Es sei vorgeschlagen 
worden, Deutschland als ein Ganzes zu behandeln, dort zentrale 
Verwaltungsabteilungen zu schaffen und eine Erklärung auszu- 
geben, daß das Ruhrgebiet einen Bestandteil Deutschlands bilden 
solle. Danach fügte Herr Bevin hinzu, daß die britische Regie- 
rung zu dem Beschluß gelangt sei, den Vorschlag einer Wirt- 
schaftseinheit Deutschlands zu unterstützen und Deutschland als 
eine Wirtschaftseinheit zu behandeln, um den Wünschen unserer 
Kollegen zu entsprechen. AN 

Nicht alles in diesem historischen Rückblick entspricht den Tat- 
sachen. Ich halte es daher für notwendig, die wirklichen Vorgänge 
noch einmal zu entwickeln. Der Vorschlag, Deutschland in fünf 
Teile aufzuteilen, ist in der Tat in Teheran erörtert worden. Es 
war ein Vorschlag der Vereinigten Staaten. Jedoch kam man in 
Teheran zu keiner Entscheidung. Das ist die wirkliche Lage, was 
Teheran angeht. a 2 FE 

Da Herr Bevin erklärt hat, am Schluß der Tagung in Potsdam, 
sei unerwarteterweise ein Vorschlag vorgebracht worden, der dem 
in Teheran gemachten Vorschlag entgegengesetzt gewesen sel, 
halte ich es für notwendig, auch in dieser Beziehung den tatsäch- 
lichen Verlauf zu wiederholen. In Wirklichkeit war die Lege an- 
ders, als Herr Bevin dargelegt hat. Ich muß an die Tatsache er- 
innern, daß Herr Churchill, damals Ministerpräsident Großbritan- 
niens, und Herr Eden, damals Außenminister Großbritanniens, 
annähernd ein Jahr nach Teheran in Moskau eingetroffen sind. 
In den Verhandlung mit der Sowjetregierung überreichten Herr 
Churchill und Herr Eden namens der britischen Regierung ihren 
eigenen Plan für eine Teilung Deutschlands. Diesmal wurde vor-- 
geschlagen, Deutschland in drei Teile zu teilen. Auch damals 
führten die Verhandlungen zu keiner Entscheidung. Eine Ent- 
scheidung konnte darüber hinaus auch deshalb nicht getrotien 
werden, weil weder der Präsident noch der Außenmuinister der 
Vereinigten Staaten an diesen Verhandlungen teilnahm. 

Danach — im Februar 1945 — fand die Konferenz auf der Krim 
statt. Diese Konferenz beschloß, eine Kommission unter dem Vor- 
sitz Herrn Edens in London zur Behandlung des deutschen Pro- 
blems einzusetzen, aber, wie: Herr Bevin gesagt hat, die Arbeit 
dieser Kommission führte zu keinem Erfolg. 

Es bleibt mir noch die Aufgabe, Sie an die bekannte Erklärung 
des Chefs der Sowjetregierung, Stalin, vom 9. Mai 1945 — un- 
mittelbar nach Deutschlands Kapitulation — zu erinnern. In die- 
ser Erklärung führte Stalin aus: »Vor drei Jahren erklärte Hitler, 
daß es alle hören konnten, seine Aufgabe schließe die Zerstücke- 
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lung der Sowjet-Union und die Loslösung des Kaukasus, der 
Ukraine, Bjelorußlands, der baltischen und anderer Gebiete ein, 
Er erklärte rundheraus; ‚Wir werden Rußland vernichten, so daß 
es sich niemals wieder erheben kann.« 


. Dies war vor drei Jahren. Hitlers wahnsinnigen Ideen jedoch 
war es nicht bestimmt, Wahrheit zu werden — der Verlauf des 


_ treten, das dem, wovon die Hitleristen schwärmten, gänzlich ent- 
gegengesetzt ist. Deutschland ist aufs äußerste aufs Haupt ge- 
schlagen worden. Die deutschen Truppen kapitulierten, Die Sow- 
jet-Union feiert den Sieg. Sie beabsichtigt aber nicht, Deutschland 
zu zerstückeln oder zu zerstören, 

a Somit erklärte Generalissimus Stalin mehrere Monate vor Pots- 
dam, daß die Sowjet-Union nicht beabsichtige, Deutschland zu 
‚zerstückeln oder zu zerstören. Warum behauptet Herr Bevin jetzt, 
daß am Schluß der Potsdamer "Konferenz unerwarteterweise ein 
‚Vorschlag gemacht worden sei, der zu dem in Teheran gemachten 
Vorschlag in Gegensatz gestanden habe, und daß vorgeschlagen 
worden sei, Deutschland als ein einziges Ganzes zu behandeln? 
"Die Tatsachen, die ich angeführt habe, zeigen, wie die wirkliche 
Lage war. ° 

Ich wende mich nunmehr Herrn Marshalls Erklärung zu. 
"Gestern hat Herr Marshall seine Erklärung mit den Worten be- 
 gonnen: »Die Delegation der Vereinigten Staaten ist. der Ansicht, 
daß die Zusammenballung der grundlegenden wirtschaftlichen 
Elemente im Ruhrgebiet zwei bestimmte Probleme aufwirft, und 
zwar ist das eine die Frage der Sicherheit gegen eine militante 
_ Benutzung der Ruhr durch ein wiederauferstandenes Deutschland, 
das andere ist die Frage, wie sicherzustellen wäre, daß die Zu- 
sammenballung von Kohle, Stahl und anderen Elementen im 
Ruhrgebiet im Interesse der Länder Europas einschließlich Deutsch- 
ands gerecht verwendet wird.« 

Die Sowjetdelegation pflichtet dem bei, daß das Ruhrproblem 
erstens vom Standpunkt der internationalen Sicherheit und zwei- 
tens vom Standpunkt der Nutzung der wirtschaftlichen Hilfsquel- 
len der Ruhr untersucht werden muß. Herr Marshall selbst ver- 
- weilte jedoch nicht bei den Fragen der Sicherheit, sondern stellte 
_ eine Prüfung dieses Probiems bis zur Erörterung des Vertrages 
über die Entmilitarisierung Deutschlands zurück, Gestern sprach 
er nur zur zweiten Frage — der der wirtschaftlichen Hilfsquellen 
der Ruhr —, obwohl zugegeben werden sollte, daß diese beiden 
Fragen äußerst eng miteinander verbunden sind. Ja, Herr Mar- 
shall erklärte, daß während der Zeit der militärischen Besetzung 
ein besonderes Regime der Kontrolle über die Ruhr nicht ge- 
schaffen werden solle, doch sieht er voraus, daß nach Beendigung 
der Besetzung sich besondere Maßnahmen zur Kontrolle der Ruhr- 
hilfsquellen als notwendig erweisen dürften. 


Dieser Vorschlag ist gegen die Schaffung einer Viermächtekon- 
rolle im Ruhrgebiet während der Besetzungszeit gerichtet. Es ist 
' unmöglich, dem zuzustimmen, wenn wir wirklich die große Bedeu- 
tung des Ruhrindustriegebietes für die internationale Sicherheit 
_ anerkennen, von der Herr Marshall sprach und die wir alle für 

unbestreitbar halten. Andererseits erfordert das Problem beson- 
derer Maßnahmen zur Kontrolle über die Ruhrhilfsquellen nach 
Beendigung der Besetzung eine besondere Diskussion. 
“Schon in Potsdam hat. die Sowjetregierung ihren Vorschlag hin- 
sichtlich des Ruhrindustriegebietes vorgelegt. Die Sowjetregierung 
schlug vor, anzuerkennen, daß das als Teil Deutschlands behan- 
delte Ruhrindustriegebiet unter gemeinsamer Verwaltungskontrolle 
Großbritanniens, Frankreichs, der Sowjet-Union und der Ver- 
einigten Staaten stehen solle. Zur gleichen Zeit schlugen wir vor, 
‚daß ein besonderer alliierter Rat, der aus Vertretern Großbritan- 


niens, Frankreichs, der Sowjet-Union und der Vereinigten Staaten 
bestehen würde, für das Ruhrindustriegebiet errichtet werde. Schon 
zu jener Zeit wünschten wir die sofortige Bestellung eines pro- 
visorischen alliierten Rates, bestehend aus Vertretern dieser Staa- 
ten. Wie ichilbereits ausgeführt habe, schlug Herr Bevin damals 
e; vor, daß die:Erörterung dieses Projektes angesichts des Fehlens 


. eines Vertreters Frankreichs in Potsdam zurückgestellt werde, Ge- 
mäß dem Vorschlag Herrn Bevins wurde die Frage der Schaffung 
eines besonderen alliierten Rates für das Ruhrindustriegebiet dem 
Rat der Außenminister zur Behandlung überwiesen; sie ist jedoch 
bis auf den heutigen Tag nicht geprüft worden. 


‚Nun erörtern wir wieder das Ruhrproblem. Die Regierungen, 

die wir vertreten, erkennen an, daß das Ruhrindustriegebiet von 
entscheidendet Bedeutung für Deutschlands Schicksal ist. Das 
Hauptproblem, mit dem wir uns im Augenblick befassen müssen, 
ist, ob die Ruhr wieder zur industriellen Grundlage der Wieder- 

‚ herstellung eines deutschen Kriegspotentials und der Neuschaffung 
eines aggressiven Deutschlands oder zur industriellen Grundlage 
eines friedlichen Deutschlands werden und. ihre industriellen 
Hilfsmittel auch den anderen Völkern Europas liefern wird, wie 
es die alliierten Mächte für, notwendig befinden werden. 
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Kriegs ließ sie zu Staub werden. In Wirklichkeit ist etwas einge- 


“ teiligung der anderen alliierten Besatzungsmächte bleibt. 


. eigener Verantwortung ohne Zustimmung der Sowjet-Union oder 


. Großbritannien und den Vereinigten Staaten bezüglich der Ruhr 
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Die Sowjetregierung besteht weiterhin auf ihrem Vorschlag einer 
Viermächtekontrolle über das Ruhrindustriegebiet. Der Zweck die- 
ses Vorschlages ist, Deutschlands Entwicklung in friedlichen 
demokratischen Bahnen und die Nutzung der wirtschaftlichen 
Hilfsquellen der Ruhr an erster Stelle im Interesse der deutschen 
Nation, aber gleichzeitig auch im Interesse der anderen Nationen | 
Europas sicherzustellen. Die gegenwärtigen Verhältnisse an der 
Ruhr können nicht als normal angesehen werden. Die Sowjetregie- 
rung hält es für falsch, daß die Ruhr, die in militärischer und 
industrieller Hinsicht so außerordentlich wichtig ist,. unter der 
alleinigen Kontrolle der britischen Besatzungsbehörde ohne Be- 


Nach der wirtschaftlichen Verschmelzung der britischen und 
der amerikanischen Zone am Ende des vergangenen Jahres ent» 
stand eine Situation, in der die Ruhr unter die Kontrolle zweier 
Besatzungsmächte — Großbritanniens und der Vereinigten Staa- 
ten — fiel, während Frankreich und die Sowjet-Union wıe zuvor 
von der Kontrolle über die Ruhr ausgeschlossen sind. Wir halten 
diesen Zustand für durchaus regelwidrig. Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten. die die wirtschaftliche Verschmelzung der 
beiden Zonen in besonderer Weise ins Werk gesetzt haben, haben 
dadurch Westdeutschland im -wesentlichen vom übrigen Lande 
getrennt, In diesem westlichen Teil Deutschlands, der das Ruhr- 
gebiet einschließt, wird ein Sonderregime geschaffen, und die 
Ruhrhilfsmittel fallen in die Hände zweier Besatzungsmächte, die 
chne Zustimmung des Kontrollrates handeln.- In Wirklichkeit 
haben Großbritannien und die Vereinigten Staaten bereits eine 
Zerstückelung Deutschlands bewirkt, wenn sie diesen Vorgang | 
auch noch nicht zu Ende geführt haben. Sie haben das | 


Frankreichs getan, f 
Gleichzeitig ist die wirtschaftliche und politische Einheit 
Deutschlands verletzt worden. Trotzdem entwickelte die. amerika- 
nische Delegation in ihrer gestrigen Erklärung den Gedanken, daß 
das Ruhrproblem "ein allgemein europäisches Problem sei und eine 
bestimmte europäische Wirtschaftskommission sich zu diesem Be- 
huf als nützlich erweisen dürfte. 'Es ist jedoch klar, daß diese 
Erklärungen bloße Worte bleiben werden, solange die Vereinigten 
Staaten und Großbritannien nicht gemeinsam mit Frankreich und 
der Sowjet-Union handeln, die Mitglieder des Kontrollrats sind 
und die gemeinsam mit den Vereinigten Staaten und Großbritan- 
nien die alliierte Besetzung Deutschlands tragen. Nur dann wer- 
den wir ın der Lage sein zu erklären, daß wir alle hinsichtlich 
des Ruhrindustriegebietes ım Einklang mit den allgemeinen euro- 
päischen Interessen und demgemäß im Einklang mit den Inter- 
essen aller europäischen alliierten Staaten handeln, wenn wir 
vereinbarte Maßnahmen zumindest der vier alliierten Mächte — 
Vereinigte Staaten, Großbritannien, Frankreich und Sowjet-Union 
— in der Tat sicherstellen. Ar 
Derartige vereinbarte Maßnahmen der vier Mächte können je- 
doch nicht erreicht werden, wenn die gegenwärtige Politik der 
Trennung Westdeutschlands vom Rest des Landes weiterverfolgt 
wird und zwei alliierte Mächte im Ruhrgebiet ohne Rücksicht auf 
den Kontröllrat handeln, dessen Mitglieder sie sind. Die jetzt von 


verfolgte Politik entspricht keineswegs den gestern von der ame- 
rikanischen Delegation verkündeten wirtschaftlichen Grundsätzen. 
Die amerikanische Delegation erklärte, es sei notwendig, erstens! 
die Hauptwirtschaftselemente wie Kohle und Stahl, die im Ruhr- 
Bebich erzeugt werden, gerecht zu verteilen, und zweitens, anderen | 
‚ändern einen Zugang zu den Ruhrhilfsquellen zu gewährleisten. | 
. In Wirklichkeit findet jetzt weder das eine noch das andere 
statt. Eine gerechte‘ Verteilung der im Ruhrgebiet erzeugten: 
Kohle- und Stahlmengen. kann nicht sichergestellt werden, wenn 
der Kontrollrat von dieser Angelegenheit ausgeschlessen ist, Diese 
Verteilung der Hilfsmittel der Ruhr sollte nicht durch Großbri- 
tannien und die Vereinigten Staaten allein, sondern durch den 
Bapeullen, bewirkt werden, an dem alle alliierten Mächte teil- | 
nehmen. i | 


‚Was den Zugang anderer Staaten zum Ruhzindustriegebiet be- 
trifft, so dient alles, was getan wird, nur der Bequemlichkeit 
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten. Diesen beiden star- | 
ken Mächten sind wirklich weitgehende Möglichkeiten im Ruhr- | 
gebiet und in ganz Westdeutschland gewährleistet. Im letzten | 
Sinne war dies der Zweck der abgesondeıten Verschmelzung der 
britischen und der amerikanischen Besatzungszone in Deutschland. 
Diese Lage „entspricht jedoch nicht den Interessen der anderen , 
alliierten Länder oder den alliierten Aufgaben hinsichtlich der 
Entwicklung ‚eines friedlichen und demokratischen Deutschlands. | 
Man sollte nicht danach streben, die Herrschaft irgendeiner Groß- 
macht im Ruhrindustriegebiet zu sichern, sondern eine wirkliche 
internationale Zusammenarbeit einzurickten, welche die Rechte | 
und Interessen der großen und der kleinen alliierten Staaten be- | 
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ück ichtigen und der deutschen Nation selbst und ihren dringen- 
len Bedürfnissen die gebührende Aufmerksamkeit schenken sollte. 

Ils auch in Zukunft eine oder zwei alliierte Mächte über das 
Ruhrgebiet ohne Rücksicht auf die anderen alliierten Staaten herr- 
hen, so mogen sie gewisse eigene Interessen sicherstellen, aber 
dieser Zustand. entspricht nicht dem grundlegenden Abkommen 
‚unserer vier Mächte über eine gemeinsame Kontrolle in Deutsch- 
and, ganz zu schweigen von der Tatsache, daß er durchaus nicht 


m Einklang mit dem Geiste einer normalen internationalen Zu- 
ammenarbeit steht. 


_ Die Erklärung der amerikanischen Delegation befaßtz sich neben 
der Ruhr auch mit den wirtschaftlichen Hilfsquellen von Ober- 
“Schlesien, das an Polen übertragen worden sei. Dies stellt 
einen neuen unzulässigen Versuch einer Einmischung in die in- 
neren Angelegenheiten eines anderen alliierten Staates dar. Die 
 Sowjetdelegation erachtet es nicht für möglich, einen Vorschlag 
- dieser Art einer Betrachtung zu unterziehen. 


Ich werde im Augenblick nicht auf die territorialen Ansprüche 
eingehen, die die Tschechoslowakei, Belgien und andere Nachbarn 
Deutschlands vorgebracht haben. Diese Fragen bedürfen eines 
E. Studiums, und wir werden später auf sie zurückkommen.“ 


Außenminister Marshall ergriff als erster das Wort, um 
zu den Ausführungen Molotows Stellung zu nehmen. Er 
erklärte, daß er die Beweisführung Molotows im Hinblick 
‚auf die Vereinigung der britischen und amerikanischen Zone 
E annehmen könne. Dieser Schritt,'so erklärte Marshall, 
werde Großbritannien und den Vereinigten Staaten durch 
‘das Fehlschlagen der Potsdamer Abmachungen: aufgezwun- 
‚gen. Wessen Schuld dies sei, darüber könne man verschiede- 
‚ner Ansicht sein. 

_ „Die Vereinigten Staaten wünschen aufrichtig eine wirtschaft- 
"liche Einheit, die von selbst zu einer Kontrolle des Ruhrgebietes 
und des übrigen Deutschlands durch die vier Mächte führen 
würde.“ 

"Eine gesonderte Viermächtekontrolle des Ruhrgebiets 
‚lehnte Marshall ab. Im übrigen verwies er darauf, daß es 
"sich erübrige, an dieser Stelle die amerikanische Meinung zu 
‚diesen Fragen zu wiederholen. 

 Bevin erklärte, er habe seinen Ausführungen vom Vortage 
“nicht viel hinzuzufügen: 

B. „Am 26. September 1945 gab ich in London eine Erklärung in 
dem gleichen Sinne ab, wie ich mich hier gestern äußerte, als die 
" Ruhrfrage aufgeworfen wurde. Wir nahmen damals das Pots- 
‘ damer Abkommen an und versuchten, es mit allen Mitteln in 
jeder Hinsicht einzuhalten. Es wurde uns aber entgegengewirkt. 
„Lebensmittel aus der OStzone wurden nicht geliefert. Dem Kon- 
"trollrat war nicht die Möglichkeit gegeben, in dem Sinne zu han- 
- deln, wie es in Potsdam vorgesehen war. Das alles führte dahin, 
daß ich mich in Paris gezwungen sah, ganz offen zu ‚erklären, 
_ die britische Regierung müsse Maßnahmen treffen, um die Lage 
“zu bessern. Darauf schlug die Regierung der Vereinigten Staaten 
vor, die Zonen zu vereinen. Die britische Regierung nahm diesen 
Vorschlag an.“ 

Bevin wies dann darauf hin, daß die wesentliche Klausel 
des Zonenzusammenschlusses immer geilissentlich übersehen 
werde. Die Vereinigten Staaten und Großbritannien seien 
"jederzeit bereit, mit jeder anderen Besätzungsmacht in Ver- 
handlungen einzutreten, um das geschlossene Abkommen auf 
andere Besatzungszonen auszudehnen, wodurch letztlich eine 


wirtschaftliche Einheit erreicht_ werde. 


‚Großbritannien und die Vereinigten Staaten seien zu den 
Maßnahmen, die sie hinsichtlich. ihrer Zonen trafen, ge- 
"zwungen gewesen. Wenn man zu dem in Potsdam aulge- 
stellten System der wirtschaftlichen Einheit zurückkehre, 
"würden viele Differenzen und Sorgen verschwinden. 


Zur Frage einer Kontrolle der Produktion des Ruhrge- 
bietes.durch den Kontrolirat erklärte Bevin, daß in der ersten 
Zeit ein Ausschuß des Kontrollrats die Kohle und den Stahl 
verteilt habe. Später habe der sowjetische Partner für die 
"Viermächteverteilung nur Überschüsse der in der sowjeti- 
schen Zone geförderten Kohle angeboten, die nach Befriedi- 
‚gung der Bedürfnisse dieser Zone übrig geblieben waren. 

„Damals zogen wir die Kohle von der Viermächteverteilung 
zurück. Später wurden aus den gleichen Gründen .auch Stahl und 
“andere Erzeugnisse von der Viermächteverteilung ausgenommen. 
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 zuarbeiten, aber die Bemühungen, die britische Zone geson- 


‚zu bilden, der sich sofort mit den von ihm am 10. April 
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Großbritannien sei bereit, mit dem Kontrollrat zusammen- 


dert zu behandeln, während die anderen Besatzungsmächte 
in ihren Zonen eine vollständige Kontrolle behielten, er- 
schienen ihm als ein Versuch, Großbritannien in eine be- 
sondere. Stellung zu drängen, die er aber nicht annehmen 
könne, 
‚Man müsse zu der Idee zurückkehren, daß bis zur Er- 
richtung einer provisorischen Regierung in Deutschland der 
Kontrollrat die herrschende Behörde in Deutschland sei. 
„Wenn das getan und die Politik fallengelassen wird, wonach 
ein Land seine Zone zu einem Monopol gestaltet und gleichzeitig 
versucht, sich in die Angelegenheiten der anderen Zonen einzu- 
mischen, werden viele unserer Schwierigkeiten gelöst sein.“ , 
Die britische Delegation, so sagte Bevin, sei mit der An- 
sicht des amerikanischen Delegierten Marshall einverstan- 
den, daß keine Notwendigkeit vorhanden sei, eine Sonder-- 
verwaltung für das Ruhrgebiet zu errichten. Das Ruhrgebiet 
sei ein Teil der britischen Besatzungszone. r A 


Außenminister Bidault forderte, die Saarfrage ohne 
Verzögerung zu lösen. Er schlug vor, einen Sonderausschuß 


1947 gemachten Vorschlägen befassen solle. 


Bidault wurde an dieser Stelle von Molotow unterbrochen, N 
der fragte: a: 
„Wie ‘denken meine Kollegen über meinen Vorschlag zur Lö- 
sung der Ruhrfrage?“ | BR. 
Bidault entgegnete, daß die Ruhrfrage ein Diskussions- 
gegenstand, die Saarfrage aber zur Entscheidung reif sei. Er 
sei bereit, das Ruhrproblem zu erörtern, fordere aber eine 
sofortige Entscheidung über das Saargebiet. R 


‚Molotow stellte fest, daß die anderen Delegationen nicht 
bereit seien, die sowjetischen Anträge über das Ruhrgebiet 
sofort zu erwägen; die Sowjetdelegation habe aber den 
Wunsch, daß diese Frage nicht von der Tagesordnung ahge- 
setzt werde und daß die Minister auf sie zurückkommen 
sollten. En \ I 

Molotow erklärte ferner, daß die Sowjetdelegation. den 
Antrag, eine Kommission für die Saarfrage einzusetzen, er- 
wägen werde. Zu Bevins Ausführungen über die Kohlen- 
verteilung erklärte Molotow, daß die Angaben, die der 
Sowjetdelegation zur Verfügung ständen, sich in gewissem 
Sinne von denen Bevins unterschieden. Molotow fuhr fort: 

„Man muß im Auge haben, daß die Ruhrkohle stets von dm 


in London befindlichen Kohlenausschuß verteilt wird, in dem die 
Sowjet-Union nicht vertreten ist. Der Kohlenausschuß des Kon- 
trollrats versprach, die für Deutschland übrig bleibende Kohle 
vertragsmäßig zu verteilen, doch gelang es ihn nicht.“ 

Molotow verlangte sodann, daß der Kontrollrat die Pläne 
der Kohlenförderung für ganz Deutschland aufstelle und daß 
Maßnahmen zur Steigerung der Kohlenförderung im Ruhr- We 


gebiet getroffen würden. 


er, 


CR 


Nachdem Bevin die Einbeziehung der Frage der Kohlen- 
förderung -in die Erölterurr abgelehnt hatte, wiederholte 
Bidault die Forderung nach sofortiger Entscheidung der 
Saarkrager 

„Frankreich ist nicht bereit, üher diese. Frage zu rechten.“ 

Hierauf griff Marshall in die Diskussion sein und saste, 
daß er den französischen V :chlag auf Grund der Er- 
klärung Bidaults vom 10. April annehme. Zu Molotows Vor- 
schlag über das Ruhreebi-t erklärte er. dieser Vorschlag 
hänge von der Frage der Wırtschaftseinheit ab, deren Fır- 
örterung, wie er hoffe, späicr wieder aufgenommen werden 
solle, wenn die Minister mit der Beratung ‚der vorliegenden 
Tagesordnung fertig seien. en 

Außenminister Bevin wiederholte noch einmal den briti- ä 
schen Standpunkt zur Saarfrage; indem er erklärte, Groß- 
britannien sei mit den französischen Forderingen unter 
zwei Bedingungen einverstanden: 

1. Überprüfung des französischen Reparationsanteits im Hin- 
blick auf die Übergabe des Saargebiets; diese Frage soll einem 

Sachverständigenausschuß übergeben werden. 
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Pr 
2. Prüfung der Grenzen des von Frankreich beanspruchten 
Gebietes von einem Ausschuß, wie er von amerikanischer Seite 

für die deutschen Grenzfragen vorgeschlagen wurde. 


Br Bidault versuchte hierauf nochmals, eine Entscheidung in 

der Saarfrage herbeizuführen. Außenminister Molotow war 

jedoch nicht bereit, den sowjetischen Standpunkt zu er- 
‘ läutern. 


Sodann nahm der französische Außenminister zu den 
Forderungen Belgiens gegenüber Deutschland Stel- 
4 lung und erklärte, Belgien beschränke sich auf ein wenig 


umfangreiches Gebiet und die Forderungen könnten schon 


jetzt den Gegenstand einer günstigen grundsätzlichen Ent- 


dann einem Sachverständigenausschuß anvertrauen könne. 


Auch die von der Tschechoslowakei erhobenen 
Forderungen, die eine Berichtigung der Grenzen von 1938 
zum Ziel haben, um deren Verlauf zu vereinfachen’ und 
deren Überwachung und Verteidigung zu erleichtern, er- 
schienen Bidault genügend gerechtfertigt. 


_ Bidault erklärte ferner, daß die französische Delegation 
bereit sei, die Forderung Luxemburgs zu unterstützen. 


Was aber die von der Regierung der Niederlande 
vorgeschlagene Grenzberichtigung angehe, so seien diese 
‘orderungen bedeutender als die anderen und erstreckten 
sich auf eine Bevölkerung von über 120000 Einwohnern. 


erungen wohlwnlliend zur Kenntnis und sei bereit, sie im 
zelnen zu prüfen. 


‘ Für die Gesamtheit dieser 'Gebietsforderungen schlug Bi- 
dault die Überweisung an die Stellvertreter der Außenmini- 
 ster oder an einen besonderen Ausschuß vor, zu dem Ver- 
 treter der interessierten Länder hinzusezogen werden soll- 
ten. Bidault kündigte dann an, daß die französische Dele- 
gatıon beabsichtiee, dem Rat der Außenminister - schrift- 
liche Vorschläge über eine Berichtigung-der französisch- 
deutschen Grenze längs des Rheins und im 
Raum von Straßburg zu unterbreiten! 


In diesem Zusammenhang wurde zum erstenmal der fran- 
zösische Gebietsanspruch auf den Hafen von Kehl und 
rechtsrheinisches Gebiet erwähnt. 


In Kreisen der französischen Delegation in Moskau ver- 
lautete, daß Frankreich eine enge wirtschaftliche Bindung 
des Hafens von Kehl auf dem rechten Rheinufer an den 
Straßburger Hafen erwäge. Der französische 
gründe sich darauf, daß Kehl die natürliche Ergänzung des 
' französischen Hafens von Straßburg sei. Der Besitz Kehls 
_ durch Frankreich werde die deutsch-französischen Meinungs- 


Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Die Sonderbeauftragten beschäftigten sich weiterhin mit 
der Verfahrensfrage für die Friedenskonferenz, ohne 
daß jedoch wesentliche Beschlüsse gefaßt wurden. 


Von britischer Seite wurde ein Vorschlag unterbreitet, die 
bestehenden Meinungsverschiedenheiten über die „Informa- 
tions- und Beratungsgruppe“ dadurch zu überwinden, daß 
man sie in zwei Ausschüsse aufteile: 


1. Eine Beratungskonferenz soll zusammentreten, deren Mit- 
gliedschaft auf die großen Vier, die Nachbarstaaten Deutsch- 
lands und die anderen alliierten Staaten beschränkt ist, die mit 
Streitkräften am Kriege gegen Deutschland teilnahmen. Hierbei 
soll Persien eingeschlossen seın. Diese Konferenz soll alle die- 
jenigen Aufgaben übernehmen, die ursprünglich der Informa- 
tions- und Beratungsgruppe zugedacht waren. 

2. Es ist eine „Informationskonferenz“ vorgesehen, die sich 
aus den „Großen Vier“ und allen Staaten zusammensetzt, die 
gegen Deutschland Krieg geführt haben und teilzunehmen wün- 
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ur scheidung bilden,. deren Ausarbeitung im einzelnen. man 


Die französische Delegation nehme diese holländischen For-: 


Anspruch _ 


Rn; Die Debatte über den „Deutschen Friedensvertrag“ 
IR | - Die Verhandlungen am 12. April 1947 


en RE 


verschiedenheiten über Rechte auf beiden Seiten des Rhei ns 
in dem Gebiete Kehl-Straßburg aus der Welt schaffen. Die 
französische Regierung wünsche jedoch nicht, Gebiete zu 
annektieren, die von Deutschen bewohnt würden. Kehl sei 
von den Deutschen evakuiert worden, so daß der franzö- 
sische Anspruch in keinem Widerspruch zu dem vorerwähn- 
ten Grundsatz stehe. \ Ä 


Ein Sprecher des französischen Außenministeriums in 
Paris erklärte jedoch zu den Ansprüchen auf Kehl, die 
Stadt Kehl solle unter deutscher Kontrolle bleiben, ‚der 
Hafen indessen gemeinsam mit dem Straßburger Hafen einer 
französischen Verwaltung unterstellt werden. | 


Eine Erläuterung der französischen Haltung in der Frage, 
ob und inwieweit die Stadt Kehl von der französischen Ver- 
waltung als zu französischem Hoheitsgebiet gehörend be- 
trachtet wird, wurde in Moskau nicht veröffentlicht. 


Bevin beantragte, von Marshall unterstützt, die Frage der 
deutschen Grenzen sowohl im Westen als auch im Osten 
den Stellvertretern der Minister zu übergeben und, ihnen 
das Recht zu gewähren, Ausschüsse zur Untersuchung dieser’ 
Frage einzusetzen. 

Molotow gab hierzu: folgende Erklärung ab: 4 

„Die Frage der polnisch-deutschen Grenze ist durch das Pats- 
damer Abkommen entschieden. Daher hält die- Sowjetregierung es; 
nicht für nötig, diese Frage einer Erörterung jn einem Ausschuß ) 
oder sonstwo zu unterziehen.“Was die anderen Gebietsfragen be-} 
trifft, so hat die Sowjetregierung nichts dagegen einzuwenden, 
daß diese Fragen von den Stellvertretern der Minister geprüft! 
werden.“ - 4 


Am 11. April kam es auch zu einer erneuten Erörterung 
der Frage, einer deutschen Zentralserlz 
rung. Die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frank- 
reich waren auf der Grundlage der französischen Vorschläge 
zu einer Einigung gekommen, wonach jede Zentralverwal-} 
tungsbehörde aus Vertretern der Länderregierungen zusam- 
mengesetzt werden sollte. Bevin erklärte hierzu noch, daß 
er es befürworte, daß der Friedensvertrag mit Deutschland 
von einer deutschen Zentralregierung. unterzeichnet werde, 


Die sowjetische Stellungnahme machte es jedoch klar, daß) 
eine Einigung über die Frage der‘ Zentralregierung nicht zu! 
erzielen war. Molotow erklärte, daß die französische Formel 
im Widerspruch zum Potsdamer Protokoll stehe, in dem die 
Ernennung deutscher Staatssekretäre, aber nicht die Ein- 
setzung von „Kollegien‘“ vorgesehen worden sei. Molotow 
warf Großbritannien und den Vereinigten Staaten vor, ihre 
Potsdamer Haltung zugunsten des französischen Vorschlags 
aufgegeben zu haben. ° 


| 
schen. Diese Konferenz würde das Informationsmaterial und die 
Dokumente” zur Verfügung haben, die auch der beratenden 
Gruppe zugeleitet werden. Auf schriftlichem Wege würde diese’ 
Konferenz auch ihre Ansichten über dieses Informationsmaterial 
der beratenden Konferenz zur Kenntnis bringen können. 


Rat der Außenminister 


Der Außenministerrat beendete den Meinungsaustausch 
über Form und Umfang des provisorischen 
politischen Aufbaus Deutschlands auf der! 
Grundlage des Berichtes des Koordinierungsausschusses. 


‚Der Vorschlag der Vereinigten Staaten und Großbritan- 
niens, daß der Kontrollrat der deutschen Zentralverwaltung 
möglichst große Handlungsfreiheit gewähren solle, wurde 
von Molotow unter Hinweis auf das Potsdamer Abkommen 
abgelehnt, weil nach diesem Abkommen eine deutsche Zen- 


ee „nach Weisung des- Kontrollrates zu arbei- 
ten hat“. i 


ng wünschten die amerikanische, die britische und die 
nzösische Delegation, der Zentralregierung nur ganz be- 
nmte Machtbefugnisse zuzuweisen. Molotow bezog sich 
ch in dieser Frage auf die Potsdamer Beschlüsse, die vor- 
sehen, daß der Zuständigkeitsbereich der Zentralverwal- 
tung auch in ähnlicher Form für die Zentralregierung gelte. 


Hierauf ging der Außenministerrat zur Erörterung des 
erichtes des Sonderausschusses über die Entmilitari- 
ijierung und Demokratisierung über. Der Be- 
cht, der vorsieht, daß der Kontrollrat die Zerstörung des 
leutschen Kriegsmaterials beschleunigt und möglichst bis 
um 31. Dezember 1948 beendet, schlägt als Abschlußdatum 
ür die Zerstörung der Kriegsindustrie im engeren Sinne 
den 1. Juli 1947 vor. Der britische Außenminister wies dar- 
auf hin, daß angesichts der ausgedehnten Kriegsindustrie 
n der britischen Zone eine Ausmerzung aller Werke der 
ersten Kategorie bis zum 31. Dezember 1947, wie von den 
rei anderen Außenministern vorgeschlagen worden war, 
icht möglich sei, und erklärte sich unter gewissen Vorbe- 
alten bereit, den 30. Juni: 1948 für den Abschluß des Ab- 
Daues vorzusehen. Hierbei handelt es sich um die Zer- 
störung der Rüstungsfabriken der Kategorie I. Über den 
Abbautermin für die Kriegsindustrie der zweiten, dritten 
ind vierten Kategorie entspann sich eine längere Debatte. 
uch wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, gewisse 
abrikanlagen der ersten Kateoorie für die Kunstdünger- 
erzeugung zu erhalten. Eine Einigung über die Termine 
urde nicht erzielt. 


* Die Außenminister beschlossen, daß die Punkte, über die 
öglicherweise Einigung erzielt werden könne, den Stell- 
vertretern überwiesen und daß die Teile des Berichtes, über 
ie man sich nicht einigen könne. an den Alliierten Kon- 


rollrat zurückverwiesen werden sollen. 
" 


- Man nimmt an, daß der Kontrollrat für die nächste Außen- 
inisterkonferenz in London einen neuen Bericht vorbe- 
reiten wird... 
x 


? 


° Der Rat der Außenminister einigte sich, die Festlegung 
der Beziehungen zwischen dem Kontrollrat und der deut- 
schen Zentralverwaltung fallenzulassen. 

2 


- Ferner kamen die Außenminister 
‚machungen: 
 ı.bis Ende 1947 eine 'Bodenreform: in 
Deutschland durchzuführen; 

E59 pis zum $1. Dezember 1948 alle Befesti- 
gungsanlagenin Deutschland zu zerstören; 
 3.biszum30. Junil948dieRüstungsfabri- 
ken der Kategorie I zu liquidieren. 


E 
E 
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zu folgenden Ab- 


Im Anschluß an diese Debatte berichtete der sowjetische 


Delegierte bei den Sonderbeauftragten über die Arbeit der 


Sonderbeauftragten auf dem Gebiet der Verfahrens- 
fragen. 


Die Sondervertreter seien einstimmig der Ansicht, daß die 
Friedenskonferenz einberufen werden soll, sobald die Vor- 
‚bereitung des Friedensvertragsentwurfes in den wichtigsten 
Punkten abgeschlossen ist und die Ansichten der Alliierten 
‚eingehend geprüft worden sind. 


Wie Wyschinskij erklärte, lehnten die Sonderbeauftrag- 
ten der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Frank- 
reichs die sowjetrussische Forderung ab, daß die Konferenz 
erst einberufen werden dürfe, wenn in Deutschland eine 
Zentralregierung besteht. Wyschinskij wies weiter darauf 
hin, daß die Sowiet-Union als einladende ‚Mächte die 
'Sowjet-Union, die Vereinigten Staaten, Großbritannien ‘und 
Frankreich vorsieht, während die Sonderbeauftragten der 


"drei anderen Großmächte auch China auf der Liste der ein- 
'ladenden Mächte sehen wollen. 


rn 
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- vorher bei der Friedenskonferenz zu Wort kamen. 


. nahme zu dieser Frage vor. 
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Die Sondervertreter seien über die Art und Weise einig, 
wie die Delegierten der alliierten Staaten in der Deutsch- 
landfrage zu Wort kommen sollen. Auch der Teilnehmer- 
kreis sei festgelegt. Eine Teilnahme Albaniens werde jedoch 
von den Vereinigten Staaten und Großbritannien nicht ge- 
billigt. 

Aus den Ausführungen Wyschinskijs ging hervor, daß fol- 
gende Fragen noch offen blieben: . 


1. welche Länder an der Friedenskonferenz für Deutschland 
teilnehmen sollen; Sl 

2. welche Länder bei der Informations- und Beratungskonferenz 
der alliierten Staaten vertreten sein sollen; ’ Ar 

3. ob es möglich ist, die Friedenskonferenz vor der Bildung - 
einer deutschen Zentralregierung abzuhalten; i 

4. in welcher Eigenschaft China an der Friedenskonferenz teil- 
nehmen soll; ’ 

5. ob die bei der Pariser Konferenz angewandte Verfahrens- 
ordnung auch für die deutsche Friedenskonferenz angenom- 
men werden soll; f 

6. die Beziehungen zwischen den deutschen Zonenbefehlshab 
und den zentralen Verwaltungsstellen; Ba. 

7. die Zusammensetzung und die Funktionen des deutschen be- 
ratenden Ausschusses; ri 

8. die Errichtung einer provisorischen Regierung: ob diese auf 
dem Wege der Wahlen oder ohne Wahlen gebildet werden 
soll; ; Y 

9. die Funktionen der provisorischen Regierung und ihr V« 
hältnis zum Alliierten Kontrollrat; , TR 

10. die Teilung der Vollmachten zwischen der 
Zentralregierung und den Länderregierungen; 

11. die Vollmachten der Zentralregierung; vo 

12. die Liquidierung bestimmter Kategorien von Fabriken un 
Anlagen, die zum deutschen Kriegspotential gehören. 


3. Se 
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Im Verlaufe seines Berichtes gab Wyschinskij noch den 
neuen britischen Vorschlag über die Bildung einer Bera- 
tungs- und Informationskommission bekannt. Y 


Außenminister Molotow machte den Vorschlag, die deut. 


sche Verfassung”*solle festlegen, daß das Wiederaufleben de 
Nationalsozialismus verboten ist. ; 


\ h 
Hierauf legte Molotow den sowjetrussischen Standpunkt 
in der Frage der Errichtung einer deutschen Zentralregie- 
rung erneut dar. Er erklärte, die Sowjet-Union lege beson 
ders großen Wert auf diese Frage, denn irgend jemand i 
Deutschland müsse für die Erfüllung des Vertrages verant- 
wortlich gemacht werden; das könnten ‘nicht die Länder- 
regierungen sein. Molotow berief sich auch hier wieder at 
die Entscheidungen der Potsdamer Konferenz, denen zufolge 
der Friedensvertrag von einer deutschen Regierung ange- 
nommen werden solle, sobald eine 'solche für diesen Zweck 
geschaffen sei. Molotow wies weiter darauf hin, man habe 
es bei der Unterzeichnung der Friedensverträge mit den ehe- 
maligen Verbündeten Deutschlands als völlig normal und 
selbstverständlich angesehen, daß diese Verträge von den 
Regierungen unterzeichnet wurden und daß ihre Vertreter 


„Auch in Japan besteht eine Regierung, die offensichtlich zu 
gegebener Zeit zu einem Friedensvertrag gehört und zur Unter- 
zeichnung eingeladen werden wird. Deutschland sollte keine Aus- 


nahme sein.“ 


Bevin stellte demgegenüber fest, daß Großbritannien die 
von Molotow zitierte Entscheidung der Potsdamer Konfe- 
renz hinsichtlich einer Beteiligung Deutschlands am Frie- 
densvertrag anders auffasse, und behielt sich eine Stellung- 


Der amerikanische Vorschlag, daß an der Friedenskonfe- 
renz Vertreter aller alliierten Staaten in voller Gleichberech- 
tigung teilnehmen sollten, wurde von Molotow zurückgewie- 
wiesen. Er wies darauf hin, daß die Annahme der amerika- 
nischen Anregung bedeute, daß die Sowjet-Union, die Ver- f 
einigten Staaten, Großbritannien und Frankreich bei, der ? 
Friedenskonferenz auf die gleiche Stufe mit den Philippinen, | 


Paraguay und der Türkei gestellt werden, die den Alliierten 
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keine Unterstützung im Krieg gegen Hitler-Deutschland ge- 
währt hätten, während die Türkei sogar Hitler im Kriege 
unterstützt habe, besonders gegen die Sowjet-Union. Die 
_ Konferenz beschloß, die Beratungen über diese Fragen am 
14. April fortzusetzen. Es wurde weiter festgelegt, am i4. 


Die Verhandlungen am 14. April 1947 


a | 
ir Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzauschüsse 


RR =‘ A - ae - . 
Der Sonderausschuß des Außenministerrates, der sich mit 


der Zusammenfassung der Weisungen an den Alliierten 
 Kontrollrat befaßte, erzielte eine Einigung in folgenden 
Punkten: 

3 1. Es wurde beschlossen, daß die Liquidierung deutscher 
 Rüstungswerke erster Ordnung bis zum 30. Juni 1948 durchge- 
führt sein muß. 
i 2. Es wurde ein Abkommen getroffen, nach dem ein freier 
Vertrieb von Zeitungen und Nachrichten in allen Zonen 
= Deutschlands unter Umständen sofort beginnen kann 


Ober die genaue Auslegung dieses Abkommens konnte 
"jedoch keine Klarheit geschaffen werden. S 


Rat der Außenminister 


- Der Rat der Außenminister setzte die am 12. April be- 
 gonnene Debatte über das Verfahren zur Vorberei- 
 tungdesFriedensvertrages mit Deutschland fort. 


- Die Außenminister beschäftigten sich weiterhin mit der 
Zusammensetzung der für die Konferenz geplanten ständi- 
gen Ausschüsse. Diese Frage wurde zur erneuten Überprü- 
fung an die Sonderbeauftragten zurückverwiesen. Über die 
geplante Konferenz eines Informations- und Konsultations- 
- ausschusses wurde keine Einigung erzielt. 

Zur Frage der Abfassung eines deutschen Friedensver- 
trages gab Außenminister, Marshall eine Erklärung ab, die 
_ folgenden Wortlaut, hatte: R 


geben werde. in der die amerikanische Einstellung zur Friedens- 
 konferenz klargelegt und einıge von meinen Kollegen aufgewor- 
" fene Fragen beantwortet werden sollen. 
Im allgemeinen war unsere Einstellung die, daß die Konferenz 
im wesentlichen nach denselben Richtlinien arbeiten sollte wie 
R: die Versammlung der Vereinten Nationen. Es erscheint uns nicht 
angebracht, irgendeinen Staat. der mit Deutschland im Kriege 
war, von der Teilnahme an der Friedeuskonferenz auszuschließen 


In. dem ursprünglichen Vorschlag der Vereinigten Staaten war 


zwar vorgesehen daß allen ehemals kriegführenden Staaten volle 
_ und gleiche Rechte als Mitglieder der Konfererz zuerkannt wer- 
den sollten. Aber dıe Delegation der Vereinigten Staaten ist be- 


_ reit, in eine Bestimmung einzuwilligen, daß für die sogenannten 
_ »Zweidrittel-Mehrheit-Empfehlungen« der Konferenz nicht nuı 


“ 


"n 
_ Staaten erforderlich sind. sondern auch zwei Drittel der anwesen- 
den und abstimmenden Staaten, die in Teil 1, Paragraph 2 des 
Berichtes der Stellvertreter aufseführt werden. Das heißt: es kön- 
_ nen nur dann »Zweidrittel-Mehrheit-Empfehlungen« beschlossen 


B as: N 5 CIE 
_ werden, wenn die Zustimmung von zwei Dritteln derjenigen an- 


\ 


; Der Viermächtevertrag zur Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands 


Außenminister Marshall gab am 14. April 1947 folgende 
Erklärung ab: i 


„Vor einem Jahre legte Aufßenminister Byrnes auf einer Kon- 
ferenz der Außenminister in Paris einen Vertragsentwurf vor, der 
vorsah, daß sich dıe vier alliierten Hauptmächte verpflichten. ge- 
‚meinsam dafür zu sorgen, daß Deutschland für 25 Jahre oder 
länger entwaffnet wird. 

Dieser Vorschlag wurde gemacht, weil die Vereinigten Staaten 
entschlossen sind, sich aktiv dafür einzusetzen, daß Deutschland 
abgerüstet bleibt. 

“ Der Vorschlag wurde bald nach Beendigung der Kämpfe und 
noch vor der Regelung der deutschen Frage auf der Tagesordnung 
des Rates gemacht, weil wir der Furcht so schnell wie möglich 
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Rs Am 12. April sagte ich, daß ich heute eine Erklärung ab- - 


zwei Drittel der Stimmen aller anwesenden und abstimmenden „ 


April mit der Erörterung ‚des amerikanischen Vier- 
mächtepaktes zu beginnen. ; ä 


Am Sonntag, dem 13. April, fanden keine Beratungen des’ 
Außenministerrates statt, | 


wesenden und abstimmenden Staaten vorliegt, die Nachbarn 
Deutschlands sind oder mit ihren Streitkräften am gemeinsamen 
Kampf gegen Deutschland teilgenommen haben. h 


Ebenso ist die Delegation der Vereinigten Staaten bereit, ihre Zu- 
stimmung dazu zu geben. daß für die sogenannten »Einfach-Mehr- 
heit-Empfehlungen« nicht nur die Mehrheit aller anwesenden und 
abstimmenden Staaten erforderlich sein soll, sondern die Mehrheit 
aller der anwesenden und abstimmenden Staaten, die im Teil 1, 
Paragraph 2 des Berichtes der Stellvertreter aufgeführt sind. 


Die Delegation der Vereinigten Staaten ist ferner bereit, inre 
Zustimmung dazu zu geben, daß die Empfehlungen der Friedens- 
konferenz vom Rat der Außenminister bei der Ausarbeitung des 
endgültigen Textes für den deutschen Friedensvertrag in derselben ' 
Weise erwogen werden wie die Vorschläge der Pariser Konferenz 
‘zu den Friedensverträgen mit den früheren deutschen ' Vasallen- 
staaten. Mit anderen ‚Worten: der Rat muß beide Arten von 
Empfehlungen in Erwägung ziehen. Natürlich haben die »Zwei- 
drittel-Mehrheit-Empfehlungen« ein .größeres Gewicht als die 
»Einfach-Mehrheit-Empfehlungen«, aber der Rat ist nicht ge- 
zwungen, sie anzunehmen. n ö NS 


Die Delegation der Vereinigten Staaten. hat den Vorschlag ge- 
macht, in die deutsche Verfassung eine Klausel einzubauen, durch 
welche die deutsche Regierung angewiesen wird, den Friedensver- 
trag anzunehmen und zu ratifizieren. Es war einer der: Haupt- 
angriiispunkte dcı Nazis gegen die demokratischen Vertreter, die 
im ‚Namen Deutschlands den Versailler Vertrag unterzeichneten, 
daß Deutschland hierbei durch die Demokraten verraten worden 
sei. Wır glauben daß bei dem von uns vorgeschlagenen konsti- 
tutionellen Verfahren die Verantwortung für die Annahme des 
Vertrages beim deutschen Volks selbst liegen würde. Unter diesen 
Umständen werden wir keine Einwände gegen eine Unterzeich- 
nung und Ratifizierung des Vertrages durch die deutsche Regie- 
ıung erheben.“ a : 


„ Der Abschluß der Debatte brachte keine Übereinstimmung 
in irgendeinem weiteren Punkt. obgleich Molotow die bis- 
herige sowjetische Haltung in zwei Punkten berichtigte. Er 
gab den Standpunkt auf, daß nur die vier Großmächte in 
den "Ausschüssen zur Vorbereitung des deutschen Friedens- 
vertrages vertreten sein sollten, und stimmte dem Vor- 
schlag zu, daß auch Vertreter anderer alliierter Staaten, 
die an den behandelten Problemen interessiert sind, zur 
Teilnahme eingeladen werden könnten. 


Die Verfahrensfragen würden voraussichtlich an die-Stell- 
vertretenden Außenminister zur weiteren Bearbeitung über- 
wiesen, um dann der nächsten Vollsitzung des Außenmini- 
sterrates erneut vorgelegt zu werden. 


Die Außenminister wandten sich dann der Erörterung des | 
amerikanischen Vorschlages für einen Viermächte- 
ö “ trag zur Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutsch- 
ands zu. 


ein Ende bereiten und eine weise Planung der Friedensreseel 
für Europa bewirken wollten. ; Br. 


. Es ist jetzt ein Jahr vergangen, und zum Überlegen war reich- 
lich Zeit. Die Vereinigten Staaten meinen, daß es jetzt an der 
Zeit sei, daß sich die drei anderen alliierten Mächte entscheiden 
ob sie ein Viermächteabkommen zur Sicherstellung der deutschen 
Entwaffnung wünschen oder nicht. 


. Was den Text anbetrifft, so haben die Vereinigten Staaten 
immer eingesehen, dafl ein weiteres Studium der Frage und neue 
Ereignisse einige Veränderungen des ersten provisorischen Ent- 
wurfs wünschenswert zu machen pflegen. Ich möchte jetzt vor- 
schlagen, daß in dem Vertrag eine periodische Überprüfung sei- 
ner Bedingungen festgelegt wird. Vor allen Dingen sollte das 
Viermächteabkommen nach der endgültigen Festlegung des. deut- 
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riedensvertrages daraufhin überprüft werden, ob es diesem 
gepaßt werden muß. Ve 
iter schlage ich vor, daß alle in dem Viermächteabkommen 
ltenen Verbote in den Friedensvertrag aufgenommen werden 
len, so daß sie für den deutschen Staat pindend sind, deutsches 
andesgesetz werden, der einzelne Deutsche verpflichtet ist, ihnen 
gehorchen, und die Gerichte entsprechend verfahren. 
weifellos werden noch andere Vorschläge zur Verbesserung 
Textes gemacht werden/können, vorausgesetzt, daß er einfach 
eindeutig gerecht bleibt. Ich möchte -jedoch den Rat jetzt 
ht veranlassen, sich in eine Diskussion über den Text Zu ver- 
&keln. Wir möchten jetzt eine Entscheidung darüber haben, ob 
drei Mächte hier ein Viermächteabkommen zur Verhinderung 
tscher Wiederaufrüstung wünschen. Wenn ja, dann schlage 
vor, daß wir Bevollmächtigte einsetzen, die sofort mit den 
erhandlungen über den endgültigen Text beginnen.“ 


Außenminister Bevin nahm den Vorschlag Marshalls 
ofort vorbehaltlos an. Bidault akzeptierte ihn im Prinzip 
nfalls. Er verknüpfte jedoch die Frage des Viererpaktes 
mit der Frage des Sonderregimes für die Ruhr und das 
theinland. Außenminister Molotow gab ebenfalls seine prin- 
elle Zustimmung, aber er erklärte, der amerikanische 
rtragsentwurf berücksichtige seiner Ansicht nach die fol- 
den Hauptpunkte nicht in ausreichendem Maße: 


_ 1. Die Entnazifizierung ist nicht als Gegenstück zur Entmili- 
tarisierung erwähnt. 

- 2. Es fehlt jeglicher Hinweis auf eine Viermächtekontrolle 
les Ruhrgebietes. 

3. Es fehlt ein besonderer Artikel über die Auflösung und die 
Übereignung der Trusts und Kartelle. 


4. Die Errichtung einer demokratischen Ordnung in Deutsch- 
“land, die sich auf die wichtigsten Menschenrechte gründen soll, 
- ist nicht erwähnt. ; 

5. Es fehlt eine Bestimmung für die Bodenreform. 

6. Der Artikel über die Beendigung der alliierten Besetzung 
ist nicht eingehend genug gefaßt. 


Molotow unterbreitete sodann dem Außenministerrat ein 
egenprojekt unter dem Titel „Vertragsentwurf 
ber die Entmilitarisierung Deutschlands 
dedveVerhutungeinerdeutschen Aggres- 
on“. Der. Entwurf hatte folgenden Wortlaut: 


„Am 5. Juni 1945 haben die Regierungen der Vereinigten Staa- 
n, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Ver- 
igten Königreichs und der Französischen Republik ihre Absicht 
ndgetan, die völlige Abrüstung und Entmilitarisierung Deutsch- 
lands durchzuführen, was im wesentlichen Maße bereits geschehen 
st. Nichts wird die Vollendung dieses Werkes abwenden oder 
wufhalten. Es muß sichergestellt werden, daß Deutschland so lange 
vollig abgerüstet und entmilitarisiert bleibt, wie es nötig ist, damit 
eutschland nie mehr seine Nachbarn oder die Aufrechterhaltung 
des Weltfriedens bedroht, und wie es die Aufgabe, eine deutsche 
Aggression zu verhüten, erfordert. Die Aufgabe, eine deutsche 
Aggression zu verhüten, kann nicht restlos .erfüllt werden, wenn 
nicht der deutsche Militarismus und Nazismus vernichtet und das 
sffentliche Leben und die Staatsordnung Deutschlands auf breiter 
und demokratischer Grundlage von Grund auf umgestaltet werden; 
las wird eine Garantie für die Gestaltung Deutschlands zu einem 
iedliebenden Staat sein und günstige Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß alle Völker Europas und der ganzen Welt sich voll 
nd ganz friedlichen Arbeiten widmen können. Die Lösung dieser 
Aufgabe und die Erfüllung der Verpflichtungen Deutschlands ge 
genüber den verbündeten Staaten werden dem deutschen Volk die 
Möglichkeit geben, einen angemessenen Platz in.der Gemeinschaft 
der Nationen einzunehmen. 
Um dieses Ziel zu’ erreichen, kommen die Regierungen ‘der Ver- 
Pisten Staaten, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
des Vereinigten Königreichs und der Französischen Republik über- 
ein, sich an der Erfüllung der in diesem Vertrag festgesetzten 
gemeinsamen Aufgabe zu beteiligen. 


{ Artikel 1 


Die Hohen Vertragschließenden Parteien kommen überein, 
gemeinsam Maßnahmen zu treffen, um folgendes festzustellen: 
. a) alle deutschen Streitkräfte einschließlich der Landstreit- 
kräfte, Luft- und Luftabwehrtruppen und Seestreitkräfte, sämt- 
liche halbmilitärischen Kräfte, wie die SS, die SA und Gestapo, 
_ sowie auch alle. Hilfsorganisationen der obengenannten For- 
„mationen werden binnen kürzester Frist vollkommen entwaffnet, 
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_ rischen und halbmilitärischen Organisationen werden aufgelöst 


- benutzt oder betrieben werden: alle militärischen Gebäude, An- 
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demobilisiert und aufgelöst und hören auf zu bestehen; es wird 
auch in keiner Form die Wiederherstellung der aufgelösten e- 
deutschen Streitkräfte, der obengenannten Organisationen und 
Hilfsformationen jeglicher Art zugelassen; a 


b) der .deutsche Generalstab und die Stäbe jeglicher militä- 


und abgeschafft sein; es wird in keiner Form ihre Wiederher- 
stellung zugelassen werden;- - 


c) in Deutschland wird in keiner Form, auch nicht in getarn- 
ter, militärischen oder halbmilitärischen Organisationen Exi- 
stenzberechtigung erteilt; | 


d) Anfertigung und Produktion militärischer Ausrüstungen n 
Deutschland sowie deren: Einfuhr werden verhütet. Insbesondere 
werden die Hohen Vertragschließenden Parteien Produktion 
und Erzeugung oder Einfuhr folgender Dinge verhindern: 


1. aller Waffen, Munition, Sprengstoffe, Kriegsausrüstun- 
gen, militärischer Vorräte und Lager oder anderer Kriegs- 
werkzeuge jeder Art; 


2. sämtlicher Spaltungsstoffe für irgendeinen Zweck außer 
‚solchen, die unter den Bedingungen, die von den Hohen 
Vertragschließenden Parteien gebilltst sein werden, zuge- 
lassen sind; ; u: 

3. sämtlicher Kriegsschiffe aller Klassen, sowohl der Über- - 
2 als der Unterwasserschiffe als auch der Hilfskriegs- a 
schiffe; AT: 


4. sämtlicher Flugzeuge jeglicher Art, Flugzeugausrüstungen 
und -geräte wie auch der Ausrüstung für Luftabwehr; ig 


e) es wird verhütet werden, daß zu Kriegszwecken geschaffen, 


lagen und Einrichtungen einschließlich militärischer Flugplätze, 
Marineflugstationen, Kriegsmarinestationen, Militär- und Krieg 
marinelager, ständiger und provisorischer Land- und Küstenb 
festigungen, Festungen und anderer Festungswerke; alle noch 
vorhandenen Gebäude, Anlagen und Einrichtungen solcher Art 
werden vernichtet werden; 


f) bei der Entmilitarisierung und Abrüstung, die in diesem 
Artikel vorgesehen sind, können folgende Ausnahmen zugelasse 
werden, und zwar unter Bedingungen, die von den Hohen Ve 
tragschließenden Parteien festzusetzen sind: an 


1. die Aufstellung und der Einsatz solcher Gliederungen der 
deutschen Zivilpolizei und deren Ausrüstung mit solchen 
Arten und Mengen importierter Feuerwaffen, wie es für 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit notwendig 
sein könnte; ; 

2. die Einfuhr von Mindestmengen der in d) aufgeführten 
Gegenstände, wie zum Beispiel von Sprengstoffen oder 
Sprengstoffingredienzien, die für Bauzwecke, Bergbau, Land- 
wirtschaft oder andere Friedenszwecke erforderlich sein 
könnten. I 


Artikel 2 


Die Hoben Vertragschließenden Parteien stimmen über fol- 
gendes überein: PS 

a) alle nötigen Maßnahmen zur Vernichtung des deutschen “E = 
Kriegspötentials werden durchgeführt; alle Rüstungsbetriebe, de 
militärische Spezialausrüstung anderer Betriebe sowie auch de 
Produktionsanlagen der anderen Industrien, die nicht von dn 
Industrien. benötigt werden, welche für die Bedürfnisse dr 
deutschen Friedenswirtschaft zugelassen sein werden, werden als 
Reparationen eingezogen oder zerstört; Ba 

b) Herstellung, Benutzung oder Betrieb "jeglicher Fabriken, Eu: 
Werke, Werkstätten, Forschungsinstitute, Laboratorien, Verr- 
suchsstationen, technischer Unterlagen, Patente, Pläne, Zeich- 
nungen und Erfindungen, die für die Erzeugung oder für die 
Erleichterung der Erzeugung der im Artikel Id) und e) des vor- 
liegenden Vertrages aufgezählten Gegenstände bestimmt ind 
oder bestimmt sein könnten, wird verhütet werden. - an 


Artikel 3 


Um die Benutzung der deutschen Industrie zu Kriegszwecken 
zu verhüten, kommen die Hohen Vertragschließenden Parteien 
in folgendem überein: ’ ; 

4) über das Ruhrindustriegebiet als Hauptbasis der deutschen 
Rüstungsindustrie und Hauptindustriebollwerk des deutschen 
Militarismus wird, eine gemeinsame 'Kontrolle Großbritanniens, 
der‘ Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreichs und der 
Sowjet-Union errichtet, damit die Bodenvorkommen des Ruhr- 
gebiets für die Entwicklung der Friedensindustrie Deutschlands 
wie auch für die Befriedigung der Bedürfnisse der durch die | 
deutsche Aggression geschädigten Völker Europas benutzt 5 
werden; ; 
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Fr b) die Liquidierung der deutschen Konzerne, Kartelle, Syndi- 
kate, Trusts und der diese kontrollierenden Monopolvereinigun- 
gen, welche die Inspiratoren und Organisatoren der deutschen 
Aggression waren, wird binnen kürzester Frist abgeschlossen 
ur, werden, und die Betriebe, die ihnen gehört haben, werden in 
> den Besitz des deutschen Staates übergeführt werden, wobei die 
b; _  _ Wiederherstellung der monopolistischen Industrie- und Finanz- 
Bi vereinigungen in Deutschland fernerhin nicht zugelassen werden 
B\. ‘ wird. 


Artikel 4 


Um die Wurzeln der deutschen Aggression zu vernichten und 
Deutschland zu einem friedlichen demokratischen Staat zu 
machen, kommen die Hohen Vertragschließenden Parteien ın 
folgendem überein: 
 ,” a) es werden Maßnahmen getroffen werden, um die Überreste 
des deutschen Nazismus und des deutschen aggressiven Natio- 
‚nalismus in anderen Formen auszurotten und die Möglichkeit 
zu beseitigen, daß die Nazipartei, nazistische Organisationen 
_ und Institutionen in irgendeiner Form wiederaufleben könnten, 
wobei in Deutschland jeglicher nazistischer und militaristischer 
Einfluß vollkommen beseitigt und fernerhin keine nazistische 
_ und militaristische Tätigkeit oder Propaganda zugelassen wer- 
den wird; , 

—  b) dem deutschen Volk wird allseitige Hilfe bei der Herstel- 
Jung einer demokratischen Ordnung auf der Grundlage der vom 
deutschen Volk gebilligten demokratischen Verfassung Deutsch- 
An lands erwiesen werden; dadurch sollen dem deutschen Volk 
 _ ‚Rede-, Presse-, Glaubens-, Versammlungsfreiheit, freie Tätig- 
keit der demokratischen Parteien, der Gewerkschaften und an- 
derer antinazistischer Organisationen für ganz Deutschland bei 


tätigen Bevölkerung wie auch unter Berücksichtigung der not- 
wendigerweise aufrecht zu erhaltenden Sicherheit gewährleistet 
sein; 
€) in ganz Deutschland wird. cine Bodenreform durchgeführt, 
_ damit den Bauern der Boden der Großgrundbesitzer und der 
"Junker übergeben wird, die stets Inspiratoren der deutschen 
Aggression waren und die gefährlichsten deutschen Militaristen- 
kader stellten. 
Artikel 5 
f Die Hohen Vertragschließenden Parteien kommen dahin über- 
ein, daß die Alliierten Mächte die, Aufhebung der Besetzung 
- Deutschlands prüfen werden, wenn die Erreichung der Haupt- 


_ und zwar: 
a) Vollendung der Entmilitarisierung Deutschlands einschließ- 
_ lich Liquidierung des Rüstungsindustriepotentials Deutschlands 
gemäß den Vorschriften der alliierten Mächte, 
© b) Wiederherstellung und Festigung der demokratischen Ord- 
_ nung in Deutschland, \ 
ce) Einhaltung der festgesetzten Reparationsverpflichtungen wie 
auch Erfüllung der anderen Verpflichtungen Deutschlands ge- 
_ genüber den Alliierten. 
Be :: Artikel 6 ’ 
: a Nach erfolgter Aufhebung der Besetzung Deutschlands wird 
eine auf vierseitiger Grundlage wirkende Kontrollkommission 
wi; 
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Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


e- Der Sachverständigenausschuß befaßte sich mit der Frage 
_ ler Festlegung der Menschenrechte. Es konnte je- 
er loch keine Einigung erzielt werden. Wegen der besonderen 
- 3edeutung dieser Frage wurde sie gesondert an die Außen- 
ainister zurückverwiesen. 


Rat der Außenminister 


Im Rat der Außenminister wandte sich Außenminister 


Marshall gegen die von Molotow gemachten Erweiterungs- 


 sorschläge zu dem amerikanischen Entwurf eines Vier- 
 nächtevertrages. Marshall erklärte: $ 
„Wir besprachen ‘gestern den Vorschlag der Vereinigten Staaten 
u einem Viermächteabkommen, ‘das eine dauernde Entwaffnung 
nd Entmilitarisierung Deutschlands garantieren soll. Wir hatten 
inen solchen Vertrag als ersten und grundlegenden Schritt vor- 
ıeschlagen. Als ein eıster Schritt würde er dazu dienen, die Furcht 
u vertreiben, die niemals_ein guter Ratgeber sein kann. Als ein 
rundlegender Schritt war der vorgeschlagene Vertrag einfach 
ind auf ein konkretes Ziel beschränkt, nämlich eine Wiederauf- 
üstung Deutschlands zu verhindern. 
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eingesetzt werden. die durch ihre Amtspersonen oder Ko: mis- 
sionen in jedem beliebigen Teil oder in allen Teilen des deut- 
schen Gebietes Besichtigungen, Überprüfungen und Untersuchun- 
gen durchführen wird, die sie für nötig hält, wobei die Hohen 
‚-Vertragschließenden Parteien, falls Deutschland gegen seine 
Verpflichtungen ‚gegenüber den verbündeten Staaten verstoßen 
sollte, Zwangsmittel anwenden dürfen, einschließlich Handlun- 
gen von Luft-, See- oder Landstreitkräften, die erforderlich sein 
könnten, um die sofortige Einstellung oder Verhütung eines der- 
artigen erfolgten oder versuchten Verstoßes zu gewährleisten. 
Die Kontrollkommission wird die Hohen Vertragschließenden 
Parteien und: den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen über 
die Ergebnisse der durch diesen Artikel gestatteten Besichtigung, | 
Überprüfung und Untersuchung laufend unterrichten, wobei die 
Hohen Vertragschließenden Parteien den Sicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen unverzüglich von den getroffenen oder zu tref- | 
fenden Mafßßnahmen in Kenntnis setzen werden. 


Die Hohen Vertragschließenden Parteien kommen dahin über- 
ein, daß sie sich gleichzeitig mit der Beschlußfassung über die 
Aufhebung der Besetzung in Deutschland beraten werden, um 
im Wege von Verhandlungen besondere vierseitige Abkommen 
auszuarbeiten, in denen, ohne die ihnen durch die Statuten der 
Organisation der Vereinten Nationen auferlegten Verpflichtungen 
zu beeinträchtigen, möglichst vollständig die Einzelheiten 'der 
Besichtigungen, Überprüfungen, Untersuchungen, die die Kon- 
trollkommission vornehmen wird, dargelegt werden. Die Menge 
und die Arten der Streitkräfte, die jede Partei für die ‚Zwecke 
dieses Vertrages. bereitzustellen hat, der Bereitschaftsgrad und 
ihre allgemeine Verwendung wie auch der Charakter der Mittel 
und der Hilfe, die jede Partei zur Verfügung stellt, sollen 
gleichfalls dargelegt werden. Diese vierseitigen Sonderabkom- | 
ınen sind von den Hohen Vertragschließenden Parteien gemäß 
ihren jeweiligen verfassungsmäßigen Verfahren zu ratifizieren. 


Artikel. 7 N 

Den vorliegenden Vertrag haben dıe Hohen Vertragschließen- 

den Parteien gemäß ihren verfassungsmäßigen Verfahren zu 

ratifizieren. Die Ratifikationsurkunden werden der ... Regierung. 

zur Sicherung ın Verwahrung gegeben, die alle Hohen Vertrag- 

schließenden Parteien über jeden Fall der Hinterlegung in 
Kenntnis zu setzen. hat. | 


Der Vertrag tritt in Kraft, nachdem alle Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien die Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. 
Der Vertrag gilt für die Dauer von vierzig Jahren, vom Tage 
seines Inkrafttretens an gerechnet. Sechs Monate "vor Ablauf | 
der Geltungsfrist dieses Vertrages werden sich die Hohen Ver- 
tragschließenden Parteien untereinander beraten, um festzustel- 
len, ob nicht die Interessen des internationalen Friedens und 
der Sicherheit seine Verlängerung mit oder ohne Abänderungen 
erforderlich machen oder ob ‘das deutsche Volk bei der Umge- 
staltung seines Lebens auf demokratischer und friedlicher. 
Grundlage selche Erfolge erzielt hat, daß eine weitere Auf- 
Fe line von Kontrollmaßnahmen nicht mehr erforder- 
ich ist.“ - 


Die Regelung der deutschen Frage wirft, viele fragliche Punkte | 
auf, und dieser Viermächtepakt soll sich nicht mit allen diesen. 
Punkten befassen Wir haben ihn nicht so dargestellt, als ob er. 
es sollte. Falls darüber irgendwelche Täuschungen bestehen sollten, ' 
so sind wir nicht ihre Urheber. Aber es sollte ein erster und 
grundlegender Schritt in einer Sache gemacht werden, die man. 
klar herausstellen kann und die höchst gefürchtet ist, nämlich die 
militärische Wiederaufrüstung Deutschlands. | 

Es wurde hier der Vorschlag eingebracht, den al || 
trag so abzuändern, daß er noch eine große Menge anderer 
Punkte umfasse, wie zum Beispiel die dauernde Verwaltung des 
Ruhrgebiets, die-Entnazifizierung und Demokratisierung Deutsch- 
lands, die Durchführung ‘der Landreform, die Einbringung der‘ 
Reparationen, die Abschaffung der Kartelle und so weiter. 

Alle diese Angelegenheiten müssen vom Kontrollrat oder in 
der endgültigen Friedensregelung behandelt werden. Sie im Rah- 
men des von uns vorgeschlagenen Viermächtevertrages zu behan- 
deln, würde den Umfang und Zweck dieses Vertrages vollkommen 
umwandeln. In dem Vertrag, wie wir ihn vorschlagen ist für 
solche Abänderungen kein ‚Raum. i 


Solche Bestimmungen passen ebensowenig in den vorgeschlage- 
nen Vertrag hinein wie in die von der Sowjet-Union behandelten 
. . 7 
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weiseitigen Verträge gegen deutsche Aggression, die alle ganz 
Bie sind und keine derartigen Bestimmungen enthalten, wie 
sie die Sowjet-Union jetzt für den Viermächtevertrag vorschlägt. 
/nserer Meinung nach würden diese Vorschläge bedeuten, daß 
ir vier uns Vollmachten für den Friedensvertrag anmaßen, die 
‚den alliierten Nationen im ganzen zustehen. 


- Ich stellte gestern die Frage, ob die hier anwesenden anderen 
‚drei Mächte grundsätzlich — ich wiederhole: grundsätzlich — 
ereit sind, einen Vertrag dieser Art, wie ihn die Vereinigten 
\ taaten vorgeschlagen haben, zu verhandeln, durch den sich die 
vier Mächte verpflichten, für die dauernde Abrüstung Deutsch- 
lands einzustehen. Diese. Frage ist, soweit ich unterrichtet bin, 
‘von Frankreich und dem Vereinigten Königreich bejahend be- 
antwortet worden. Ich möchte nun wissen, ob die Sowjetdelegation 


‚gewillt ist, die Angelegenheit an bevollmächtigte Vertreter zur ' 


Verhandlung auf der von den Vereinigten Staaten vorgeschlagenen 
Grundlage zu übergeben.“ 


E: Nach dem amerikanischen Außenminister sprach Bidault 
zu den Gegenvorschlägen Molotows. Er erklärte: 


„Ich bin davon überzeugt, daß bestimmte Vorschläge ausge- 
‚arbeitet werden können, wenn wir uns darüber einigen könnten, 
‚die betreffenden Fragen einem Sonderausschuß zur Prüfung zu 
überweisen.“ 


 Bidault bedauerte, daß die Gesichtspunkte seiner Mini- 
sterkollegen zur Zeit außerordentlich stark vom französi- 
‚schen Standpunkt hinsichtlich der Ruhrfrage abweichen, und 
kennzeichnete die Unterschiede wie folgt: 


> „Bevin nimmt einen Standpunkt ein, der mir fast völlig negativ 
erscheint; Marshall scheint eine gewisse Form der Kontrolle von 
vorwiegend wirtschaftlichem Charakter zu unterstützen: Molotow 
‚setzt sich für eine Verwaltung ein, die in den wichtigsten Punkten 
allerdings auch von den französischen Vorschlägen abweicht. 
Frankreich wünscht eine Kontrolle des Ruhrgebietes und keine 
"internationale Geschäftsführung.“ 


© Bezüglich verschiedener Ergänzungsvorschläge der Sow- 
jetdelegation sagte Bidault, daß sie einen allzu großen Kreis 
‚ungelöster Fragen erfassen. Bidault zog hieraus die Schluß- 
folgerung, daß die von Molotow vorgeschlagenen Artikel 
nicht in den vierseitigen Vertrag aufgenommen werden soll- 
ten und daß man die Artikel über Entnazifizierung und 
Demokratisierung in den deutschen Friedensvertrag selbst 


einsetzen müsse. 


- Anschließend wiederholte Molotow seine Beweisführung 
'vom Vortage und betonte, der amerikanische Entwurf müsse 
‚wesentlich erweitert werden, weil er nicht ausreichend den 
‚Frieden der europäischen Völker gewährleiste. 
ß Molotow brachte folgende Vorschläge ein: 

1. Es ist notwendig, einen vierseitigen Vertrag über die Ent- 
militarisierung Deutschlands und zur Verhütung einer deutschen 
Aggression abzuschließen. 


2. Der Sonderausschuß muß beauftragt werden, den von der 
amerikanischen Delegation vorgelegten Entwurf sowie Verbes- 
serungen und Ergänzungen der Sowjetdelegation und die Vor- 
schläge der französıschen Abordnung als auch andere mögliche 
Vorschläge zu überprüfen und seine Vorschläge dem Außen- 
ministerrat in seiner nächsten Sitzung vorzulegen. 

3. Bei der Erörterung der genannten Entwürfe ist von der 
- Notwendigkeit auszugehen, die Erfüllung der “durch die Pots- 
 damer und die Krim-Beschlüsse Deutschland auferlegten Ver- 
 pflichtungen zu gewährleisten, in denen diese als obligatorische 

Bedingungen für die Entmilitarisierung Deutschlands und die 
- Verhütung der deutschen Aggression betrachtet werden. 


Hierauf wandte sich Bevin erneut gegen eine Viermächte- 
kontrolle über das Ruhrgebiet. Er machte den Vorschlag, 
den amerikanischen Vertragsentwurf einem Sonderausschuß 
zu übergeben. Bevin betonte, daß für das Zustandekommen 
eines Viermächtevertrages die amerikanischen ‚Vorschläge 
zugrunde gelegt werden müßten. Die von der Sowjetdele- 
gation eingebrachten Abänderungen wurden von Bevin ver- 


worfen. 
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Viermächtevertrag 


‚ Im weiteren Verlauf der Debatte ergriff Molotow aber- 
mals das Wort, um nochmals die Vorzüge, die die sowje- 
tischen Ergänzungen für den amerikanischen Vertragsent- 
wurf haben würden, zu erläutern. 


Daraufhin erklärte Außenminister Marshall, daß die Zu- 
satzanträge der Sowjetdelegation nur dazu dienen könnten, 
die Einmütigkeit der Alliierten zu schwächen, und sagte: 


„Ich glaube, wir sollten uns in der Frage der Abrüstung und 
Entmilitaristerung Deutschlands einigen, wenn wir uns schon nicht 
über die lange Liste der anderen umstrittenen Angelegenheiten 
einigen können.“ 


Marshall stellte fest, daß Molotow in Bezug auf Deutsch- 
land Vorschläge in die Konferenz hereintrage, die zum 


Zwiespalt unter den Alliierten führen müßten. Da einige 


Vorschläge völlig unannehmbar seien, sei damit der Vier- 
mächtevertrag letzten Endes gegenstandslos. 


Als Beispiel wies Marshall auf die Meinungsunterschiede 
über das Ausmaß der deutschen Zentralisierung hin. Wenn 
die Sowjetdelegation die Zusammenfassung der wirtschaft- 
lichen und politischen Macht in den Händen einer deutschen 
Zentralregierung verlange, so bedeute gerade dies eine 
ständige Bedrohung des Weltfriedens. 


Weiter verwahrte sich Marshall gegen die Anschuldigun- 
gen Molotows, daß der amerikanische Entwurf des Vier- 
mächteabkommens die Grundsätze von Potsdam und Jalta 
verleugne. Amerika habe so lange das Potsdamer Abkom- 
men in vollem Umfange anerkannt, bis es durch Nichtein- 
haltung seitens der Sowjet-Union gezwungen worden sei, 
seinerseits zu handeln, damit die Reparationen nicht zu 
Lasten des amerikanischen Steuerzahlers gehen. 


Marshall wies ferner darauf hin, daß die Sowjetdelegation 
unzweideutig zu erkennen gegeben habe, den Potsdamer 
Beschluß über die deutsche Wirtschaftseinheit nicht aus- 
führen zu wollen, bis die Frage der Reparationen aus der 
laufenden Produktion geregelt worden sei. 


Die Wirtschaftseinheit sei in den Potsdamer Beschlüssen 
jedoch in keiner Weise von Reparationen aus der laufenden 
Produktion abhängig gemacht worden. Aus diesem Grunde 
müsse er den sowjetischen Standpunkt als die Wurzel aller 
Schwierigkeiten und die Ursache der meisten Meinungsver- 
schiedenheiten betrachten, denen man sich am Moskauer 
Konferenztisch gegenübergesehen habe. 


Marshall lehnte den Vorschlag Molotows, einen Sonder- 
ausschuß zur Erörterung sowohl des sowjetischen als auch 
des amerikanischen Vorschlares einzusetzen, ab. Er sagte, 
die Differenzen seien zu groß, als daß solch ein Ausschuß 
zu irgendeinem Ergebnis führen könne. 


Bevin erklärte: 


„Fünf Wochen sitzen wir schon hier und beschäftigen uns letz- 
ten Endes nur mit den sowjetischen Vorschlägen. Wir werden vor 
unseren Völkern schlecht dastehen, wenn wir weiter nichts er- 
reichen werden.“ 


Der amerikanische Außenminister Marshall erklärte so- 
dann: 

„Wir sind uns darüber einige, daß Deutschland entwaffnet und 
ihm für immer jede Möglichkeit genommen werden muß, einen 
neuen Krieg zu führen. Wenn der amerikanische Entwurf als Ver- 
handlungsgrundlage angenommen wird, ist Aussicht dafür vor- 
handen, daß bald ein Übereinkommen erzielt werden kann, das 
auf Deutschland und die übrige Welt eine günstige Wirkung haben 
muß. Wenn aber die Einmütigkeit durch das Aufwerfen umstrit- 
tener Fragen gefährdet wird, ist nur wenig oder gar keine Aus- 
sicht vorhanden, daß wir überhaupt zu einem Übereinkommen 
gelangen.“ 

Marshall schloß als Vorsitzender der Besprechung die 
Aussprache über den Viermächtevertrag mit der Fest- 
stellung: 

„Da wir uns über die Grundlage des Vertragsentwurfes nicht 
haben einigen können, schlage ich vor, zum nächsten Punkt der 
Tagesordnung überzugehen.“ 
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Das Kohlenproblem 


Im weiteren Verlauf der Sitzung des 15. April beschäf- 
tigten sich die Außenminister mit dem Kohlenpro- 
blem. Den Außenministern wurde der Bericht des Vier- 
mächtekohlenausschusses vorgelegt, der bereits seit dem 
Sommer 1946 auf der Tagesordnung der Außenminister 
stand, jedoch bisher nicht erörtert worden war. 


Der Bericht des Ausschusses gliederte sich in drei Ab- 

schnitte: 

1. Feststellungen und Vorschläge, über die sich alle vier Groß- 
mächte einig sind; 

2. Vorschläge, über die keine allgemeine Einigung erzielt wurde, 
darunter Vorschläge einer Untersuchung der Kohlenproduk- 
tion in jeder Zone und Kommentare über jede Zone durch 
die anderen drei Alliierten; 

3. Bericht über die bisherigen Kohlenzuteilungen. 


In dem Bericht befürwortet Frankreich eine direkte 
alliierte Kontrolle der Ruhrkohlenbergwerke. Die Sowjet- 


“Union verlangt eine Viermächtekontrolle der Produktion der 
britischen Zone und die Festsetzung individueller Produk-- 


tionssätze für jede Grube durch den Alliierten Brennstoff- 


 ausschuß in Berlin. 


Großbritannien, die Vereinigten Staaten und Frankreich 
vertreten die Ansicht, daß die Kohle aus allen vier Zonen 
einer Auffangstelle zugeleitet und dann in ganz Deutschland 
verteilt werden soll. Jede Zone soll ihre Bedürfnisse auf 
gleicher Grundlage anmelden. Die Sowjet-Union vertritt 
jedoch den. Standpunkt, daß der Bedarf der sowjetischen 
Zone nur von dem Oberbefehlshaber der Zone festge- 
legt werden kann und einer Überprüfung durch eine Vier- 
mächtekörperschaft nicht bedarf. 

Bei der Erörterung des Berichtes wies Bidault darauf hin, 


daß der Bericht in manchen Teilen bereits überholt sei. 


Die Saar mit allen ihren Reserven müsse sofort in den 


französischen Wirtschaftsraum einbezogen werden, denn 
sonst werde es der französischen Wirtschaft unmöglich, von 


1947 an die nötige Versorgung mit Kohle sicherzustellen. 
Außerdem müsse die Saarkohle aus der internationalen Koh- 
lenzuteilung ausgenommen und Frankreich über sie frei 
verfügen können; andererseits müsse Frankreich dank der 
Ruhrkohle auf die für seine Industrie notwendigen Kohlen- 
mengen rechnen können. Eine bloße Erhöhung des prozen- 
tualen Ausfuhranteils an der Ruhrkohlenerzeugung, woraus 
Frankreich gemeinsam mit anderen Einfuhrländern Gewinn 
ziehen könne, sei nicht genürend, um der französischen 
Wirtschaft die notwendigen Mengen zu sichern. 


„Wie es der französische Plan über die Internationalisierung 
der Ruhr vorsieht, glaubt dıe französische Ahordnune, daß die 
Kohlenzuteilung nach den Vorschriften eines Verfahrens und durch 
einen Organismus von internationalem Charakter erfolgen muß, 
der im Vertrag festzulegen ıst. Schließlich muß die Kontrolle über 
den Kohlenverbrauch verschärft werden, und gleichzeitig bedürfen 
die jetzigen Verteilungsmethoden einer Änderung durch Fest- 
une von Zuteilungsvorrechten nach dem Grad der Dringlich- 
eit. 

Bidault betonte, daß zu allen diesen Punkten Beschlüsse 
unentbehrlich seien, Beschlüsse, von denen der Wiederauf- 

‘bau, ja die Existenz einer großen Anzahl europäischer Län- 
der abhänge. 


Der amerikanische Außenminister gab zu dem Kohlen- 
problem folgende grundsätzliche Erklärung ab: 


„Der Bericht des Alliierten Kontrollrates über die Produktion 
und Verteilung von Kohle zeiot deutlich die dringende Notwen- 
digkeit der wirtschaftlichen Vereinigung. Kohle ist Deutschlands 
bedeutendste natürliche Hilfsquelle. Es hat einen großen Einfluß 
auf das allgemeine Niveau der industriellen Produktion in 
Deutsehland und vielen anderen Ländern, wieviel Kr"le in 
Deutschland gefördert und wie diese verteilt wird. Solange 
Deutschland aufgeteilt ist. bleiben die Befehlshaber der verschie- 
denen Zonen weiterhin für die Förderung und Verteilung der 
Kohle sowie aller anderen Güter verantwortlich, Nur wenn 
Deutschland als Wirtschaftseinheit behandelt wird, können unsere 
gemeinsamen Bemühungen um das Kohlenproblem in Deutschland 
wirklichen Erfolg haben. 
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‚dem Alliierten Kontrollrat zu unterstellen und damit für 


‘ offen bleiben. 
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Kohlenproduktion: Der Bericht weist auf die Notwendigkeit 
einer Erhöhung der Zahl der Arbeitskräfte in den Bergwerken, 
einer Anpassung der Löhne, der Herstellung von Bergwerksaus- 
rüstungen und auf andere Dinge hin, die dem Bergmann zum 
Anreiz dienen könnten. Von einer täglichen Förderung von 
180.000 Tonnen im September ist die Produktion im Ruhrgebiet 
kürzlich an einem Tag bis zu 238 000 Tonnen angestiegen. Trotz 
der fortgesetzten Schwierigkeiten glaubt man, daß eine solide | 
Vorarbeit für die allmähliche Gesundung des Kohlenbergbaus im 


Ff f 


Ruhrgebiet geleistet worden ist. f | 


Verteilung der.Kohle: Während der Kontrollrat nominell schon 
seit über einem Jahr die Verteilung der Kohle durchführt, hat 
niemals -eine wirkliche Verteilung der Produktion aus allen vier 
Zonen stattgefunden. Es hat sich als unmöglich erwiesen, die Zu- 
stimmung der Sowjet-Union zur Einbeziehung der in der Sowjet- 
zone geförderten Kohle in das Verteilungssystem zu erhalten, das 
sich auf den gemeinsamen Bedarf gründet. Die Sowjetzone hat 
zum Beispiel 700 000 Tonnen- Kohle monatlich aus der Verteilung 
ausgelassen, die zu synthetischem Brennstoff verarbeitet wurden. 
Weder diese Konle noch der daraus hergestellte synthetische | 
Brennstoff kamen jemals unter das Verteilungssystem. In Wirk- | 
lichkeit hat sich die Viermächteverteilung nur auf die Produktion | 
der drei Westzonen bezogen. Die Kohle aus der Sowjetzone wurde 
im Tausch gegen Hartkohle aus dem Ruhrgebiet geliefert, wurde 
aber niemals zur allgemeinen Verteilung in Deutschland oder- für 
die Ausfuhr zur Verfügung gestellt. a 

Da der Befehlshaber der Sowjetzone sich weigerte, diese, Ver- 
hältnisse zu ändern, und darauf bestand, den Bedarf der Sowjet- 
zone einseitig zu bestimmen, versagte das Viermächtesystem der 
Kohlenverteilung. : 


Die Lösung des Kohlenproblems ist abhängig von gemeinsamer | 
Planung und Kontrolle der Produktion und Verteilung aller Man- 
gelgüter, einschließlich der Zuteilung eingeführter sowie einhei- 
mischer Mittel. Kohle und Stahl können nicht auf alle vier Zonen 
zugeteilt werden, wenn Nahrungs- und Düngemittel nicht für die 
Verteilung bereitgestellt, sondern in der Erzeugungszone gehalten | 
werden. Wir sprechen also mit anderen Worten für die Wirt- 
schaftseinheit Deutschlands und die gemeinsame Nutzung aller 
seiner Hilfsquellen, einschließlich der Kohle. Wir fordern noch 
einmal alle Delegationen dringend auf, diesen Grundsatz des 
Potsdamer Abkommens anzunehmen. x | 


Solange hierüber keine Einigkeit besteht, können wir zu dem 
Kohlenbericht weiter nichts tun, als ihn zur Kenntnis zu nehmen.“ 


| 
| 
| 
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Außenminister Bevin nahm in seinen Ausführungen Stel- 
lung zu den früher von sowjetischer Seite erhobenen Vor- 
würfen, daß Großbritannien Kohlen als Reparationslieferun- 
gen erhalten habe. Der britische Außenminister erklärte, der 
gesamte Erlös der Kohlenausfuhr aus der britischen Zone 
Deutschlands sei wieder in der deutschen Wirtschaft in- 
vestiert worden. Er schlug vor, die Förderung und Vertei- 
lung der Kohle auf eine gesamtdeutsche Grundlage zu stel- 
len. Großbritannien sei bereit, die Ruhrkohlenförderung 


die britische Zone noch vor Verwirklichung der deutschen 
Wirtschaftseinheit einen Ausnahmefall zu schaffen. 


‚Zu dem Vorschlag Bidaults über die Saarkohle sagte Be- | 
vin, die Verteilung dieser Kohle sei Sache einer europäischen | 
Kohlenorganisation. Einstweilen jedoch müsse die Frage | 


Außenminister Molotow behielt sich seine Stellungnahme | 
zum Kohlenbericht bis zum nächsten Tag vor. 


Unterredung Stalin — Marshall \ 


Am Abend des 15. April stattete der amerikanische 
Außenminister Marshall Generalissimus Stalin einen Besuch 
im Kreml ab. 


a den Besuch wurde folgendes Kommunique herausge- 
geben: 


„Am 15. April empfing der Vorsitzende der Sowjet-Union, 
Stalin, den amerikanischen Staatssekretär Marshall. 


Bei dem Empfang waren der Außenminister der Sowjet-Union, 
Molotow, der sowjetische Botschafter in den Vereinigten Staaten, 
Nowikow, der amerikanische Botschafter in der Sowjet-Union, 
Smith, und der besondere Mitarbeiter. des amerikanischen Staats- 
sckretärs, Bohlen, anwesend.“ N 
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Die Verhandlungen 
B, $ Rat der Außenminister 


% ‚Der Rat der Außenminister beendete unter dem Vorsitz 
"Bidaults die Beratung über den BerichtderKohlen- 
s achverständigen, der bereits am Vortage verhan- 
delt worden war. 2 


___ Außenminister Molotow erklärte, die Frage der deutschen 
Kohle sei ein wichtiges Problem sowohl für Deutschland 
‚selbst als auch für die alliierten Mächte. Die Arbeit der 
Kohlensachverständigen, die von Zonenbefehlshabern in 
"Deutschland ernannt worden seien, habe nützliche Resultate 
‚gezeitigt und dazu beigetragen, daß Maßnahmen getroffen 
worden seien, die zu einer gewissen Steigerung der Kohlen- 
förderung geführt hätten. 


-Molotow stellte die Frage, ob ernste Maßnahmen in Bezug 
“auf Kohle in Deutschland verwirklicht werden sollen, so- 
lange kein Übereinkommen über die wirtschaftliche Einheit 
Deutschlands als Ganzes erzielt werde. Seiner Ansicht nach 
‚sei es für die Lösung des Kohlenproblems nicht notwendig, 
vorher die deutsche Wirtschaftseinheit herzustellen. Die deut- 

-sche Kohlenproduktion aus dem Jahre 1938 in Höhe von 
216 Millionen Tonnen sei auf 114 Millionen Tonnen zu- 
‚rückgegangen, das heiße auf 53 Prozent der Vorkriegspro- 
_ duktion. 
Eine Koordinierung der Fragen der Kohlenindustrie 
Deutschlands zwischen den Alliierten werde, so sagte Molo- 
-tow, dazu beitragen, auch das Problem der wirtschaftlichen 
- Einheit vorwärtszutreiben. 


= Man solle sich die Aufgabe stellen, die Kohlenförderung 
in Deutschland in den nächsten zwei bis drei Jahren auf das 
_ Vorkriegsniveau zu heben. Was die Kohlenindustrie des 
-Ruhrgebietes betreffe, so ‚solle eine besondere Viermächte- 
kontrolle unmittelbar im Ruhrgebiet unter der allgemeinen 
Leitung des Kontrollrats festgelegt werden. 


„Es ist ferner bekannt, daß Deutschland vor dem Krieg etwa 
10 bis 15 Prozent seiner Kohlenförderung ausführte. Jetzt muß 


a 


} Der abschließende Bericht der Sonderbeauftragten 


Die Verhandlungen 


© Rat der Sonderbeauftragten — Konferenzausschüsse 


Die Sonderbeauftragten traten auf Anweisung des Aufßen- 
ministerrates zusammen, um eine Liste der Deutschland be- 
treffenden Fragen, über die eine Einigung erzielt beziehungs- 
_ weise nicht erzielt worden war, abzufassen. 


Rat der Außenminister 


_ Die Außenminister wandten sich in ihrer Sitzung zu- 
nächst dem am Vormittag fertiggestellten Bericht der 
Sonderbeauftragten zu. 


Zu den Fragen der Entmilitarisierung, Ent- 
nazifizierung, Demokratisierung, Umsied- 
lung derBevölkerung und territorialen Um- 

‘gestaltung empfahl der Bericht die vereinbarten Para- 
graphen der zur Behandlung gelangten Dokumente dem 
Kontrollrat in Deutschland als Richtlinie und zur Ausfüh- 

“rung zuzuleiten. Die Minister bestätigten diese Empfehlung. 


Im zweiten Teil des Berichtes der Sonderbeauftragten, der 
diewirtschaftlichen Grundsätze, den Stand 
derdeutschen Nachkriegswirtschaftund den 

Reparationsplan behandelt, sind die Standpunkte 
der Delegationen in allen Fragen festgehalten. Der Stand- 
punkt jeder ‚Delegation zu den einzelnen in diesem Teil des 
"Berichts berührten Fragen hängt von einem Gesamtüberein- 
kommen über die miteinander verknüpften Fragen des Stan- 
des der Industrie, der Reparationen und der wirtschaftlichen 
Einheit Deutschlands ab. Die Stellvertreter empfahlen, alle 
“gelösten und nicht gelösten Fragen, die in diesem Teil des 
"Berichts behandelt werden, dem Kontrollrat zu übergeben. 
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am 16. April 1947 


die Frage des Kohlenexports anders gestellt werden. Man muß 
festlegen, daß 20 bis 25 Prozent der gesamten in Deutschland ge- 
förderten Kohle für die Ausfuhr und die Reparationen an die 
verbündeten Länder bestimmt werden.“ 
Molotow schlug vor, daß die eine Hälfte dieser 20 bis 25 
Prozent für die Ausfuhr und die andere Hälfte zur Deckung 
von Reparationszahlungen verwendet werde. Somit würde 
also jede Steigerung der Kohlenförderung eine Steigerung 
des inneren Kohlenverbrauchs in Deutschland und in gleicher 
Weise eine Steigerung der Ausfuhr und der Kohlenrepara- 


tionslieferungen bedeuten. Molotow schlug ferner vor, daß 


die Vertreter der vier Mächte in Deutschland sowohl den 
Plan und die Mafßnahmen zur Steigerung der Kohlenförde- 
rung im ganzen Lande als auch die Verteilung der Kohle an 
die einzelnen Verbraucher einschließlich der Ausfuhr und 
der Reparationen gemeinsam festlegen sollen. 

Zugleich forderte Molotow, daß außer den demokratischen 
Parteien auch die Gewerkschaften, antinationalsozialistische 
Organisationen und technische Vereinigungen an der Ver- 
waltung des Ruhrgebiets beteiligt würden. 


Bevin und Marshall lehnten die von der Sowjetdelegation 


eingebrachten Vorschläge ab und erhoben insbesondere Ein- 
wände gegen die Kohlenlieferungen a conto der Repa- 
rationen. 

Der französische Außenminister Bidault erklärte, daß er 
seinen am 15. April gemachten Ausführungen nichts hinzu- 
zufügen habe. 


Es wurden keine Entscheidungen getroffen. Das Kon | 


lenproblemrblieb ungelöst. 


Im weiteren Verlauf der Sitzung des 16. April wandten Be 


sich die Außenminister dem letzten Punkt der Tagesordnung 
der Moskauer Konferenz zu: dem Vertrag mit Österreich. 

Die Verhandlungen über den Abschluß eines Vertrages 
mit Österreich dauerten bis einschließlich 22. April 1947. 
Die erwartete Einigung über den Vertrag kam aber nicht 
zustande. 


am 23. April 1947 


Der den Diskussionen des Außenministerrates beiwohnende 
sowjetische Sonderbeauftragte Wyschinskij beantragte, die 
nicht gelösten Fragen den Stellvertretern der Minister zur 
erneuten Untersuchung zu überlassen. Über diesen Antrag 
kam es zu keiner Einigung. 


Im dritten Teil ihres Berichtes unterbreiteten die Sonder- 
beauftragten dem Rat der Außenminister Empfehlungen zur 
Frage der Form und des Umfangs der pro- 
visorischen Gestaltung Deutschlands. Alle 
Delegationen erklärten sich damit einver- 
standen, daß jede beliebige Entscheidung 
über die politische Gestaltung Deutsch- 
lands von der vorhergehenden Errichtung 
der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands 
abhängig zu machen ist. 

Im vierten Teil des Berichts der Sonderbeauftragten, der 
die Liquidierung des preußischen Staates. 
zum Gegenstand hat, heißt es, daß der Rat der Außenmini- 
ster in seiner Sitzung am 10. März das vom Kontrollrat in 
Deutschland angenommene Gesetz über Liquidierung des 
preußischen Staates bestätigt habe. Die Stellvertreter emp- 
fahlen den Ministern, diese Entscheidung dem Kontrollrat 
zur Kenntnis zu bringen. 

Der Außenministerrat nahm diese Empfehlung an. 

Der fünfte Teil des Berichts galt dem Verfahrender 
Ausarbeitung des deutschen Friedensver- 
trages. Nach einem Meinungsaustausch wurde dieses Do- 
kument zur weiteren Untersuchung an die Stellvertretenden 
Außenminister zurückverwiesen. 
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F Im Anschluß hieran beschäftigten sich die Außenminister 
erneut mit dem Problem Österreich. 

Als sich die Außenminister dann wieder deutschen Pro- 


- _blemen zuwandten, kam Außenminister Marshall nochmals 
— auf den amerikanischen Vorschlag eines Viermächte- 


: 


_ vertrags zur Sicherung der deutschen Abrüstung und 
Entwaffnung zu sprechen. Er wünsche nicht, daß der Vor- 
schlag von den Stellvertretern studiert werde, aber er er- 
klärte, daß die Vereinigten Staaten die Ablehnung des Ver- 
trages durch die Sowjetregierung als sehr ernst betrach- 
teten. Die Vereinigten Staaten könnten die Gründe für die 
Ablehnung nicht verstehen. Der Vorschlag der Vereinigten 
Staaten bleibe jedoch aufrecht erhalten. 


Außenminister Molotow erwiderte, daß man den Charak- 

- ter der sowjetischen Vorschläge falsch ausgelegt habe. Wenn 
‚völlig legale Zusatzanträge nicht erörtert werden sollten 

“und der Vertrag genau so angenommen werden müsse, wie 

_ er von den Vereinigten Staaten vorgeschlagen sei, dann solle 


Marshall dies sagen. Der Vorschlag der Vereinigten Staaten 
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habe die Bedeutung der Potsdamer Beschlüsse über Deutsch- 
land eingeschränkt und verzerrt. Der amerikanische Vor- 
“schlag sehe einen Vertrag vor, der fehlschlagen müsse, da er 
auf einer zu engen Grundlage beruhe. Es sei die amerika- 


nische Weigerung, die sowjetischen Zusatzanträge zu er- 


ur 


örtern, die zur Ablehnung des Vertrages geführt habe. 


Marshall erwiderte hierauf kurz, daß der Verlauf der 
Konferenz den tatsächlichen Stand der Dinge klar erkennen 


ee Jasse. 


Die Empfehlungen, die die Außenminister als Ergebnis 
_ ihrer Beratungen an den Alliierten Kontrollrat richteten, 
‚ wurden durch den Protokollausschuß wie folgt zusammenge- 


 faßt und weitergeleitet: 


1 Entmihlarisierung 
Der Alliie-te Kontrollrat soll: 


1. das Werk der Zerstörung des deutschen Kriegsmaterials 
"und aller rnilitärıschen Einrichtungen und Anlagen, die zur 
'Kriesführung zu Lande, zur See und in der Luft bestimmt sind, 
beschleunigen. Maßgebend hierfür ist das Programm des Alli- 
ierten Kontrollrats auf Grund der Direktiven Nr. 22 und 28 mit 

- den hierzu ergangenen Änderungen, wobei als Endtermin für 
diese Arbeiten, wenn möglich, der 31. Dezember 1948 vorge- 
schen ist; 

- 2. den Plan zur Liquidierung der besonders für die Zwecke 
der Herstellung von Kriegsmaterial gebauten Werke (Kategorie I) 
vor dem I. Juli 1947 fertigstellen; 


3. die Liquidierung der in Kategorie I fallenden Betriebe vor 
dem 30. Juni 1948 abschließen. Die britische Delegation erklärt 
‚ihr Einverständnis mit dem vorstehend festgesetzten Datum, 
behält sich jedoch das Recht vor, beim Auftreten von Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Erfüllung dieser Aufgabe bis zu dem 
festgesetzten Zeitnounkt an den Kontrollrat Bericht zu erstatten 
und notfalls um Fristverlängerung nachzusuchen; 


4. mit Hilfe von Vierer-Ausschüssen die Maßnahmen zur Li- 
quidierung des Kriegspotentials gemäß vorstehenden Ziffern 
nachprüfen. 

11. Entnazifizierung 


Der Kontrollrat erhält Anweisung: 


1. alle zur Beschleunigung der Entnazifizierung in ganz 
Deutschland geeigneten Maßnahmen gemäß den Direktiven 
Nr. 24 und 38 des Kontrellrates zu treffen; 


2. die Entfernung früherer aktiver Nazis und Militaristen aus 
öffentlichen und halböffentlichen Stellungen sowie verantwort- 
lichen Stellungen in bedeutenden Privatbetrieben so schnell wie 
möglich abzuschließen und die Möglichkeit der Festsetzung eines 
Endtermins zu prüfen; 

3. alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, um sicherzustel- 
len, daß als Richter oder öffentliche Anklarevertreter nur 
solche Personen herangezogen werden, die auf Grund ihrer po- 
litischen und geistigen Qualitäten für fähig: befunden wurden, 
an der Entwicklung echt demokratischer Einrichtunsen in 
Deutschland mitzuhclfen; y 
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Außenminister Bevin richtete einen Appell an seine Kol- 
legen, doch in der Frage des Viermächtepaktes zu einem 
Übereinkommen zu gelangen. Er erklärte: , 


„Wenn jemand eine Brücke zwischen Ost und West zu bauen 
versucht, so hoffe ich, daß dies nicht vereitelt wird. 


Nach der ergebnislosen Erörterung des Viermächtever- 
trages konnten sich die Außenminister über einen Bericht 


ihrer Sonderbeauftragten über den Zeitpunkt der Rückkehr 


deutscher Kriegsgefangener, die noch im Ausland festge- 
halten werden, einigen. ’ { 

Biszum31. Dezember 1948sollenalleehe- 
maligen Angehörigen der deutschen Wehr- 
macht und der angeschlossenen Organisa- 
tionen entlassen werden. In diese Gruppe 
wurde eine Anzahl Deutscher eingeschlos- 
sen,dieinderGefangenschaftdenCharak- 
ter von Zivilisten erhielten. Der Kontroli- 


ratin Berlin soll bis zum 1. Juli 1947 einen 


Plan für die Rückführung aufstellen. 


Weiter wurde beschlossen, daß auch an- 


dere Mächte, in deren Händen sich devt- 
sche Kriegsgefangene befinden, 
werdensollen, dieim KontrollratinBerlin 


vertretenen Mächtebiszum1. Junıi1947von 


ihren Plänen fürdie Rückführung zu unter- 
rt.chitien® 
sehenen Maßnahmen 

stimmtwerdenkönnen. 


aufeinander 


Die Empfehlungen der Außenminister an den Kontrollrat 


4 sein Augenmerk auf eine beschleunigte Aburteilung von 


Kriegsverbrechern. Mitgliedern der Verbrecherorganisationen der | 
Nazis sowie Aktivisten zu richten, ohne die unterschiedsiose 


Aburteilung der nominellen Mitglieder vorzuschreiben; 
5. in naher Zukunft durch die Militärbefehlshaber der Zonen 


zu veranlassen, daß den zuständiger deutschen Behörden mittels | 


eines Gesetzgebungsaktes der deutschen gesetzgebenden Körper- 


schaften die Verantwortung für die Durchführung der Kontroll- 


ratsdirektiven Nr. 24 und 38 übertragen wird, und durch die 
Militärbefehlshaber der Zonen sicherzustellen, daß durch diesen 
Gesetzgebungsakt eine einheitliche Behandlung aller früheren 


Nazis und Militaristen je nach dem Maße ihrer Verantwortung 


erzielt wird; die Wahl der Methoden, mit denen diese Aufgabe 
gelöst werden soll, bleibt dem Ermessen der deutschen Behörden 
überlassen. ; 

III. Demokratisierung 

Der Kontrollrat soll: 


1. die Bodenreform in allen Besatzungszonen Deutschlands im 
Jahre 1947 sicherstellen; 


2. in ganz Deutschland den freien Austausch von Nachrichten 


und demokratischem Gedankengut durch alle verfügbaren Mit- 
tel fördern und Beschränkungen dieses Austausches nur ver- 
fügen, soweit sie aus Gründen der militärischen Sicherheit, der 
Bedürfnisse der Besatzungsmacht, der Notwendigkeit der Erfül- 


lung der Verpflichtungen Deutschlands gegenüber den Alliierten ' 
und def Notwendigkeit einer Verhinderung des Wiederauflebens 


von Nationalsozialismus und Militarismus geboten sind. Dabei 
darf dieser Austausch keinem verwaltungsmäßigen oder wirt- 
schaftlichen Druck von seiten der Zentralregierung oder der 
Länderregierungen unterliegen. 


IO. Zwangsverschleppte und Umsiedlung 
1. Der Außenministerrat bestätigt die im Alliierten Kontroll- 


rat für Deutschland getroffenen Übereinkommen gemäß Ab- 


schnitt VII, Teil 2. Paragraph 5 seines Berichtes unter dem 
Titel „Zwangsverschleppte der Vereinten Nationen“ wie folgt: 

a) Die bevollmächtigten Vertreter beteiligter Nationen, deren 
Staatsangehörige sich noch immer in Lagern und, Sammelsteilen 


für Zwangsverschlevpte befinden, müssen das Recht haben, in 


Beeleusee aan Beeren der Besatzungsmächte diese Lager 
un ammelstellen zu betreten, um mit den darin i 
Personen sprechen zu können, Sala 


b) Jede Propaganla, die sich i 

ö I g ; geren die Interessen der Ver- 
einten Nationen oder gegen die Repatriierung richtet, ist in 
Zwangsverschlepptenlagern verboten. AR = 
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ersucht. 


damit die verschiedenen vorge- 
abge- 
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eingeschränkte Gebrauch der Nachrichtenmittel zu gestatten, 
durch die sie mit ihren Verwandten und Bekannten in ihren 
_ Heimatländern in Verbindung treten können. Die bevollmäch- 
_ tigten Repatriierungs-Verbindungs-Offiziere der Vereinten Na- 
tionen dürfen im Verkehr zwischen den Zonen und: ihren Hei- 
matländern Briefe von Zwangsverschleppten der Vereinten Na- 
tionen befördern. ; 


d) Organisationen zur Durchführung der’ menschlichen Auf- 
gaben eines Suchdienstes nach Zwangsverschleppten der Ver- 
_  einten Nationen und Kriegsgefangenen dürfen weiterbestehen, 

und derartige Organisationen sollen die deutschen Behörden 
anweisen, alle von ihnen angeforderten notwendigen Hilfsmittel 
zur Verfügung zu stellen. 


€) Die Maßnahmen zur Erfassung und Registrierung von Ver- 
mögenswerten und Besitztümern Zwangsverschleppter der Ver- 
einten Nationen sollen fortgesetzt und die deutschen Behörden 
‚angewiesen werden, auch weiterhin die rechtmäßige Rückerstat- 
tung solcher Vermögenswerte und Besitztümer mit möglichst 
_ geringer Verzögerung zu unterstützen. k 

Fa f) Die Maßnahmen zur Überführung der sterblichen Über- 
 reste ehemaliger Zwangsverschleppter der Vereinten Nationen 
sollen auf Ersuchen der in Betracht kommenden Länder fort- 
gesetzt und die deutschen Behörden angewiesen werden, weiter- 


Der Außenministerrat beschloß in seiner letzten Moskauer 
Sitzung die Einsetzung eines Viermächteaus- 
=schusses zur weiteren Beratung über den 
Staatsvertrag für Österreich..Der Ausschuß hat 
‚seinen Sitz in Wien. 

_ Sodann gab Außenminister Molotow eine Erklärung ab, 
'in der er nochmals betonte, daß die Vereinigten Staaten 
“durch Nichtannahme der sowjetischen Abänderungsvor- 
schläge den Viermächtepakt verhindert hätten. Die 
amerikanische Haltung lasse erkennen, daß die Vereinigten 
Staaten versuchten, anderen Ländern ihren Willen aufzu- 


r 
1 zwingen. 


„Ich bin überzeugt, daß die Meinungsverschiedenheiten über den 
Viermächtevertrag noch ausgeelichen werden können. Die Sowjet- 


er 


 regierung wird sich in dieser Richtung bemühen.“ 


Außenminister Marshall nahm hierzu keine Stellung. 


Sodann beschäftigte sich der Außenministerrat abermals 
mit dem amerikanischen Vorschlag, die Zahl der. Be- 
satzungsstreitkräfte in Deutschland herab- 
 züsetzen. Hierzu wurde eine Entschließung 
_angenommen,dieden Alliierten Kontroll- 
FratinBerlinanweist, spätestenszum. Juli 
 einenBerichtauszuarbeitenundzum1.Sep- 
"tember 1947 die zahlenmäßige Stärke der 
Bsowjetischen, der britischen, der amerika- 

nischenundder französischen Streitkräfte 

1m Deutschland testzulegen. 


. Der ursprünglich von Byrnes gemachte Vorschlag sah für 
die sowjetische Zone 200 000 Mann, für die britische und 
die amerikanische Zone je 140 000 Mann und für die fran- 
zösische Zone 70000 Mann vor. Außenminister Molotow, 
der eine sofortige Festlegung der Stärke der Besatzungstrup- 
pen forderte, schlug vor, daß die Sowjet-Union 200 000 
Mann, die Vereinigten Staaten und Großbritannien je 
100000 Mann und Frankreich 50.000 Mann in Deutschland 
‚unterhalten sollten. Bevin erklärte, er könne einer Herab- 
"setzung der britischen Streitkräfte in Deutschland auf weni- 
ger als 145 000 Mann nicht zustimmen. Bidault sagte, daß 
er in dieser Frage keine Entscheidung treffen könne. 
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hin für diesen Zweck alle notwendigen Hilfsmittel zur Verfügung c 
zu stellen. 

8 Die Maßnahmen zur Fürsorge der deutschen Behörden für 
die Gräber von in Deutschland verstorbenen Staatsangehörigen 
der Vereinten Nationen sollen fortgesetzt werden. 

2. Der Außenministerrat einigt sich bezüglich der Zwangs- 
verschleppten der Vereinten Nationen in Deutschland sowie dr 
Umsiedlung von Bevölkerungsteilen über folgende Grundsätze: 


a) Kriegsverbrecher. die in Zwangsverschlepptenlagern gefun- D 
den werden, sind auf Ersuchen und nach Führung der zufrieden- 
stellenden Nachweise, daß die betreffenden Personen, deren 2 
Auslieferung gewünscht wird, tatsächlich Kriegsverbrecher sind, 
unter Bewachung den militärischen Befehlsstellen der betreffe; 
den Länder zu übergeben. a 

b) „Ausschüsse“, „Stellen“ und sonstige Organisationen, von 
denen festgestellt wird, daß sie sich einer Tätigkeit widmen, die 
den Interessen irgendeiner alliierten Macht feindlich ist, sınd 
sofort aufzulösen. TAN 

c) Die freiwillige Repatriierung von Zwangsverschleppten, die 
sich zur Zeit in Deutschland befinden, ist zu beschleunigen. 

d) Der Kontrollrat soll ferner die ganze Frage der Umsied- 
lung von Bevölkerunesteilen nach Deutschland unter dem Ge- 
sichtspunkt prüfen, daß die Bevölkerungsteile, deren Überfü : 
rung nach Deutschland in Zukunft etwa beschlossen wer 
sollte, in Gebiete geleitet werden, die am besten‘für ihre Au 
nahme geeignet sind, wobei die in jeder Zone gegebene Lage 
besonders berücksichtigt wird. Empfehlungen und Beschlüsse, 
‚die vom Außenministerrat bestätigt oder getroffen werden, wer- 
den dem Kontrolirat zur entsprechenden Bearbeitung innerhalb 
‚seiner Zuständigkeit überantwortet werden, 4 


a 
Die Minister einigten sich, die Festlegung der Zahlen 
dem Kontrollrat zu überlassen. REN IN: 
Der Rat der Außenminister beschloß, d 
nächste Könferenz im November es 
London abzuhalten. Ferner wurde erwogen, 
Herbst 1947 anläßlich der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen in New York ein Zusammentreffen der Auen 
minister zu vereinbaren. Eine bestimmte Vereinbarung wurde 
nicht getroffen. r Al 
Die Stellvertreter der Außenminister wurden beauftragt, 
ihre Arbeit über die deutsche Frage entweder in London 
oder in Berlin fortzusetzen. Tagesordnung und Tagungsort 
sollen auf diplomatischem Wege festgelegt werden. mr 


Am Schluß der Sitzung stattete Außenminister Bevin, der 
den Vorsitz führte, der Regierung der Sowiet-Union für 
ihre Gastfreundschaft seinen Dank ab. Marshall und Bidault 
schlossen sich an. 


Außenminister Molotow sagte in seiner Schlußrede: ® 


„Wir haben bei der Erörterung der Fragen, die auf der Tages- 
ordnung dieser Korferenz des Außenm'nisterrats standen, viel Zeit 
und keine geringe Mühe aufgebracht. Unsere Arbeit ist nicht ab- 
geschlossen, aber nichtsdestoweniger ist viel geleistet worden. wir 
haben eine ziemlich umfangreiche vorbereitende Arbeit erledigt.“ 


> AT 


Damit war die Tagung des Außenministerrats in Moskau 
beendet. | il 
Am Abend des 24. April waren die vier Delegationen 
Gäste Stalins bei einem Staatsbankett im Kreml. 


Auf dem Wesee dorthin äußerte Außenminister Marshall 
zusammenfassend über die Konferenz: 


„In den nächsten beiden Monaten wird es nicht. möglich sein, 
die Fortschritte, die wir bei der Klärung einzelner Beratungspunkte 
erzielten, gerecht abzuschätzen. Die Lösung dieser Fragen ist für 
die Bevölkerung Europas, ja der ganzen Welt von Bedeutung, 
und daher mag es kommen, daß wir in unserer Unseduld manch- 
mal mehr erwarten, als wir erwarten dürften. Bei aller Unzeduld, 


die ich selbst habe, glaube ich doch, daß uns noch die Möglichkeit 
eines Übereinkommens in den offenstehenden Fragen verblieber 
Iste 
Hermann Volle 
Übersetzung der Dokumente: Erika Feldmann 3 
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_ _ minister Teitgen bekannt, daß Außenminister 
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Das Dreimächteabkommen über deutsche Kohlenlieferungen 


Bereits in den ersten Tagen der Moskauer Konferenz fan- 
den außerhalb der eigentlichen Außenministerberatungen 
Besprechungen zwischen Außenminister Marshall und 
‘Außenminister Bevin einerseits und Außenminister Bidault 
andererseits statt, die sich mit der Ruhrfrage und insbeson- 
dere mit der Frage der Ruhrkohlenlieferungen an Frank- 
reich befaßten. 

Diese Besprechungen wurden von der Presse damit in 
Verbindung gebracht, daß Großbritannien und die Ver- 


‚einigten Staaten durch ein gewisses Entgegenkommen gegen- 


über Frankreich versuchten, die französischen Bedenken 
gegen eine wirtschaftliche Vereinigung der französischen 
Zone mit der britisch-amerikanischen Zone zu zerstreuen. 


Am 23. März fanden britisch-französische Sonderbespre- 

‚chungen statt, die von den Kohlensachverständigen der bei- 
den Mächte geführt wurden. 

Am 27. März gab der stellvertretende französische Außen- 
Marshall 
Bidault gegenüber erklärt habe, die Vereinigten Staaten 
seien bereit, zusätzliche Lieferungen amerikanischer Kohle 
. an Frankreich ins Auge zu fassen. falls dies notwendig sei. 

Bidault habe jedoch dieses Angebot abgelehnt und seine 
Forderung auf erhöhte Lieferungen von Ruhrkohle erneut 
betont. 

Im Verlauf der ersten Aprilsitzung wurde von britischen, 
französischen und amerikanischen Kohlensachverständigen 
ein grundsätzliches Abkommen über die künftigen Ruhr- 
kohlenlieferungen an Frankreich ausgearbeitet und den be- 
teiligten Regierungen zur endgültigen Stellungnahme vor- 
gelegt. 

. Nachdem sich Außenminister Bevin ursprünglich gegen 
die Übernahme der Verpflichtung, eine bestimmte Kohlen- 
_ menge aus der britischen Zone nach Frankreich zu liefern, 
_ ausgesprochen hatte, erklärte er sich jedoch mit gestaffelten 
Liefermengen, die sich nach der Gesamtförderung richten, 
einverstanden. 

‘“ Am Abend des 21. April wurde der Abschluß des. ame- 
rikanisch-britisch-französischen Abkommens über die Aus- 
fuhr von Kohle aus Deutschland gleichzeitig in Washing- 
‚ton, London und Paris bekanntgegeben. 


Der Text des Abkommens 


Der vom britischen Aufßenamt veröffentlichte Text lautet 
in der Übersetzung wie folgt: 


„Die Regierungen der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und 
Frankreichs haben heute gemeinsam bekanntgegeben, daß ein Ab- 
Uommen getroffen wurde, um den Anteil ihrer Besatzungszonen ın 
Deutschland am Kohlenexport für die kehlenimportierenden euro- 
paischen Länder für einen sechsmonatigen Zeitraum, der mit dem 
1. Juli 1947 beginnt, festzulegen. 

1. Die Exportmengen werden in Prozentsätzen der verfüsbaren 
Nettokohlenproduktion festgelegt. Bei einer täglichen Kohlen- 
erzeugung von 280 000 Tonnen reiner Steinkohle in den westlichen 
Zonen sind für den Export 21 Prozent vorgesehen. Der prozen- 
tuale Anteil steigt auf 25 Prozent, wenn die Kohlenerzeugung täg- 
lich 370 000 Tonnen erreicht. 


2. Die Prozentskala berücksichtigt einerseits den Kohlenbedarf 
für den Wiederaufbau der befreiten Länder Europas, die schon 
immer von der Einfuhr deutscher Kohle abhängig waren, und an- 
dererseits den Bedarf der deutschen Grundindustrien und die an- 
deren Erfordernisse der deutschen Wirtschaft. 

3. Die Festlegung durch Ziffern wird die Planungsarbeit sowohl 
der von Kohleneinfuhr abhängigen Länder wie auch der für die 
Wirtschaft in Deutschland verantwortlichen Behörden erleichtern 

Das Abkommen unterliest Ende 1947 einer Überprüfung. 

4. Es wurde weiterhin beschlossen, daß, sobald über die wirt- 
schaftliche Eingliederung der Saar nach Frankreich entschieden 
ist, ein gemeinsamer Schritt bei der Europäischen Kohlenorgani- 
sation (European Coal Organization) unternommen wird, der klar- 
stellen wird, daß Frankreich in Zukunft der Europäischen Kohlen- 
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organisation sowohl die Hilfsquellen als auch den Bedarf Frank- 
reichs und des Saargebietes als eines gemeinsamen Ganzen be- 
kanntgeben wird, um dieser neuen Lage Rechnung zu tragen. 


5. Das gegenwärtige Abkommen ist das Ergebnis langer Ver- 
handlungen und wurde von den drei Außenministern bestätigt. 


Briefwechsel Bevin—Bidault 


Das britische Außenministerium veröffentlichte außerdem 
den Wortlaut eines Briefwechsels zwischen dem britischen 
und dem französischen Außenminister: 

„Sehr geehrter Herr Bidault, 

in Übereinstimmung mit dem Außenminister der Vereinigten 


t 


Staaten übersende ich Ihnen hiermit die Vorschläge für eine | 


Gleitskala für die Kohlenausfuhr aus den drei westlichen Zonen, 
wie sie im Augenblick bestehen. Diese Vorschläge sind als ein 
Ergebnis der Besprechungen vorbereitet worden, die während der 
vergangenen Tage zwischen den französischen, amerikanischen 
und britischen Vertretern stattfanden. 


Wir haben die größtmöglichen Anstrengungen gemacht, den 


Kohlenbedarf Frankreichs und der in der Europäischen Kohlen- 
organisation vertretenen Länder zu befriedigen, unter Berücksich- 
tigung der zum Wiederaufbau der Friedensindustrie in Deutsch- 
land notwendigen Mengen, in der Absicht, die deutsche Wirt- 
schaft so bald wie möglich auf einen Stand zu bringen, wie ihn 
das britisch-amerikanische Programm vorsieht. 

Ich hoffe, von Ihnen zu hören, daß Sie die für die einzelnen 
Produktionsstaaten gemachten Prozentsätze der Gleitskala anneh- 
men werden. Es ist beabsichtigt, daß der Prozentsatz der Gleit- 
skala für die zweite Hälfte des Jahres 1947 maßgebend sein soll. 
Am Ende des Jahres kann die Lage unter Berücksichtigung der 
dann vorherrschenden Bedingungen erneut überprüft werden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Ihr aufrichtiger 
gezeichnet: "Ernest Bevin.“ 


Dem Brief Bevins war folgende Anlage beigeschlossen: 


Vorschlag über das Ausmaß der Ausfuhr und der internationalen 
Zuteilung an Kohle aus den drei westlichen Zonen Deutschlands 
im Verhältnis des künftigen Kohlenproduktionsniveaus 3 
(in tausend metrischen Tonnen): 
1 = tägliche Förderung des Ruhrgebietes, des Aachener Kohlen- 
gebietes und des Saargebietes; 
2 — Prozentsatz, der dem Export zugeteilt wird; 
3 — geschätzter monatlicher Export, 
4 — geschätzte monatliche Menge, die für interne Zwecke zur 
Verfügung steht. 


(Zur Verfügung stehende Nettokohlenmenge ausschließlich roher 
Braunkohle in Begriffsbezeichnungen des Steinkohlenäquivalentes.) 


1 2 3 4 
280 21,0 1187 4465 
290 216 1262 4608 
300 21,9 1309 4178 
310 22,0 1387 4917 
320 22,5 1467 5055 
330 22) 1516 5223 
340 23,0 1602 5365 
350 239 1691 5505 
360 24,0 1782 5642 
370 25,0 1913 5739 


Anmerkungen: 


l. Die Monätszahlen 
25 Arbeitstagen. 
„2. Die Exportziffern betreffen den Gesamtexport einschließlich 
der Lieferungen an Österreich, an Länder, die der Europäischen 
Kohlenorganisation angehören, und die für! Bunkerzwecke benötig- 
ten Mengen. 2 

3 Es ist vorgesehen, die Zuteilungen vierteljährlich vorzuneh- 
men, wobei, falls notwendig, spätere Berichtigungen gemacht wer- 
den können. Es mag notwendig sein, daß die Hilfe der Einfuhr- 
länder in Anspruch genommen werden muß, um die ins Auge 
gefaßte Exportkohlentonnage zu befördern. 


beziehen sich auf Kalendermonate mit 
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\ußenminister Bidault antwortete 


5 


Außenminister Bevin 


„Sehr geehrter Herr Minister, 

Ich habe die Ehre, Ihren Brief vom 19. April! über die Ausfuhr 
ın Kohle aus den drei westlichen Besatzungszonen Deutschlands 
u bestätigen. Ich schätze mich glücklich, feststellen zu können, 
aß Sie durch die Festlegung des Umfanges der Kohlenimporte, 
auf Grund einer allgemein anwendbaren Formel einen be- 
timmten Teil der deutschen Produktion umfassen, zu einem er- 
eblichen Teil die Forderungen befriedigt haben, die die franzö- 
ische Regierung schon seit langer Zeit erhoben hat. 


Obwohl diese Ziffern noch weit von dem entfernt sind, was wir 
rhofft hatten, so zeigen doch die Zahlen in Ihrem Schreiben, daß 
Sie und die ‚Vereinigten Staaten bemüht sind, uns entgegenzukom- 
_ men, was wir anerkennen, da uns die Verantwortung, die Sie er- 
- wähnten, bekannt ist. Ich danke Ihnen für diese Mitteilung und 
habe davon Kenntnis genommen. j 


In Anbetracht der noch bestehenden Differenzen zwischen dem, 
_ worauf wir auf Grund Ihrer Vorschläge hoffen dürfen, und dem 
° Minimum der lebensnotwendigen Bedürfnisse Frankreichs, die ich 
- im Namen der französischen Regierung unterbreitet habe, möchte 
ich Sie zusätzlich bitten, bereit zu sein. uns Ihre Hilfe in der 
_ Frage des Saargebietes und ihrer Auswirkung auf die Kohlenlage 
zu geben. 

B Wenn der wirtschaftliche Anschluß der Saar an Frankreich ent- 
- schieden worden ist, möchte ich Sie bitten, Ihre Zustimmung zu 
geben, die Europäische Kohlenorganisation gemeinsam von dieser 
- Entscheidung zu unterrichten. Ich möchte Sie bitten, bei der Ab= 
fassung dieser Benachrichtigung klar herauszustellen, daß Frank- 
- reich von diesem Augenblick an der Europäischen Kobhlenorgani- 


sation sowohl die Kohlenfördermengen wie auch die Kohlenanfor- 
7 derungen Frankreichs und der Saar als eines Ganzen vorlegen wird 
_ und daß Frankreich der Europäischen Kehlenorganisation anheim- 
stellt, dann dieser neuen Lage Rechnung zu tragen. 

_ Ich würde Ihr Einverständnis zu den Vereinbarungen, die in 
dem zwischen uns erfolgten Briefwechsel enthalten sind und die 
- ich gutheiße, begrüßen. 

Mit dem Ausdruck der größten Hochachtung 

—I Ihr 

E gezeichnet Georges Bidault.“ 
Auf das Schreiben Bidaults antwortete Bevin wie folgt: 


„Sehr geehrter Herr Bidault, 


In Beantwortung Ihres Schreibens vom 19. April 1947, mit dem 
Sie meinen Brief vom gleichen Datum über die Ausfuhr von Kohle 
aus den westlichen drei Besatzungszoren Deutschlands erwiderten, 
# freue ich mich, Ihnen mitteilen zu können, daß die in den Briefen 

enthaltenen Vereinbarungen meinen Beifall finden. 


» Mit dem Ausdruck aufrichtiger Hochachtung 


Ihr 
gezeichnet: Ernest Bevin.“ 


Die Aufnahme des Abkommens in Frankreich 


- Für Frankreich bedeutet dieses Abkommen eine’ wesent- 
liche Verbesserung im Vergleich zu der bisherigen Situation. 
- Seit dem November 1946 hatte die Kohleneinfuhr aus dem 
Ruhrgebiet stark abgenommen. Sie betrug im Dezember 
1946 nach französischen Angaben 39 974 Tonnen, um dann 
_ im Januar wieder auf 76 000 Tonnen zu steigen. Der An- 
teil an Saarkohle, der Frankreich geliefert wurde, erfuhr 
während des Winters ebenfalls eine Verringerung. Im April 
1947 sollte Frankreich insgesamt 240 000 Tonnen Kohle aus 
Deutschland erhalten. Auf Grund der in Moskau unterzeich- 
neten Abmachungen soll sich die Einfuhrmenge bis Ende 
Dezember 1947 auf 370 000 Tonnen monatlich steigern. Im 
Jahre 1938 betrug der durchschnittliche Monatsimport 
Frankreichs an Kohle aus Deutschland 570000 Tonnen. 
Der von Außenminister Bidault als für Frankreich lebens- 
notwendig bezeichnete Kohlenimport aus Deutschland bezif- 
fert sich auf monatlich 500 000 Tonnen. 
Das Dreimächte-Kohlenabkommen wurde von der franzö- 
sischen Presse mit Ausnahme der kommunistischen Blätter 
begrüßt. NR 
Der geschäftsführende französische Außenminister Teit- 
gen erklärte am 21. April zum Abschluß des Abkommens: 
„Angesichts des gegenwärtigen Standes der internationalen Ver- 


handlungen sehen wir in dem Abkommen das Bemühen auf seiten 
- Großbritanniens und der Vereinigten Staaten, unsere Bedürfnisse 
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zu verstehen. Der französische Anteil an der jetzt erlangbaren 
Kohlenmenge wird nach diesem Abkommen größer werden. Das 
Abkommen eröffnet uns weiter die Aussicht auf baldige zufrie- 
denstellende Regelung dieses Problems, das für Frankreich lebens- 
wichtig ist.“ 

In einem amtlichen Kommuniqu& gab das französische 
Kabinett am 23. April bekannt, daß das Abkommen in kei- | 
ner Weise die künftigen französischen Reparationsansprühe 
beeinflusse, z j 


Die Agence France Presse veröffentlichte unter dem Titel 
Üor und nach dem Kohlenabkommen einen Beitrag, der ih 
auf einem Expose des Leiters der Wirtschaftsabteilung im 
französischen Außenministerium, Herv& Alphand, aufbaut: 


„Die Verteilung der deutschen Kohle geschieht in zwei Etappen; 


1. -Aufteilung zwischen dem deutschen Verbrauch und der Aus- , 
fuhr. A 


Diese Aufteilung wurde ursprünglich in Berlin von den vier Be- 
satzungsmächten vorgenommen; da jedoch der Befehlshaber dr 
sowjetischen Zone seine Zone nicht in diese Verteilung einbe- 
zogen haben wollte, haben die amcrikanischen und die britischen . 
Stellen auch ihre Freiheit wiedergewonnen, und seit dem Sommer 
1946 wird die Aufteilung zwischen den deutschen Bedürfnissen 
und der Ausfuhr unabhängig in jeder Zone getrennt vorge- 
nommen. ! 

2. Aufteilung der in den drei westlichen Zonen für die Ausfuhr 

freigestellten Kohlenmengen auf die Einfuhrländer. h 


Diese Aufteilung wird durch die ECO (Europäische Kohlen- 
organisation) zugunsten mehrerer Länder Europas, darunter auch 
Frankreichs, vorgenommen. f a 

Der Anteil Frankreichs an diesen Mengen beträgt zur Zeit 28 
Prozent. Seit langem hat Fiankreich gegen die unzureichende 
Menge protestiert, die ausgeführt wird. Diese Menge betrug im 
vierten Quartal 1945 17 Prozent der deutschen Kohlenförderung. 
Im vierten Quartal 1946 war sie auf 12 Prozent gefallen. Daraus 
folgt, daß die Frankreich zugetcilte Menge dawueınd sehr gering 
ist: von einem Monatsduichschnitt von 285 000 Tonnen im vierten 
Quartal 1945 ist sie auf 213000 Tonnen im vierten Quartal 1946 
und auf 193000 Tonnen im April 1947 gefallen. “R 

Dieses Problem ist von den Vertretern Frankreichs immer wie- 
der angeschnitten worden, von Herrn Leon Blum in Washington 
und London, von Herrn Bidault bei allen möglichen Gelegenhei- 
ten. Die Verhandlungen von Sachverständigen, die zu dem vor 


% 
er 


ser Bemühungen. \ 
Das Übereinkommen, das abgeschlossen worden ist, ist für das 
zweite Halbjahr 1947 gültig. ui 
Frankreich hat daran Anteil als Besatzungsmacht einer Zone, 
die Kohle fördert und ausführt. or 
Das Abkommen brıngt Frankreich von drei Gesichtspunkten aus 
eine Besserung der bisherigen Lage: Ben 
1. Es steigert den Prozentsatz der Ausfuhr an der deutschen 
Kohlenförderung, der gegenwärtig auf 12 Prozent der verfügbaren 
Kohle gefallen ist; dieser Prozentsatz wird nach einer beweglichen 
Tabelle, die sich nach der Menge der geförderten Kol:ie richtet, 
allmählich von 21 auf 25 Prozent steigen. * 
32. Das Abkommen steigert, wie Frankreich es seit Jangem ge- 
fordert hat, die der ECO zur Verteilung auf die Eirfuhrländer, 
zur Verfügung gestellten Kohlenmenger im Verhältnis des Au- 


s 


steigens der deutschen Kohlenförderung. BA 
Die automatische Steigerung geht in vier Abschnitten vor sich: 


Wenn die Gesamtförderung der Ruhr und der Saar täglich 
280 000 Tonnen betragen wird, dann wird die zur Ausfuhr be- 
stimmte Menge 21 Prozent der geförderten Menge betragen (zue am 
Zeit werden täglich 270 000 Tonnen gefördert); sobald die Ge- 
samtförderung 300 000 Tonnen erreicht, steigt der Prozentsatz der 
zur Ausfuhr bestimmten Menge auf 21,5 Prozent; er steigt auf 
23 Prozent, wenn die Gesamtförderung 340 000 Tonnen beträgt, 
und auf 25 Prozent, sobald täglich 370 000 Tonnen gefördert 
werden. ! ö OB 

Der Anteil Frankreichs an dieser Menge wird sich schrittweise 
von 270000 Tonnen auf 300000, 370000 und endlich 440 000 
Tonnen erhöhen. 

3. Die britische und die amerikanische Regierung erkennen an, 
daß von dem Augenblick an, wo die Saar mit der französischen 
Wirtschaft vereinigt ist, die Saarkohle eine ausschließlick franzö- 
sische Hilfsquelle ist, von der nichts mehr in den Exportvorsat 
fließt, aus welchem die ECO die Verteilung vornimmt. 

Diese Tatsache wird dann der ECO mitgeteilt, weiche Sarauf- 
hin das Kontingent revidiert, das Frankreich aus den Mengen er- 
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„behandelt Integrität und Unabhängigkeit des 
_ durch den Weltsicherheitsrat gewährleistet werden. Die Verant- 
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hält, die verteilt werden. In diesem Punkt haben die britische und 
die amerikanische Regierung sich nicht zahlenmäßig festgelegt, da 
die ECO, der mehrere andere Nationen angehören, für die Ver- 
teilung der Kontingente auf die verschiedenen Einfuhrländer 
allein zuständig ist. 

Welches sind nun die Folgen dieses Abkommens für Frankreich? 


Herr Alphand faßt sie folgendermaßen zusammen: 

Solange die Saar nicht wirtschaftlich Frankreich angegliedert 
ist, wird der Anteil Frankreichs schrittweise steigen und bis zum 
Ende des Jahres 370 000 Tonnen betragen, vorausgesetzt, daß der 
für Ruhr und Saar vorgesehene Förderungsplan durchgeführt wer- 
den kann. Diese Menge ist immer noch völlig unzureichend, da 
Frankreich 500 000 Tonnen braucht. 

Sobald aber die Saar dem französischen Wirtschaftsgebiet ein- 
gegliedert ist, rechnen die französischen Sachverständigen unter 
Berücksichtigung des Rückganges in der Frankreich durch die 
ECO zusätzlich zugewiesenen Menge, daß der Anteil Frankreichs 
an der deutschen Kohle gegen Ende des Jahres 1947 600 000 
Tonnen beträgt und sich im Jahre 1948 auf 1 Million Tonnen 
pro Monat steigern wird. Dann wird Frankreich die Kohle hun- 


. dertprozentig erhalten, während die ECO ihm jetzt nur 28 Pro- 
zent zuteilt. 


Herr Herv& Alphand weist dann den Einwand zurück, die 
Saarkohle befinde sich doch in der französischen Zone, Frankreich 
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brauche sie also nur zu nehmen, ohne auf die Eingliederung, der 
Saar zu warten. Herr Alphand sagt, das würde eine einseitige 
Handlung darstellen, aus der die ECO bei der Verteilung der aus 
anderen Quellen stammenden Kohle, vor allem der amerikanischen, 
zweifellos ihre Konsequenzen ziehen würde. 

Was die Qualität der Saarkohle betrifft, so ist sie nicht für die 
Eisenindustrie geeignet. Das ist aber kein Nachteil, denn wenn 
wir diese Kohle zur Verfügung haben, werden wir sie nicht zu 
i00 Prozent einführen, sondern sie austauschen gegen ‚Kohle, die 
zur Verkokung geeignet ist und von der Eisenindustrie benötigt 
wird. Es gibt andere Teile Deutschlands, welche die Saarkohle 
brauchen können, und dieser Austausch ist traditionell und normal. 


Abschließend bemerkt Herr Herve Alphand, daß das vorlie- 
gende Abkommen, welches sich streng auf technische Fragen 
beschränkt, die französische Regierung nicht voll zufriedenstellt. 
Jedenfalls ändert es in keiner Weise die von der französischen 
Delegation auf der Moskauer Konferenz dargelegten Anschau- | 
ungen. Wenn das heute abgeschlossene Übereinkommen in Kraft | 
tritt, so bedeutet das in keiner Weise, daß die französische Re- | 
gierung die Stellungen aufgibt, die sie bezüglich der Kontrolle | 
und der internationalen Verwaltung der Ruhr und bezüglich der | 
Wiederaufnahme der Reparationslieferungen bezogen hat.“ 


HA. V. 


‘ Das Statut für den Freistaat Triest 


Die Triester Frage, für welche die Konferenz der Außen- 
minister im Dezember 1946 in New York eine prinzipielle 
Lösung gefunden hatte, wurde auf‘ Wunsch Großbritan- 
niens in die Tagesordnung der Moskauer Außenminister- 
konferenz aufgenommen. Es handelte sich hierbei um die 
Erörterung des Berichtes der in New York zur Behandlung 
des Finanzproblems der Stadt Triest eingesetzten Kommis- 


‚sion. (Vgl. Europa-Archiv S. 324). 


Das auf der New Yorker Konferenz festgelegte Statut 
für Triest wurde am 10. Januar 1947 durch den Welt- 
sicherheitsrat gebilligt. Der Sicherheitsrat garantiert die Un- 
abhängigkeit und den territorialen Bestand des Freistaates. 
Er trägt auch die Verantwortung für die Wohlfahrt und 
Sicherheit der Bevölkerung. Für die Billigung des Statutes 


‚stimmten alle Ratsmitglieder mit Ausnahme von Australien, 


das sich der Stimme enthielt. 


Das Statut, das im Friedensvertrag mit Italien enthalten 
ist, hat folgenden Inhalt: 
Anhang Ul zum Friedensvertrag mit Italien 
Artikel 1 
legt die genauen Grenzen des Freistaatsgebietes fest. 
Artikel: 2 
Freistaates. die 


wortung des Weltsicherheitsrates bezieht sich auf die Einhaltung 
des Statuts und insbesondere auf den Schutz der grundlegenden 
Menschenrechte. Der Weltsicherheitsrat übernimmt ferner die Ge- 


 währ für Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Gebiete 


des Freistaates. 
Artikel 3 
enthält die Bestimmungen über Entmilitarisierung und Neutralität 
des Gebietes. 
Artikel 4 
behandelt die Menschenrechte und grundlegenden Freiheiten. 
Artikel 5 
bestimmt die bürgerlichen und politischen Rechte. 
Artikel 6 
enthält die Bestimmungen über die Staatsbürgerschaft. 
Artikel 7 
bestimmt Italienisch und Slowenisch als amtliche Sprachen, zu 
denen unter Umständen Kroatisch hinzugenommen werden kann. 
h Artikel 8 
billigt dem Freistaat seine traditionelle Flagge und Wappen zu. 
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Artikel 9 
bestimmt als Regierungsorgane einen Gouverneur, einen Regie- 
rungsrat und eine Volksversammlung. 
Artikel 10 
enthält die Bedingungen für Entwurf und Einführung der Verfassung. 
Artikel 11 : 
enthält Bestimmungen zur Ernennung, Regierungszeit und Besol- 
dung des vom Sicherheitsrat zu ernennenden Gouverneurs, der 
nicht Bürger des Freistaates, Italiens oder Jugoslawiens sein darf. 
Artikel 12 
überträgt die gesetzgebende Gewalt der durch Verhältniswahl ge- 
wählten Volksversammlung. ; 
Artikel 13 
überträgt die Exekutive unter dem Gouverneur 
Volksversammlung gebildeten Regierungsrat. 
Artikel 14 
regelt die Ausübung der Gerichtsgewalt. 
Artikel 15 


bestimmt, daß die Verfassung die Unabhängigkeit der Gerichte 
zu garantieren hat. 


dem von der 


Artikel 16 
= die Methode für die Ernennung der rechtsprechenden Organe 
est. 

Artikel 17 
legt die Pflichten des Gouverneurs fest, der dafür verantwortlich . 
ist, daß die Bestimmungen des Statuts, insbesondere die mensch- 
lichen Grundrechte, beachtet und Ordnung und Sicherheit auf- 
recht erhalten werden, und der hierüber dem Sicherheitsrat jähr- 
lich Bericht zu erstatten hat. A 

Artikel 18 
gibt der Volksversammlung das Recht, alle die Interessen des 
Freistaates angehenden Angelegenheiten zu diskutieren. 

Artikel 19 
definiert die gesetzgebende Gewalt, die durch die Volksversamm- 
lung, den Regierungsrat und den Gouverneur ausgeübt wird. 
Artikel 20 
gibt dem Gouverneur das Recht, Verwaltungsmaßnahmen des 
Regierungsrates aufzuheben und die Frage gegebenenfalls dem 
Sicherheitsrat vorzulegen. 

er Artikel 21 a 

mac en Regierungsrat für die Ausarbeituns ei 
antwortlich, über das die Volksversammlung ee y“ 
\ Artikel 22 
gibt dem Gouverneur Sondervollmachten und das Recht, die Kon- 


trolle über die Sicherheitsorgane zu übernehmen, wenn dringende 
Gefahr vorliegt. 
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Artikel 23 


‚überträgt dem Gouverneur das in der Verfassung auszuarbeitende 
egnadigungsrecht. 


z 


Artikel 24 
definiert die auswärtigen Beziehungen. Verträge und Konsular- 
" kommissionen müssen vom Gouverneur und einem Vertreter des 
‚Kegierungsrats unterzeichnet und mit dem Statüt des Freistaates 
ereinbar sein. Der Friedensvertrag mit Italien und andere Frie- 


2 smachungen der Alliierten sind vom Freistaat voll anzuer- 
kennen. 


4 Artikel 25 

legt die ‚Unabhängigkeit des Gouverneurs und seines Stabes fest, 
ıdie als internationale Beamte nur dem Sicherheitsrat gegenüber 
verantwortlich sind. 

Artikel 26 

bestimmt, daß Beamte nur auf Grund ihrer Fähigkeit ernannt und 
nur wegen Unfähigkeit oder unwürdigen Verhaltens abgesetzt 
werden dürfen. 


„ 


E Artikel 27 

überträgt dem Gouverneur das Recht der Ernennung und Ab- 
„setzung des Direktors für öffentliche Sicherheit, der dem Regie- 
 rungsrat unterstehen und dem Gouverneur regelmäßig Bericht er- 
‚statten soll. 

7 Artikel 28 

ermächtigt den Freistaat, eine Polizei zu unterhalten, deren An- 
gehörige von dem Direktor für öffentliche Sicherheit ein- und ab- 
gesetzt werden können. 
4 Artikel 29 

bestimmt, daß in der Verfassung örtliche demokratisch gewählte 
Selbstverwaltungen vorzusehen sind. 


F Artikel 30 
Der Freistaat soll eine eigene Währung haben. 


Artikel 31 


gibt Anweisungen für Abmachungen mit Italien und Jugoslawien 
für eine bestmögliche Ausnutzung der Bahnanlagen. 

2 Artikel 32 

“regelt die Rechte des internationalen Luftverkehrs auf dem Gebiet 
des Freistaates. 
Artikel 33 

gibt dem Freistaats das Recht, ein Register für Schiffe der Regie- 
ung oder von Personen oder Organisationen zu führen, die im 
Freistaat beheimatet sind. Für tschechoslowakische, schweizerische, 
ungarische und österreichische Schiffe sind besondere Register zu 
eröffnen. Die Registrierung wird von der Regierung des Freistaa- 
tes bestimmt und auf Schiffe beschränkt, die vom Triester Hafen 
aus den Bedürfnissen ihrer jeweiligen Länder dienen. 


© Artikel 34 
bestimmt, daß die Regierung des Freistaates die notwendigen Ge- 
setze und Maßnahmen zur Durchführung der im Anhang VIII 


Te | 


Auf der Moskauer Konferenz befaßten sich die Außen- 
“minister am 26. März 1947 mit dem Finanzproblem 
-vonTriest, einer Frage, die damit zusammenhängt, wer 
‘das Defizit, mit dem der Freistaat in den ersten Jahren 
"arbeiten wird, tragen soll. Bei der ersten Erörterung wurde 
die Frage aufgeworfen. ob es notwendig sei, Italien und 
Jugoslawien zu diesen Besprechungen der Aufenminister 
„einzuladen. 

Am 27. März beschlossen die Außenminister, daß der 
‚ jugoslawischen und der italienischen Regierung Abschriften 
des Berichtes der Finanzkommission über Triest übersandt 
und sie zugleich eingeladen werden sollen, zu dem Bericht 
“schriftlich Stellung zu nehmen. Der Bericht der Finanzkom- 
mission wurde von den Außenministern zur Prüfung an die 
Stellvertretenden Außenminister überwiesen. Diese traten 
am 22. April 1947 zur Erörterung des Berichtes zusammen. 
Der Bericht, den der Viermächte-Finanzsonderausschuß Ende 

Februar 1947 nach einem zweimonatigen Aufenthalt in 
Triest fertiggestellt hatte, war inzwischen durch je eine ita- 
lienische, jugoslawische und britische Denkschrift ergänzt 
worden. Der britische Vorschlag empfahl, den Bericht des 
 Finanzausschusses dem Sicherheitsrat zuzustellen und die 
Vereinten Nationen mit der Frage des Devisendefizits zu be- 
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dieses Statuts gegebenen internationalen Bestimmungen über den 
Freihafen erläßt. 

Artikel 35 
bestimmt, daß den Benutzern des Freihafens zollfreier Durchgang 
für die dort gelöschten Güter zu ihren jeweiligen Ländern zu ge- 
währen ist. . . 

Artikel 36 
schreibt für Streitfälle in der Auslegung des Statuts die Ernen- 
nung einer Kommission aus je einem Vertreter beider Parteien 
und einem gemeinsam ernannten Vertreter eines dritten Landes vor. 

Artikel 57 
legt fest, daß eine Abänderung des Statuts durch den Sicherheits- 
rat erfolgen kann, 

Artikel 38 £ 
bestimmt, daß das Statut an dem vom Sicherheitsrat festgesetzten 
Datum in Kraft tritt. 


Anhang Oll zum Friedensvertrag mit Italien 
Artikel 1—11 

enthalten die Bestimmungen für das bis zur Einführung des Dauer- 
statuts gültige provisorische Regime, das vom Gouverneur und 
dem von ihm ausgewählten Provisorischen Regierungsrat ausgeübt 
wird. Der Regierungssitz sol! ın Triest seın. Die im Freistaat sta- 
tionierten Tıuppenteile des Vereinigten Königreichs, der Vereinig- 
ten Staaten und Jugoslawiers sollen eine Stärke von je 5000 Mann 
nicht überschreiten, dem Gouverneur vom Datum seines Amtsan- 
tritts für 90 Tage zur Verfügung stehen und dann im- gleichen 
Verhältnis aus dem Gebiet zurückgezogen werden. 

Der Gourverneur ist dafür verantwortlich, daß die Wahlen für 
die Verfassunggebende Versammlung spätestens vier Monate nach 


seinem Amtsantritt stattfinden. Er läßt sich hierbei ebenso wie bei 


der Vorbereitung des provisorischen Budgets, des Ein- und Aus- 
fuhrprogramms und der Finanzverwaltung vom Provisorischen 
Regierungsrat beraten. Der Gouverneur kann die bestehenden Ge- 
setze, die sonst ihre Gültigkeit behalten, abändern und mit Hilfe 


einer Zweidrittelmehrheit des Provisorischen Regierungsrates neue 


Gesetze schaffen. Bis zur Einführung einer neuen Währung bleibt 
die italienische Lira im Umlauf, und es sind entsprechende Ab- 
machungen mit der italienischen Regierung zu treffen. 

Anhang OIII zum Friedensvertrag mit Itahen | 
enthält die Bestimmungen für dıe Benutzung und Verwaltung des 
Freihafens. 

Anhang IX zum Friedensvertrag mit Italien 
enthält die Regelung technischer Fragen wie die der Wasserver- 
sorgung Nordwest-Istriens, der Elektrizitätsversorgung des Frei- 
staates und der Erleichterungen für den Kleinen Grenzverkehr. 

Anhang X zum Friedensvertrag mit Italien 
regelt wirtschaftliche und finanzielle Fragen wie Staatsschulden, 
Versicherungen, Pensionen und Eigentumsrechte. 
Zur Bestimmung des Gouverneurs von Triest ist es bisher 
noch nicht gekommen. 


Das Finanzproblem von Triest 


fassen. Dieser Vorschlag war von britischer Seite bereits 
in New York erwogen worden. Bei der.Debatte der Außen- 
minister am 21. April 1947 erklärte Außenminister Bevin, 
die Versorgung Triests mit Devisen habe nach Bestimmung 
des italienischen Friedensvertrages die italienische Regierung 
übernommen. Die Verhältnisse in Italien seien jedoch un- 
günstig und die italienischen Reserven zu: ungenügend, um 
der Triester Wirtschaft zu einem gesunden ‚Start zu ver- 
helfen. ar 

Ein von sowjetischer Seite gemachter Vorschlag forderte 
die Versorgung Triests mit Lebensmitteln durch Jugos!a- 
wien, wobei Industrieprodukte aus Triest zur Bezahlung 
dienen sollten. Bevin erklärte zu diesem Vorschlag, daß 
Jugoslawien selbst bei der UNRRA, den Vereinigten Staa- 
ten und Großbritannien um Hilfe nachgesucht habe. 

Obwohl Bevins Vorschlag, die Angelegenheit an die UN 
zu überweisen. von Marshall und Bidault unterstützt wurde, 
einirte man sich schließlich auf den Vorschlag Molotows, 
die Stellvertretenden Außenminister mit der Angelegenheit 


zu befassen. 


Der amerikanische Außenminister Marshall hatte übrigens 
erklärt, die Vereinigten Staaten seien bereit, Triest eine 
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finanzielle Unterstützung zu gewähren. Das wurde jedoch 
von Molotow als ein Eingriff in die Angelegenheiten des 
Freistaates bezeichnet. | 

= Am 22. April 1947 legte Wyschinskij den Stellvertreten- 
: den Außenmiristern den Entwurf einer Entschließung vor, 
kr nach der festgelegt werden soll, daß die Entscheidung der in 
dem Bericht des Sachverständigenausschusses berührten Frage 
n gemäß dem Statut zur Kompetenz des Regierungsrates nnd 
; der Volksversammlung des Freistaates Triest gehört. Bis zum 
j" Inkrafttreten des Statuts sind für die genannten Angelegen- 
I 


heiten der Gouverneur und der Provisorische Rat der Re- 


2 gierung des Freistaates zuständig. 
0, Die Sowjet-Delegation beantragte ferner, festzustellen, 
fe daß bei der Lösung dieser Probleme die wirtschaftliche Un- 
 abhängigkeit des Freistaats Triest gemäß den Bestimmun- 
gen des permanenten Statuts gesichert werden müsse. Im 
zweiten Punkt des Sowjet-Vorschlages hieß es, bis zur Schaf- 
fung eines neuen Zollsystems solle das gegenwärtige System 
beibehalten werden. Im Gegensatz zu den Schlußfolgerungen 
des Sachverständigenausschusses schlug die Sowjet-Delega- 
tion vor, im Verlauf von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
- Bildung des Regierungsrates des Freistaates solle die Ein- 
fuhr von Waren italienischer und jugoslawischer Herkunft 
 zollfrei sein. BE 
Der dritte Punkt des sowjetischen Vorschlages lautete: 
„In der Zeit vom Juli bis September 1947 kann ein Defizit in 
einer ausländischen Währung entstehen. Der Außenministerrat ist, 
- daher der Ansicht, der Sicherheitsrat werde für den Fall, daß er 
- vom Gouverneur und dem Provisorischen Regierungsrat eine Bitte 
" um finanzielle Hilfe aus dem Auslande erhält, die durch die drin- 
genden Bedürfnisse der ersten Periode bedingt ist. empfehlen, aus 
eig den Geldmitteln der Organisation der Vereinten Nationen die be- 
‚nötigte Summe bis zur Höhe von fünf Millionen Dollar der Regie- 
sung des Freistaates zur Verfügung zu stellen.“ 


Der französische Vertreter Alphand, der amerikanische 
"Vertreter Matthews und der britische Vertreter Hall-Patch 
erklärten sich mit dem dritten Punkt des sowjetischen Vor- 
 schlages einverstanden. 


Den übrigen Punkten des sowjetischen Vorschlags konnten 

' die Vertreter der anderen Nationen nicht zustimmen. 
In einer zweiten Sitzung am 22. April brachten die Stell- 
' vertreter die Prüfung der Unterlagen über die finanzielle 
Lage des Freistaates Triest zum Abschluß. 


Am Abend des 22. April 1947 stand das Thema Triest 


' auf der Tagesordnung der Außenminister selbst. Auf Grund 


v 


22 
& 


China”) 


\ Senator Vandenberg setzt sich in Cleveland für un- 
g eingeschränkte Unterstützung der Nankinger Regie- 
ge) rung ein. 
ir 
'. 
k 
7 


4 ! 


15.1.1947 


8.2.1947 Die Bank von China sperrt den Goldverkauf. 
16.2.1947 In einem neuen Wirtschaftsprogeramm der chinesischen 
‚Regierung wird der offizielle Kurs des USA-Dollars 
von 3350 auf 12000 chinesische Dollar erhöht. Das 
Budget für 1947 beträgt 9,3 gegenüber 2,5 Milliarden 
1946. Die Inflation ist nicht mehr einzudämmen. 

Die kommunistischen Vertreter in Nanking werden 
ausgewiesen. 

Aufstand in Formosa gegen das korrupte Verwal- 
tungssystem des Generalgouverneurs Tschen-Ji. 
Ansuchen der chinesischen Regierung bei der UNRRA, 
die ausstehenden Lieferungen im Betrage von 200 
on Dollar für Regierungszwecke verwenden zu 
ürfen. 


T. V. Sung, Präsident des Legislativen Juan, Schwa- 


ger von Madame Tschiang-Kai-Schek, wird veranlaßt, 
zurückzutreten, 


28.2.1947 


28.2.1947 


1.3.1947 


—— 
*) Vgl. Europa-Arhiv S. 337 ff. 
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Die Verhandlungen über China und Korea 


Die wichtigsten Ereignisse vor Beginn der Moskauer Konferenz 


l 
der von den Stellvertretern eingereichten Gegenüberstellu 1 
gen kam es zu einer Einigung. Die Minister beschlossen die 
Annahme folgenden Abkommens: ’ 


„1. Die Lösung der Fragen des Budgets, der Zahlungsbilanz 
der Währung, der Zölle, der Steuern und anderer finanziellert 
und wirtschaftlicher Probleme für den Freistaat Triest, die in de Ai 
Bericht der Kommission angedeutet wurden, fällt in den Zustän-, 
digkeitsbereich des Gouverneurs, des Regierungsrates und der: 
Volksversammlung des Freistaates von Triest und bis zu der Zeit 
da dieses Statut in Kraft tritt, in den Zuständigkeitsbereich dess 
Gouverneurs und des Provisorischen Regierungsrates in Überei h 
stimmung mit den betreffenden Artikeln der Bestimmungen über: 
das provisorische Regime für den Freistaat von Triest. 


Bei der Lösung dieser Frage soll in Übereinstimmung mit den 
oben angeführten Bestimmungen die wirtschaftliche Unabhängig- 
keit des Freistaates von Triest gewährleistet werden. 


3. Der Rat der Außenminister empfiehlt, daß von dem Zeit 
punkt der Errichtung der provisorischen Regierung des Freistaates: 
Triest bis zur Einführung eines neuen Zollsystems durch die Be-- 
hörden des Freistaates von Triest die gegenwärtigen Bestimmun-, 
gen. beibehalten und Waren italienischen und jugoslawischen Ur-- 
sprungs zollfrei in den Freistaat von Triest eingeführt werden 
sollten, vorausgesetzt, daß diese Länder entsprechende Gegensei-, 
tigkeitsabkommen für Produkte aus dem Freistaat Triest abschlie- 
ßen und daß die Rezierung und der Provisorische Regierungsrat! 
sich bemühen, innerhalb von drei Monaten ein neues Zollsystem: 
einzuführen. | 


3. Im Hinblick auf die Tatsache, daß sich in der Zahlungs-- 
bilanz im Juli-September 1947 ein Defizit im freien Devisentausch 
ergeben könnte, ist der Aufßenministerrat der Ansicht, daß dem 
Sicherheitsrat vom Gouverneur und dem Provisorischen Regie-" 
rungsrat eine auf die dringenden Bedürfnisse der ersten Zeit 
gegründete Bitte um finanzielle Hilfe von außen vorgelegt werden 
sollte, so daß der Sicherheitsrat eine Empfehlung machen kann, 
der-Regierung des Freistaates von Triest die erforderliche Summe: 
bis zu fünf Millionen Dollar zur Verfügung zu stellen, die aus den 
Mitteln der Organisation der Vereinten Nationen entnommen 
werden soll. 


4. Der Außenministerrat beschließt, den Generalsekretär der) 
Vereinten Nationen sofort nach der Ernennung eines Gouverneurs 
für den Freistaat Triest zu ersuchen, diesem zu seiner Information 
den Bericht der Untersuchungskommission für Triest sowie ‚die 
Anmerkungen der italienischen und der jugoslawischen Regierung 
zu diesem Bericht und den Text dieser Resolution zu übermitteln.” 


‚ Die Einigung über das Finanzproblem der Stadt Triest ist 
einer der wenigen Punkte. die zu den positiven Ergebnissen 
der Moskauer Konferenz gezählt werden können. : 

H.V. 


| 
| 
12.3.1947 Die Erklärung Trumans über die Griechenlandanleihe 
e erweckt Hoffnunsen in Nanking, daß auch die vor-| 
geschene 500 Millionen-Dollar-Anleihe der Export- 
Importbank für China freigegeben wird. N 
Tschiang-Kai-Schek gibt offiziell seine Absicht auf 
politische Regelung des Bürgerkrieges zugunsten der 
militärischen Regelung auf. Der Bürgerkrieg ver- 
schärft sich. = 
Am Gedenktag von Sun-Jatsen betont Tschiang-Kai- 
Schek die Größe der Aufgabe, die die Kuomintang- 
partei bis zur Übergabe der Regierung an die Na- 
tionalversammlung Ende 1947 noch zu erfüllen habe. 
Jenan, das Hauptquartier der Kommunisten, fällt in 
die Hände der Zentralregierung. — Außenminister 
Wang-Tschi-Tschieh wird wegen seiner nachgiebigen . 
Politik gegenüber der Sowjet-Union — besonders in 
der Frage Dairen — von der Nationalversammlung an- 
gegriffen. 

Auflösung des Obersten Verteidigungsrates, der bis- 
her maßgebenden Behörde in Cha a a 
Staatsrates (40 Mitglieder) entsprechend dem Organ- 
gesetz. Der Exekutive Zentralrat der Kuomintangpar- 


tei, der bisher den Obersten Verteidieun srat _ 
geblich beeinflußt hatte, bleibt noch Ir N maß-, 


15. 3. 1947 


17.3.1947 


19. 3. 1947 


23.3.1947 
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3.1.1947 Eine aus Nordkorea stammende Anweisung an die süd- 
koreanische Arbeiterparteı (Kommunistische Partei) 


’ 


bei der Eröffnung der Mogauer Konferenz Unruhen 
anzustiften, wird aufgedeckt. 


3.1.1947 Der Christian Science Monitor nimmt an. daß es auf 
F der Moskauer Konferenz zu einer Debatte über Korea 
4 kommen wird, da asiatische und pazifische Probleme 
R kaum zu vermeiden sein werden und die Stellung- 
n nahme Marshalls als Fachmann für ostasiatische Fra- 
; gen besonders eindeutig abgefaßt sein wird. 


Generalleutnant Hodge, seit wenigen Tagen wieder 
in den Vereinigten Staaten, bespricht die Lage in 
Korea mit Präsident Truman in Gegenwart des Kriegs- 
ministers Patterson, in den folgenden Wochen mit 
Außenminister Marshall, mit dem geschäftsführenden 
Minister für die besetzten Gebiete, Milldring, und vor 
einem Kongreßkomitee. Eine Einigung kann seiner 
Ansicht nach nur auf höchster politischer Ebene her- 
2 beigeführt werden. Bis dahin werden die beschleunigte 
u; Ausarbeitung eines Wahlgesetzes durch die Koreani- 
; sche Legislative Versammlung und die Durchführung 
der Wahlen für eine Interimsregierung im August 
1947 vorgesehen. Geplant wird eine Ablösung der 
AR amerikanischen Militärverwaltung durch eine Zivil- 
verwaltung, der einige Kontrollen, wie die der Lebens- 


4.2.1947 


- 


N 


> mittelverteilung, vorbehalten bleiben. Als Vorbild 
wird dabei an das Philippine Commonwealth Sta- , 
r tute von 1935 gedacht (vgl. Europa-Arciv S. 384). 

26.2.1947 Anne O’Hare MeCormick, Korrespondentin der New 


York Times, hält die koreanischen Probleme für nicht 


Die Moskauer 
China 


A 
— Bereits während der ersten Sitzung der Moskauer Konfe- 
tenz vom 11. März 1947 stellte Außenminister Molotow den 
Antrag, das chinesische Problem auf die Tagesordnung zu 
setzen. Da die angelsächsischen Mächte der chinesischen Re- 
gierung schon vor der Moskauer Konferenz zugesichert hat- 
ten, keine China betreffenden Probleme in ihrer Abwesen- 


eit zu erörtern, lehnten sie eine offizielle Besprechung der 
inesischen Lage auf der Konferenz ab. Außenminister Mar- 
shall bat aber noch um eine Bedenkfrist. Die chinesische 
Regierung protestierte ihrerseits formell gegen jede Dis- 
kussion dieser Fragen, selbst bei Teilnahme des chinesischen 
Gesandten in Moskau. Am 16. März 1947 antwortete Außen- 
minister Marshall auf die am 11. März 1947 von Außen- 
minister Molotow noch einmal schriftlich niedergelegten 
Vorschläge wie folgt: 

„Ich habe Ihren Brief vom 11. März über die Durchführung der 
im Moskauer Protokoll vom Dezember 1945 festgelegten Bestim- 
mungen für China erhalten. 

“ Als Sie diese Frage im Rat der Außenminister vorbrachten, er- 
klärte ich, daß ich während meines Aufenthaltes in Moskau, aber 
nicht innerhalb der Außenministerkonferenz, gerne mit Ihnen und 
Herrn Bevin die Durchführung der in der Moskauer Erklärung 
enthaltenen Bestimmungen über China besprechen würde. Ich be- 
stätige hiermit meine Bereitschaft, halte es jedoch für nicht ange- 
bracht, eine Konferenz darüber einzuberufen, so inoffiziell sie 
auch sein mag. Ich schlage vor, daß jeder von uns .den anderen 
Beteiligten bis zum 1. April die nötigen Auskünfte zusendet und 
gleichzeitig der chinesischen Regierung eine Abschrift dieser Aus- 


künfte zukommen läßt. Mit vorzüglicher Hochachtung 


George C. Marshall.“ 
- Noch vor dem 1. April erklärte Großbritannien, daß es 
keine Mitteilung abzugeben habe. Anfang April übermit- 
telten Außenminister Marshall und Aufßenminister Molotow 
je eine Note an alle Beteiligten einschließlich China. 
Die Note Marshalls hatte folgenden Wortlaut: 


Sehr geehrter Herr Molotow! „Moskau, 2. April 


 Bezugnehmend auf Ihren Brief vom 24. März 1947 und den Hin- 
weis auf das Moskauer Abkommen von 1945, China betreffend, 
füge ich zu Ihrer Information ein Exemplar der Erklärungen des 
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China—Korea 
ER 
! 
ferenz als den drohenden wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch Großbritanniens. 
Brief des sowjetischen Oberbefehlshabers von Korea 
an den amerikanischen Oberbefehlshaber 
Wiederaufnahme der Sitzungen der gemischten Kom- 
mission. 
Radiomeldungen aus Nordkorea berichten über die 
Aushebung aller 17- bis 25jährigen; ungefähr 500 000 
Mann werden dadurch betroffen. Die sowjetische Be- 
satzung baut die eisfreien Häfen Wonsun und Chi- 
minpo in Nordkorea aus. 
In seinem Monatsbericht für Februar 1947 schildert 
General Mac Arthur die Schwierigkeiten, mit denen 
seine Verwaltung in Korea zu kämpfen hat; er be- 
richtet über die Unruhestifter unter der einheimischen 
Bevölkerung und den Eisernen Vorhang zwischen 
Nord- und Südkorca. 
Anfang Generalleutnant Hodge kehrt nach Korea zurück. Er 
Aprıl 1947 erhält mehrere Briefe von Generalleutnant Gennadi 
Petrowitsch Korotkow, dem im April eingetroffenen 
Nachfolser des Oberstkommandierenden für Nord- 


4.3.1947 


korea, Chistiakow, die eine gewisse Bereitwilligkeit 


zeigen, Kompromisse zu schließen. 
12. 4. 1947 
waltung in Washington aufgestellt. Er soll am 1. Mai 
dem Kongreß vorgelegt werden. Er erhöht die im Haus- 
haltsplan für 1948 für Korea vorgesehenen 137 Mil- 
lionen Dollar um 78 Millionen auf weitere 215 Milionen, 
weitere 325 Millionen sind für die Jahre 1949/50 ge- 
plant. 
Generalleutnant Hodge berichtet vor 


14. 4. 1947 der Koreani- 


schen Legislativen Versammlung über seinen Besuch 
in Washington und über die Reformpläne für Süd-. 


korea. 


Verhandlungen 


Präsidenten der Vereinigten Staaten vom 15. Dezember 1945 und 
18. Dezember 1946 bei, die weiter keiner Erläuterung bedürfen. 
Die im Brief erwähnten Streitkräfte der Vereinigten Staaten un- 
terstützten entsprechend dem Potsdamer Abkommen und den Ka- 
pitulationsbedingungen Japans in der in den Berichten erwähnten 
Zeit die Repatriierung von ungefähr drei Millionen Japanern aus 
China in ihre Heimat. Über das Verbleiben der auf 700 000 ge- 
schätzten Japaner, die von den Sowjets in der Mandschurei ge- 
fangengenommen wurden, habe ich keine Nachricht. 


Am 29. Januar 1947 gab die Regierung der Vereinigten Staaten 
ihre Entscheidung bekannt, die Verbindung mit der Dreierkom- 
mission abzubrechen, die in T'schungking mit der Absicht errichtet 
wurde, die Feindseligkeiten in China zu beenden. Gleichzeitig gab 
sie ihre Entscheidung bekannt, die Verbindung mit dem Exeku- 
tiven Hauptquartier abzubrechen, welches von der Dreierkom- 
mission in Peking zur Überwachung der Ausführung des Waffen- 
stillstandsabkommens und der Demobilisierung und Reorganisation 
der Streitkräfte in China eingerichtet war. 

Gleichzeitig wurde eine Erklärung bezüglich des Abzugs der 
Marinestreitkräfte abgegeben, welche die Aufgabe hatten, der 
Sicherheit des Personals der Vereinigten Staaten beim Exekutiven 
Hauptquartier und seiner Verbindung zum Meer zu dienen. Diese 
Maßnahmen erlaubten eine wesentliche Herabsetzung der Zahl 
der in China notwendigen Land- und Seestreitkräfte, und’ Ab- 
transporte erfolgen entsprechend dem vorhandenen Schiffsraum. 
Wenn die laufende Herabsetzung beendet sein wird (geschätztes 
Datum 1. Juni 1947), dann werden gemäß dem Wunsch der Na- 
tionalregierung der Chinesischen Republik ungefähr 6130 Mann 
Land- und Seestreitkräfte bleiben, die im wesentlichen wie folet 
aufgeteilt sein werden: 


Armee der Vereinigten Staaten (Stab und Personal): 


Beratende Gruppe . . ; : : 750 ' 
Wachmannschaften ! : fi ; 251 
Personal für den Luftverkehr . 5 2 160 
Registraturdienst für die Gräber . ’ 94 
Gemischter Stab und Personal . s 155 
Insgesamt 1510 
Flotteneinheiten der Vereinigten Staaten (Stab und Fersonal): 

Beratende Gruppe . i 5 5 N 128 
Wetterdienst in Schanghai, Tsingtau und 

Mientstan. ö s 3 5 1043 
Insgesamt . . . . . ll) 
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über die 


Ein Dreijahresplan für Südkorea wird von der Ver- 


223 Mai 
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| Marinetruppen der Vereinigten Staaten (sämtlich im Wach- 
, und Sicherheitsdienst): 


Kampftruppe: 

Infanterie - £ 3 e & =.1.311636 
Luftwaffe & 8 ® # & 499 
zusammen P s -; = 5 . .2138 
Stab und Personal: 

Bodenpersonal . = e & 5 2 15 
Flugpersonal . ‘6 = S 5 2 210 
zusammen a « : # R . 1364 
Insgesamt Marinetruppen e P 3499 


Ich habe einen Durchschlag dieses Briefes Herrn Bevin und 
einen weiteren Durchschlag dem chinesischen Gesandten in Mos- 
 \kau zur Information der chinesischen Regierung übermittelt. 
Hochachtungsvoll 
George G. Marshall.“ 


Die Note Molotows, die wenige Tage nach der Note Mär- 
shalls folgte, beantwortet diese. Nachdem Molotow darauf 
‚hinweist, daß keine Einmischungspolitik seitens einer aus- 


wärtigen Macht in die inneren Angelegenheiten Chinas 


stattfinden dürfe, erklärt er, daß ‚die Teilnahme auswär- 


tiger bewaffneter Streitkräfte am Bürgerkrieg in China nur 


den Bürgerkrieg weiter anfachen würde“. Im weiteren Ver- 
lauf des Briefes erinnert Molotow daran, daß die Sowjet- 
‚ Union und die Vereinigten Staaten sich im Dezember 1945 
darauf geeinigt hätten, ihre Truppen aus China „zum frühest- 
möglichen Zeitpunkt, der mit der Erfüllung ihrer Aufgaben 
und Verpflichtungen vereinbar ist“, abzuziehen. 

„Die Sowjet-Union ihrerseits ist rechtzeitig ihren Verpflich- 
tungen, Sowjettruppen aus China abzuziehen, nachgekommen. Am 

1946 ist die Evakuierung der Sowjettruppen aus der 
Mandschurei: beendet worden. ' 

Ungefähr ein Jahr ist seitdem verflossen, und nicht nur die 
Evakuierung der amerikanischen Truppen ist nicht abgeschlossen, 
sondern es ist allgemein unbekannt, wann die Vereinigten Staa- 
_ ten .ihren Verpflichtungen nachkommen werden, die amerika- 


mischen Truppen aus China abzuziehen. 


Angesichts einer solchen Lage hält es die Sowjetregierung, wie 
‚sie es schon einmal zum Ausdruck gebracht hat, für wünschens- 
wert, daß die Außenminister derjenigen Staaten, die an der Mos- 
kauer Konferenz teilnehmen und sich jetzt in Moskau befinden, 
Informationen bezüglich der Erfüllung des Abkommens über 


China austauschen. i 


Ein entsprechender Austausch von Informationen wäre nützlich. 
er würde die gegenwärtige Lage hinsichtlich der Erfüllung des 
Moskauer Abkommens über China klären, denn der bestehende 

Zustand ist in dieser Hinsicht nicht befriedigend und erweckt 

Zweifel in der öffentlichen Meinung, ob Bereitschaft besteht, den 
in dem obengenannten Abkommen übernommenen Verpflichtungen 

nachzukommen.“ 

Am 7. April 1947 wurde durch den Moskauer Rundfunk 
eine Erklärung der amtlichen Sowjetnachrichtenagentur 
TASS übermittelt, in der den Vereinigten Staaten vorge- 
worfen wird, den chinesischen Regierungstruppen weit- 
gehend militärische Unterstützung zukommen zu lassen. Die 
Amerikaner seien besonders aktiv in der Errichtung von 
amerikanischen Marinestützpunkten und Flugzeugbasen in 
China, wo sich Gelegenheiten für diesen Zweck böten. Die 
Sowjetnachrichtenagentur beschuldigt die Amerikaner des 
weiteren, 40 Kuomintangdivisionen nach der japanischen 
Niederlage ausgebildet und ausgerüstet zu haben. Dies seien 
zweimal sp viel wie im ganzen zweiten Weltkrieg. Ferner 
weist die Erklärung darauf hin, daß amerikanische Militär- 
berater 22 Militärakademien und eine Anzahl von Ausbil- 
dungsschulen, unter anderem für die Ausbildung von Per- 
sonal für den Geheimdienst und für die Ausbildung von 
Landetruppen, in China eingerichtet hätten; eine Schule 
der letzteren Art befinde sich in Tsingtau. 


Korea 
Da der sowjetische Außenminister von sich aus die chine- 
sische Frage aufgeworfen hatte, fiel es dem amerikanischen 
Außenminister nicht schwer, nun seinerseits die koreanische 
Frage anzuschneiden. Am 12. April 1947 wurde der Text 
der folgenden amerikanischen Note veröffentlicht: 


rat, 


„Moskau, 1% April. 


Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf die Lage in Korea lenken) 
Die Vertreter der Sowjet-Union und der Vereinigten Staaten Ar 
der gemeinsamen Kommission in Korea konnten keinen Fortschritt 
in der Errichtung einer provisorischen Regierung für Korea er 
zielen. Seit der Niederlage Japans sind jetzt 19 Monate vergan 
gen, aber Korea hat wenig Vorteil davon gehabt. Das Land ist ii 
zwei Zonen aufgeteilt. Der sowjetische Oberbefehlshaber in Nord- 
korea hat sich geweigert, Freiheit der Bewegung und des Wirt- 
schaftsverkehrs zwischen diesen beiden Zonen zu gestatten. Da 
durch ist ein frei gewählter politischer Zusammenschluß des 
koreanischen Volkes von vornherein unmöglich gemacht, und da 
Ergebnis ist eine ernste wirtschaftliche Notlage. | 


Die Vereinigten Staaten verfolgen mit ihrer 
Korea folgende Grundziele: i 

1. die möglichst baldige Errichtung eines souveränen Korea mi 
eigener Regierung zu fördern, das von ausländischer Kontrollet 
unabhängig und berechtigt ist, in die Vereinten Nationen aufge 
nommen zu werden; = 5 

2. dafür zu sorgen, daß die so errichtete nationale Regierung 
den freien Willen des koreanischen Volkes vertritt; | 


Bl 
3. den Koreanern beim Wiederaufbau einer gesunden Wirt-| 
schaft zu helfen, die eine unentbehrliche Grundlage für ihren 


unabhängigen demokratischen Staat ist. | 

Die Vereinigten Staaten brachten in der Kairo-Erklärung vom 
1. Dezember 1943 ihren Beschluß zum Ausdruck, Korea frei und 
unabhängig werden zu lassen. Großbritannien und die Republil 
China waren an dieser Erklärung beteiligt. Die Kairo-Erklärung, 
wurde ausdrücklich von der drei Mächten in der Potsdamer, Er- 
klärung bestätigt, in der die Bedingungen für die japanische 
Übergabe festgelegt wurden. Die Sowjet-Union brachte in !hre 
Kriegserklärung an Japan am 8. August 1945 zum Ausdruck, dafi 
sie sich diesen Erklärungen anschließe. 


Bei der Niederlage Japans nahmen Truppen. der Vereinigten 
Staaten und der Sowjet-Union die Übergabe der japanischer 
Streitkräfte in Korea entgegen, und zwar jeweils südlich be 
ziehungsweise nördlich einer Linie, die zu diesem Zwecke will 
kürlich am 38. Breitengrad gezogen worden war. Diese Demar 
kationslinie wurde dann praktisch zu einer Grenze zwischen zwe: 
Besatzungszonen. 

Auf der Konferenz der Außenminister der Vereinigten Staaten 
der Sowjet-Union und Großbritanniens in Moskau im Dezembe 
1945 wurden die schwerwiegenden Folgen der Zweizoneneinteilungt 
Koreas besprochen, ein Übereinkommen über Korea abgeschlossexi 
und im dritten Teil des Konferenzkommuniques veröffentlicht# 
Die Republik China schloß sich später diesem Übereinkommen an ) 

Am 20. März 1946 trat die nach den Bedingungen des Mos | 
kauer Abkommens ernannte gemeinsame Kommission zusammen 
und begann mit ihrer Arbeit, wie sie in dem Abkommen fest 
gelegt war, nämlich, die Bildung einer provisorischen demokra 
tischen Regierung in Korea zu fördern, die den ersten Schritt is 
der Errichtung einer unabhängigen, souveränen koreanischer 
Nation darstellen sollte. 


Die Regierung der Vereinigten Staaten hatte gehofft, daß diese 
gemeinsame Kommission schnell handeln werde, daß bald ein« 
provisorische Regierung für Korea errichtet werde, daß die un ı 
glückseligen Folgen der Demarkationslinie zwischen den Streit 
kräften der Vereinigten Staaten und der Sowjet-Union überwun- 
den und Korea auf den Weg zu einer unabhängigen und demo- 
kratischen Regierung gebracht werden könnte. 

Leider wurde die Arbeit der Kommission schon nach kurzer 
Zeit dadurch lahmgelegt, daß sie sich nicht über den ‚Begriffl 
„demokratisch“ in Anwendung auf die Vertreter von Parteien undH 
sozialen Organisationen einig werden konnte, die nach dem Pots-l 
damer Übereinkommen von der gemeinsamen Kommission bei den 
ee einer provisorischen Regierung zu Rate gezogen werden 
sollten, | 

Da wi offenbar Be, daß man zur Zeit nicht zu einer Eini-: 
gung kommen werde, vertagte sich die Kommissi i 
1946 auf unbestimmte Zeit A Sun n| 

Der amerikanische Oberbefehlshaber in Korea hat d je-' 
tischen Oberbefehlshaber verschiedentlich | 
mission solle wieder zusammentreten und ihre Arbeit fortsetzen.) 
‚ Der sowjetische Oberbefehlshaber hat jedoch auf einer Formu- 
lierung bestanden, die die Mchrheit der repräsentativen Führer! 
Koreas von der Beratung als Vertreter demokratischer Partöichl 
oder sozialer Organisationen ausschließen würde, und hat diese) 
Einstellung erst kürzlich in einem Brief an den amerikanischen) 
Oberbefehlshaber vom 28. Februar 1947 bestätigt. | 


Es war daher unmöglich, sich über die Wiedereinberufung der! 


Politik gegenübe 


Kommission zu einigen. 
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zt, im April 1947, fast 16 Monate, nachdem in Moskau die Ver- 
arungen über Korea zustande gekommen waren, hat man mit 
Verwirklichung dieser Vereinbarungen noch immer keine Fort- 
itte erzielt. 

Damit das Abkommen und die Erklärung von Moskau vom De- 
ber 1945 ihrem Inhalt nach erfüllt werden, wünscht die Re- 
ung der Vereinigten Staaten, die Errichtung eines freien und 
abhängigen Korea ohne jede weitere Verzögerung zu fördern. 
u diesem Zwecke möchte ich, daß unsere Regierungen verein- 
en, ihre Oberbefehlshaber in Korea anzuweisen, eine neuerliche 
tzung der gemeinsamen Kommission so bald wie möglich anzu- 
eraumen und sie zu beauftragen, ihre Arbeit unter den Bedin- 
ngen der Potsdamer Abmachungen auf der Basis der Achtung 
es demokratischen Rechtes der Meinungsfreiheit zu beschleunigen. 


Weiter schlage ich vor, daß ein beiden Parteien annehmbarer 
Zeitpunkt festgelegt wird, an dem die beiden Regierungen die 
bis dahin von der Kommission erzielten Fortschritte überprüfen, 

4 In der Zwischenzeit sehen die Vereinigten Staaten keine andere 
öglichkeit, ihren in Moskau eingegangenen Verpflichtungen 
nachzukommen, als unverzüglich in ihrer Zone Maßnahmen zu 
greifen, die die Ziele der Vereinbarungen fördern. 


Der britischen und der chinesischen Regierung werden Ab- 
riften dieses Briefes zugehen.“ 


Am 19. April 1947 antwortete Außenminister Molotow 
auf Marshalls Schreiben wie folgt: 


„In Beantwortung Ihres Briefes über Korea vom 8. April darf 
Ihnen folgendes mitteilen: 


aut der Moskauer Konferenz der Außenminister der Sowjet- 
ion, der Vereinigten Staaten von Amerika und des Vereinigten 
‚önigreichs im Dezember 1945 war ein Übereinkommen geschlos- 
sen worden, in dem die Politik der drei Mächte gegenüber Korea 
eiseleet wurde. Die Vorschläge der Sowjetregierung wurden 
iesem Übereinkommen zugrunde gelegt, und zwar mit Zustim- 
mung der Regierung der Vereinigten Staaten, die ‚in der Folge 
ihre ursprüngliche Absicht aufgaben, in den nächsten Jahren 
keine koreanische Nationalregierung in Korea zu gründen. 


get Moskauer Übereinkommen sah als vordringlichste Aufgabe 


ie Errichtung einer provisorischen demokratischen Regierung für 


orea vor, die in der Lage sein werde, alle notwendigen Maß- 


AU 
‚andwirtschaft und der volkstümlichen Kultur Koreas zu treffen. 
[m Zusammenhang mit diesen Vorschlägen glaubte die Sowjet- 
regierung, daß die Vereinigung Koreas unter der Führung einer 
koreanischen Nationalregierung die wichtigste Voraussetzung für 
die Wiederherstellung eines unabhängigen Staates Korea und die 
Vorbedingung für die Entwicklung des Landes nach demokra- 
schen Grundsätzen sei. 

Die Sowjetregierung beharrt auf diesem Standpunkt und tritt 
ir genaueste Durchführung des Moskauer Abkommens über Korea 
ein, ın der festen Überzeugung, daß die Erfüllung dieses Abkom- 
mens die beste Grundlage für die Entwicklung Koreas auf demo- 
kratischem Wege zu einem unabhängigen und blühenden Staat 
darstellt, der sich als gleichberechtigtes Mitglied in der Organi- 
sation der Vereinten Nationen mit uns zusammenschließt. 


- Das Programm der im Moskauer Übereinkommen über Korea 
vorgesehenen Maßnahmen ist jedoch bisher nicht erfüllt worden. 
Es ist keine provisorische demokratische Regierung für Korea er- 
richtet worden. Die Arbeit der gemischten amerikanisch-russischen 
Kommission, deren Zweck es ist, die Bildung einer provisorischen 
‚demokratischen Regierung für Korea zu fördern, wurde unter- 
brochen, da die amerikanische Delegation in dieser Kommission 
einen dem Moskauer Abkommen über Korea widersprechenden 
Standpunkt einnahm. 

- Auch ließ sich das amerikanische Oberkommando in Südkorea 
nicht auf eine sachliche Besprechung der Vorschläge des sowje- 
tischen Oberkommandos in Nordkorea über einen wirtschaftlichen 
Austausch zwischen den beiden Zonen ein, und dadurch wurde 
‘es unmöglich, in dieser Frage zu einer Einıgung zu kommen. 

Im Verlauf der Arbeit der gemischten Kommission in der Zeit 
yon März bis Mai 1946 machte die sowjetische Delegation alle 
Anstrengungen, um die Durchführung des oben erwähnten Ab- 
kommens über Korea zu erreichen und in erster Linie eine mög- 
lichst baldige Bildung der provisorischen demokratischen Regie- 
rung für Korea und die Vereinigung des Landes unter ihrer Füh- 
rung durchzusetzen. Die sowjetische Delegation ist in dieser Rich- 
tung nicht nur auf Schwierigkeiten, sondern auf ausgesprochenen 
Widerstand seitens der amerikanischen Delegation gestoßen. 

Geleitet von dem Übereinkommen über Korea, in dem die Bil- 
dung der gemischten Kommission vorgesehen war, hat die sowje- 
tische Delegation bei der Ausarbeitung der Vorschläge für die 
Beratungen mit den demokratischen Parteien und sozialen Orga- 
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‚schien. 


China--Korea 


nisationen zur Beratung mit der Kommission auf breiter Grund- 

lage aufgefordert. Aber die amerikanische Delegation hat eine Reihe 

größerer demokratischer Organisationen Südkoreas von der Be- 

teiligung ausgeschlossen und darauf bestanden, daß Einladungen 

zu den Beratungen auch an diejenigen Gruppen gesandt werden 

sollten, die das Moskauer Übereinkommen ablehnten, so daß Be- 
ratungen mit ihnen die Durchführung des Abkommens natürlich 

nicht erleichtern würden, 

So hat die amerikanische Delegation in der von ihr vorgelegten 
Liste von Parteien und Organisationen, die zu den Beratungen 
einzuladen wären, 17 politische Parteien und soziale Gruppen 
Südkoreas aufgeführt, die das Moskauer Abkommen ablehnten, 
und nur drei demokratische Parteien, die mit ihm einverstanden 
sind. Die amerikanische Delegation schloß große demokratische 
Parteien und soziale Organisationen wie die Allkoreanische Föde- 
ration der Arbeit, die Allkoreanische Bauern-Union, die Korea» 
nische Nationalrevolutionäre Partei, die Allkoreanische Union dr 
Jugend und andere von der Beteiligung aus. Be 

Die sowjetische Delegation konnte sich zwar mit dieser Hl- 
tung der amerikanischen Delegation nicht einverstanden er- 
klären, hat sich aber dennoch alle Mühe gegeben, den Weg u 
einem Einverständnis zu finden. Das hat sich jedoch als unmög- 
lich erwiesen, und die Arbeit der Kommission wurde auf Vor- 
schlag der amerikanischen Delegation eingestellt. Wr 


Es ist klar, daß dieser Zustand untragbar ist. Es mußten also 
wieder Maßnahmen getroffen werden, um einen Ausweg aus de- 
ser Lage herbeizuführen. Der sowjetische Oberbefehlshaber versuchte 
in seinen Noten an den amerikanischen Oberbefehlshaber, eineBass 
für die Wiederaufnahme der Arbeit der gemischten Kommission 
zu finden. Der Briefwechsel führte dazu, daß die Stamdpunkte der 
betreffenden Parteien sich einander beträchtlich näherten, wie 
von beiden Oberbefehlshabern festgestellt wurde. Man hoffte, 
bald zu einem Übereinkommen zu gelangen, und erwartete, daß 
die gemischte Kommission ihre Arbeit bald wiederaufnehmen 
könnte. Auf den letzten Brief des sowjetischen Oberbefehlshaberss 
vom 28. Februar dieses Jahres erfolgte jedoch keine Antwort ds 
amerikanischen Oberbefehlshabers, und es kam nicht zu dem 
Übereinkommen, das schon in seinen Umrissen sichtbar zu werden 


Fe: 
Eine zeitgerechte Erfüllung des Programms, das im Moskauer 
Abkommen für Korea als Ganzes aufgestellt worden war, wurde 
durch die mangelnde Koordinierung im Vorgehen ernstlich be- 
einträchtigt. 1a 
Was Nordkorea anbetrifft, so wurden auf dem Gebiet der De- 
mokratisierung und“in der Wiederherstellung der Volkswirtschaft 
und des kulturellen Lebens seit der Niederlage Japans beträcht- 
liche Fortschritte erzielt. Tiefgreifende demokratische Reformen, 
die die politischen Freiheiten sicherstellen und den Lebensstan- 
dard der Bevölkerung heben sollen, wurden durchgeführt. Ich 


die Errichtung örtlicher bevollmächtigter Behörden und des Volks- 
komitees von Nordkorea auf Grund freier demokratischer Wah- 
len, die Landreform, durch die 725 000 Bauern und Kleinbauern 
unentgeltlich 1000000 Hektar Land gegeben wurden, das zuyor 
Eigentum japanischer Kolonisten und ihrer Anhänger in Korea 
gewesen war, die Nationalisierung der früheren japanischen In- 
dustrie, das Gesetz über Achtstundentag, Sicherheit der Arbeit 
und Sozialversicherung, die Reform des nationalen Erziehung- 
wesens, durch die die koreanische Sprache in den Schulen wieder. 

eingeführt, das Schulsystem ausgedehnt und die Aufnahme von 


Studierenden erweitert wurde. h 

Solche weittragenden demokratischen Reformen sind jedoch nur 
in Nordkorea eingeführt worden, wo zwei Fünftel der Bevölke- 
rung wohnen. z d 

Die sowjetische Regierung hält sich in ihrer Politik gegenüber 
Korea eng an das im Moskauer Abkommen umrissene Programm 
und betrachtet die folgenden Aufgaben als vordringlich: 

(1) Errichtung einer provisorischen demokratischen Regierung 
für Korea auf der Grundlage einer breiten Beteiligung der demo- 
kratischen Parteien und der sozialen Organisationen zur Beschleu- Na: 
nigung der politischen und wirtschaftlichen Verschmelzung Koreas 
zu einem von ausländischer Hilfe unabhängigen, selbstregierten 
Staat, wodurch die Aufteilung des Landes in zwei Zonen hin- 
fällig würde; $ 

(2) Errichtung bevollmächtigter demokratischer Behörden in 
ganz Korea durch freie Wahlen auf Grund des allgemeinen, glei- 
chen Wahlrechts; 

(3) Förderung der koreanischen Nation bei der Wiederherstel- 
lung des unabhängigen demokratischen Staates und der Entwick- 
lung der Volkswirtschaft und des Kulturlebens. 


In Übereinstimmung mit dem festen Wunsch der Sowjetregie- 
rung nach baldiger Wiederherstellung eines geeinten und souve- 
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ränen Staates Korea und nach Beseitigung der Schwierigkeiten, 
die dadurch entstehen, daß Korea bis heute noch nicht vereinigt 
ist und keine eigene nationale Regierung besitzt, schlage ich vor, 
daß die gemischte russisch-amerikanische Kommission ihre Arbeit 
am 20. Mai dieses Jahres in Söul wieder aufnimmt, und zwar auf 
der Grundlage einer genauen Durchführung des Moskauer Ab- 
kommens über Korea, und daß die Kommission im Juli—August 
1947 den beiden Regierungen die Ergebnisse ihrer Arbeit unter- 
breitet, die in Ausarbeitung von Empfehlungen für die Errichtung 
der provisorischen demokratischen Regierung Koreas besteht.” 


Die Koreanische Frage nach der Moskauer Konferenz 


Die Moskauer Konferenz wurde am 24. April beendet, 
der Notenwechsel zwischen Molotow und Marshall über 
‚Korea wurde jedoch fortgesetzt. 

Am 2. Mai 1947 antwortete Marshall auf Molotows Brief: 

„Ich habe Ihren Brief vom 19. April 1947 erwogen, in dem Sie 
unseren Vorschlag zur Wiedereinberufung der Gemischten Kom- 
mission der Vereinigten Staaten und der Sowjet-Union annehmen 
und vorschlagen, dal die Kommission ihre Arbeit am 20. Mai die* 
ses Jahres wiederaufnimmt. Ich habe ferner Ihre Erklärung zur 
Kenntnis genommen, daß die Kommission bei der Wiederaufnahme 
ihrer Arbeit »auf der Basis einer genauen Durchführung des Mos- 
kauer Abkommens über Korea« verfahren soll. 

Um für die Zukunft jedes Mißverständnis über den Ausdruck 
»genaue Durchführung« zu vermeiden, möchte ich hier meine Aus- 
legung dieses Ausdrucks darlegen. In meinem an Sie gerichteten 
Brief vom 8. April erklärte ich, die Gemischte Kommission solle 
beauftragt werden, »ihre Arbeit unter den Bedingungen des Mos- 
kauer Abkommens auf der Basis der Achtung für das demokratische 
Recht der Meinungsfreiheit« zu beschleunigen. 

Wenn ich diese Erklärung wiederhole, so habe ich ebenso wie zu 


_ der Zeit, da ich sie zum erstenmal machte, die wohlbekannte Ein- 


stellung der Regierung der Vereinigten Staaten im Sinne, daß die 
koreanischen Vertreter demokratischer Parteien und sozialer Orga- 
nisationen nicht wegen ihrer in der Vergangenheit vertretenen oder 
geäußerten Meinung über die zukünftige Regierung ihres Landes von 
Beratungen mit der Kommission über die Bildung der provisorischen 
Regierung Koreas ausgeschlossen werden sollten, vorausgesetzt, daß 
sie bereit sind, mit der Kommission zusammenzuarbeiten. 


Sie erwähnten drei Punkte, die für die Sowjetregierung von erst- 
rangiger Bedeutung in ihrer Politik gegenüber Korea sind. Ihre Er- 
klärung über die Bedeutung der Errichtung einer provisorischen 
demokratischen Regierung für Korea auf der Grundlage einer brei- 
ten Beteiligung der demokratischen Parteien und sozialen Organi- 
sationen des Landes ist von Anfang an von der Regierung der Ver- 
einigten Staaten als ein Grundstein ihrer Politik angenommen 
worden, die die Errichtung eines souveränen, von ausländischer 


ı Kontrolle unabhängigen und zur Mitgliedschaft in den Vereinten 


Nationen berechtigten Korea fördern will. 

Ich lege Ihren zweiten Punkt über die Errichtung »demokratischer 
autoritativer Behörden« für ganz Korea so aus, daß damit örtliche, 
provinziale und nationale Regierungsbehörden gemeint sind, die, 
wie Sie sagen, durch freie Wahlen auf Grund des allgemeinen, glei- 
chen Wahlrechtes errichtet werden. 

Ich begrüße die in Ihrem dritten Punkt enthaltene Versicherung, 
daß Sie der Förderung einer Wiederaufrichtung Koreas als unab- 
hängiger demokratischer Staat und der Entwicklung seiner natio- 
nalen Wirtschaft und Kultur große Bedeutung beimessen. Die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten hat ein konstruktives Programm 
für die Wiedererrichtung der koreanischen Wirtschaft und die Ent- 
Ra lung seines Erziehungswesens und seines politischen Lebens im 

inne. 

.. Darf ich Sie um Ihre baldige Bestätigung bitten, daß wir uns über 
die Grundlage einig sind, auf der die Kommission ihre wichtigen 

Arb- "en wiederaufnehmen soll, so daß ich den Oberbefehlshaber 
der VereinigtenStaaten in Korea anweisen kann, die Vorbereitunsen 
für die Eröffnungssitzung der Gemischten Kommission am 20. Mai 
1947 in Söul zu treffen. 

Ich werde den Regierungen Chinas und des Vereinigten König- 
reichs Abschriften dieses Briefes zukommen lassen.“ 

In dem am 10. Mai 1947 von der TASS-Agentur ver- 
öffentlichen Antwortbrief Molotows hieß es: 

„Ich bestätige hiermit den Empfang Ihres Briefes vom 2. Mai, 
in dem Sie die Frage der Wiederaufnahme der Arbeit der sowje- 
tisch-amerikanischen Kommission für Korea anschneiden. 

Ihr Vorschlag besteht, wenn ich ihn recht verstehe, darin, daß 
man vor Wiederaufnahme der Arbeit durch die Kommission zu 
einer Einigung über die Bedingungen kommen sollte, unter denen 
die demokratischen Parteien und sozialen Organisationen Koreas zu 
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essen 


Colonel Limb, der Vorsitzende der koreanischen Kommis- 
sion in Washington, warnte vor „einem kommunistischen 
Marionettenstaat, der von Moskau kontrolliert wird“, und 
forderte Marshall auf, alle patriotischen Koreaner zu den 
Verhandlungen zuzulassen — also auch diejenigen, die das 
Moskauer Abkommen zuerst abgelehnt hatten (vgl. Europa- 


Archiv S. 396). 


Beratungen herangezogen werden sollen. Diese Frage war schon in 
cinem Briefwechsel zwischen dem sowjetischen und dem amerika- 
nischen Oberbefehlshaber in Korea behandelt worden, und zwar, 
wie ich schon in meinem früheren Brief bemerkte, mit dem Ergebnis, 
daß sich beide Parteien in ihren Ansichten wesentlich näherkamen. 

Der sowjetische Oberbefehlshaber machte in seinem Brief vom 
26. November 1945 die folgenden Vorschläge als Grundlage für die: 
Wiederaufnahme der Ausschußarbeiten: 

»1. Die gemeinsame Kommission sollte diejenigen demokratischen Par- 


teien und Organisationen zur Prrotung heranziehen, die den Moskauer 
Beschluß über Korea voll unterstützen. ! 

2. Die zur Beratung mit der Kommission eingeladenen Pirteien und so-; 
zielen Orsan'sationen sollten für diese Besprechungen keine Vertreter er-- 
nennen. die durch aktiven Widerstand gegen den Moskauer Beschluß kum- 
promittiert sind. | 

3. Die zu den Beratungen mit der Kommission eingeladenen Parteien’ 
und sozialen Organisationen dürfen zu dem Moskauer Beschluß über die: 
Arbeit der Kommission nicht in Opposition stehen oder andere zur Oppo- 


sition anstachem. Andernfalls smd diese Parteien oder sozialen Organi-; 

sationen durch Übereinkommen zwischen den beiden Delegationen von den) 
: x A : : E 

weiteren Beratungen mit der Kommission auszuschließen.«‘“ 


In dem Schreiben Molotows hieß es dann, daß sich der 
amerikanische Oberbefehlshaber in Korea am 24. Dezember 
1946 bereit erklärt habe, die sowjetischen Vorschläge mit 
einigen Abänderungen anzunehmen. 

Die von den Vereinigten Staaten vorgeschlagenen Abän- 
derungen forderten eine Modifizierung des sowjetischen 
Standpunktes über die Zulassung der koreanischen Par-' 
teien und Organisationen zu den Besprechungen der Kom- 
mission. 

Molotow fuhr dann wörtlich fort: 

„Ich bin bereit, diese von dem amerikanischen Oberbefehlshaber 
gemachten Abänderungsvorschläge anzunehmen, um die Wieder- 
aufnahme der Kommissionsarbeiten und die Bildung der proviso-! 
rischen demokratischen Resierung Koreas zu beschleunigen. Ich 
hoffe, daß nunmehr keine Gründe mehr für eine weitere Verzöge- 
rung der Einberufung der Kommission bestehen. 

Sie berichten in Ihrem Brief, daß die Regierung der Vereinigten 
Staaten jetzt über ein konstruktives Programm für den Wiederauf- 
bau der Wirtschaft und der kulturellen und politischen Entwicklung | 
Koreas berät. Wenn die Arbeiten zur Bildung der provisorischen 
demokratischen Regierung Korcas abgeschlossen sind, sollte die 
Kommission me'ner Ansicht nach in Übereinstimmung mit dem 
Moskauer Beschluß über Korea unter Beteiligung der koreanischen 
Regierung über die amerikanischen und sowjetischen Vorschläge | 
zur Unterstützung des politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritts des koreanischen Volkes und zur Entwicklung der demo- 
kratischen Selbstregierung und Errichtung der staatlichen Unab- 
hängigkeit Koreas beraten und ihre Empfehlungen zu diesen Fragen 
beschließen und vorbrinsen.“ = | 
‚ Die New Uork Herald Tribune vom 12. Mai 1947 erklärte 
in einem Korrespondentenbericht, daß der ehemalige 
Außenminister Bvrnes schon auf der Moskauer Konferenz 
vom Dezember 1945 sofortige wirtschaftliche Hilfsmaßnah- | 
men für Korea vorgeschlagen habe, während Molotow da- 
mals genau wie heute einwandte, daß eine politische Rege- 
Bi vor wirtschaftlichen Maßnahmen stattfinden müsse. 
: N olotow erhielt am 13. Mai 1947 eine dritte Note Marshalls, 
in der die sowie"ische Zusicherung angenommen und die, 
Wiederaufnahme der sowjetisch-amerikanischen Verhand- 
Jungen in Söul am 20. Mai bestätigt wurde. Gleichzeitig ließ 
a ae Marshall eine Anweisung an den Oberbe- 
'hlshaber in Korea ersehen, sofort Vorbereitungen für die 
Zusammenkunft in Söul zu treffen. 


Eine aus 78 Mitgliedern bestehende Sow; i 
. Mitgliede esteher Sowjetdelegation 
traf am 20. Mai 1947 in Söul ein. Am 91. Mai wurde die 
Konferenz von Generalmajor Albert E. Brown und Gene- 
raloberst Terenty Schtikow eröffnet. Sv.ÜU 
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3 In ihrer Ausgabe vom 24. April 1947 brachte das partei- 
mtliche Organ Iswestija folgenden Leitartikel: 


„Auf der Tagesordnung der vor kurzem beendeten Moskauer 
Konferenz der Außenminister standen Fragen von großer histo- 
rischer Bedeutung. Die vier Mächte, die den Sieg über Hitler- 
deutschland errungen haben, sind an die Klärung des deutschen 
Problems herangetreten, das für Europa von entscheidender Be- 
‚deutung ist. Es mußte vollendet werden, was der Entente nach 
dem. ersten Weltkrieg nicht gelungen war und nicht gelingen 
onnte. Es geht darum, den deutschen Staat, der ein Herd blu- 
iger Kriege war, seines aggressiven Charakters zu entkleiden und 
hn in die Familie der friedliebenden Länder aufzunehmen. Von 
dem Erfolg dieser großen Aufgabe hängt die Sicherheit der kom- 
enden Generationen ab. 
_ In seiner abschließenden Rede auf der Moskauer Konferenz 
sagte der Leiter der Sowjetdelegation und Außenminister der 
UdSSR, W. M. Molotow: »Wir haben bei der Erörterung der 
ragen, die auf der Tagesordnung dieser Konferenz des Außen- 
ninisterrates standen, viel Zeit und keine geringe Mühe aufge- 
racht. Unsere Arbeit ist nicht abgeschlossen, aber nichtsdetto- 
veniger ist viel geleistet worden... Wir hoffen, daß die in Mos- 
au geleistete Arbeit zum weiteren Erfolg der gemeinsamen Sache 
ınd zur Herbeiführung gemeinsamer Beschlüsse über alle noch 
Echt gelösten Fragen beitragen wird.« 


In einigen wesentlichen Punkten des deutschen Problems sind 
die Teilnehmer an der Sitzung zu gemeinsamen Beschlüssen ge- 
langt. Zu diesen Punkten gehört zum Beispiel der Beschluß über 
ie Auflösung des preußischen Staates, dieser Stammburg und 
Feste der deutschen Militaristen, dieser unerschöpflichen Quelle 
von Angriffskriegen. Mit Genugtuung nahm die demokratische 
"Weltöffentlichkeit von den Beschlüssen des Ministerrates über die 
Entmilitarisierung, Entnazifizierung und Demokratisierung sowie 
über die sogenannten »Verschleppten Personen« und die terri- 
oriale Reorganisation Deutschlands Kenntnis. Wie bekannt, wur- 
en diese Beschlüsse dem Kontrollrat in Deutschland als Direk- 
ven für seine Arbeit übergeben. Dadurch wurde ein weiterer 
Baustein gelegt zu dem aufstrebenden Gebäude eines friedlichen 
und demokratischen deutschen Staates. 
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Einen wesentlichen Fortschritt erfuhr auch die Verfahrensrege- 
lung für den deutschen Friedensvertrag. Sowohl die Punkte der 
Verfahrensregelung, über die ein Übereinkommen zustande kam, 
als auch die, worüber ein solches nicht zu erzielen war, sind ir 
'einem einheitlichen Dokument zusammengefaßt und den Stellver- 
tretenden Außenministern zur weiteren Untersuchung eingehän- 
digt worden. 

- Eine Kommission wurde eingesetzt, die eine Reihe von Artikeln 
des Vertrages mit Österreich untersuchen und konkrete Unter- 
lagen für eine mögliche Angleichung der Standpunkte der Regie- 
zungen, die in der Kommission vertreten sind, schaffen soll. 


Ein Beschluß über die Entlassung der deutschen Kriegsgefan- 
genen bis zum 31. Dezember 1948 wurde gefaßt. Ferner wurden 
einige Sonderfragen im Zusammenhang mit dem Bericht des Sach- 
verständigenausschusses für: Kehle u. a. gelöst. 


Ohne Zweifel ist nicht wenig erreicht worden. Die Behandlung 
einer Reihe von Fragen konnte jedoch noch nicht zum Abschluß 
‚gebracht werden. 

- In erster Linie gilt das für die wirtschaftlichen Prinzipien des 
‚deutschen Problems, den Stand der deutschen Nachkriegswirtschaft 
und den Reparationsplan. Die Sowjetdelegation hat erklärt, daß 
sie die wirtschaftlichen Prinzipien in organischem Zusammenhang 
mit der Frage der Reparationen sieht, der sie eine besondere Be- 
deutung beimißt. Hinsichtlich verschiedener Vorschläge der ein- 
zelnen Delegationen über die wirtschaftlichen Prinzipien bezeich- 
nete die Sowjetdelegation eine Reihe von Momenten, in denen 
sie bereit ist, anderen Delegationen entgegenzukommen, sofern 
diese ihrerseits in der Reparationsfrage Entgegenkommen bewei- 
sen. Es ist im wesentlichen gerade auch die Frage der deutschen 
Reparationen, die dem Abschluß der österreichischen Regelung 
entgegensteht: neben dem Artikel über die Grenzen bildet den 
hauptsächlichen Punkt des österreichischen Vertrages, in dem es 
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Die „Iswestija‘“ über die Ergebnisse der Konferenz re 
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zu keiner Übereinstimmung gekommen ist, die Frage der dus 
schen Guthaben in Österreich. ER: 


Um die Bedeutung der gefaßten Beschlüsse und den Umfang 
der noch nicht gelösten Fragen ganz zu ermessen, muß man sich 
genau über das Ausmaß der gestellten Aufgaben Rechenschaft 
geben. Man kann mit ruhigem Gewissen behaupten, daß wohl 
noch nie im Wege diplomatischer Verhandlungen Aufgaben von 
solcher Wichtigkeit und Kompliziertheit behandelt wurden, Es ist 
durchaus verständlich, daß diese großen und komplizierten Fragen 
ihre Lösung nicht in einer einzigen Konferenz des Außenminiter- 
rates finden konnten und daher vertagt werden mußten. ee 


Mag sein, daß die, welche heute von dem »Mißerfolg« der 
Moskauer Konferenz reden, irgendwelche besonderen geheimen 
Hoffnungen mit ihr verbanden, die mit den wahren Aufgaben dr 
Regelung europäischer Probleme im Geiste internationaler Zu- 
sammenarbeit nichts Gemeinsames hatten. In diesem Falle müßten 
sie aber von der Enttäuschung ihrer Hoffnungen und nicht von 
dem »Mißerfolg« der Moskauer Konferenz reden. er, 


Es muß unterstrichen werden, daß die Moskauer Konferenz der nr 
Außenminister der gemeinsamen Sache der Alliierten mehr Nutzen 
bringen konnte, wenn nicht gewisse Delegationen immer wieder 
bestrebt gewesen wären, zu bereits zurückgelegten Etappen zurük- 
zukehren. Daraus ergab sich, daß bei der Arbeit der Konferenz 
Fragen, über die schon seit anderthalb bis zwei Jahren gemein- 
same Beschlüsse vorliegen, über Gebühr viel Zeit in Anspruch 
nahmen. 2 ‚8% 

Es muß offen herausgesagt werden, daß der Hauptkampf uf 
der Sitzung der Außenminister zwischen den verschiedenen Posi 
tionen der einzelnen Delegationen auf, die Frage der Erfüllung 
der Beschlüsse der Konferenz von Jalta und Potsdam hinauslief. 1 F 
Während die Sowjetdelegation konsequent an der Erfüllung die- AR 
ser Beschlüsse festhielt, versuchten andere Delegationen — insbe 
sondere die amerikanische, aber auch die englische Delegation —, 
die auf der Krim und in Potsdam einstimmig angenommenen Be+ 
schlüsse über die deutsche Frage systematisch zu erschüttern. Die 
Sowjetdelegation bestand auf der Durchführung dieser Beschlüse, 
damit das, was von den vier Mächten beschlossen und unter- 
schrieben wurde, nicht auf dem Papier bleibt, sondern verwirklict 
wird. Die Sowjetdelegation bot bei den Bestrebungen, die haupt- 
sächlich von der amerikanischen und der englischen Delegation 
ausgingen, von diesen gemeinsamen Beschlüssen abzugehen, die ; 
Spitze. Dazu kamen die Versuche der genannten Delegationen, 
von der bis in die letzte Zeit regelmäßig im Außenministerrat 
und bei anderen Beratungen der vier Mächte üblichen Methode 


rk 


gemeinsamer Beschlüsse abzuweichen und zu Methoden. zurückzu- 
kehren, die sich schon in der Vergangenheit als wirkungslos er- 
wiesen haben und die darin bestehen, daß der eine Staat dem 
anderen seinen Willen aufzwingt. Diese altbekannte Methode, die 
den imperialistischen Mächten eigen ist, hat begreiflicherweise dn 
entschiedenen Widerspruch der Sowjet-Union hervorgerufen. Es 
ist selbstverständlich, daß sowohl die Versuche, früher gefaßte 
gemeinsame Beschlüsse zu erschüttern und von ihrer Durchfüh- 
rung Abstand zu nehmen, als auch die Versuche der einen, ihren 
Willen anderen Partnern bei der Lösung internationaler Probleme 
aufzuzwingen, fühlbare Schwierigkeiten bei der Arbeit des Außen- 
ministerrates hervorrufen und sich auf die Ergebnisse seiner Arbeit 
ungünstig auswirken mußten Die Sowjetdelegation tat auf jeden 
Fall alles. was in ihrer Macht stand, um der Moskauer Konferenz 
positive Ergebnisse zu sichern, unter allen Umständen aber die 
Klarstellung der wirklichen Positionen jedes Landes zu erlangen. 
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Die Sowjetdelegation hat auf der Londoner Konferenz der 
Außenminister konsequent und unerschütterlich die Interessen - 
eines demokratischen und dauerhaften Friedens verteidigt. Sie 
bestand auf der Durchführung der Beschlüsse, die die verbün- 
deten Länder im Interesse der Sicherheit der Völker für viele 
Jahre gefaßt haben. Auf die Verwirklichung dieses hohen, edlen 
Zieles waren die Anstrengungen der Sowjetdelegation ‚gerichtet. 

Ihr Verhalten war ein klarer Ausdruck der sowjetischen Außen- 
politik, die eine feste Stütze für Frieden und, Sicherheit, Freiheit 
und Unabhängigkeit der Völker ist und bleibt.“ 
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RECHENSCHAFTSBERICHTE UBER DIE KONFERENZ 


Die Rundfunkrede von Außenminister Marshall 


Der amerikanische Außenminister Marshall erklärte am 
29. April 1947 in seiner Rundfunkrede an die amerikanische 
Nation zu den Ereignissen der Moskauer Konferenz: 


„Ich hoffe in dieser Rede deutlich zum Ausdruck zu bringen, daß 
es sich bei den Besprechungen der Moskauer Außenministerkon- 
ferenz um Fragen grundsätzlicher Art handelte. 


Diese Konferenz befaßte sich mit dem Kernproblem des Frie- 
dens, für den wir kämpfen. Sie befaßte sich mit dem Herzen 
Europas, Deutschland und Österreich, einem Gebiet mit einer 
zahlreichen und leistungsfähigen Bevölkerung, mit großen wirt- 
schaftlichen Hilfsquellen‘ und Fabrikanlagen, einem Gebiet, das 
zweimal innerhalb kurzer Zeit die Welt an den Rand des Ver- 
derbens gebracht hat. In den Moskauer Verhandlungen wurden 
alle Meinungsverschiedenheiten, die bereits während der Kon- 
ferenz über die Friedensverträge mit Italien und den Balkan- 

. staaten so deutlich zutage getreten waren, in den Brennpunkt 
gerückt, blieben aber praktisch ungelöst. 

Probleme, die einen unmittelbaren Einfluß auf die Zukunft un- 

serer Zivilisation haben, können nicht durch allgemeine Redereien 
oder ungenaue Formulierungen — „verderbliche Abstraktionen”. 
wie Lincoln sie nannte — abgetan werden. Sie erfordern konkrete 
Lösungen für ganz bestimmte, äußerst verwickelte Fragen, Fragen 
über Grenzregelungen, über die Macht, militärische Aggression zu 
verhindern, über verbitterte Menschen, die nicht vergessen können, 
über Produktion und Kontrolle der Güter, die für Millionen von 
Menschen lebensnotwendig sind. Sie sind durch Presse und Rund- 
funk über die täglichen Arbeiten des Außenministerrates laufend 
unterrichtet worden, und vieles, was ich zu sagen habe, mag Ihnen 
als Wiederholung erscheinen. Aber die drei Hauptpunkte der Ver- 
handlungen waren so komplizierter Natur, daß ich es für ange- 
bracht halte, auf diese Probleme, so wie sie mir vom Konferenz- 
tisch aus erschienen, näher einzugehen. 
‘ Ein Friedensvertrag für Österreich und ein Viermächtepakt, 
der die Entmilitarisierung, Deutschlands garantieren sollte, lagen 
durchaus im Bereich des Möglichen, ja sogar- des Wahrschein- 
lichen, wie wir gehofft hatten. Was den deutschen Friedensver- 
trag und die damit im Zusammenhang stehenden täglich auftre- 
tenden deutschen Probleme anbelangt, so hatten wir gehofft, uns 
über Richtlinien einig zu werden, die unseren Stellvertretern bei 
ihren Vorbereitungsarbeiten für die nächste Konferenz als An- 
leitung hätten dienen können. 

In einer Erklärung wie dieser kann man nicht alle die zahlrei- 
chen Punkte diskutieren, über die bis zum Ende der Konferenz 
die Meinungen weiterhin geteilt blieben. Ich denke, es wird ein 
Hinweis auf die grundlegenden Probleme genügen, deren Lösung 
wahrscheinlich eine baldige Bereinigung vıeler anderer Meinungs- 
verschiedenheiten mit sich bringen würde. 


Um zu einem vollen Verständnis der Moskauer Konferenz zu 
kommen, muß man sich den komplizierten Charakter ihrer Pro- 
bleme und deren unmittelbare Auswirkung auf die Völker Europas 
in den kommenden Monaten vor Augen halten. Es wird — um 
nur ein Beispiel zu nennen — in ganz Europa mehr Kohle für die 
Fabriken, die öffentliche Versorgung, die Eisenbahnen und für 
die Bevölkerung dringend gebraucht. Eine erhöhte Kohlenförde- 
rung und -Jlieferung für die alliierten Länder können jedoch erst 
erfolgen, wenn die beschädigten Bergwerke, Fördermaschinen. 
Bahnverbindur.gen und ähnlichen Einrichtungen wieder instand 
gesetzt sind. Diese Instandsetzungsarbeiten hängen von einer 
höheren Stahlproduktion ab, und diese wiederum von erhöhter 
Kohlenproduktion. Darum wırd, solange die notwendigen Instand- 
setzungsarbeiten im Gange sind, in der unmittelbaren Zukunft 
weniger Kohle für die benachbarten alliierten Staaten zur Ver- 
fügung stehen. Diesen Punkt muß man ım Auge behalten. 


Weniger, Kohle bedeutet aber weniger Beschäftigungsmöglich- 
keiten fü, die Arbeitskräfte und damit eine Verzögerung in der 
Produktion von Ausfuhrgütern, die das zum Ankauf von Nah- 
rungsmitteln und Gebrauchsgütern benötigte Geld einbrinsen 
sollte. Darum wirkt sich dıe für die Instandsetzung der Berg- 
werke unvermeidliche Verzögerung in Frankreich so unmittelbar 
aus, daß die Regelung dieser Frage für Frankreich entscheidende 
Bedeutung gewonnen hat. Alle Nachbarstaaten sowie Großhritan- 
nien und die Sowjet-Union werden gleichfalls auf verschieden: 
Art unmittelbar betroffen, weil Kohle für eine ausreichende Pro- 
duktion von Ausfuhrgütern dringend erforderlich ist. um die Ein- 
fuhr der notwendigen Nahrungsmittel und so weiter zu ermöe- 
lichen, für die gegenwärtig die Vereinigten Staaten aufkommen. 

‚Darüber hinaus steht im Hintergrund dieser Kohlenfrase, die 
mit der Stahlerzeugung unmittelbar zusammenhängt, das so wich- 
tige Problem des Wiederaufbaus einer deutschen Schwerindustrie, 
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die später erneut zu einer Bedrohung des Weltfriedens werden 
könnte. Ich erwähne dieses Einzelbeispiel, um daran die Verwick- 
lungen anschaulich zu machen, die sich bei der Behandlung dieser 
Fragen ergeben. | 

Der Alliierte Kontrollrat in Berlin legte einen ausführlichen Be4f' 
richt über die vielen Probleme zur politischen, militärischen, wirt 
schaftlichen und finanziellen Lage unter der gegenwärtigen Mili 
tärregierung in Deutschland vor. Im Zusammenhang mit den hietg 
behandelten Angelegenheiten erwogen die Außenminister For: 
and Machtbereich der vorläufigen politischen Organisation für 
Deutschland und das Verfahren, das bei der Ausarbeitung des 
deutschen Friedensvertrages einzuschlagen wäre. 


Mit den Beratungen über Deutschland wurde nicht nur died) 
Frage der Sicherheit Europas und der Welt, sondern auch die 
des Wohlstandes ganz Europas aufgeworfen. Es war unsere Auf v 
gabe, die Bedingungen für einen Vertrag zu erörtern, der auf ein& 
lange Reihe von Jahren hinaus Gültigkeit haben wird. Gleich 
zeitig sahen wir uns unmittelbaren Problemen gegenüber, die von 
lebenswichtiger Bedeutung für die verarmten, notleidenden Völ4 
ker Europas sind, die unsere Hilfe anrufen und um Kohlen, Nah- 
rungsmittel und andere Gebrauchsgüter des Lebens bitten und die 
in ihrer Mehrzahl über Deutschland verbittert sind, das diese 
verheerenden Zustände herbeigeführt hat. Diese Fragen sind auch 
von entscheidender Bedeutung für die Völker Britanniens und der 
Vereinigten Staaten, die nicht auf die Dauer Hunderte von Mil-. 
lionen Dollar für Deutschland ausgeben können, bloß weil es un- 
terlassen wurde, die erforderlichen Maßnahmen zur schleunigen! 
Beseitigung der Zustände zu,treffen, die solche Zuweisungen not-- 
wendig machen. | 


Die entscheidenden deutschen Grundprobleme, auf die ich michı 
beschränken will, sind: 
l. die Begrenzung der Machtbefugnisse der Zentralregierung; 
2, dies Art des Wirtschaftssystems und seine Beziehungen zu 
ganz Europa; 

3. Art und Umfang der Reparationen; 

4. die Grenzen des deutschen Staates; 

5. inwieweit die alliierten Staaten, die sich mit Deutschland im 
Kriegszustand befunden haben, bei der Ausarbeitung und Be- 
stätigung des Friedensvertrages vertreten sein sollen. 


Alle Mitglieder des Außerministerrates sind sich anscheinend 
über die Errichtung eines deutschen Staates einig, der sich selbst 
erhalten kann, auf demokratischer Grundlage aufgebaut wird und 
Beschränkungen unterworfen ist, die sein Wiedererstarken als 
Militärmacht verhindern. 


Der Grad der Zentralisierung des zukünftigen deutschen Staa- 
tes ist eine Frage von größter Bedeutung. Eine übermäßige Zu- 
sammenballung der Macht ist besonders gefährlich ın einem Lande 
wie Deutschland, wo die Rechte des Einzelmenschen wie auch die 
Rechte der Gemeinschaft auf Kontrolle über die Ausübung der 
Regierungsgewalt nicht durch starke Bande der Tradition ge- 
festigt sind. Die Sowjet-Union begünstigt offenbar eine starke, 
Zentralregierung. Die Vereinigten Staaten und Großbritannien 
lehnen eine solche Regierung ab, weil sie ihrer Meinung nach zu 
leicht in eine Regierungsform nach dem Muster des Naziregimes 
umgewandelt werden könnte. Sie bevorzugen eine Zentralregie- 
rung mit genau abgegrenzten Befugnissen und wollen alle übrigen | 
Machtbefugnisse den Ländern überlassen. Die Franzosen möchten 
einer deutschen Zentralregierung nur sehr beschränkte Verant-. 
wortlichkeit zugestehen. Sie fürchten die Wiederholung einer sich 
über ganz Deutschland erstreckenden Machtersreifune wie sie 
1933 durch das Hitlerregime durchgeführt wurde. % | 


Bereits unter normalen Voraussetzungen gibt es immer stark, 
auseinandergehende Anichten über das Wesen einer neu zu schaf- 
fenden Regierungsform. Im vorliegenden Fall kommen die roßen | 
und berechtigten Befürchtungen vor einem Wiederaufstieg Deutschä| 
lands zu militärischer Macht hinzu sowie die Sorgen über offene | 
und heimliche Wünsche, die völlig anderen Gründen entspringen. | 


Über die Art des deutschen Wirtschaftssystems und seine Bed] 
zichungen zum übrigen Europa gehen die Meinungen noch viel | 
ernstlicher auseinander und werden daher noch viel schwerer | 
zu überbrücken sein. Die deutsche Wirtschaft : ist gegenwärtig | 
\urch das Fehlen einheitlicher Maßnahmen gelähmt, und sofortige 
ntscheidungen sind erforderlich, um den Wiederaufbau so weit 
zu bringen, daß Deutschland sich wieder ohne Hilfe von außen 
se!bst erhalten kann. Die beteiligten Mächte haben sich einig er- 
klärt in dem Wunsch nach einer deutschen Wirtschaftseinheit 
wenn es aber auf die praktischen Bedingungen ankommt nach 
denen diese Wirtschaftseinheit herbeigeführt werden soll, er eben 
sich weitgehende und ernste Meinungsverschiedenheiten. Hines der 
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ns e Bemühungen um eine Wirtschaftsein- 
atsache, daß in der sowjetisch besetzten Zone 


deren Zonen vorgegangen und 
ie ne nur wenig oder gar nichts be- 
en wurde. Man hat sich dort nur wenig oder gar nicht : 


gezeigt, auf einer Grundlage der Gegenseitigkeit zu ver- 
und ‚Auskünfte - über verfügbare Lebensmittel und den 
ad oder die Art der dieser Zone entnommenen Reparationen 


Er . 
n verweigert. 


Abneigung der sowjetischen Behörden, an der Errichtung | 
ıer ausgeglichenen deutschen Wirtschaft, wie sie in Potsdam 
reinbart worden war, mitzuarbeiten, ist der größte Hemmschuh 
ür eine Entwicklung, die Deutschland instand setzen soll, sich 
‚fremde Unterstützung zu erhalten und Kohle sowie andere 
r an seine Nachbarstaaten zu liefern, die beim Bezug dieser 
r schon immer auf Deutschland angewiesen waren. Nach lan- 
ı und vergeblichen Bemühungen, in dieser Frage gemeinsam zu 
iner brauchbaren Lösung zu kommen, erfolgte die wirtschaftliche 
hmelzung der britischen und der amerikanischen Zone, um‘ 
rch freien Austausch von überschüssigen Gütern oder landwirt- 
chaftlichen Erzeugnissen zwischen beiden Zonen und durch Ver- 
endung von Überschüssen in Mangelgebiete eine Verbesserung 

er: Wirtschaftslage herbeizuführen. Unser Angebot an Frank- 

ch und die Sowjet-Union, sich uns dabei anzuschließen, halten 

Et weiter aufrecht. Dieser Zusammenschluß wird von sowje- 

scher Seite als ein Bruch des Potsdamer Abkommens und als 

ter Schritt auf dem Wege zur Zerstückelung Deutschlands scharf 

griffen, wobei die einfache Tatsache ganz außer acht gelassen | 
- daß der einzige Grund für diesen Zusammenschluß die 

Weigerung war, das Potsdamer Abkommen zu erfüllen. 

lan kann diese Angriffe nur als Propaganda betrachten, die von 

er- Tatsache ablenken soll, daß die Sowjet-Union die in Potsdam 
schlossene 'Wirtschaftseinheit nicht verwirklicht hat. Ein klei- 

er Fortschritt auf dem Wege zur deutschen Wirtschaftseinheit ist 

®ß besser als gar keiner. 5 % 
ie Form der Kontrolle über das Industriezentrum im Ruhrge- | 
et, die größte Zusammenballung von Kohlevorkommen und 

werindustrie in Europa, bleibt weiterhin eine Streitfrage. Man 

ann darüber nicht lediglich deshalb eine Entscheidung treffen, 

yeil man zu einer Einigung gelangen will: Lebenswichtige Über- 

egungen und schwerwiegende Folgen sind mit dieser Frage ver- 

nden. ir E 

ie Frage der Reparationen ist”von entscheidender Bedeutung, 
sie mit fast allen anderen zur Debatte stehenden Fragen in 
‚usammenhang steht. Dieses Problem erweckt natürlich das aller- 
er Interesse bei der Bevölkerung derjenigen alliierten Staaten, 
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ie unter den Schrecken der deutschen Besetzung und der Zerstö- 
ihrer Städte und Dörfer gelitten haben. 


Die Ergebnisse des Versailler Friedensvertrages von 1919, der 
die Zahlung von Reparationen auf Dollarbasis. festlegte, und die 
chwierigkeiten, mit denen die nach Jalta ernannte Reparations- 
"kommission zu kämpfen hatte, um zu einer Einigung über die 
"Dollarbewertung der Sachleistungen zu kommen, brachten Präsi- 
dent Truman un seine Ratgeber bei den Besprechungen in Pots- 
am zu der Überzeugung, daß eine andere Grundlage für die 
Festlegung der Reparationen gefunden werden müsse, wenn in den 
kommenden Jahren endlose Streitigkeiten und Verbitterung ver- 
ieden werden sollten. So gelangten sie zu dem Übereinkommen, 
ß Reparationen grundsätzlich aus der Wirtschaftssubstanz zu 
sten wären, das heißt durch Lieferung deutscher Fabriken, Ma- 
inen und anderer Güter an die betreffenden alliierten Mächte. 


"Auf der Moskauer Konferenz stellte sich heraus, daß die sowje- 
“tischen Vertreter die schriftlichen Abmachungen dieses Abkom- 
"mens vollkommen anders als Präsident Truman und der chemalige 
Außenminister. Byrnes auslegten. Großbritannien vertritt in die- 
‘ser Angelegenheit im wesentlichen denselben Standpunkt wie die 
Vereinigten Staaten. 
Nach unserer Ansicht waren im Potsdamer Abkommen keine 
eparationsleistüneen aus der laufenden Produktion vorgesehen. 
)ie sowjetischen Vertreter lehnen diese Ansicht kategorisch ab. 
‘Sie behaupten, daß die früheren Besprechungen und Abmachun- 
"ger von Jalta ihnen das Recht geben, Reparationen im Werte von 
‚Milliarden von Dollar aus der laufenden Produktion zu entneh- 
en. Unter dieser Voraussetzung würde ein wesentlicher Teil der 
täglichen Produktion deutscher Fabriken für Reparationsleistungen 
aufgebracht und dadurch wiederum der Zeitpunkt weit hinausge- 
choben werden, an dem sich Deutschland selbst erhalten kann. 
ser Plan und die Hoffnung unserer Regierung, daß die wirt- 
chaftliche Gesundung Deutschlands im Laufe von drei Jahren 
nsere Hilfsleistungen an die deutschen Bewohner unserer Zonen 
berflüssig machen wird, würden damit ebenfalls scheitern. 
Dieses Problem bietet viele Schwierigkeiten, über die wir zu 
er,Einigung kommen müssen, wenn wir Deutschland als Wirt- 
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schaftseinheit verwalten wollen 
aller ist. DR 
Die Alliierten sind sich jedoch allgemein darüber einig, daß die 
Frage der für die Demontage als Reparationsleistungen vorge- 
sehenen Fabriken und Einrichtungen erreut einer Prüfung unter- 
. zogen werden muß. Sie erkennen an, daß eine zu drastische Her- 
absetzung der deutschen Industriekapazität es nicht nur für 
‚Deutschland schwierig machen wird, sich selbst zu erhalten, son- 
dern auch die wirtschaftliche Gesundung Europas verzögern 
würde. Die Vereinigten Staaten haben ihre Bereitwilligkeit zum 
Ausdruck gebracht, die Möglichkeit begrenzter Reparationsliefe- 
rungen aus der laufenden Produktion in Erwägung zu ziehen, 
Diese sind als Ausgleich für die ursprünglich als Reparationslei 
'stungen an verschiedene alliierte Länder vorgesehenen Fabriken 
gedacht, die nach der jetzigen Auffassung in Deutschland ver- 
bleiben sollen. Diese Reparationen aus der laufenden Produktion 
wären unter der Bedingung zu leisten, daß sie keine Erhöhung der 
finanziellen Belastung für die Besatzungsmächte verursachen u 
die Rückzahlung von Vorschüssen nicht verzögern, die Deutschland 
gewährt wurden, um es vor dem wirtschaftlichen Zusammenbruc 
zu retten. Die sowjetische Regierung hat diesen Vorschlag unb 
antwortet gelassen. j A He 
Die Frage der künftigen Grenzen Deutschlands gibt Anlaß zu 
ernsten Meinungsverschiedenheiten und ist ein weiteres Beispiel 
fürs die vollkommen voneinander abweichenden Auslegungen der 
Erklärungen, die die Regierungschefs der drei Mächte zu dieser 
‚Frage abgegeben haben. Bei dem schnellen Vormarsch der So 
armeen in der letzten Phase des Krieges flüchteten Millione 
"Deutschen ‚aus Ostdeutschland in die westlich der Oder gelege 
Gebiete. Die Sowjetarmeen hatten dieses Gebiet, das von .d 
Deutschen weitgehend geräumt. war, schon vor der Potsdaı 
Konferenz den Polen unterstellt. Das war die Lage, wie Präsid 
Truman sie in Potsdam vorfand. Unter den gegebenen Umst 
erkannte der Präsident die Lage vorläufig an mit dem Hinweis 
‘auf die Dreimächteerklärung, daß „die Regierungschefs noch: 
“hre Ansicht zum Ausdruc bringen, daß die endgültige Festleg 
der Westgrenzen Polens für die Friedensregelung vorbehalten b 
ben soll“. Der sowjetische Außenminister erklärt nun, daß 
‘Potsdam ein endgültiges Übereinkommen über die Grenzen zwi* 
schen Deutschland‘ und Polen erzielt worden sei und daß ‚die 
mir soeben zitierte Erklärung sich lediglich auf die formelle 
stätigung der bereits vereinbarten Grenze durch den Fried T- 
\ trag beziehe, so daß seiner Meinung nach nur noch d tech 
nische Durchführung der Grenzziehung zu erwägen übrig bleibe 
Die Vereinigten Staaten haben die in Jalta übernommene Ve 
pflichtung anerkannt, Polen im'Westen für die Gebiete z 
schädigen, die östlich der Curzonlinie in die Sowjet-Unio: 
gegliedert wurden. Eine endgültige Aufrechterhaltung der ge 
wärtigen zeitweiligen Grenzlinie zwischen Deutschland und Poler 
würde Deutschland jedoch. Gebiete nehmen, die vor, dem Krieg 
“mehr als ein Fünftel der für die deutsche Bevölkerung -notwen- 
digen Nahrungsmittel lieferten. Es ist klar, daß Deutschland 
‚auf jeden Fall gezwungen sein wird, auf einem beträchtlich 
‚kleinerten Gebiet nicht nur seiner Vorkriegsbevölkerung, son 
auch einer beträchtlichen Anzahl von Deutschen aus Osteuropa 
einen Lebensunterhalt zu gewähren. Bis zu einem gewissen Grade 
«ist diese Lage unvermeidlich, aber einer weiteren Verschärfu 
dürfen wir nicht zustimmen. Wir wollen nicht, daß Polen .et 
“schlechter gestellt sein soll als vor dem Kriege. Polen hat ei 
Anrecht auf Gebietszuwachs, aber wenn man ihm’ Grenzen gib 
aus denen ihm in der Zukunft wahrscheinlich Schwierigkeit 
erwachsen werden, so leistet man ihm keinen guten Dienst. W 
immer auch die Grenzen gezogen werden, sie dürfen kei 
Schranken: für den Handel darstellen, von dem das Wohl Euro 
“pas abhängt. Wir müssen auf eine Zukunft hoffen, in der ei 
demokratisches Polen und ein demokratisches Deutschland in gu 
ter Nachbarschaft’ miteinander leben. SSR 
Meinunesverschiedenheiten herrschen auch über die Form, in 
der die alliierten Mächte, die sich im Kriegszustand mit Deutsch- 
land befunden haben, an der Ausarbeitung und dem Abschluß des 
deutschen Friedensvertrages teilnehmen sollen. Es handelt sich | 
dabei um insgesamt 51 Staaten Von diesen haben neben den 
vier Großmächten achtzehn unmittelbar an den Kampfhandlungen 
ı teilgenommen, manche natürlich in größerem Ausmaß als andere. Fr 
Die Vereinigten Staaten vertreten die. Auffassung, daß den alli- 
ierten Staaten, die sich mit Deutschland im Kriegszustand befun- 
den haben, Gelegenheit gegeben werden soll, sich in gewissen 
Umfang am Entwurf und Abschluß des Friedensvertrages zu be- 
teiligen. Wir sehen andererseits ein. daß wir mit dem Entwurf 
eines Friedensvertrages, an dem 51 Nationen in allen Phasen der 
Verhandlung gleichberechtigt teilnehmen, in der Praxis auf sehr 
große Schwierigkeiten stoßen würden, wenn er nicht gar völlig 
unmöglich ist. Daher hat sich die Regierung der Vereinigten Siaa- 
ten bemüht, die Übereinstimmung vermittels einer Methode zu er- 
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‘reichen, 'die zwei verschiedene Verfahren vorsieht, je nachdem, $ 
ob der betreffende Staat tatsächlich an den Kämpfen. teilgenom- 
“ "men hat oder nicht. Es ‚soll jedoch allen die Gelegenheit gegeben 
werden, ihre Ansichten vorzubringen und gegen andere Ansichten 
“ Stellung zu’nehmen. Bei der Annahme des Vertrages sollen alle 
"Mächte auf der Friedenskonferenz vertreten sein. 


Es ist schwierig, von den Ländern, welche die Schrecken der 
deutschen Besetzung durchgemacht und in den harten’ Kämpfen 
‚schwere Verluste erlitten haben, die Zustimmung zur Teilnahme 
derjenigen Länder an der Festlegung der Friedensbedingungen 
"zu erhalten, die weder Menschen- noch Materialverluste hatten 
und sich weit vom Schuß befanden. Die Vereinigten Staaten hal- 
ten /es jedoch für unerläßlich, daß alle Staaten, die sich mit 
“Deutschland im Kriegszustand befanden, ein gewisses Recht zur. 
 Darlegung ihres Standpunktes bei den Verhandlungen über den 
» Vertrag erhalten, der Deutschland auferlegt wird. E 


Der Vorschlag zu einem Viermächtepakt wurde vor cinem Jahr 
von der Regierung der Vereinigten Staaten vorgebracht. Wir hoff- 
‘ "ten damals; die sofortige Annahme dieses einfachen Paktes, der 
noch vor der Ausarbeitung des deutschen Friedensvertrages die 
-  Bereitwilligkeit der Vereinigten Staaten zur Teilnahme an den 
"Maßnahmen zur. Verhinderung einer deutschen Wiederaufrüstung 
- unter Beweis stellen sollte, werde Befürchtungen für. die Zukunft 
ausschalten und eine Friedensregelung erleichtern; die Europas 
gegenwärtigen und zukünftigen Bedürfnissen gerecht wird. Wir. 
hofften auch, eine solche Maßnahme der Vereinigten Staaten 
werde die Befürchtungen der anderen europäischen Mächte zer- 
streuen, daß die Vereinigten Staaten wieder, wie schon nach, dem 
_ ersten Weltkrieg, auf’ verschiedenen Bedingungen des Friedens-. 
 vertrages bestehen und sich dann von jeglicher Verantwortung für 
dessen Durchführung zurückziehen würden. Wir glaubten, der Zu- 
'sammenschluß der vier Großmächte in der Übernahme der Ga- 
 rantie für die Entmilitarisierung Deutschlands werde die Welt 
ı davon’ überzeugen, daß. wir uns in unserer Absicht, den Frieden 
'- Europas zu ‚sichern, völlig einig sind. I 
Die sowjetische Regierung beantwortete jedoch unseren Vor- 
. "schlag mit einer Reihe von Abänderungsvoxschlägen, die den 
Charakter des Paktes völlig verändert und ihn praktisch zu einem 
komplizierten Friedensvertrag. gemacht hätten. Überdies war ın 
die Abänderungsvorschläge der größte Teil derjenigen Punkte 
hineingebracht worden, über die, wie ich bereits ausführte, ernste 
 Meinungsverschiedenheiten bestanden. ‘Angesichts dieses Vorgehens 
ER mußte ich zu der Annahme kommen, daß die Sopwjetregierung 
entweder einen solchen Pakt nicht wünschte oder die Aussichten 
„auf dessen baldıge Annahme durch ihre Machenschaften in weite 
" Ferne rücken wollte. Ob schließlich ein solches Abkommen erzielt 
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‘ten sollten jedoch meiner Meinung nach auf ihrem Standpunkt 
beharren und darauf bestehen, daß der Pakt einfach gehalten und 
auf den einzigen ihm zugrunde liegenden Zweck beschränkt bleibt: 
‚Deutschland die Möglichkeit zu nehmen, jemals wieder einen 
" Krieg’zu beginnen. a 

“Bei den Besprechungen über den ‚Staatsvertrag mit Österreich 
“wurde, nur in wenigen Punkten keine Einigung erzielt, aber diese 
=“ waren von grundlegender Bedeutung. 'Die Sowjet-Union befür- 
wortet eine Zahlung“von Reparationen und die Abtretung Kärn- 
tens an Jugoslawien, während die anderen Mächte dagegen sind. 


Weitaus größere Bedeutung mißt.die Sowjet-Union jedoch ihrer 
Bedingung bei, daß ıhr bei ihrer Forderuns auf deutsche Ver- 
mögenswerte in Österreich, die ihr auf Grund des Potsdamer Ab- 
‚ “ kommens zustehen, auch solche Vermösenswerte ausgeliefert wer- 
" den, die nach Auffassung der anderen drei Mächte den Öster- 
 reichern oder Staatsangehörıgen von Vereinten Nationen nach 
der Machtübernahme in Österreich im März 1938 durch Hitler 
‘ und seine ‚Naziregierung mit Gewalt oder Zwanr abgenommen 
worden sind. Die Sowjetresierung hat es abeelchnt, hier das 
Wort Zwang zu berücksichtigen, das nach Ansicht der anderen 
% drei Mächte die begriffsbestimmende Grundlage dafür ist, welche 
Vermögenswerte, das heißt Geschäftsunternehmen, Fabriken, Län- 


Ya dereien, Wälder und. so weiter wirklich als. deutsches Eigentum 
. , zü.bezeichnen und nicht durch Besitzergreifung unter Anwendung 
“ von Terror; Einschüchterung, Scheinerwerb und dergleichen in 
| deutsche, Hände übergegangen sind. Die Sowjet-Union hat es fer- 


„ner abgelehnt. ein Vermittlungsverfahren zur. Beilesung der Strei- 
“\tigkeiten in Erwäsung zu ziehen, die sich unter diesen Umständen 
mit Sicherheit ergeben werden. Ebensowenig war sie bereit, sich 


‚eindeutig damit einverstanden zu erklären, Vermörenswerte, die ' 


ihr als ehemals deutscher Besitz zugesprochen werden, genau wie 
alle anderen ausländischen Guthaben österreichischem Recht zu 
unterstellen. Die Billisune des sowjetischen Standnunktes würde 
‘einen so umfangreichen Teil der österreichischen Wirtschaft der 
gesetzlichen Kontrolle Österreichs entziehen, daß ‘die Aussichten 
des Landes auf ein Weiterbestehen als unabhängiger, sich selbst 


750° - - 


/ 


‚Existenz und die Wiedergesundung Europas 'unerläßliche‘ Wirt--| 


‘ Besatzung befreit und als unabhängiger, befreiter Staat behandelt 


‚deren Verwirklichung in Deutschland eine Zentralregierung ge- 


' Linie an die Sowjet-Union auszuliefern. In anderer Form forderte 


‘ordnung bedeuten, daß die Vereinigten Staaten diese Länder auf 


werden. der nicht, bleibt abz ien. Die Vereini Ba nn. i SE 
Ban an Sder mich Ihe BBARRARNEN DIS I SREIn SER ‚mit sich. Aber in Moskau schien es, als appelliere die Propaganda 


. dern’ an Leidenschaften und Vorurteile. Die sowjetische Abord- 


‚dieser auch erzielt sein mag. Alle diese Probleme sind von -un- 


‚Alle Bemühungen, zu einer Komp 

waren erfolglos. Die Vereinigten An Di 
Ansicht‘nach nicht in einem Vertrage n 
offen zutage tretende Ungerechtigkeiten enthä 


es von der Last der Besatzung zu befreien. En 
So verwickelt diese Probleme auch sind, es zeichnet 


sich doch) 
in ihnen schon der zukünftige Charakter Mitteleuropas und dess 
dort einzuführenden Kontrollsystems ab. Die Außenminister waren 
sich darin einig, daß es ihre Aufgabe ist, die Grundlage für eine 
Zentralregierung in Deutschland zu schaffen, die für Deutschlands 


schaftseinheit herbeizuführen, annehmbare Grenzen festzusetzen\ 
und durch einen Viermächtepakt ieine Garantie der Kontrolle zu 
schaffen. Österreich sollte unverzüglich von den Lasten seiner! 
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schaffen hätte. die eine absolute,Kontrolle über das Land gewin-; 
nen kann, das ‚wirtschaftlich infolge der unzulänglichen Größe) 
seines Gebietes und auf Grund ‚seiner Übervölkerung zum Un- 
tergang ‘verdammt. und mit der Verpflichtung belastet wäre, ’einen 
eroßen Teil seiner Produktion als Reparationsleistung in erster 


werden. Eine Einigung war in Moskau deshalb unmöglich, weil 
nach unserer. Ansicht die Söwjet-Unien auf Vorschlägen bestand, 


die sowjetische Abordnung _die Auferlegung einer ebensolchen | 
Belastung auf Österreich. 5 


Ein solcher /Plan würde nach Ansicht der amerikanischen Ab- 


unabsehbare Zeit zu unterstützen hätten, und würde nur zu einer! 
‘Verschlechterung des Wirtschaftslebens in Deutschland und Eu-! 
ropa und zu einem unvermeidHchen Wiederauftauchen von Dik-! 
tatur und Kampf; führen. 


Die uneingeschränkte Nachrichtengebung, für die unsere Regie- 
rung. eintritt, brinet eine: Beteiligung ‚der. öffentlichen ' Meinung 


nicht an die Na und das Verständnis der \Menschen, son+ 


nung stellte Behauptungen auf und vertrat eine Auslegung des 
Potsdamer -Abkommens und anderer Abkommen, die völlig von 
den Tatsachen abwichen, wie: sie von der amerikanischen Dele- 
gation aufgefaßt ‘oder tatsächlich verstanden wurden. a 


Natürlich ergaben sich viele Unklarheiten berssliet der wirk- 
lichen Absichten oder Motive, die hinter den verschiedenen Vor- 
schlägen und Einwendungen zu suchen waren. Das läßt sich bei 
keiner internationalen Verhandlung vermeiden. Aber die aus- 
schlaggebenden Meinungsverschiedenheiten wurden zum erstenmal 
ins Licht gerückt und sind jetzt in allen Einzelheiten deutlich er- 
kennbar, so daß man bei zukünftigen Verhandlungen schon mit 
einer genauen Kenntnis der zu lösenden Probleme beginnen kann. | 
Die Abgeordneten kennen jetzt die genaue Ansicht der anderen 
Regierungen über die verschiedenen zur Debatte stehenden Punkte, 
und mit einer solchen Kenntnis können sie möglicherweise einige 
weitere Differenzen beseitigen oder doch bestimmt zu einer weite-. 
ren Klärung der Probleme durch eine durchdachte Darstellung 
über den Stand der Verhandlungen beitragen. Das ist das 
äußerste, was man sich von den nächsten Monaten erhoffen kann; 
es stellt einen gewissen Fortschritt: dar, so qualvoll und langsam 
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geheurer Bedeutung für das Leben der europäischen Völker und 
den künftigen ‘Verlauf der Weltseschichte. Wir dürfen uns in 
grundsätzlichen Fragen. nicht auf Kompromisse einlassen, um zu 
einer Einieung um der. Einieung willen zu kommen. Wir müssen 
uns ehrlich bemühen, den Standpunkt derer zu verstehen deren 
Meinung wir nicht teilen ee 


In diesem Zusammenhang halte ich es für angebracht, einen 
Teil der Erklärung wiederzugeben, die Generalissimus Stalin mir 
gegenüber abgab. Er sacte über die Konferenz, sie sei lediglich ein 
Vorgeplänkel der Aufklärungskräfte. Auch in -der Vergangenheit 
habe es Meinunsesverschiedenheiten über andere Fragen. gegeben, 
und gewöhnlich habe man die Notwendigkeit eines Kompromisses 
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in großer Erfolg 
legenden Fragen 


N issimus Stalin mit seiner An- 
ht hatte und daß er mit dieser Ansicht eine.bessere Be- 
t zur Zusaminenarbeit seitens der sowjetischen Delegation 
‚zukünftige Konferenzen ankündigte. Wir dürfen aber hier 
ht übersehen, welche Rolle der Zeitfaktor spielt. Die Gesun- 

Kuropas macht /viel langsamere Fortschritte, als man er- 


tient wird schwächer, während die Ärzte beraten. Darum elaube 
‚nicht, daß wir ‚einen Erschöpfungskompromiß abwarten dürfen 
glich ergeben sich neue Fragen. Es müssen unverzüglich. alle 

öglichen Maßnahmen ergriffen werden, um diesen drängen- 


en Problemen zu begegnen. i 
A chließend muß ich noch einen Gesichtspunkt erwähnen, der 


# year \ » an Araz“ 


konferenz. Über seine unter Ausschluß der Offentlich- 
eit gemachten Äußerungen ist nichts bekanntgeworden. 

er .. R M . ; ; 

‚einer Pressekonferenz am 16. Mai behandelte der 


ier Konferenz. 
n Ergebnis der siebenwöchigen Konferenz sei es ge- 


chen und österreichischen Problem, die bis dahin nur 
us Dokumenten und einseitigen Reden bekanntgeworden 


erseits seien aber so schwerwiegende und grundlegende 


drei wesentlichen Fragen — die Wirtschaftseinheit 
utschlands, die Festlegung des Industrieniveaus und 
heßlich die Frage der Reparationen einschließlich der 
tnahmen aus der laufenden Produktion — eine Einigung 
be erzielt werden. können. Diese drei Probleme seien eng 
teinander verknüpft und müßten gemeinsam untersucht 
rden, und zwar nach der von Frankreich vertretenen Mei- 
nung durch Fächleute. — a 

_ Der Minister fuhr fort, er glaube nicht, daß der erste 
“ehlschlag nicht wieder gutzumachen sei. Man sei ja auch 
im Falle Italiens und der kleineren Verbündeten Deutsch- 
lands zu einem zwar nicht vollkommenen, aber doch an- 
nehmbaren Abkommen gelangt. Aber die Zeit dränge immer 
mehr, und im Hinblick auf die Lage der Deutschen und die 
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Entwicklungen in der Welt sei Eile am Platze. Er hoffe, 


aß im Herbst große Fortschritte gemacht würden, denn 
as sei notwendig. Ra 
Zu der Frage des Wirtschaftsanschlusses des Saargebiets 
an Frankreich erklärte der französische Außenminister: 


„Niemand hat uns den Anschluß des Saargebiets verweigert. 
Aber die Tatsache, daß Molotow unsere Forderungen nicht abge- 
lehnt hat, bedeutet nicht, daß er sie angenommen hat.“ 

Diese Frage liege der französischen Regierung sehr am 
Herzen, und sie werde alle Mittel anwenden, um ihren 
Vorschlag durchzusetzen. i 


‘ Über die Zonenvereinigung erklärte Bidault, Frankreich 
wünsche eine Zusammenlegung aller vier Zonen unter Be- 
rücksichtigung der französischen Ansprüche. Er lehne es je- 
doch ab, über die Möglichkeit einer Zusammenlegung der 
drei westlichen Zonen — das heiße über die Aussicht eines 
zerrissenen Friedens — zu sprechen, „solange diese bekla- 
genswerte Aussicht noch nicht Wirklichkeit geworden ist.“ 
"Im weiteren Verlauf der Pressekonferenz erklärte Außen- 
minister Bidault, Frankreich lehne die russische Forderung 
nach Reparationen aus or 
grundsätzlich ab. Aber das Problem sei sehr kompliziert und 
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ngen schöpft 


hatte. Es machen sich zersetzende Kräfte bemerkbar. Der 


Außenminister Bidault vor der französischen Nationalversammlung 
-14..Mai 1947 nahm der französische ‚Außenminister 


ges Bidault vor dem Auswärtigen Ausschuß der Na- 
lversammlung Stellung zu der Moskauer Außenmini- 


sische Außenminister erneut das Thema der Mos- 


'retischen Erörterungen, Sr 


— { x Kr y = 
wesen, daß’ man die Stellung der vier Großmächte zum 
und es sei noch keine Einigung abzuschen. Die Lösung 


zum ersten Mal klar und eindeutig festgelegt habe. An- . 


inungsverschiedenheiten zutage getreten, daß über keine, 


"Konferenz ab. Dieser Bericht wurde so spät gegeben, w: 


der laufenden Produktion nicht - 


nr rankreich 
u ” nn nee . u —— 


für unser ganzes Volk von überragender Bedeutung ist. Ich hatte 
zwar nicht den Vorzug wie Mr. Byrnes, von zwei führenden Mit- 
gliedern des außenpolitischen Senatsausschusses begleitet zu sein, 
aber.ich hatte Mr. Dulles zur Seite, einen hervorragenden Ver- 


treter der Republikanischen Partei, dessen anerkanntes Fachwissen Br 
in auswärtigen Angelegenheiten und internationalen Verhandlun- 


gen und Vertragsabschlüssen von unschätzbarem Wert ist. Die 
feste und erfolgreiche Führung der Politik, die zur Zeit der Mos- 


kauer Konferenz während einer Senatsdebatte von ungeheurer Be- 


deutung über die Entwicklung unserer Außenpolitik von den Se- 


natoren Uandenberg und Connally an den Tag gelegt wurde, hat 
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tatsächlich deutlich zum Ausdruck gebracht, daß die amerikanische 


Haltung in der Behandlung auswärtiger Angelegenheiten von 
einem Zweiparteiensystem bestimmt ist. Die Tatsache, daß in 
Washington so offensichtlich Einmütigkeit über die Ziele bestand, 
war für mich in Moskau eine unschätzbare Hilfe. Die gegenwär- 


tige Weltlage und die Stellung der Vereinigten Staaten erfordern | 
meiner Meinung nach eine einmütige Haltung des amerikanischen 


Volkes. Aus diesem Grunde habe ich auch meine Ansichten ‘über 


die Konferenz in einem so ausführlichen Bericht\dargelegt. 
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eng verknüpft mit der Festsetzung des deutschen Industrie- 


niveaus. Nur durch die Arbeit von Sachverständigen kö: 

festgelegt werden, wie hoch dieses Niveau sein müsse, wen: 
gleichzeitig Reparationen, aus der Produktion entnommen 
die deutsche Kohlenausfuhr ermöglicht und eine ausgegli 


chene Handelsbilanz und der deutsche Lebensstandard 
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sichergestellt werden sollen. Solange die Sachverständigen 


nicht gesprochen hätten, bleibe es bei abstrakten und 


Zur Lösung der Ruhrfrage lägen jetzt vier Vorschläge v 


französischen Problems sei aber vom Standpunkt der e 
päischen Interessen aus die größte Aufgabe. 

Am 21. ‚Juni 1947 gab Außenminister Bidault vor der 
französischen Nationalversammlung einen umfassenden 
Rechenschaftsbericht über die Ergebnisse der Moskaue 


die französische Nationalversammlung sich in der vorhe 
gegangenen Zeit mit vordringlichen 'innerpolitischen Pr 
blemen befassen mußte. Veen 


Die Erklärung Bidaults hatte folgenden Wortlaut: 


„Nach Abschluß der Moskauer Konferenz erhebt sich die d 
matische Frage. Wird es möglich sein, die Einigkeit der Welt z 
erhalten? Diese Frage, die schon seit einiger Zeit im Hintergrunde 
sichtbar wurde, steht seit denı vergangenen Frühjahr klar for- 
muliert vor uns. 5 

Das Ergebnis der Konferenz, zwei Jahre nach dem Sieg ih 


Mächte. Der Zusammenprail und die Vielfalt der Unstimmigkei- 


ten sind ein Unglück für diejenigen, die auf den Frieden warten. ». 


Frankreich ist dafür nicht verantwortlich. Es hat immer wiede 
die vordringliche Regelung des deutschen Problems als Schlüssel 
zu allen anderen Problemen gefordert. Diese Forderung wurde erst 
im vergangenen März erfüllt. Inzwischen hatten die Ereignisse 
sich eher zum Schlechten als‘ zum Guten entwickelt. Die Konferenz _ 


er 
Deutschland, war eine Präzisierung der Standpunkte der vier 


AL 
ee 


von Potsdam hatte in unserer Abwesenheit versucht, die deutschen , 


Probleme zu lösen, die uns in erster Linie interessieren. Frankreich 


hatte dort nicht die Möglichkeit, das zum Ausdruck zu bringen, N “ 
was es im Unglück gelernt hatte. Es konnte also über die erzielten 
Abkommen kein Zeugnis ablegen, was viele der Besprechungen 


wertlos machte. I Bm 

Was die Einigkeit der Welt anbetrifft, zu der Frankreich mit 
allen Kräften beitragen will — allerdings unter Ausschluß des 
Unmöglichen oder Ungerechten —, so hat Frankreich sich keine 
Vorwürfe zu machen. Unsere verschiedenen Regierungen haben 
— stets mit der Unterstützung der Nationalversammlung — alles 
getan, um sie zu einem Bindeglied und nicht zu einem Spieleinsatz 
zu machen. Wenn wir in Angelegenheiten, die uns verhältnismäßig 
gleichgültig waren, auch befriedigende Ergebnisse erzielt haben, 
so muß ich doch bekenren, daß die Erfolge nur bescheiden waren, 
wenn es sich um Dinge handelte, an denen wir ein wesentliches 
Interesse haben. Unsere guten Dienste haben wir bisher praktisch 
unentgeltlich geleistet. Dennoch darf man den Einfluß einer Hal- 
tung nicht unterschätzen, die mit Vorbedacht für Einigung und 
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Frieden eingetreten ist, einer Haltung, die immer objektiv blieb 
und nur in frei eingegangene Verpflichtungen einwilligte. 


Was Deutschland anbetrifft, so waren die Möglichkeiten für 


diese Vermittlerrolle Frankreichs hier wesentlich geringer.. Da es. 


sich um Fragen handelte, die für Frankreich von lebenswichtiger 
wi Bedeutung waren, und im Hinblick auf die Verpflichtungen, die 
| wir Ihnen gegenüber übernommen haben, war es nicht mehr mög- 
lich, Kompromisse zum Vorschlag zu bringen, die nur zum ‚Scha- 
den der nationalen Interessen und untery Verletzung dieser, Ver- 
5 7  pflichtungen hätten verwirklicht. werden können. 

Es wurde wochenlang geredet, es wurde zuviel 'geredet. Von 
Bedeutung für den Frieden ist nicht der Wortstreit, sondern der 
Wille, zu einem Ergebnis zu kommen ‚und der Welt und vor allem 
Europa die Möglichkeit zum Leben zu geben. Denn um Europa 

handelt es sich hier. Es kann keine friedliche Welt geben, wenn 
- © Europa nicht seinen Weg wiederfindet, und zwar nicht zwischen 


$ 


N zwei feindlichen Systemen, sondern in einem System der Zusam- 
 menarbeit. ’ i 
x Man hat behauptet, die französische Delegation habe im Laufe 


- der Konferenz eine Schwenkung vollzogen. Die Politik ist die 
> Kunst der Anpassung der zur Verfügung stehenden Mittel an die 
Umstände, und es wäre also nicht so unerhört gewesen, wenn wir 
wirklich unsere Haltung entsprechend der Umstellung.der anderen 
“geändert hätten. Aber diese Schwenkung ist nur. das Ergebnis 
‚einer jugendlichen Phantasie. Was wir am ersten Tage gesagt 
haben, haben wir auch am letzten wiederholt. Es stand außerdem 
‘gar. nicht in unserem Ermessen, ‚nachzugeben. Nur. die ganze 
"Nation konnte Zugeständnisse machen. Unter anderen Umständen, 
im Falle 'von gegenseitigen Konzessionen, hätte ich von Ihnen (der 
Se Nationalversammlung) im Rahmen der Gegenseitigkeit Opfer for- 
N ‚dern können. Bei der allgemein unnachsiebigen Haltung schien 
das aber nicht angezeigt. Weder in der Reparationsfrage noch. in 
“der Ruhrfrage noch in irgendeinem anderen Punkte hat sich un- 
"  sere Einstellung geändert. 
" Nach einer Konferenz, welche die in sie gesetzten Hoffnungen 
“nicht übertroffen hat, fühlt sich unser Volk, dessen Nerven schon 
durch die“ langwierigen Verhandlungen auf die Probe ‚gestellt 
"waren, durch langes Wartenmüssen fast betrogen. Die vier Außen- 
“ minister werden im November wieder in London zusammentreten 
"und sich vorher zweifellos in New York gelegentlich der "UN- 


- dürfen diese Konferenzen nicht aufgeschoben werden. Ein. Jahres- 


 stalt eines Konflikts Es wäre schon zuviel, ‘eine Spaltung. der Welt 
„verzeichnen zu wollen. Die Folgen wären unabsehbar. Fs wird 
alles getan werden. um eine solche Möglichkeit auszuschalten, die 
für unsere ganze Existenz verhängnisvoll wäre. 


f 
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Ich begrüße diese Gelegenheit, dem Haus eine Erklärung — 
. ‚die allerdings wohl als cin Zwischenbericht gelten muß — über 
" die Schritte vorzulegen, die bisher in den Vorbereitungsarbeiten 
Be zum Friedensvertrag mit Deutschland unternommen worden sind. 
"Ehe ich aus London abreiste, deutete ich schon an, daß es falsch 
"7 sei, von der Moskauer Konferenz allzuviel für eine endrültige 
. “ Friedensregelung /mit Deutschland zu erwarten. Ich bitte das 
Haus, sich klarzumachen, daß die Verwirklichung der Form, in 
der das neue Deutschland geschaffen werden soll, der Methoden, 
die für seine Regierung anzuwenden sind, und der: Planung seiner 
zukünftigen Stellung in der Gesellschaft der Nationen eine lang- 
wierige Angelegenheit ist. Es ist eine wichtige und komplizierte 
Aufgabe, und wir tun eut daran, uns ins Gedächtnis zu rufen, 
daß es keine deutsche Regierung gibt, mit der man verhandeln 
- „könnte, und daß der Krieg zu einem ungeheuren Zusammenbruch 
mit weltweiten Auswirkungen führte, durch den Hitler seine Ab- 
sicht wahrmachte, das ganze deutsche Staatsgebilde mit sich hin- 
 „abzureißen. Folglich gibt es keinen Präzedenzfall, nach dem wir 
uns richten könnten. Wir brauchen Zeit, um zu einer endsülti- 
“gen Regelung zu kommen, denn ganz Mitteleuropa muß ja nach 
diesem Krieg wiederanfgchaut wer.len 


\ 


. Wenn aber andererseits eine übermäßige Verzögerung eintritt 
— und ich glaube, daß die Moskauer Konferenz die Schwierirkei- 
ten in ihrer ganzen Realität, die verschiedenartigen Anschanüne 
gen und die Ziele deutlich aufgezeigt hat, die die verschiedenen 
Mächte zu erreichen strebten, so daß wir genau wissen, was wir 


% 
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“ diese Länder einander wieder näherzubringen. Wir. müssen der 


Vollversammlung treffen. Im- Interesse aller friedliebenden Völker: 


lassen wir den Theoretikern der’ Verzweiflung die Lösung in: Ge- 


3% Die Erklärung von Außenminister Bevin vor dem britischen Unterhaus 


CET, 


Vor Europa liest jetzt das Angebot des großen siegreicher 
Soldaten erde General: Marshall. ‚Im. Namen. der 
Regierung spreche ich ihm und der ‚Republik der Vereinigten 
Staaten unsere Dankbarkeit und Freundschaft aus. Diese Gest 
wird von unserm ganzen Volk zutiefst miternpfunden. Das franzö- 
sische Volk begegnet dieser Geste mit großem Vertrauen, denn 
sie bietet so vielen Ländern, die jetzt in der Krise stehen, eine 
‚ehrbare und einträgliche Lösung und die Möglichkeit, an ‘Stelle 
des Wettlaufs um die Kredite eine europäische Zusammenarbeit 
zu setzen, wie sie schon’ immer von denjenigen gewünscht wurde, 
die ihre Blicke in die Zukunft richten. Unsere Besprechungen mit 
Herrn Bevin, dem freundschaftlichen Vertreter eines großen Lan- 
des, das schon seit langem im Unglück und im Siege eng mit uns 
verbunden war, sollten dazu beitragen, den glücklichen Plan des 
Herrn Marshall zum Ziel zu führen. 'Unser erster Gedanke galt 
der Sorge, Europa nicht einzuengen. Nachdem wir die Notwendig- 
keit, schnell zu einem Ergebnis zu kommen, nachdrücklich zum 
Ausdruck gebracht hatten, haben wir uns weiter entschlossen, eine 
Einladung an Herrn Molotow zu einer Zusammenkunft in der 
kommenden Woche an einem allen Beteiligten genehmen Ort zu 
richten. . Zi f f Be 

Das ist nicht nur eine formelle Einladung. Wir wünschen, daß 
die Sowjet-Union Verständnis aufbringt für unser Drängen und 
für das gemeinsame Interesse‘ der Völker. Europas, eires E:ıropa, 
das anders aussehen soll als in den alten Atlanten, dem Kleinen 
Larousse. Wir sind aufgefordert worden, selbst ein Programm 
aufzustellen. Augenblicklich ist die Lage gut, und wir hoffen, 
schnell zu einem Übereinkommen zwischen den drei Großmächten 
Europas zu kommen. RN Y Ben; 

Alle anderen Länder Europas werden sich dann über die Vor- 
schläge äußern können, die wir ihnen vorlegen werden, Aber für 
den Augenblick wollen wir mit unseren Erwartungen nicht über 
eine gemeinsame Arbeitsorganisation der drei Großmächte hin- 
ausgehen. Die Verfahrensfrage bleibt noch:zu prüfen. _ rs 


Es gibt schon allzuviel Elend in unseren alten Ländern, als daß 
wir nıcht unseren unwiderruflichen Willen kundtun körnten, dem 
spontanen Entschluß eines großen Geistes Folge zu leisten und 


Unsicherheit ein Ende machen und die unerträglich gewordenen 
Trennungen durchbrechen. Die Monate, . die Wochen, die „Tage, 
die vor uns liesen, werden entscheidend sein für die Zukunft 
unseres Frankreich, unseres Europa, ja der ganzen Welt. Die 
Hoffnung, die wir niemals aufgegeben haben, ist jetzt stärker als 
je zuvor. Die Wünsche fallen mit den Erfordernissen zusammen. 
Jetzt ist. die Stunde gekommen, Europa zu schaffen,‘ es seinem 
Unglück zu entreißen und ihm wieder im Weltrat der Völker sei- | 
nen angemessenen Platz zu geben. Das hängt in erster Linie von 
Frankreich ab, dessen Interessen vor allem, in Europa liegen, In 
Zusammenarbeit mit den Völkern Europas, die bereit sind, uns 
auf diesem Wege zu begleiten, werden wir dafür sorgen, daß diese 
Interessen gewahrt werden und diese Mission erfüllt wird.“ 
ER 3 


auf dem nächsten Außenministerrat vor uns haben ’—, wenn, wie | 
ich schon sagte, cine übermäßige. Verzögerung eintritt, dann wer- | 
den die Schwierigkeiten eher schlimmer als besser werden. Jetzt 
handelt es sich darum, das nächste Stadium in der Organisation 
Deutschlands einzuleiten. Eines möchte ich von vornherein sagen: 
Wenn für viele dieser Probleme — Deutschland und Österreich | 
und auch die Beziehungen zwischen: Ost und West — auf: der. 
Londoner Konferenz keine befriedigenderen Ergebnisse gefunden 
werden, kann niemand den weiteren Lauf der Welt voraussagen. 

Ich betrachte die Londoner Konferenz im November als die 
wahrscheinlich lebenswichtigste der Weltgeschichte, nachdem die 
Probleme jetzt ganz klar vor uns liegen. Im Namen Großbritanniens: 
werde ich bestimmt alles tun, um eine Entscheidung zu erreichen, | 
aber ich muß Sie daran erinnern, daß eine solche Entscheidung 
richt allein bei unserer Regierung liegt. Ich begrüße diese De- 
batte, ‚denn wir-alle möchten doch sicherlich dazu beitraeen. so 
gut wir können. Ich versichere das Haus,-daß Seiner Majestät 
Regierung alle hier ‘vorgebrachten Punkte und Vorschläge in Er- 
wägung ziehen wird, Ich werde nicht im Sinne einer Srsithrage 
IRaeeben, sn N objektiv, und ich bin sicher, daß das Un- 
erhaus mit dem gle i 1 =) 
a en Verantwortungsbewußtsein an das Pro- 

Um zunächst von der Arbeitsmethede zu sprechen so wäre zu 
sagen, daß die Konferenz mit der Prüfung des Kontrollratsbe 
richts begann. Es war ein umfangreicher und sehr wertvoller Be- 
richt. In vielen Punkten waren sich (die Vertreter der vier Mächte 
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diesen ‚ungelösten Punkten taten sich große, grundlegende Pro- 
ne auf, deren Prüfung wir sodann unternahmen. Die britische 
legation hielt es für angebracht, sich zur Vermeidung zukünf- 
ger Mißverständnisse ihre Stellungnahme in einzelnen Punkten 


[1; 
“vorzubehalten, bis wir-einen Überblick über das Gesamtbild hat-, 


wie es sich aus den Diskussionen ergab. Das erwies sich als 
weiser Beschluß, und später, als sich herausstellte, daß die 
schiedenen Themen sozusagen teilweise. ineinander übergingen, 
samen auch andere Delegationen zu einer ähnlichen Ansicht. 
ige_ der Themen, die sich aus dem Bericht ergaben, waren 
tmilitarisierung, Entnazifizierung, Demokratisierung, territoriale 
uordnung, verschleppte Personen und eine große Anzahl lebens- 
chtiger Wirtschaftsfragen. 

n diesem Zusammenhang hat sich die Unsitte ergeben, An- 
- ‚schuldigungen im Rahmen dieser Probleme in heftiger Form 
"gegeneinander vorzubringen. Besonders geschah das bei der Be- 
sprechung der Entnazifizierung. Der britischen Regierung wurde 
orgeworfen, daß sie Nazis beschäftige und schütze. Bei Nach- 
ifung erwies sich der Vorwurf als vollkommen unbegründet. 
n den mir genannten Personen war nur noch eine in ihrer 
Stellung, und diese war durch einen regelrechten Gerichtshof 
5 freigesprochen worden. Natürlich mußte ich nun in Erwiderung 
der. sowjetischen Abordnung Nazis namhaft machen, die auf 
rund unserer Informationen noch in ihren Stellungen sind, was 
‚auch nicht bestritten wurde. Wenn man die ungeheure Aufgabe 
‚überblickt, die der Kontrollkommission und den Behörden mit 
“ der Ausrottung der schlimmsten Nazi-Elemente auferlegt wurde, 
Bin Hitler seine Doktrin so nachdrücklich verbreitet hatte, 
so erkennt man, daß sie schon große Leistungen vollbracht haben. 
Ich glaube daher, es wäre für uns alle besser, wenn wir in Zu- 
 kunft‘ einmal den Eindruck ‘haben, daß die eine oder andere 
“ Großmacht in der Verwaltung nicht so vorgeht, wie sie es unserer 
nsicht nach sollte, daß wir uns miteinander in Verbindung setzen 
und die Sache untersuchen, anstatt sie zu einer Staatsaktion un- 
ter den Großmächten zu. machen. 

EN All dieses führte zu einer Diskussion der grundlegenden Fra- 
> gen, in denen in einigen Punkten Übereinstimmung, in anderen 
abweichende Ansichten und bei den übrigen Uneinigkeit festge- 
stellt wurde. Ich will versuchen, kurz zu schildern, wo Fortschritte 
7 gemacht wurden und wo die grundlegenden Meinungsverschieden- 
_ heiten liegen. Meine Methode war es, alle diese Vorschläge zu- 
- sammenzustellen. Ich tat das in-einem Dokument unter dem Titel 
„Zusätzliche Grundsätze für die Behandlung Deutschlands“, das 
- wir'am 31. März dem Aufßenministerrat vorlesten. Ich behaupte, 
daß in diesem Dokument ein konstruktiver und umfassender Plan 
“nicht für die endgültige Lösung der Deutschlandfrage, aber für 
"das nächste Stadium dargelegt wird. Der Plan baut sich auf die 
Verwirklichung des Potsdamer Abkommens auf und ergänzt die 


. darin "enthaltenen Grundsätze auf Grund der neu gewonnenen 
e . 


. Erfahrungen. A 

“Ich gehöre nicht zu denjenigen, die nichts mehr vom Potsdamer 
Abkommen wissen wollen. Ich möchte es zur Durchführung brin- 
gen in allen seinen Phasen. ohne Frage und ohne Einschränkung, 
_ und, wenn ich so sagen darf, ohne bestimmte Punkte hcerauszu- 
> greifen, — und das ist sehr wichtig. Das erwähnte Dokument legt 
- unseren Standpunkt zu politischen und wirtschaftlichen Prinzipien, 
zu den Reparationen und dem deutschen Industrieniveau dar und 
‘behandelt nicht nur die Hauptfragen, sondern auch geringfügigere 
Probleme, die nicht übersehen werden dürfen. Ich möchte hier 
bemerken, daß eine Tendenz besteht, die Hauptfragen zu regeln 
‘und die sich daraus ergebenden geringfügigeren Fragen zu über- 
'sehen, das heißt Fragen, die ım Augenblick von geringfürigerer 
Bedeutung erscheinen, die aber später zu bedeutenden Fragen 
"werden, die Auslegung und Handlungsweise beeinflussen und zu 
 Uneinigkeit führen können. Ich will Ihre Geduld heute nicht mit 
/ einer genauen Besprechung ‚des Dokumentes auf die Probe stellen, 
“ aber damit es im Zusammenhang mit dem, was ich zu sagen habe, 
gelesen wird, werde ich Vorkehrungen treffen, daß es ab sofort 
im Oote Office erhältlich ist. 
Als wir zur Besprechung -der Entmilitarisierung übergingen, 
_zollte sich gleichzeitg der Gesamtkomplex des Reparztionenpro- 
blems aus Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft auf. Wenn ich 
"mich. für einen Augenblick ın die Vergangenheit zurückwenden 
“darf, so war unsere Stellungnahme hier folgendermaßen: wir 
gaben unsere Zustimmung zum Potsdamer Abkommen; wir be- 
\ gannen, entsprechend vorzugehen; aber dabei stellte es sich her- 
aus, daß es mit der Wirtschaftseinheit und einem ausgeglichenen 
"_ Wirtschaftssystem eng zusammenhängt und daß sich, wenn diese 
-» Wirtschaftseinheit nicht. hergestellt wurde, unvermeidliche Schwie- 
 rigkeiten in dem Teil des Potsdamer Abkommens ergeben „ußten, 
' der von den Reparationen handelt. Es war der, Teil eines zusam- 
 mengesetzten Ganzen. Außerdem war die Basis der in Potsdam 
festgelegten Reparationen vom Industrieniveau abhängig. In Pots- 
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schon einig geworden, aber in sehr vielen hicht, und 


"Davon wurden etwa 515 Millionen Pfund nach 1924 unter dem 
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dam war zum Beispiel beschlossen worden, daß in Deutschland 
genügend Industrieanlagen verbleiben sollten, um ihm einen ver- 
nünftigen Lebensstandard zu sichern, der aber jede Möglichkeit 
der Erhaltung eines deutschen Kriegspotentials ausschlösse, So 
sind zum Beispiel die „Anlagen der Kategorie I“ Kriegsanlagen. ' 
Ich stimmte sofort zu, daß diese- dringend zu entfernen seien,ohne 
Rücksicht auf die Tatsache, daß andere Teile des Potsdamer Ab- 
kommens nicht verwirklicht wurden. Ich hielt es für besser, keine 
weiteren Debatten mehr darüber zu führen, welches reine Kriegs- 
anlagen seien, und meinte, daß wir sie daher möglichst den Rus- 
sen und den anderen Alliierten ausliefern sollten, "denen sie in ae 
Potsdam zugeteilt worden waren. en. 
Als nächstes erhob sich die Frage der Kategorien II, III und IV, BE 
die sich auf eine Stahlproduktion von 7% Millionen Tonnen be- 
ziehen, eine Zahl, gegen die ich immer protestiert habe, weil sie ar 
zu ‚niedrig liegt und einer Revision unterzogen werden sollte. 
Wenn man alle gegenwärtig in die Kategorien II, III und IV ein- 
geordneten Industrieanlagen — von denen viele für friedlicke 
Zwecke eingesetzt werden können — für Reparakionslie[Euun Pe 
nimmt, so würde man ein großes Unrecht tun und eine schlim- ° 
mere Lage schaffen als 1918 und sie möglicherweise wieder. an "75 
Deutschland zurückgeben müssen, damit es einen vernünftigen und e 
1 
Ya 


ausgeglichenen Lebensstandard erhält. Es wäre.ein törichtes Vor- 
gehen, diese Anlagen zuerst zu entfernen und dann zurückzubrin- 
gen. Es ist jedoch interessant, festzustellen, daß die britische R- 
gierung stets an einem 11-Millionen-Tonnen-Maßstab für die 
deutsche Stahlproduktion festgehalten hat. Dieser wurde, glaube _ 
ich, 1944 errechnet, als wir das Nachkriegs-Industrieniveau Deutsch- YüR 
lands prüften, — und er hat sich als richtig erwiesen. Sowjetruß- 
land und die Vereinigten Staaten traten lange Zeit für einen 
Maßstab von 5,8 Millionen Tonnen ein. Dann kamen sie auf 7% 
Millionen, jetzt ist die Sowjet-Union für 10—12 Millionen, und 
die Vereinigten Staaten scheinen sich für eine ähnliche Menge 
entschließen zu wollen. Ich bedaure die Verzögerung in dieser 
Frage des Industrieniveaus. Die Sache ließ sich nicht richtig or-- 
ganisieren, weil diese Frage nicht geregelt war. Auf jeden Fall 
stand sie der Moskauer Konferenz bei der Behandlung anderer 
Probleme im Wege, und es ist bedauerlich, daß nicht eher eine 
Einigung darüber erzielt und das Problem von einem realen | 
Standpunkt aus in Angriff genommen worden war. Rn 


Das Problem des deutschen Industrieniveaus brachte wiederum 
die Frage der Reparationen aus der laufenden Produktion auf 
den Plan, die von den Russen erhoben wurde. Das Unterhaus 
kennt die Ansichten der britischen Regierung hierüber. In dem 
erwähnten Dokument habe ich angedeutet, daß wir uns. dieser 
Angelegenheit nicht vollkommen verschließen, aber daß die Dinge 
in, der richtigen Reihenfolge genommen werden müssen. Und da 
stehen an erster Stelle die Wirtschaftseinheit Deutschlands. eine 
ausgeglichene Wirtschaft und die Rückzahlung dessen, was wir ER 
seit Beginn der Besetzung anlegen mußten, um Deutschland am 
Leben zu erhalten. Ich glaube, das ist ein berechtigter Anspruch. 
Ich spreche nicht von auswärtigen Ausgaben, sondern von dem, 
was wir auslegen mußten, um das Ganze überhaupt im Gang’ ° 
zu halten. Und je eher das erledigt und geregelt ist, desto eher & 
können wir uns der Frage zuwenden, ob sich in Bezug auf die 
laufende Produktion etwas machen läßt und was sich machen - 
läßt. Ich glaube, es ist an dieser Stelle nicht abwegig, wenn-ich 
eine Schlußfolgerung aus den Geschehnissen nach dem Krieg 
von 1914—1918 ziehe, die uns zur Annahme einer solchen Hal- 
tung geführt haben. Ich will nicht ausführlich werden, aber einige 
Zahlen’ mögen zur Erläuterung meiner hier vorgebrachten Ansicht 
dienen. } 

In Versailles wurde die ursprüngliche Reparationsforderung auf 
Zahlung von 135009 Millionen Pfund Sterling über 35 Jahre aus- _ 
gedehnt. Man sah bald ein, daß die Zahlung einer solchen Summe 
unmöglich war, und‘ die Forderunsen wurden nach und nach \ 
herabgesetzt, so daß Deutschland 1932, als die Reparationszah- 
lungen eingestellt wurden, nur 900 Millionen Pfund bezahlt hatte. 


Dawes- und Young-Plan ausgezahlt. Im Zusammenhang damit 
wurden Deutschland sofort langfristige. Anleihen in Höhe von 
475 Millionen Pfund Sterling gewährt, und zwar ohne Berük- 
sichtirung der kurzfristigen Anleihen, die Deutschland in dersel- 5 
ben Zeit aus dem Auslande göwährt wurden und die Deutschlands MR 
kurzfristige Verschuldung 1932 nach dem Stand der damaligen 
Währung auf schätzungsweise 700 Millionen Pfund Sterling 
brachten. \ \ I 
Ich habe nicht die Absicht, eine Politik zu verfolgen, die uns ' 
noch einmal. in die Lage bringen könnte, Deutschland in einem 
solchen Ausmaße Anleihen zu gewähren, von denen wir von. \ 
vornherein wissen, daß wir sie nicht zurückerstattet bekommen. 
Auch lassen sich die Auswirkungen der Reparationspolitik nach 
dem Kriege von 1914—1918 nicht nur in Geld ausdrücken. Die 
Reparationen bestanden aus Lieferungen von‘ Waren, Industrie- 
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anlagen und -ausrüstungen und Schiffen sowie aus Geldlieferun- 
R gen. Darauf folgten, wie ich schon sagte, ausländische Anleihen, 
die es Deutschland ermöglichten, seine Ausrüstungen zu moder- 
x nisieren, und es außerdem zwangen oder zu zwingen versuchten, 

Devisen für die Reparationszahlungen 'aufzutreiben, so daß es oft 

einen weiten Vorsprung vor seinen Konkurrenten hatle. Es war 

tatsächlich so, daß wir das alte Zeug hatten und Deutschland das 
"neue, und das half Deutschland schließlich beim Aufbau seines 
"  . Kriegspotentials, mit dem es den zweiten Weltkrieg begann. Das 
ist ein Vorgang, dem die Staatsmänner nach den nur 25 Jahre 
" zurückliegenden Erfahrungen nicht wieder folgen sollten. 


© Mit den Reparationen taucht ein anderes grundlegendes Pro- 

blem auf: was wurde auf den verschiedenen Konferenzen während 
des Krieges vereinbart? Manchmal wird uns vorgeworfen, daß wir 
frühere Vereinbarungen nicht einhalten. Aber das ist nicht so. 
Allerdings wurde in Jalta vorgeschlagen, daß den Alliierten 


'sollten, wovon 10 Milliarden Dollar oder 2500 Millionen Pfund 
Sterling an die Sowjet-Union gehen sollten. Aber es ‚wurde 
nichts, endgültig verabredet. Als wir diese, Frage in den Tagen 
der Koalitionsregierung prüften, schätzten wir, daß jährliche 
Zahlungen auf dieser Grundiage etwa der Gesamtausfuhr Deutsch- 
lands vor dem Kriege gleichkommen würden, ohne .die Einfuhr in 

Technung zu stellen, und zwar so, wie sie in einem durchschnitt- 
‚lichen Jahr zwischen den beiden Kriegen war. \ 


Diese Art von Meinungsaustausch wurde niemals als bindend 
angesehen, und die britische Delegation hatte sich tatsächlich auch 
damals ihre Meinung vorbehalten.’ Es ist weiter von Interesse, zu 
rwähnen, daß auf derseihen Konferenz auch Zahlen genannt 
wurden, die unter den 20 Milliarden Dollar lagen.. Niemand hatte 
"sich fest auf irgend etwas eingelassen. In Potsdam hatte ich dann 
den deutlichen Eindruck — bitte, bedenken Sie, daß ich erst spä- 
ter dort ankam, um’ die Stellung von dem ehrenwerten Abgeord- 
‚neten für Woodford zu übernehmen —, daß wir, was die West- 
 zomen anbetrifft, die Reparationsfrage mit dem folgenden, im 
Potsdamer Abkommen enthaltenen Beschluß geregelt hatten: 


BR Die ‘Einkünfte aus der Ausfuhr der laufenden Produktion 
5 B% \ und der Vorräte sollen ın erster Linie zur Zahlung ‚gench- 
. migter Einfuhr‘ verwendet werden.“ RE 


‚daß die Entnahme von Reparationen aus der laufenden Produk- 
ion, wenn sie auch nicht ausdrücklich ausgeschlossen wird, so 
ange außer Frage steht, bis dieses Stadium erreicht ist. Ich 
‚konnte mich daher in Moskau nicht auf das Argument einlassen, 
daß die Jalta-Besprechungen über die Reparationen ‚einen Be- 
‚schluß darstellten, der uns verpflichtet, einer Entnahme von Re- 
'parationen aus der laufenden Produktion jetzt zuzustimmen. 
‚Außerdem hatte ich bestimmte Anweisungen von der Regierung 
‚Seiner Majestät, daß wir dem Prinzip der Reparationen aus der 
“laufenden Produktion nicht zustimmen könnten und wollten, da 
‚Großbritannien und das britische Volk und die anderen Alliierten 
damit praktisch Reparationen an einen anderen Alliierten zahlen 
würden. Die weitere Entwicklung war nicht allzu gut, nachdem 
‚wir uns über diese Frage nicht hatten einig werden können. Aber 
ich glaube, die ganze Angelegenheit hat nun alle Mächte zum 
Nachdenken angeregt, und bei’ der nächsten Konferenz wird sich 
vielleicht eine Lösung finden lassen, da wir jetzt ausreichendes 
Verständnis für die’ Lage haben. 


Ich möchte unsere Einstellung ganz klarmachen. Wir wünschen 
nicht, daß Deutschland sich um die Zahlung seines Beitrages zum 
" Wiederaufbau der von ihm so schwer geschädigten Länder drückt. 
Es darf für Deutschland kein 'Ausweichen geben. Wir müssen 
achtgeben, daß die Kosten Deutschland auferlegt werden und 
nicht den Völkern anderer Länder, die seinen Angriffen. ausge- 
‚setzt waren. Wie ich schon zu Beginn sagte, brachte das Pro- 
 blem der Reparationen auch sofort die Frage der Wirtschaftsein- 
heit auf den Plan. In ‚dieser Frage waren uns auf zweierlei 
"Weise die Hände gebunden. Erstens hatten wir in Potsdam ver- 
.  einbart, auf gewissen Gebieten zentrale Verwaltungsstellen zu 
B schaffen, und wir haben uns seitdem immer bemüht, dieser Ver- 
 , ‚einbatung gemäß zu handeln. Es wäre zum Vorteil der Alliierten 

‚gewesen, dieses durchzuführen. Frankreich, das in Potsdam ‘nicht 
zugegen gewesen war, konnte wegen seiner Ansprüche im Ruhr- 
gebiet, Rheinland und Saargebiet seine Zustimmyng nicht geben. 
Da in diesen Angelegenheiten Einstimmiskeit erforderlich ist 
und nicht erzielt werden konnte, wurde diese Abmachung nicht 
durchgeführt. 


Auch auf wirtschaftlichem Gebiet wurde das Abkommen nicht 
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' gehen oder doch wenigstens zusammen behandelt werden. 
. 20 Milliarden Dollar oder 5000 Millionen Pfund Sterling zufallen 


2 VE RTL EA ; 
verwirklicht, da vorausgesetzt war, daß alle ‚Nahrung mit 
die gesamte Produktion der vier Zonen gemeinsam bewirtsc 
eingesammelt und geliefert werden sollten, so daß eine ausge-| 
glichene Wirtschaft in Deutschland entstand. Wäre dieses, ‚wie 
vereinbart, durchgeführt worden, so wäre es zum ‚Vorteil aller 
Alliierten gewesen und hätte üns jetzt bei. der Behandlung der, 
anderen Probleme, die inzwischen so akut geworden sind, sehr 
genützt. Aber es ist nicht die Schuld der ‚britischen Regierung 
oder irgendeines Einflusses seitens Großbritanniens, daß diese 
Vereinbarungen nicht durchgeführt wurden. 


Wenn der Außenministerrat die Vorbedingungen für politische 
Stabilität in der Welt schaffen soll, ist es unbedingt notwendig, 
daß der wirtschaftlichen Stabilität keine Hindernisse in den Weg 
gelegt werden. Es ist uns unmöglich, zu befriedigenden Ergebnis- 
sen zu kommen, wenn diese beiden Dinge nicht Hand in Hand 


Ich komme jetzt zu der Frage der politischen Entwicklung. Hier 
ist das .Auseinandergehen der Meinungen hauptsächlich auf histo- 
rische Schwierigkeiten zurückzuführen, die eine verschiedene Aus- | 
wirkung auf die Einstellung der Nationen haben. Auch dieses 
Problem war in Jalta besprochen worden, aber man hatte keine 
Übereinstimmung erzielt. Grundlage für die Besprechung war eine | 
Zerstückelung Deutschlands, und es, wurde sogar ein Ausschuß 
gebildet, der sich mit dieser Frage befassen sollte. Aber er kam 
nicht sehr weit damit. In Potsdam wandte sich die sowjetische 
Delegation ganz von der in Jalta angedeuteten Einstellung ab 
und brachte die schon erwähnten zentralen Verwaltungsstellen | 
zum Vorschlag, die vermutlich zu einem zentralisierten Deutsch- 
land führen sollten. Das war die neue Politik 'von Potsdam gegen- | 
über ‘der in Jalta herrschenden Anschauung. Die Vereinigten : 
Staaten, denen ein mächtiges und zentralisiertes Deutschland. 
nicht zusagt, haben immer die Ansicht vertreten, daß das neue 
Deutschland sich hauptsächlich immer mehr auf die Länder oder | 
auf Provinzorganisationen stützen sollte. Die Franzosen wollen 
noch weiter gehen und den Ländern auch hinsichtlich der Natio- 
nalität, der diplomatischen Beziehungen und in ähnlichen Fragen 
größere Gewalt geben. Die britische Delegation hat — wie ich | 
zugeben muß, vorwiegend unter dem Einfluß unserer eigenen kon- 
stitutionellen Erfahrungen in Kanada, Australien und anderen 
Teilen des Weltreichs, die Verfassungen dieser Art entwickelt 
haben — versucht, die Elemente des Föderalismus mit denen des 
Zentralismus zu vereinen. 


Bei Vorlage unserer Erklärung bestanden wir mit besonderer 
Dringlichkeit darauf, daß wir mit Schlagworten nichts zu tun 
haben wollten, denn es war behauptet. worden, daß die West- 
mächte Deutschland aus allen möglichen schurkischen Gründen 
föderalisieren wollten. Es ist wirklich für die Diskussion nicht 
förderlich, auswärtige Angelegenheiten in dieser Weise zu be- | 
handeln. Da sich die Tendenz zeigte, durch die Anwendung von 
Ausdrücken wie Föderalisation und Zentralisation — als handele 
es sich um Streitpunkte in einem Konflikt — wieder einmal einen 
Streit erster Ordnung hervorzurufen, bemühte ich mich, diese 
Ausdrücke abzuschaffen. Schließlich handelte es sich doch um ein 
rein praktisches Problem, das wir zu einer Lösung führen müssen, | 
die die politische und wirtschaftliche Einheit Deutschlands im 
wesentlichen wahrt, “Deutschland aber nicht so sehr zentralisiert, 
daß es wieder unsere Sicherheit gefährden könnte. ; 


Unsere Methode in der Behandlung dieser Frage war also, die- 
jenigen Gebiete genau zu bestimmen, die zum Machtbereich der 
Zentralregierung gehören sollten, so daß die übrigen, nicht ge- 
nauer bestimmten Vollmachten der Autorität der Länder über- | 
lassen blieben. Wenn es uns möglich ist, durch Diskussion der 
Lösung dieses Problems auf objektivem, konstitutionellem Wege I 
näherzukommen, danı kannten bis zum November noch viele 
Schwierigkeiten beseitigt und die Verschiedenheiten der Anschau- 
ungen vielleicht ausgeglichen werden. Zum Beispiel war/ein sehr 
wichtiger Punkt der Wunsch, die Polizei solle eine nationale Ein-- 
richtung sein und der Kontrolle der Zentralregierung unterstellt. 
werden. Wir waren 'sehr dagegen. Dennoch waren wir uns be- 
wußt, daß sich ebenso wie hier und in anderen Ländern Um- | 
stände. ergeben. können, unter denen eine zentrale Behörde in. 
Verbindung mit der Polizei notwendig ist, so wie wir sie im. 


Be ie und andere Länder in ähnlichen Institutionen 
aben. eh: 


Ich fand es sehr ermutisend, daß es uns selang, eine versuchs- 
weise Entscheidune zu treffen, und zwar soll die Kontrolle über | 
die Polizei, ihre Organisation und so weiter. bei den Ländern 
liegen, die auch die Exekutivvollmachten über ihre jeweilige 
Polizei-innehaben sollen. Gewisse Funktionen bei der Fahndun x 
nach Verbrechern und auf anderen, noch auszuarbeitenden Gebie, 1 
ten könnten jedoch koordiniert werden, so daß sich auch der 
Staat der Polizei bedienen kann. Unser Hauptziel in dieser 


* 


I REN: ee 
s, zu verhindern, daß Deutschland wieder 
wird, d Ge 
F ‚Ist ganz ‚gleichgültig, wieviel Wahlen stattfinden; so- 
eine mächtige Geheimpolizei existiert, die insgeheim von 
inzigen Minister eingesetzt:werden und dem Volk Furcht 
en kann, so lange gibt es keine Demokratie, so lange. ist 
‚and noch meilenweit voh der ‚Demokratie entfernt. Ich 
a hte’ es klar, daß so etwas nicht wieder entstehen dürfe. 
ts hat mehr Schrecken hervorgerufen als Hitlers Polizei- 
oden mit der Entwicklung der Gestapo und allem, was da- 
zusammenhing. { mung 5: 
Die ee 
-daß wir für die deutsche Verfassung ‘die Weimarer Republik zum 
-Muster nehmen sollten. Wir stimmten zu, daß man in vielen 
Dingen von ihr lernen könnte, aber ich mußte den Rat daran 
rinnern, daß in der”Weimarer Republik der Präsident die Macht 
“ hatte, die ganze Verfassung aufzuheben, was auch tatsächlich 
eschah. Es wurde einstimmig beschlossen, daß eine neue Ver- 


nkte in der Weimarer Verfassung, die den Alliierten und dem 
ieden gefährlich werden könnten, aber in anderen "Punkten 
nnte sie bei der Ausarbeitung einer neuen Verfassung für 
utschland berücksichtigt werden. Weiter erhebt sich die Frage 
r. Wahlen. Wie, Sie wissen, ziehen fast alle Länder auf dem 


mich niemals. dafür begeistern können, aber es ist mir ‚gleich- 
gültig, ob die Wahlen ähnlich wie unsere eigenen .oder ob. sie 


ur ‚darauf achten, in Deutschland kein System zu schaffen, das 
einem. Ein-Partei-System oder zur Ein-Partei-Kontrolle führen 
nnter 2 N , Sa 


"Große Sorge macht es mir, daß wir über einen. Viermächte- 
. vertrag keine Übereinstimmung erzielen konnten. Nach dem 
Krieg von 1914—18 zogen sich die Vereinigten Staaten aus Eu- 
opa zurück, und ich muß sagen, als Mr. Byrnes in Paris die 
ereitschaft der Vereinigten Staaten zu einem Abkommen zur 
Entmilitärisierung und Entwaffnung Deutschlands für 25 Jahre 
nd später für 40 oder 50 Jahre ankündigte, da stiegen vor mir- 
isionen von einem ‘Jahrhunderte währenden Frieden in Europa 
uf: Für uns wie für Frankreich und für alle Westmächte war 
‚das ein Entschluß von lebenswichtiger Bedeutung. Leider war die 
owjetische Aboranung nur dann gewilli, den amerikanischen 
Vorschlag anzunehmen, wenn eine Anzahl anderer Angelegen- 
‚heiten hinzugenommen würden, die unmittelbar nichts damit zu 


„hatten einıg werden können. Der amerikanischen Delegation war 
es klar, daß die Einbeziehung dieser Punkte eine Einigung über 
‘den. Vertrag überhaupt unmöglich machen würde. 


r 


e. Da waren nun die Vereirigten Staaten der in der ganzen, Welt 
© erhobenen Forderung nach einem Zusammenwirken von Ost und 
West nachgekommen und hatten wirklich den Entwurf zu einer 
großen Brücke. zwischen den beiden Anschauungsweisen geplant, 
um Harmonie zu schaffen. wo ‚bisher zum 'mindesten ein Miß- 
‚klang geherrscht hatte. Selbst wenn’ dieser amerikanische Vor- 
schlag nicht alles das umfaßte, was erforderlich gewesen wäre, so 
„hätte doch schon allein die Schaffung dieses Bindegliedes, wie es 
sich in einem solchen. Vertrag abzeichnete, den Lauf des Welt- 
"geschehens in andere Bahnen lenken können. Ich hoffe und ver- 
traue, daß wir uns alle nach reiflicher Überlegung bis zum No- 
vember um eine Atmosphäre bemühen werden, aus der heraus 
mit einem ‚Vertrag. dieser Art begonnen werden kann. Wenn wir 
die Gelegenheit jetzt nicht beim Schopf ergreifen, wird sie sich 
vielleicht nie wieder bieten. Glücklicherweise hat der amerika- 
“ nische Außenminister, Mr. Marshall, mit dem zusammenzuarbeiten 
mir eine Freude war, erklärt, daß das Angebot noch nicht zurück- 
genommen sei. eh 
Ich wende mich jetzt der Frage des Ruhrgebiets zu. Es wurde 

die Forderung erhoben, das Ruhrgebiet der Viermächtekontrolle 
zu unterstellen. Ich halte diese Forderung für untragbar, solange 
es keine wirkliche und vollkommene Wirtschaftseinheit in Deutsch- 
“land gibt. Wenn eine solche, Einheit geschaffen ist, sind wir be- 
'reit, die Produktion und Verteilung aus den Hilfsquellen der 
"Ruhr gemeinsam mit der Produktion und Verteilung aus allen 
"anderen Hilfsquellen Deutschlands der Viermächtekontrolle,: die 
* unter der Autorität des Kontrollrats zu wirken hätte, zu unter- 
“stellen. Wir können nicht der Ansicht beipflichten, daß das Ruhr- 
gebiet jetzt herausgegriffen und einer besonderen Behandlung 
unterzogen werden: sollte. Eine teilweise Wirtschaftseinheit ist 
unmöglich. Wir würden nicht richtig handeln, wenn wir unsere 
"Zustimmung dazu geben würden, die Ruhr einer Kontrolle zu 
- unterstellen, während andere - Teile Deutschlands als streng ab- 
geschlossene Reservate behandelt werden. 
ur, h 10 
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elegation stellte sich dann auf den Standpunkt, 


ng keine solchen Vollmachten enthalten dürfe. Es gibt viele _ 


ntinent eine proportionale Vertretung ‘vor. Ich persönlich habe- 


ach dem Verhältnissystem durchgeführt werden. Wir müssen‘ ‚ wartet werden. solle. 


"so. hätten unsere. Freunde das nicht einen Augenblick geduldet, 5 
dessen bin ich ganz sicher. N 


‚ lichen und der westlichen Neiße sind anscheinend wieder auf- 
gefüllt worden, aber in Bezug auf die großen landwirtschaftlichen’ 
Gebiete zwischen Frankfurt und der Ostsee bin ich nicht so sicher. , 


‘tun hatten und über die wir uns: auf der Konferenz selbst nicht 


| ‚Großbritannien 


‘Noch eine andere für die Vorbereitung des deutschen Friedens- . 
vertrages schr wichtige Angelegenheit konnten ‘wir leider trotz 
aller Bemühungen nicht regeln. Der Hauptstreitpunkt in dieser 
Hinsicht ist die Frage, inwieweit und auf’ welche Art und Weise 
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die. alliierten Staaten an der Vorbereitung des Vertragsentwurfs 


beteiligt sein sollen. Länder, die ihre Truppen und ihr Geld die- 


sem großen. Kampf in Strömen haben zulließen lassen, sind sehr 


% 


aufgebracht darüber, daß man sie jetzt sozusagen am äußeren 
} a 


Rande halten will und sie nicht an der Neugestaltung der Welt 


a 


teilhaben sollen. Ich habe mich immer bemüht, die Rechte zur e 


NR 


Teilnahme in allen Stadien. möglichst freigebig zu verteilen. Be- 
sonders hohe Bedeutung messe ich den Dominien-Regierungen bei, 


die von 1939 bis zum Kriegsende kämpften und denen die Berech- 


tigung zu einem Beitrag zum Siege zuerkannt werdeh sollte. Eine 
Anzahl anderer Punkte zu diesem Thema wurden ungelöst ge- | \- 


tische Delegation, die deutsch-polnische Grenze sei in Potsdam 
festgelegt worden und daher von der Überprüfung auszunehmen. 
Man verlangte von uns, daß wir die provisorische Grenze als end- _ 


gültig hinnehmen sollten, obgleich in Jalta vereinbart und in 
Potsdam bestätigt worden war, daß mit der endgültigen Fest- 
‚legung der polnischen Westgrenzen bis zur Friedensregelung ge- 

Hätte die Sache anders gelegen und En. 
hätten eine solche Forderung an die Friedenskonferenz gestellt, 


j f) ? : % ; ER 
Ich verlange nur eine ordnungsgemäße Behandlung. Wennman 
eine Vereinbarung eingegangen ist, sollte man sie auch so durch- 
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führen, wie sie beabsichtigt war. Die Gebiete zwischen der öst- ER 


‘Bevor ein solches Gebiet endgültig übergeben wird — ich me | 


hat man ein Anrecht, die Tatsachen zu’ 


ist alles, was ich verlangte. ‚Wir sind in dieser Angelegenheit 
nicht engstirnig, aber wir pflichten der Ansicht bei, daß Polen 
für das, was die Sowjet-Union im Osten genommen hat, entschä- 
digt werden muß. Tatsächlich ist die Zahl der polnischen -Be- 
völkerung von 35 auf 22 Millionen gesunken, ‘aber, wie ich schon _ 


neulich sagte, eine große Anzahl von Polen leben im Ausland, ” 


und, wenn sie heimkehren und man ihnen, wie uns in Potsdam 
versprochen wurde, Land zuteilt, so mag das die Lage ändern. 
Es hat aber noch viele: Hindernisse gegeben, die jetzt jedoch 
‚glücklicherweise -beseitigt worden sind. ® rn & 


In der territorialen Frage unterstützten wir den französischen 


“ ‚mich hier keineswegs über das endgültige Urteil seiner Majestät 
’ Regierung äußern —, 
erfahren, bevor man zur endgültigen Entscheidung kommt. Das >. 


Anspruch auf das Saargebiet, das heißt das durch die Friedens- Sn 


regelung von 1919 geschaffene Saargebiet. Es liegen ferner An- 
sprüche Luxemburgs, Hollands und der Tschechoslowakei vor, 
ferner eine ganz gerinrfügiee, Forderung Belgiens, die nur eine 
Grenzberichtieung und die Einbeziehung einer kurzen, unpraktisch 


verlaufenden Bahnlinie zum Ziel hat.’ In jedem dieser Fälle wer 
den wir sicherlich eine Lösung finden. und es sollte meiner An- 


Kirk, 


sicht nach keiner dem anderen das: Recht absprechen, sich mit 


‚den Gegebenheiten vertraut zu machen, auch sollten wir nicht 
glauben, daß wir zu einem Beschluß kommen können, ohne die 
Tatsachen‘ zu kennen. Et ROR ER 

Es gab eine Anzahl von Punkten, über die wir uns zur Zeit 


nicht einigen konnten. Wenn wir uns jedoch über die Wirtschafts- 


W 
prinzipien einigen können, so besteht die Aussicht, daß sich auch 
diese. anderen Punkte regeln lassen. Um nur einige Beispiele zu , N 


nennen: Drei der Delegationen vertreten nur ganz wenig vonein- 
ander abweichende Ansichten über das zukünftige Wirken der 
deutschen politischen Parteien und Gewerkschaften auf einer ge- 
samtdeutschen Basis. Wenn hierüber eine endgültige Einigung er- 


die Gestaltung der politischen und wirtschaftlichen Organisation 


des Landes haben. In der Frage der Bevölkerungsverlagerungen _ 


haben wir ebenfalls einen Fortschritt erzielt. Ich kann dem Haus 
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zielt werden kann, so wird das einen weitgehenden Einfluß auf Yan 
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versichern, daß dies,eine der größten Schwierirkeiten ist, die zu , 


überwinden sein werden. Die Bevölkerungsdichte über ganz Deutsch- 
land muß errechnet werden, wenn wir überhaupt wieder ein an- 
ständiges Deutschland schaffen wollen. \ 


Die Flüchtlingsfrage, die Übervölkerung und so weiter stellen 
schwere Probleme dar. Aber wir haben diese Dinge sehr ausführs” 
lich bespröchen. Zu meinem Bedauern wurde der Vorschlag zur 


755 


\ 


KANN 
a RR u f 
a h ne 
w AS: 


KR 


’ 


Bildung einer deutschen Kommission nicht angenommen, die sich 


mit der gleichmäßigen Verteilung der jetzt schon in Deutschland 
aufgenommenen Flüchtlinge befassen sollte. Ich werde aber noch 
einmal darauf drängen. Auch in dieser Angelegenheit waren 
sich .drei Delegationen einig; diejenige, die selber andere bedeu- 
tende Vorschläge für die Auswanderung von Deutschen vor- 
brachte, konnte sich uns leider nicht ‚anschließen. Die gegenwär- 
tige Überfüllung in Deutschland ist am schlimmsten in unserer 
"Zone, und das wirkt sich gegenüber anderen Gebieten ungünstig 
"auf: den Lebensstandard aus. Eine andere sehr wichtige Frage ist 
“die der Bewegungsfreiheit, denn ohne die vollkommene Freiheit, 
durch das ganze Land zu reisen, Arbeit aufzunehmen und. sich 


rn 


dort niederzulassen, wo Arbeit und Wohnung zu finden sind, be- 


% 


steht keine Aussicht auf die Entwicklung eines friedlichen, demo- 
'kratischen Deutschland. Drei Delegationen konnten sich. über 
diesen so überaus wichtigen Grundsatz einigen, aber eine Dele- 
gation konnte ihn zur Zeit noch nicht akzeptieren. 


Ich könnte viele weitere Beispiele nennen und jeden einzelnen 
Punkt, der vorgebracht wurde, anführer, aber ich will das Haus 
‘damit nicht ermüden. Es mag Ihnen langweilig bis zum Überdruß 
erscheinen, aber ich kann Sie versichern, daß ich, der ich dort 
echs Wochen lang sitzen mußte, noch viel größeren Überdruß 


‘boren sein.“ Und als ich fragte, wieso, antwortete er: „Weil nie- 
jand Sie mit einer solchen Geduld gekannt hat.“ 


ch komme jetzt auf ‚eine Anzahl von Punkten zu sprechen, 
" über die Einigung erzielt wurde. Der Außenministerrat billigte 
"ein schon vom Kontrollrat erlassenes Gesetz zur Liquidierung 
Preußens. Ferner bemühten wir uns erfolgreich um eine Einigung 
er die Rückführung der deutschen Kriegsgefangenen. Wir haben 
Aufstellungen über die gegenwärtig in unserer Hand befindlichen 
Mitglieder der ehemaligen deutschen Streitkräfte und Hilfsorga- 
isationen gemacht. Der Kontrollrat wird die Eingliederung der 
" heimgekehrten Männer in den deutschen Wirtschaftsprozeß von 
'sroßem Nutzen finden. Zweitens einigten wir uns darüber, daß 
‚die Rückführung der deutschen Kriegsgefangenen bis zum 31. De- 
mber ’1948 beendet sein müsse. (Zwischenruf Mr. Stokes', Ips- 
ich: „Zu spät!“) ” ) 


Br Mein ehrenwerter Freund hat mir freundlicherweise seine An- 
‚sichten ‚schon brieflich mitgeteilt, aber ich möchte ihn allen Ern- 
es daran erinnern, daß die Eingliederung von zwei Millionen 
Menschen in ein solches Wirtschaftssystem ohne genügende , Vor- 
 bereitungen furchtbare Schwierigkeiten verursachen könnte. Da 
kein richtig ausgearbeiteter Plan vorgelegt wurde, halte ich es für 
as beste, die Leute in gleichmäßigen Raten heimzusenden, so 
daß sie sich mit der weiteren Entwicklung der Industrien fried- 
lich eingliedern können, Darauf haben wir uns schließlich ge- 
ei igt. Über die wichtige Frage der politischen Prinzipien haben 
wir uns in einer Anzahl von Punkten geeinigt, aber, wie ich 
chon sagte, wir haben sie dieses Mal nicht auf das Protokoll ge- 
t, weil wır erst das ganze Schema fertig haben möchten. In 
er Sache machten wir sehr gute Fortschritte, kamen aber doch 
icht zu einer. endgültigen Einigung. Wir hatten vorgeschlagen, 
jeizeiten eine vertretende deutsche Körperschaft zu ernennen, die 
den Kontrollrat in verschiedenen Angelegenheiten, einschließlich 
der einzelnen Punkte einer provisorischen deutschen Verfassung, 
‚beraten sollte. Unter gewissen Vorbehalten einigte sich der Rat 
über den Einberufungszeitpunkt für diese beratende Körperschaft 
und über ihre Funktionen. Leider kam es über der Frage der Zu- 
sammensetzung des Rates zum Scheitern. Die Schwierigkeit lag 
'bei den Begriffen der Länder und der zentralisierten Einrichtun- 
gen, Wenn diese Körperschaften später weiter. bestehen bleiben 
sollen, halte ich es für verkehrt, dem Kontrollrat die Ausarbei- 
tung dieser Dinge zu überlassen, um dann später festzustellen, 
- daß sie nicht im Lande selbst verwurzelt sind. Wenn die Deut- 
schen schon jetzt an dieser Aufgabe. beteiligt würden, besonders 
"diejenigen, die- wissen, was Hitlers Regime für das Land bedeu- 
‚tete, so wäre das sehr förderlich. Sig: 


= 


ia 


Wie ich schon früher erwähnte, hatten wir lange Besprechungen 
über die Verteilung der Gewalten zwischen der noch zu errichten- 
zen provisorischen Zentralregierung und -den verschiedenen Län- 
Kern, damit der Zentralregierung auf genau abgegrenzten Gebie- 
ten genügend Autorität gesichert bleibt. Es kam im weiten Sinne 

'. zur Einigung darüber, welche Gewalten ihr zueeteilt werden soll- 
ten. Wir kamen darin überein, daß gewisse rechtliche, wirtschaft- 
liche und finanzielle Vollmachten in den Zuständigkeitsbereich 
der Zentralregierung gehörten. Der Rat beschloß, die ganze Frage 
der provisorischen politischen Organisation Deutschlands durch 
die Stellvertreter ausarbeiten zu lassen, und ich hoffe, daß wir 
bei der Londoner Konferenz die Fortschritte zu sehen bekommen 
werden. Ich möchte nicht, daß Sie, weil ich nicht Einigung in 
allen Punkten berichten kann, den Eindruck gewinnen, daß die 
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‚verspürte. Neulich sagte jemand zu mir: „Sie müssen neu ge- 


% 
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„len für unsere Besatzungstruppen am 1. September 1947 sein soll- 


daß es nur dann wirksam werden kann, wenn. es im Hinblick auf 


. des Zonenabkommens betrifft, so könnte man folgendes darüber 


"zu der Form vorgedrungen sind, in 


‚sen sich an der Säuberung. ihres Landes vom ‚Nazismus ‚bet en 
ligen. Auf mein Ersuchen hin verpflichtete sich die Sowjet-Uni Hi 


Y 


E yopeinlnder Abreichen? ik ‚Konfer nz hatlı 
in dem wir einen Zu mmenkla adı 
? h nicht 1 


der wir zu einem Abkomm 


Ansichten sehr sta 
jetzt das Stadium erreicht, in ne an 
der Meinungen verzeichnen können, wenn wir. auch noc 


gelangen könnten. TEN a a 
Auf einem anderen Gebiet kamen wir ebenfalls zu einer Eini-!f 
gung, nämlich, daß die Landreform in ganz Deutschland bis zumfj 
Ende dieses Jahres durchgeführt sein sollte. Damit‘ sind wir dich) 
Grundlagen des alten deutschen Generalstabs ‚los und ‚haben das 
Land aufgeteilt. Ich glaube, das wird zu größerer Leistung und 1 
vor allem zu einer Reorganisation führen. In einer anderen sehr 
wichtigen Angelegenheit, dem freien Austausch ‚von Informatio- 
nen und demokratischen Ideen in ganz Deutschland, wurde auch 
Einigung erzielt. Anstatt die verschiedenen Meinungen "innerhalb 
der Zonengrenzen einzusperren, muß es einen freien Austau: s 
der Meinungen geben. Über die Entnazifizierung beschlossen win 
gemeinsam, sie solle beschleunigt ‘werden und die ‚Verantwortun 
für ihre vollkommene Durchführung den zuständigen’ deutsch 3; 
Behörden zufallen. Es handelt sich nicht nur darum, daß’ die> 
Militärregierung die Sache von sich abwälzt. Die Deutschen müs-. 


3 
r 


alle in ihren Händen befindlichen ‚Kriegsschiffe der Kategorie ( 
einschließlich eines Flugzeugträgers und eines schweren Kreuzers, , 
bis zum August 1947 endgültig zu liquidieren. Ich gab dagegen‘ 
die, Versicherung ab, daß die Dienstgruppen in der britischen | 
Zone, über die sich die Sowjet-Union beschwert hatte, bis zum | 
Ende dieses Jahres aufgelöst werden sollten, abgesehen von den- 
jenigen, die zum Minenräumen auf See eingesetzt sind, und von 
5000 Facharbeitern, für die vor dem März 1948 kein Ersatz ge-' 
funden werden könnte. Ich denke, es: wird. gut sein, diese Ange-| 
legenheit zu: bereinigen und den Stein des Anstoßes aus dem 
Wege zu schaffen. aY ) ? | 


' Am letzten Tage der Konferenz besprachen wir kurz eine Reso- 
lution, die für uns und alle Alliierten von lebenswichtiger Be-= 
deutung ist. Es war eine von Mr. Marshall, eingebrachte Resolu- 
tion über die Zahl’der Besatzungstruppen in Deutschland. Wir 
beschlossen, den Koentrollrat -anzuweisen, diese Angelegenheit zu | 
‚besprechen und bis zum 1. Juni 1947 zu berichten, wie die Zah- 


ten. Ich halte es für gut, diese Truppen auf’ einer Viermächtebasis 
zu bestimmen und damit jede mögliche Streitfrage auszuschließen. 


Jetzt möchte ich noch von der Gegenwart und der Zukunft 
sprechen. Ich habe schon festgestellt, daß das Potsdamer Abkom- | 
men nicht so durchgeführt wurde, wie es geplant war, Es ist klar, | 


die bestehenden Umstände. ergänzt und verstärkt wird, und zwar 
nach den Grundsätzen, die ich schon erwähnte. Ich werde, jetzt 
nicht die Gründe für das Versagen erklären..Es hat viel Bitterkeit 
‚und Mißverständnisse hervorgerufen und die Tatsache dieses 
Fehlschlages hat uns und die Vereinigten Staaten veranlaßt, das 
Zonenabkommen abzuschließen. Was den gegenwärtigen Stand 


sagen: Es muß zum Erfolg, gebracht werden, und es muß als. 
dringende wirtschaftliche Operation nicht nur im Interesse | 
Deutschlands, sondern auch Frankreichs und aller befreiten Län- 
der, ja ganz Europas betrachtet werden. Der Wiederaufbau der 
Wirtschaft in Deutschland, Frankreich und allen befreiten Län- 
dern hängt von der Kohle ab. Aber wir können Kohle oder Stahl 
und die sonstige notwendige Produktion nicht erhalten, wenn der 

Arbeiter nicht ernährt wird. Leider herrscht eine ernste N 
rungsmittelknappheit, die noch die nächsten drei Monate andauern 


_ wird. Sobald einmal diese kritische Zeitspanne überwunden ist — 


und die Aussichten auf Getreideeinfuhr für Mai und Juni sind 
viel besser als in den vergangenen Monaten —, so kann man auf 
bessere Nahrungsmittelrationen für die Deutschen in der Zukunft 
hoffen. Mehr Nahrungsmittel, eine gesteirerts Inlandproduktion, 
wirtschaftliche Gesundung: das ist der Kreislauf, aber er kann 
nicht ausgeführt werden“ohne die Bereitwilligkeit der Deutschen 


selbst, die Schwierigkeiten zu meistern und zu ihrer eigenen Ge- 
sundung' beizutragen. x i 


Die Nahrungsmittelknappheit herrscht schließlich nicht nur in 
Deutschland, sondern in der ganzen Welt: sie ist das Ergebnis 
des Krieges, für den Deutschland verantwortlich war.. Ich weiß. 
daß die deutschen Arbeiter durch die niedrigen Rationen ge- 
drückt und gehemmt sind, aber die Verantwortung für ihre jetzige 
Lage tragen sie selbst. Wir werden unser Bestes tun, ihnen zu 
helfen, und wir stehen in ständiger Beratung mit der Regierung _ 
der Vereinigten Staaten über dieses lebenswichtige Problem. der 
Ernährung und Produktion. Es liegt nun beim deutschen Volk 
selber, sich einen Weg zurück zur wirtschaftlichen Gesundung _ 
und zu einem tragbaren Lebensstandard zu bahnen. Um nicht 
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chließlich zur Schaffung eines 
wird. ) 
' meiner Rückfahrt von Moskau hielt ich mich zu Bespre- 
gen mit dem Staatsminister für die britische Zone in Deutsch- 
und anderen britischen Behörden in Berlin auf. Zwischen 
unseren und den amerikanischen Vertretern in Berlin wurde eine 
nzahl von Punkten besprochen, die mit der Durchführung der 
0 enzusammenlegung in Zusammenhang standen. Über diese 
sprechungen kann ich folgendes berichten: Der erste Punkt 
efaßte sich mit der Verwendung der Geldmittel, die zur Einfuhr 
von Rohstoffen bereitgestellt worden sind. Im Hinblick auf den 
enzten Umfang dieser Geldmittel ist es klar, daß :man mit 
len Ausgaben sehr sorgfältig vorgehen und eine Ausfuhr sicher- 
lien muß, damit das verauslagte Geld auch wieder eingebracht 
verden kann. In der Praxis ist es sehr schwierig, jedem Einfuhr- 
Dosten einen Ausfuhrposten gegenüberzustellen. Die Frage wurde 
jetzt durch ein Abkommen gelöst, in dem ganz unzweideutig fest- 
‚elegt ist, in welchem Ausmaß die vorhandenen Mittel verwendet 
‘werden dürfen. Nach dresem Plan dürfen die zukünftigen Ein- 
hmen aus der Ausfuhr nur in einem ganz beschränkten Umfang 
ıkalkuliert werden. Nach Studium dieses Planes denke ich, daß 
‚eine gesunde und durchführbare Lösung darstellt und gleich- 
g gewährleistet, daß die vorhandenen Mittel sorgfältig und 
t Überlegung verwendet werden. 


Ein weiterer Gegenstand von Besprechungen waren der Status der 
"ihre Leistungsfähigkeit im Hinblick auf die ihnen gestellten Auf- 
gaben. Es wurde eine Verordnung beschlossen, die diese Ninre 
“definieren und den Beschlüssen und Anordnungen .der Zwei- 
zonenämter bindende Wirkung geben soll. Die Länderverwaltun- 
“gen sind für die Durchführung der von den Zweizonenämtern 
erteilten Anweisungen verantwortlich außer in solchen Ange- 
legenheiten, die natürlich zentral verwaltet werden müssen, wie 
zum Beispiel die Eisenbahn. Es wird jedoch festgelegt, daß die 
“Länderregierungen die Beschlüsse der Zweizonenämter, die ihnen 
"vorgelegt werden, sofort zu bearbeiten haben. Auf Übertretung 
dieser Anordnungen werden schwere Strafen gestellt werden. 
Aber wir werden uns nicht auf Strafen beschränken. Wir haben 
beschlossen, Methoden einzuführen, die. der Produktiönssteige- 
“rung in jeder Weise förderlich sein werden. Die Vorsitzenden 
der Zweizonenämter werden gewisse Exekutivvollmachten haben, 
damit sie auch dann handeln können, wenn der betreffende Aus- 
schuß gerade nicht tagt. 


_ Unter diesem Abkommen werden wir größere Leistungen und 
bessere Kontrolle erzielen, und ich begrüße den Beschluß, alle 
Zweizonenämter, sobald das praktisch durchführbar ist, an einem 
Ort, und zwar in Frankfurt, zusammenzulegen. Die endgültigen 
- Zweizonenämter müssen leistungsfähig sein und müssen ihre Ver- 
“bindungen sowohl zu den deutschen Stellen als auch zur Militär- 
regierung haben. Ich freue mich, berichten zu können. daß Ge- 
neral Robertson und General Clay sich grundsätzlich darüber 
einig geworden sind, wie das zu erreichen ist. Die Einzelheiten 


we: 


dazu werden jetzt ausgearbeitet. Ich glaube bestimmt, daß sehr. 


"bald eine Einigung darüber erzielt werden wird. Zusammenfas- 
send kann man sagen, daß die britischen und die amerikanischen 
Vertreter in Deutschland sich jetzt insoweit einig sind, daß die 
Zusammenlegung der Zonen mit Erfolg verwirklicht werden 
"kann. Ich muß den Geist der Zusammenarbeit seitens der ame- 
_ rikanischen Vertreter anerkennen, der es mir heute ermöglicht, 
_ dies zu sagen. Wir haben unsererseits all unsere Bemühungen 
auf den Wiederaufbau eines friedlichen Deutschland gerichtet 
"mit den zwei Bedingungen, daß dem britischen Steuerzahler keine 
weitere Last mehr aufgebürdet wird und daß Deutschland nicht 
_ wieder zur Bedrohung des Weltfriedens wird. 


Jetzt möchte ich noch ein Wort über die Sozialisierung sagen. 
"Ich sah heute morgen in der Londoner Presse einige Berichte aus 
Amerika, die einem eine Vorstellung von der kraftvollen Natur 
der journalistischen Phantasie geben. Wir ‚bestehen auf cm Prin- 
zip, die deutschen Großindustrien zu öffentlichem ‚Besitz zu 

machen. Im Augenblick sind die Kohlen- und Stahlindustrien in 
der britischen Zone auf den Oberbefehlshaber eingetragen. Dieser 
ist jedoch nicht der Eigentümer. Er hat sozusagen die Treuhän- 


' Europa-Archiv 1 a Ne 


deutschen Zweizonenämter, die schon errichtet worden sind, sowie 


Großbritannien 


derschaft. Selbst wenn wir es wünschten oder wenn irgend 
jemand anders es wünschte, wäre es nicht mehr möglich, die In- 
dustrien ihren früheren Eigentümern zurückzugeben. Der einzige 
Ausweg ist, sie zu öffentlichem Besitz zu machen. Aber wir müs- - 
sen darauf achten, daß die Rechte unserer Alliierten und unsere 
eigenen Rechte gewahrt werden. _Ich bin nicht dafür, diese Grund- 
industrien durch organisatorische Maßnahmen in kleine Teile 
aufzuspalten. Die einzige Art und Weise, ein vernünftiges und 
friedliches Wirtschaftssystem zu schaffen, gleichzeitig‘ Sicher- 
heit zu haben und für später eine Lage vorzubereiten, in der 
internationale Kontrolle und Beaufsichtigung eingeführt werden 
können, liegt in der Form des öffentlichen Eigentums. Dem- 
gegenüber wurde über die Angelegenheit keine weitere Frage 
gestellt. In dieser ‚Hinsicht haben wir uns darauf geeinigt, nicht 
nur selbst zu handeln, sondern auch die Deutschen bei der wei- 
teren Entwicklung zu Rate zu ziehen, da die Deutschen an diesen 
Industrien weiterzuarbeiten haben werden. N 


Dieses große Problem Deutschland ist jetzt durch Kabinettsbe- 
schluß dem Aufßenamt und dem Außenminister unterstellt wor- 
den. Es hatte sich herausgestellt, daß sich die täglichen Vers 
waltungsprobleme nicht von der Politik trennen lassen, Ich möcht 
jedoch meinem ehrenwerten Freund, dem Herrn Pensionsminister, 
meine Anerkennung zollen. Ihm war in dem Chaos, das nach dem 
Krieg in Deutschland und Österreich herrschte, eine sehr schwere 
Aufgabe zugefallen. ‚Er hat die komplizierten Probleme der Vr- 
waltung Deutschlands von Anfang an tapfer angepackt. Ich be- 9 
grüße den Kanzler der Grafschaft Lancaster (den ‚Staatsminister 
für die britische Zone Deutschlands) und kann ihm prophezeien, Br 
daß er bei dieser Aufgabe nicht einrosten wird. Pr 


Außerdem werde ich gern die Gelegenheit währnehmen, ni 
den Arbeitern und anderen: Menschen in Deutschland in Berüh- 
rung zu kommen, und ich werde sie in ihrer Entschlossenheit be- ı 
stärken, sich aus der gegenwärtigen Notlage wieder emporzu- 
arbeiten und sich gemeinsam mit dem übrigen Europa ein fried- 
liches demokratisches Leben im Wohlstand zu erarbeiten. Wenn 
ich die Zeit dazu finde, würde, ich sogar gerne einmal mit Berg 
arbeitern und Stahlarbeitern im Ruhrgebiet zusammenkommen, um 
mit meinen Kollegen dort draußen die Lage an Ort und Stelle 
zu besprechen. Ich glaube, ich sollte auch dem Oberbefehlshaber 
Sir Sholto Douglas und General, Robertson meine Anerkennu: in 
zöllen und ‚vielen anderen Beamten dort draußen, die im Brenn- 
punkt der Kritik gestanden haben. In den wenigen Wochen, seit, 
ich näher mit der Verwaltung zu tun habe, habe ich einen Ein- 
blick in die Aufgaben gewonnen, und wenn man den Bomben- 
schaden berücksichtigt und das Chaos und die Schwierigkeit, Ord- 
nung in das Ganze zu bringen, wenn man die Bewegung von 
Millionen von Zwangsverschleppten und ihre Rückführung in die 
verschiedenen Länder bedenkt, dann kann man, meine ich, wohl 
auf die Verwaltungsbeamten stolz sein, die wir für diese Auf- 
gaben gefunden haben. — N ee 


Ich wende mich nun dem Thema Österreich zu. Ich hatte ge 
hofft, daß wir in Moskau zu einer Einigung über den österre: 
chischen Vertrag kommen würden. Das hätte weitgehend zur 
Wiederherstellung normaler Zustände im Donaubecken beigetra- 
gen und die Rücknahme aller Truppen aus dem ganzen Gebiet zur 
Folge gehabt. Wir konnten den Österreich-Vertrag nicht abschlie- 
ßen, weil wir uns nicht über die Frage der deutschen Vermö- 
genswerte in Österreich zu einigen vermochten. Diese Frage hat 
eine lange Vorgeschichte. In Potsdam vereinbarten wir, keine Re- 
parationen von Österreich zu fordern. Die deutschen Vermögens- 
werte in Österreich sollten aber zu den Quellen gerechnet werden, 
aus denen deutsche Reparationen zu leisten wären, und daraufbin 
haben die Sowjet-Union alle Ansprüche ‚auf deutsche Vermögens- 
werte in West-Österreich und die Westmächte alle Ansprüche 
auf deutsche Vermögenswerte in Ost-Österreich aufgegeben. Lei- 
der wurde im Potsdamer Abkommen der Begriff ‚der deutschen 
Vermögenswerte nicht definiert. Die von den sowjetischen Behör- 
den seit Potsdam in Ost-Österreich durchgeführte Aktion hat ge- 
zeigt, daß die Sowjet-Union den Begriff so auslegt, daß er alles 
umfaßt, was nominell deutsch war, ohne Rücksicht .darauf, wie 


es erworben wurde. Sie werden verstehen, daß es in einem Land 
wie Österreich, 'dessen Wirtschaft nach 1938 der deutschen ein- 
gegliedert wurde und das dem Gesamtkomplex der Nazigesetze 
unterworfen war, die sich gegen bestimmte deutsche und öster- 


reichische Staatsangehörige wie zum Beispiel die Juden oder 
gegen die Rechte und Interessen der Vereinten Nationen richteten, | 
daß es in einem solchen Lande notwendig war, viele‘ der Ge- A 
schäfte neu aufzurollen, durch die Besitz in deutsche Hände ge- 
langt war, ehe man das ganze bona fide als deutschen Besitz N) 
betrachtete. 


In der Moskauer Erklärung über Österreich waren die drei Re- 
gierungen übereingekommen, daß Österreich als erstes freies Land, 
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das der Naziaggression zum Opfer gefallen war, von der deut- 
"schen Herrschaft befreit werden sollte, und die drei Regierungen 
erklärten den Österreich von Deutschland aufgezwungenen An- 
& schluß für null und nichtig und betrachteten sich ın keiner Weise 
durch irgendwelche seitdem in Österreich eingetretenen Verän- 
derungen gebunden. Ich erinnere mich 'noch gut daran, wie der 
Herr Abgeordnete für Warwick und Leamington (Mr. Eden) bei 
"seiner Rückkehr dem Hause das. Abkommen erklärte und wie. wir 
uns darüber freuten im Hinblick auf die’’schwierige Situation, 
die der Anschluß geschaffen hatte. Meiner Meinung nach wäre 
- es mit dem Geist und dem Buchstaben. dieser Erklärung vollkom- 
'- men unvereinbar, alle Vermögensübertragungen, die "nach 1938 
‚durch Nazigesetze und -methoden eingeführt wurden, als gültig 
"anzuerkennen. Es ist unserer Ansıcht nach nicht zulässig, daß wir 
. ” "Untaten, ‘die die Nazis auf Kosten ihrer unschuldigen Opfer 
 ausführten, anerkennen und, was noch schlimmer ist, sogar Ge- 
.  winn daraus zu ziehen versuchen. Wir haben alle möglichen For- 
= - ‚meln zur Regelung dieser Sache herangezogen, aber ohne Erfolg. 
dr “Während der Sitzung der Stellvertreter in London "hatten wir 
= - jedoch: vorgeschlagen, es mit einer Regelung von Fall zu Fall zu 
versuchen, und auf diesen Vorschlag kam man schließlich allge- 
. » mein zurück. Es ist jetzt eine Kommission mit einem Fachausschuß 
gebildet worden, die die Tatsachen feststellen und dann die Dif- 
_ ferenzen überbrücken soll. 
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ä Ey An diesem Problem der deutschen Vermögenswerte sieht man, 
" welche Bedeutung Worte in internationalen ‚Angelegenheiten er- 
reichen können. In allen anderen Verträgen wandten wir, wo es 


„die Worte „mit Gewalt oder. unter Zwang genommen“ an, ‚womit 
‚natürlich die indirekten Methoden, die etwa angewandt. wurden, 
-bezeichnet werden sollten. In diesem Falle wollte die Sowjet- 
‚delegation, daß wir uns auf die Worte ‚mit. direkter Gewalt“ 


was gemeint ist, und wir können dem nicht zustimmen. Ich will 
jedoch. jetzt nichts mehr darüber sagen, denn die Viermächte- 
.  kommission ist schon gebildet und wird bald mit ihrer Arbeit be- 
 - ginnen. Ich hoffe, sie wird schnell arbeiten, denn es liegen zwar 
noch andere Fragen vor, wie ‘zum Beispiel  Jugoslawiens terri- 
 toriale und finanzielle Forderungen, die Rückerstattung von Eigen- 
" tum sowie‘ der Rechte und .Interessen der’ Vereinten Nätionen in 
Österreich und die Behandlung österreichischer Vermögenswerte 
‚ auf dem Gebiet der Vereinten Nationen, aber dieses ist die 
‚wesentlichste Frage, und wenn wir dieses Problem lösen können, 
‚werden sich, denke ich, auch die anderen-regeln. Bevor ich das 


Sinn hat, die Unabhängigkeit eines Landes wiederherzustellen, 
I wenn gleichzeitig eine Methode erfundem wird, die .einen großen 
Teil seiner Wirtschaft einem indirekten oder direkten auslän- 
‚dischen Einfluß unterstellt. Auch‘ ist es nicht ratsam,  irgendwel- 


Me Art‘ Ausnahmebehandlung zukommen zu lassen, die nicht unter 
‚das Landesgesetz fällt. Daran müssen wir festhalten. 


‘ Nun noch ein Wort über unsere Beziehungen zur Sowjet-Union. 
Ich traf mit Generalissimus Stalin zusammen ünd besprach -mit 
= "ihm ‚die ‚Frage einer Revision des britisch-sowjetischen Bündnis- 
N "vertrages von 1942. Wir kamen überein, diesen fortzusetzen. Vier 
Besprechungen haben schon stattgefunden. und die Angelegenheit 
wird noch, weiter erwogen. Ich hoffe, daß wir uns auch über 
.. Maßnahmen eirigen können. die unter Friedensbedingungen ge- 
. troffen werden und nicht nur auf Kriegsbedürfnisse abgestellt 
._ ‚sind..Das würde dem Vertrag eine sehr wünschenswerte Dauer- 
 haftigkeit verleihen. Ich möchte darauf hinweisen, daß ich bei 
“der Bearbeitung dieses Vertrages die Verpflichtungen, die er uns 
auferlegen würde, und die Notwendigkeit, sıe mit dem schon er- 
' wähnten Viermächtepakt in Einklang zu bringen, wohl im Sinne 
‚gehabt habe, so daß bei der Schaffung dieser Bindeglieder und 
' Beziehungen alles auf das Endziel eines vollkommenen Organis- 
. ‚mus hinwirkt. 
“7 Ich habe ‘auch das Problem Handel. bearbeıtet, und die Ergeb- 
nisse sind dem Unterhaus schon vorgelegt worden. Es liegen noch 
andere Angelegenheiten vor, aber ich glaube, ich will Sie jetzt 
nicht damit ermüden. Ich "möchte nur nöch einen Punkt von 
‚ .außerordentlicher Bedeutung in Verbindung mit Polen erwähnen. 
n- Jch habe bemerkt, daß in manchen Kreisen die Meinung laut 
© wurde, ich hätte der Politik der britischen Regierung gegenüber 
. „Polen einen anderen Kurs gegeben. Ich habe nichts dergleichen 
getan, 'In den Potsdamer Besprechungen hatte man mir gewisse 
. Zusagen gegeben, die nicht erfüllt wurden, so daß sich große 
“Schwierigkeiten ergaben. Da ich sehe, daß anscheinend ein Kurs- 
wechsel vorgenommen wurde, bin ich jetzt unter diesen-Umstän- 
den sofort bereit, darauf einzugehen. Am 20. März 1946 erklärte 
"ich im Unterhaus, daß wir zwar keine Gewalt anwenden würden, 
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sich um ‚Eigentum von Angehörigen alliierter Nationen handelte, 


einigen. Ich finde, das drückt ganz offensichtlich nicht genau aus, 


Thema Österreich verlasse, muß ich noch betonen, daß es ke'nen. 
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chen’ unter diesen Umständen genommenen Vermögenswerten eine ' 


. Juni: erledigt sein dürfte. . Seit Ende März haben sich außerderı 
‚etwas über 10000 Freiwillige zur Rückführung gemeldet. Ich] 


auf Generationen hinaus wirken. 


Fa 
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|: 
sieht jetzt, daß wir versuchen, dieses ärger ) du IM 
eine geplante und organisierte Methode zu lösen, und es wird dal) 
Haus vielleicht interessieren, was wir in Bezug auf die Repatrif} 
ierung schon getan haben. Wir haben 66000 polnische Soldated] 
aus dem Vereinigten Königreich nach Polen zurückgesandt. Daf: 
umfaßt nicht die beträchtliche Anzahl von Polen, die direkt a I 
Deutschland. oder Italien zurückgeführt wurden. Zum Beispiel 
gingen 12280 Polen direkt aus Italien nach Polen ‚zurück. I 
England warten noch etwa 28000 Mann auf die Rückführung H 
Und diese wird jetzt beschleunigt. Diese Leute ‘wurden .nocj I 
zurückgehalten, weil die Ostsee eingefroren war und sehr schlechtf 
Wetterverhältnisse herrschten. Von ihnen werden jetzt. 15 00% 
monatlich zurückgeschickt, so daß auch dieser Rückstand vor En 


glaube, es besteht jetzt ‘ein besseres Verständnis für die Ehrlic 
keit unserer Motive und unseren Wunsch, die Männer, die m 
uns gekämpft haben, nicht zu verlassen, sondern sie wieder 


ihr- eigenes Land zurückzuführen. RE f 
Ich bin überzeugt, daß. ich jetzt mit größerer Zuversicht derf 
Polen sagen kann, daß sie mit besseren Gefühlen in ihr Heimatif 
land zurückkehren können, als sie es bisher für möglich hielten 
Abkommen über Handel, ‘Finanzen und andere Dinge, die schor 
ausgearbeitet sind und verwirklicht werden sollen, werden, glaube 
ich, für unsere beiden Länder förderlich sein. Außerdem habe ich 
mit allen anderen Ländern in Europa Fühlung aufgenommen, mi 
Ungarn, -der ‚Tschechoslowakei und den Balkanländern; ich trai 
dort auf ein größeres Entsegenkommen als jemals seit Beendi- 
gung des Krieges. Es entwickelt sich eine freundlichere Stimmung 
und wenn wir nur der Handel mit‘ Kohle und anderen Dinge 
wieder in Gang bringen und mit unserer eigeren Produktion zu 
ihrer Unterstützung beitragen können, so würde sich das im näch- 
sten Jahr für uns in unserer eigenen Wirtschaft in Bezug auf 
a Ne und in mancher anderen Hinsicht vorteilhaft aus- 
wirken / 


| 


Zum ‚Schluß möchte ich ein sehr glückliches Ereignis erwähnen, 
das gleich nach meiner Abreise nach Moskau stattfand: . Ichk 
möchte auf den Empfang hinweisen, der mir bei der) Unterzeich- 
nung des Bündnisvertrages zwischen Frankreich und Großbritanal 
nien in Frankreich, in Dünkirchen, bereitet wurde. Es war el 
erhebender Augenblick, das muß ich gestehen, als Herr Bidault! 
und. ich uns dort trafen. ein Augenblick ‘voller Erinnerungen an) 
das, was Dünkirchen für uns bedeutet. Mit der Unterzeichnung 
des Vertrages haben wir bestätigt, daß Deutschland zwar im Mo-! 
ment daniederliegen und keine Gefahr darstellen mag, daß wir] 
aber nicht vergessen werden, was Frankreich in den vergangenen! 
Jahren durch Deutschland gelitten hat, und daß: dort das natür- 
liche Gefühl herrscht: „Wird Deutschland, falls es sich wieder 


aufrichtet, wiederum Frankreichs Sicherheit gefährden?“ 


Es ist die Politk der britischen Regierung, bei Frankreich kei- 
nerlei Zweifel über unsere Haltung aufkemmen zu lassen, und wie 
jeder beim Lesen des Vertrages sehen kann, ist es sein Zweck, 
im Falle einer neuerlichen deutschen Aggression- gegenseitige 
Hilfeleistung zu gewährleisten. Er legt unsere Einstellung sowohl 
den Franzosen wie auch den Deutschen gegenüber yon vornherein 
klar, und wir hoffen, daß damit das französische Vertrauen 
wachsen und das neue Deutschland auf die rechte Bahn gelenkt 
wird, so daß, es nicht mehr. glaubt, ungestraft Verträge brechen 


‚und Verpflichtungen vernachlässigen zu können. In diesem Geiste 


wurde der Vertrag unterzeichnet, und ich hoffe, daß zukünftige. 
Regierungen nicht wanken und versagen oder gar Frankreich in 
einer solchen Lage verlassen. werden wie damals, als Hitler im 
Rheinland einmatschierte und andere Ereignisse stattfanden, die. 
schließlich zum Kriege führten. Dieser Vertrag soll: ein Gelöbnis. 
des britischen Volkes sein, im Interesse der gegenseitigen Sicher- 
heit und Entwicklung an Frankreichs Seite zu stehen in der Hoff- 
nung, daß wir gemeinsam viel zum Wiederaufbau der Welt bei- 
tragen können. In einer solchen Zusammenarbeit werden wir allen 
unseren Alliierten helfen, dem europäischen Frieden, ja den Welt- 
frieden zu schaffen, und werden so zum Wohle der Menschheit 
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Neben den unmittelbaren Auswirkungen des katastropha- 
Jen Zusammenbruches und der bedingungslosen Kapitulation 
‚des Dritten Reiches haben eine Reihe von Faktoren dazu 
jeigetragen, zu verhindern, daß in den zwei Jahren, die seit 
dem Abschluß des Potsdamer Abkommens verstrichen sind. 
och nicht einmal die Grundelemente der deutschen Frage 
geklärt werden konnten. Da nicht nur die materiellen Zieie, 
ondern auch die geistigen und historischen Voraussetzungen, 
aıt denen von allen Beteiligten an die deutsche Frage her- 
angegangen wird, außerordentlich gegensätzlich sind, ist es 
schwierig, einen Ansatzpunkt zu finden, der, ohne der Viel- 
falt der Einzelfragen Gewalt anzutun, doch eine Übersicht 
ber den ganzen Fragenkomplex gestattet. Versucht man, 
sich für einen Augenblick von der Unzahl der technischen 
Einzelheiten der politischen, wirtschaftlichen, soziologischen 
und psychologischen Gesichtspunkte zu lösen, so erscheint es 
natürlich, die Frage der wirtschaftlichen Wiedergutmachung 
der Kriegsschäden zum Ausgangspunkt jeder Betrachtung 
ber die heutige Lage Deutschlands zu machen. Hier liegt 
der Problemkreis, der das Verhältnis Deutschlands zur übri- 
gen Welt und das Verhältnis der Alliierten untereinander, 
soweit Deutschland zur -Debatte steht, an der wundesten 
Stelle berührt und auch immer wieder an zentraler Stelle 
die Erörterungen über Deutschlands Zukunft beherrscht. 


‘Die Erfahrungen, die auf alliierter Seite in den Repara- 
tionsverhandlungen nach dem ersten Weltkrieg gewonnen 
wurden, sind, wie sich vielfach nachweisen läßt, von ent- 
scheidendem Einfluß auf ihre Pläne für die: Behandlung 
Deutschlands nach dem zweiten Weltkrieg gewesen. Die 
Überzeugung, daß die damals aus der laufenden Produktion 
Deutschlands geleisteten Reparationslieferungen letzten En- 
des nur der wirtschaftlichen Stärkung der deutschen Indu- 
strie und des deutschen Außenhandels dienten und somit 
halfen, die Voraussetzungen für die Entfachung eines zwei- 
ten Weltkrieges zu schaffen, ließ während des Krieges die 
radikalen ‚Pläne entstehen, die auf einen weitgehenden Ab- 
bau der deutschen Industriekapazität und eine völlige Agra- 
tisierung Deutschlands hinzielten. 


- Über die Entwicklung dieser Pläne im Verlauf der ein- 
zelnen Kriegskonferenzen kann heute nicht zusammenhän- 
‚gend berichtet werden, da nur wenige Unterlagen bekannt- 
geworden sind. Als Ergebnis dieser Verhandlungen kennen 
wir jedoch .die Beschlüsse der Krim-Konferenz zur Repara- 
tionsfrage, insbesondere das Geheimabkommen, welches 
Außenminister Molotow am 17. März 1947 (vgl. Europa- 
Archiv S. 684) bekanntgab. Daraus geht hervor, daß im Fe- 
bruar 1945 deutsche Reparationslieferungen in dreifacher 
Form in Aussicht genominen waren, nämlich Demontagen, 
Lieferungen aus der laufenden Produktion und Verwendung 
von deutschen Arbeitskräften. Als Besprechungsgrundlage 
für die zu schaffende Reparationskommission nennt das Ge- 
'heimprotokoll von Jalta auf Grund eines amerikanisch-sow- 
jetischen Vorschlages eine Reparationsleistung von insgesamt 
zwanzig Milliarden Dollar für die beiden ersten Formen 
von Reparationen*). Von der in Jalta in Aussicht genom- 
menen Summe sollte die Sowjet-Union 50 Prozent erhalten. 


Zum Verständnis der damaligen Situation ist es wichtig, sich 
die politische und: militärische Lage in Erinnerung zu rufen. 


#) Nach dem ersten Weltkrieg sollte die am 1. Mai 1921 gebildete Repa- 
rationskommission eine Entseheidung über die Gesamtsumme der Repara- 
tionen treffen. Die Verhandlungen dieser Kemmission führten damals zur 
Festlexung "einer Endsumme von 6,6. Milliarden Pfund Sterling, was nach 
“dem heutigen Umrechnungsyerhältnis etwa 26,5 Milliarden Dollar ent- 


 spräche. 
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Die deutsche Frage nach Moskau 


Das Kernproblem: Die Wiedergutmachung der Kriegsschäden K- 


Der Potsdamer Reparationsplan ” ee 
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Der Potsdamer Rebatationsblan 


Den angelsächsischen Mächten stand noch ein entscheiden- 
der Waffengang gegen Japan bevor, zu dem sie die Hilfe 
der Sowjet-Union zu gewinnen trachteten. Diese selbst be- 
fand sich in siegreichem Vormarsch gegen die zurückfluten- 
den deutschen Heere auf dem Höhepunkt ihrer militärischen 
Macht**). FE 
Die Entwicklung der Verhandlungen von Jalta bis Pots- 
dam, die insbesondere durch die Festlegung der deutschen 
Wirtschaftseinheit gekennzeichnet ist, läßt sich gleichfalls in 
ihren einzelnen Phasen noch nicht- überblicken. Entschei- 
dende. Veränderungen in der Auffassung der Weltmächte 
über die Behandlung Deutschlands nach dem Kriege liegen 
hier noch im Dunkel. Aele: 


Das Protokoll der Berliner Konferenz (Potsdamer Abkom- 
men) enthält ein eingehendes Abkommen über die Repara- 
tionen, das die Ansprüche der einzelnen Alliierten bezie- 
hungsweise deren ' Verzicht auf bestimmte Reparationen 
regelt (vgl. Europa-Archiv S. 218). Dieses Abkommen wurde, 
wıe es im Text .heißt, „in Übereinstimmung mit der ‚Ent 
scheidung der Krimkonferenz‘ erzielt. Grundsätzlich wurde 
in Potsdam die Frage der Reparationsleistungen mit dem 
Deutschland zu belassenden ‚Industrieniveau in Beziehung 
gesetzt und festgestellt, daß „Deutschland ein mittlerer Te- 
benstandard gewährt werden soll, der den mittleren Lebens- 
standard der europäischen Länder nicht übersteigt (euro- 
päische Länder in diesem Sinne sind alle europäischen Länder 
mit Ausnahme Großbritanniens und der Sowjet-Union). 


Ausgehend von der Festlegung, daß Deutschland „wäh- 
rend der Besatzungszeit“ als ‚wirtschaftliche Ein- 
heit zu betrachten sei (Teil III Punkt 14 des Potsdamer Ab-. 
kommens, vgl. Europa-Archiv S. 217), stellte das Potsdamer 
Abkommen nunmehr zwei technische Aufgaben: f 


# 


1. Die auf. Grund: der Beschlüsse von Jalta vorgeschla- 
gene Reparationskommission in:Moskau sollte Umfang und 
Art der industriellen Ausrüstung, die für die deutsche Frie- 
denswirtschaft unnötig ist und der Reparation unterliegt, 
estsetzen. ET 


2. Nach den von der Reparationskommission ausgearbei 
teten Richtlinien sollte der Kontrollrat die Bestimmungen 
über Umfang und Art der industriellen Ausrüstung, die Für 
die Demontage bereitgestellt werden sollte, im “einzelnen 
festlegen. 

Das bedingte eine ins einzelne gehende Einigung über die 
Deutschland zu belassende Industriekapazität und damit die 
Vorausberechnung des Deutschland künftig zu belassenden 
Industrieniveaus. Die letzte Entscheidung sollte nach Teil IV 
Punkt 6 des Potsdamer Abkommens durch den Oberbe- 
fehlshaber derjenigen Zone getroffen werden, in der die 
Demontage erfolgen sollte. Hieraus ergab sich die Notwen- j 
digkeit, in den einzelnen Besatzungszonen durch die Zonen- N 
befehlshaber diejenigen Werke festzustellen, die für die in- s 
dustrielle Bedarfsdeckung der Zone überflüssig waren. Dar BEN 
aufhin war’ zu ermitteln, welche dieser Werke zwar nicht fü 
den Bedarf der einzelnen Zone, wohl aber für den Gesamt: 
bedarf Deutschlands im Rahmen des festzulegenden Indır 
strieniveaus unentbehrlich waren. Diese Werke waren in de: 
Zonen zu belassen, die dann für Reparationsleistungen ver 
bleibenden der Reparationskommission für die endgültig‘ 


**) Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf unsere Beiträge übe’ 
die Stellung der Weltmächte im Feruen Osten seit Potsdam und auf un- 
seren Beitrag über die militärische Verwendung der Atombombe (vg!: 
Europa-Archiv S. 369 ff und S. 500 ff). 
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Zonenbedarf . RR 


Die eingezeichneten Werke stellen den 
Bedarf der entsprechenden Zone dar, E 
die ausgeschnittenen sind für die be- || 
treffenden Zonen überflüssig, die Fest- 
legung erfolgt durch die Besatzungs- 
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so VAR: 8: Bedarf für 
Ä | Gesamtdeutschland 
Ein Teil der oben ausgeschnittenen 
\ Werke wird zwar nicht für die ein- 
N zelnen Zonen, aber für die gesamt- 
deutsche Wirtschaft benötigt. Diese 
Werke sind in nebenstehende Skizze 
eingezeichnet. Die ausgeschnittenen 
} Werke stehen für Reparationen zur 
Verfügung, Festlegung durch den 
Kontrollrat. 
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aus der Sowjet-Zone be- 
friedigt... 
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... außerdem werden 25% des 
endgültigen Wertes der Sow- 
jet-Union zugesprochen zur 
Aufteilung zwischen ihr und. 
Polen (15% im Austausch ge- 
gen Rohstoffe, 10% ohne Ent- 
'schädigung gemäß der Pots- 
damer Forme!). RUE? 


75% werden der Alliier- % 
ten Repaärationsstelle 
(IARA) zugeteilt zur Ver- 
teilung unter den west- 
lichen Anwärternationen, 
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erte g. zu melden. Auf Grund dieses Verfahrens ‚sollte 
dann der. Nettoüberschuß der vorhandenen Industriekapazi- 
über das durch den Industrieplan festgelegte Niveau auf 
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_ Im Verlauf der Moskauer Außenministerkonferenz wurde 
von Außenminister Bevin gefordert, daß die Sowjet-Union 
nähere Angaben über die bisher in der sowjetischen Be- 
satzungszone vollzogenen Demontagen und die Errichtung 
der Sowjet-Aktiengesellschaften machen solle. Gleichzeitig 
ndigte Bevin an, er werde seinerseits die Zahlen für die 
’ritische Zone vorlegen. Außenminister Marshall unterstützte 
die Forderung Bevins und sagte seinerseits eine Erklärung 
er den Stand der Demontagen in der amerikanischen Be- 
tzungszone zu. Außenminister Molotow äußerte, die Sow- 
t-Union werde zur gegebenen Zeit bis zur letzten Kopeke 
iber die Demontagen in ihrer Besatzungszone abrechnen. 
= alle Besatzungsmächte ihrerseits das einschlägige 
Material vorlegen würden. Im Verlaufe der Konferenz wur- 
den dann zwar von Bevin und Marshall Erklärungen über 
die bisherigen Demontagen abgegeben, die Sowjet-Union 
und Frankreich äußerten sich jedoch nicht zu dieser Frage. 


Aus den Berichten des britischen und des amerikanischen 
Außenministers ergab sich etwa folgendes Bild: über die De- 
montagen in den nunmehr vereinigten britisch-amerika- 


Konferenz: 

- Außenminister Marshall teilte mit, daß insgesamt etwa 
2000 Fabriken in den drei westlichen Besatzungszonen von 
den alliierten Kontrollbehörden für Reparationen vorgesehen 
wurden. Hiervon wurden‘ 174 Fabriken bereits zugeteilt. 


Weitere 524 sind ohne Einschränkung und 808 Fabriken: 


der Maschinen- und optischen Industrie mit gewissen Vor- 
behalten für eine Abschätzung vorgesehen. Über mehrere 
hundert zusätzliche Fabrikanlagen, deren Abbau für Repa- 
rationszwecke geplant ist, wird noch beraten. Der amerika- 
pische Außenminister betonte jedoch, daß die Vereinigten 
Staaten diese Zahlen nur als vorläufig ansehen könnten 
Fabriken, die Deutschland zur Selbsterhaltung braucht, soll- 
ten festgelegt und dabei die Bevölkerunesdichte und die 
endgültige Grenzziehung berücksichtigt werden (vgl..Europa- 
Archiv S. 687. 

- In diesem Zusammenhang wies der amerikanische Außen- 
minister darauf hin, daß der Vertreter‘ der Vereinigten Staa- 
ten beim Alliierten Kontrollrat nach dem Fehlschlagen der 
Bemühungen um die Wirtschaftseinheit die Aufschiebung 
aller weiteren Demontagen mitgeteilt habe. Dis sei eine 
notwendige Schutzmaßnahme gewesen, da die Vereinigten 
Staaten eine weitere Entnahme von. Industrieausrüstungen 
Aus ihrer Zone im Hinblick auf das finanzielle Defizig nicht 
zulassen könnten, es sei denn, die amerikanische Zone würde 
auch an der Ausnutzung der Hilfsquellen ganz Dentschlands 
beteiligt. Außenminister Marshall teilte mit, die Vereinigten 
Staaten hätten bisher aus der von der Interalliierten Rna 
rationsagentur verteilten Gesamtsumme im Werte von 62 Mil- 
lionen Reichsmark etwa 200 000 Reichsmark (66 666 Dollar) 
erhalten. Außerdem hätten die Vereinigten ‚Staaten Werte 
von weniger als zehn Millionen Dollar direkt erhalten. Diese 
Demontagen seien angeordnet worden, um die amerikanische 
Kriegsleistung vor: der Kapitulation Japans zu fördern. Wei- 
terhin hätten die Vereinigten Staaten Schiffe im Werte von 
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"Kontrollrates erzielt. Über teilweise sehr scharfe Auseinan- 
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nischen 'Besatzungszonen bis zum Zeitpunkt der Moskauer 
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Die bisherigen Reparationsleistungen 


auf Grund der Potsdamer Beschlüsse zog sich durch den 
verbleibenden Teil des Jahres 1945 und etwa die erste 
Hälfte des Jahres 1946 hin. Im März: 1946 wurde eine Eini- a 
gung über das Niveau der deutschen Nachkriegswirtschaft : - 
und die Durchführung des Reparationsplanes im Rahmen des 


dersetzungen über die Reparationsfrage ım Rahmen -des en 
Kontrollrats gelangten verschiedentlich Mitteilungen in de 
deutsche und ausländische Presse. Eine erste zusammenfas- 
sende Darstellung gab der Bericht der Wirtschaftsabteilung 
der amerikanischen Militärregierung „Die Deutsche Wirt- 
schaft seit Potsdam“ (A Year.of Potsdam), dessen deutsche 
Übersetzung wir als ersten Band unserer Dokumentenreihe 
im vollen Wortlaut veröffentlicht haben. 


fünf Millionen Dollar und deutsche Auslandsguthaben m 
Werte von 150 bis 250 Millionen Dollar erhalten. Der Ge- 
samtwert der deutschen Reparationen an die Vereinigten 
Staaten belaufe sich somit-bisher auf weniger als 275 Mil- 
lionen Dollar. Aus der laufenden Produktion Deutschlands Mile, 
und aus den in Deutschland beschlagnahmten Goldbeständen 
hätten die Vereinigten Staaten nichts erhalten. 


Bevin erklärte, Großbritannien habe. von der Interali- 
ierten Reparationsagentur Industrieausrüstungen im, Werte 
von 4,1 Millionen Reichsmark nach dem Preisniveau von 
1938 zugesprochen erhalten”). Davon habe sein Land bisher 
Anlagen im Werte von 1,5 Millionen Reichsmark empfan- 
gen. Weiter seien einige Maschinen zum Zwecke technischer 
Untersuchungen nach Großbritannien gebracht worden. 
350 000 Tonnen Waren im Werte von 6 350 000 Pfund Ster-- 
ling seien aus Deutschland nach Großbritannien verschifft 
worden. Den Wert der deutschen Guthaben in Großbritannien 
schätzte Bevin auf 15 bis 20 Millionen Pfund Sterling. Groß- 
britannien habe aus der laufenden Produktion der britischen 
Zone keine Reparationen entnommen. Auch Bevin wies dar- 
auf hin, daß das in den Westzonen vorgefundene Gold, ins- 
gesamt, etwa 235 Tonnen, nicht zu Reparationszwecken ver- 
wandt, sondern für die Länder, deren Gold von Deutschland. 
geraubt worden sei, in Verwahrung gehalten werde. E 


Ein abschließendes Bild über die bisherigen Reparations- 
leistungen aus den deutschen Westzonen läßt sich aus den 
bisher vorliegenden Angaben noch nicht gewinnen. Daß de 
Entwicklung in den Westzonen noch im Flusse ist, läßt sich 
aus dem sowjetischen Vorschlag entnehmen, die Demontagen 
in den Westzonen sollten bis zum 1. Juni 1948 abgeschlossen 
werden. Hinsichtlich der sowjetischen Zone nannte Außen- 
minister Molotow als Abschlußdatum der Demontagen den: 
1. Juli 1947. Diese Mitteilung läßt darauf schließen, daß in 
der Sowjetzone die Durchführung der Demontage im wesent- 


r [! 


lichen ‘abgeschlossen ist. 


D 


Der französische Außenminister äußerte sich zur Frage 
der bisherigen Reparationslieferungen an Frankreich nur 
insoweit, als er feststellte, daß die Kohlenlieferungen Deutsch- 
lands in Dollar bezahlt würden und daher nicht als Repa- 
rationslieferungen zu betrachten seien. X 


Der sowjetische Außenminister erklärte, die Sowjet-Union “N 
habe aus den Westzonen bisher nur Reparationen im Werte % 
von fünf Millionen Dollar empfangen**). Außerdem habe 
die Sowjet-Union aus den Westzonen Reparationslieferunger 


*) Die Grundbestimmungen der Bewertungsformel, wie sie der Koordi- 
nationsausschuß des Alliierten ‚Kontrollrates am 7. Januar 1946 festlegte, 
sind folgende: Werte und. Einrichtungen werden taxiert nach dem Wicder- 
beschaffungswert von 1938 in Reichsmark. Die Kosten für Lieferung und 
Montage werdeng nicht berücksichtigt. Soweit Kriegsschäden» eingetreten 
sind, werden sie abgesetzt und der Wert nach Übereinkommen vermin- 
Außerdem kann für jedes Benutzungsjahr im Kriege eine Wert- 
piinderung, die sich durch Anwendung des Faktors 1,35 ergibt, in Ansatz 
sebracht werden. Die höchste Grenze der Wertverminderung durch 
Kriegsschäden und Abnutzung beträgt 78 Prozent der Kosten von 1938 uncd 
bezieht sich auf das gesamte zugeteilte Objekt. 


**) Einige nähere Angaben über Reparationslieferungen an die Sowjet- 


Union macht der Bericht der Wirtschaftsabteilung der amerikanischen 
Militärregierung: ‚Die deutsche Wirtschaft seit Potsdam‘ (vgl. Europa 
Archiv, Dokumente, 1. Band, Seite 12). 
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im Wert von 7,5 Millionen Dollar erhalten, für die dem 
Berliner Abkommen gemäß mit anderen Waren gezahlt 
werden müsse, die daher nicht als Reparationsleistungen 
im eigentlichen Sinne gelten könnten. 


‚ Hierzu äußerte Außenminister Molotow: 


l „Wenn sich alle Reparationen für die Sowjet-Union in dem 
| verflossenen Zeitraum auf diese Summe (5 Millionen Dollar) be- 
schränkt hätter, so wäre das der größte Fehler der Sowjet-Union 
gewesen: Die sowjetische Regierung beging jedoch diesen Fehler 
" nicht. Das sowjetische Volk karın nicht mit verschränkten Armen 
dasitzen und auf Reparationen aus den Westzonen warten, >hne 
‘sich um den Eingang der Reparationen aus der östlichen Zone 
' " Deutschlands zu kümmern, für die die sowjetische Militärverwal- 
tung unmittelbar verantwortlich ist. 

Die sowjetische Regierung hat die notwendigen Maßnahmen 
getroffen, damit die sowjetische Zone Deutschlands in Überein- 
stimmung mit den Beschlüssen auf der Berliner Konferenz die 
. Reparationsleistungen an die Sowjet-Union erfüllte, die zum ent- 
sprechenden Anteil auch an Polen gegeben wurden. Während 
dieser Zeit wurde die Ausrüstung der Betriebe, die den deutschen 
Kriegsbedürfnissen gedient hatten, abmontiert und nach der Sowjet- 
Jnion verbracht. In dieser Zeit wurden in der sowjetischen Zone 
‚auch Reparationslieferungen aus der laufenden Produktion durch- 
. geführt.“*) 5: 
 Molotow nahm dann Steilung zu den von der Sowjet- 
"Union auf Reparationskonto übernommenen deutschen Be- 
ieben. Über den Status der Sowjet-Aktiengesellschaften er- 
‚klärte Molotow, daß diese, obwohl sie. jetzt der Sowjet- 
‘Union gehören, auf der Basis der in Deutschland geltenden 
‚Rechtsprechung arbeiten. 


Der sowjetische Außenminister gab am 11. März 1947 die 
Zahl der nach der Sowjet-Union verlagerten Fabriken mit 
76 an. Da die Zahl der insgesamt von Demontagemaßnah- 
" men betroffenen Betriebe wesentlich höher liegt, sind darin 
wohl nur die als Ganzes abgebauten Betriebe gezählt, wo- 
h durch einen hohen Anteil von Teildemontagen bestimmt 
wird, nicht voll zum Ausdruck kommt. 


Da die Reparationslieferungen aus dem Westen nicht nach 
dem Potsdamer Abkommen durchgeführt wurden und nicht 


\usführte, alle diese Maßnahmen bei weitem nicht, um die 
Forderungen, die die Sowjet-Union auf Grund ihrer gewal- 
igen Kriegsschäden geltend machte, auch nur annähernd zu 
‚befriedigen (vgl. Europa-Archiv S. 683). 


. Da das Ausmaß der tatsächlich in der Sowjetzone erfolg- 
ten Demontagen für die Gesamtbeurteilung des Reparations- 
problems von ausschlaggebender Bedeutung ist, soll im fol- 
‚genden versucht werden, auf Grund des bekanntgewordenen 
Tatsachenmaterials und der Urteile von Sachkennern eine 
Gesamtübersicht zu geben. 


Das Ausmaß der Dementagen war in den einzelnen In- 

 dustriezweigen sehr verschiedenartig. Besonders hohe De- 
‚montageverluste sind in den folgenden Gruppen eingetreten. 
 Braunkohlenbergbau, Energieerzeugung, Stahlerzeueung und 
Walzwerksproduktion, Maschinen-, Apparate- und Fahrzeug- 
bau, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, chemische 
und chemisch-pharmazeutische Industrie, Zementindustrie. 
keramische und Glasindustrie, einzelne Zweige der Heolz- 
‚industrie, Papierindustrie. Außerhalb der Industrie sind von 


1) Die Demontagen in der sowjetischen Zone begannen bald nach dem 
 Einrücken der Roten Armee und dauerten mit Unterbrechungen bis in (ler 
Be Herbst 1946. Im November 1946 begann eine weitere, bis in das Jahr 1947 

bineinreichende Aktion, die in der Öffentlichkeit besonders durch dh 
Demontage der bekannten Karl-Zeiß-Stiftung in Jena bekanntwurde. Am 
21. Januar 1947 erklärte der Befehlshaber der sowjetischen Zone, Marschal! 
Sokolomwskij, die Demorntageaktionen für beendet. Ansdrücklich ausze- 
nommen wurde dabei dıe Ausrüstung von sieben Braunkohleneruben, mit 


deren Demontage inzwischen begonnen wurde. Das offizielle Orean der | 


sowjetischen Besatzungszone, die 


„Tärliche Rundschau“, 
am 17. Dezember 


: stellte in einem 
3946 erschienenen Artikel 


: „Demontasen und Industrie- 
kapazität in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands“ fest, der 
\ sowjetischen Zone sei eine die Grenzen des Industrieplanes ‘erheblich 
 übersteigende Industriekapazität belassen worden. Dieser Artikel hat eine 
lebhafte Diskussion ‘in der deutschen und der ausländischen Presse her- 
vorgerulen, indem festgestellt wurde, daß die dort angesehenen Zahlen 
nur bei einer anormalen Ausnntzung der Kapazität ım Mehr-Schichten- 
Betrieb ermittelt werden könnten. während der übliche Kapazitätsbe- 
griff von einer normnlen, das heißt in der Regel einschichtigen Ausnutzung 
der Anlagen ausgehe. 2 
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kehrswesen, vor allem im Eisenbahnwesen, insbesondere ( 


‚deutung: die von Demontagen verschont gebliebene Stein- 


Verschwendung von Heizwerten bedeutet. 


großer wirtschaftlicher Tragweite ‚die Demonfagen im V, 
Abbau der zweiten Gleise auf fast allen Strecken, Entnahme 
der elektrischen Ausrüstung auf einigen Hauptstrecken und 
Beschlagnahme erheblicher Teile des rollenden Materials 
und erheblicher Teile des Kraftfahrzeugparkes. Eine Analyse 
der einzelnen Industriezweige gibt folgendes Bild: a 
Braunkohlenbergbau. EIN ‚N 

Für die Brennstoffversorgung der sowjetischen Besatzungs- 
zone ist die Braunkohlenförderung von entscheidender Be- 


kohlenförderung beschränkt sich auf das kleine sächsische 
Revier von Zwickau und Lugau-Olsnitz, das den Bedarf der 
Zone an Steinkohle und Koks keineswegs zu decken vermag: 
Sowohl die Förderung an Rohbraunkohle als auch die bei 
dem geringen Heizwert der Braunkohle sehr wichtige Bri- 
ketterzeugung hatten bereits vor Beginn der neuen Demon- 
tagen im November 1946 gegenüber dem im Kriege erreich- 
ten Höchststand durch Demontagen etwa.20 Prozent ihrer 
Kapazität eingebüßt, wozu noch weitere Kapazitätsverluste | 
durch Kriegsschäden und andere Ursachen traten, so daß) 
insgesamt höchstens 60 Prozent verblieben waren. Die im) 
November 1946 neu begonnenen Demontagen verringern die 
Produktionsfähigkeit weiterhin erheblich. Nach der oben.an- 
geführten Erklärung Marschall Sokolowskijs steht ein wei-, 
terer Abbau noch bevor. Schon in den letzten Monaten des | 
vergangenen Jahres hat es sich gezeigt, daß die Kohlen- | 
förderung weit hinter dem“Bedarf der Zone zurückblieb, ‚zu- 
mal die durch den Steinkohlenmangel bedingte höchst un-. 
rationelle Brikettfeuerung der Eisenbahnen eine fortdauernde 


4 


Energieerzeugung Re 

Gerade auf diesem Gebiet ist es mangels genauer Unter- 
lagen sehr schwierig. ‚exakte Gesamtergebnisse zu gewinnen. 
Es liegen Schätzungen von Sachverständigen vor, nach denen 
in der Gesamtzone einschließlich Berlin heute nur noch etwa 
35 Prozent der Vorkriegskapazität in der Erzeugung von 
Elektroenergie übriggeblieben sind. Es ist wahrscheinlich. 
daß die Energieerzeugungslare der Ostzone damit zu'un- 
günstig eingeschätzt wird, doch. ist nicht daran zu zweifeln, | 
daß sich Kriegszerstörungen und Demontagen in der Ost-|) 
zone auf die Restkapazität in der Energiewirtschaft viel ver- 
hängnisvoller auswirken müssen als ein noch so stark:r Ab- 
bau in irgendeinem Zweige der verarbeitenden Industrie. 


Metallurgie. 


Am einschneidendsten sind die Demontagewirkungen in 
der Stahl-und Walzwerksindustrie. Völlig ab- 
gebaut wurden die Stahl- und Walzwerke in Riesa und Grö-. 
ditz (Mitteldeutsche Stahlwerke), Freital bei Dresden (Säch- 
sische Gußstahlwerke), Pirna, Hennigsdorf bei Berlin und’ 
Brandenburg. Damit verblieben der ganzen Zone nur noch 
‚die relativ kleinen Werke von Thale im Harz und Unter- 
wellenborn in Thüringen (Maximilianshütte); jedoch ist Ende 
März 1947 auch in dem Preßwerk des letzteren Unterneh- 
mens mit Abbauten begonnen worden, deren Ausmaß noch 
nicht feststeht. Auch die volle Kapazität der beiden Rest- 
werke vermag jedoch nur einen kleinen Teil des Bedarfes 
der Zone an Stahl- und Walzwerkserzeugnissen zu decken. | 


Die Industriestruktur der heutigen sowjetischen Besatzungs- 
‚one war auch schon vor dem Kriege dadurch gekennzeich- 
»et, daß ihre hochentwickelte eisen- und metallverarbeitende 
ndustrie sich nur auf 'eine unzureichende Grundlage in der. 
netallurgischen Erzeugung zu stützen vermochte, infolge- 
dessen also auf beträchtliche Bezüge aus den Gebieten der | 
westdeutschen Schwerindustrie, zum kleineren Teile auch aus 
Oberschlesien, angewiesen war. Diese Abhängigkeit ist durch 
die außerordentlich großen Demontagen gerade in der me- 
tallurgischen Industrie der Zone sehr gesteigert worden. 
während andererseits die Möglichkeit dieser Bezüge durch 
die veränderten Voraussetzungen, vor allem die Zonentren- 
nung, stark zurückgegangen ist. s ? 


Vor dem Kriege betrug die gesamte, für den Bedarf bei 
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nde Rohstahlkapazität der 
‘Millionen Tonnen. Verblieben sind 


Prozent; im Lande Sachsen, das an der Stahl- und Walz- 
produktion. der Zone mit mehr als der Hälfte beteiligt 
ist die gesamte Stahl- und Walzwerksproduktion {frü- 
e Kapazität: rund 600 000 Tonnen Rohstahl jährlich) ab- 
gebaut worden. Ein rascher Ausgleich dieser Verluste ist 
nicht möglich, da die Erzeugung von Einrichtungen für die 
metallurgische Industrie in der Ostzone nur schwach ent- 
t ist und diese Erzeugung zudem besonders scharfen 
itätsbeschränkungen unterworfen wird. Die Betriebe 
s Sektors haben bisher noch von ihren letzten Material- 
ven gelebt; nachdem diese aber allmählich nahezu auf- 
aucht sind, könnte nur eine wesentliche Vergrößerung 
Bezüge von Stahl und Walzwerkserzeugnissen aus 
estdeutschland die Aufrechterhaltung des jetzigen ge- 
ngen Produktionsvolumens ermöglichen, 


In der Erzeugung von Nichteisenmetallen sind 
die Demontagen ebenfalls beträchtlich. Augenblicklich er- 
on eine Erzeugung nur in ganz geringem. Umfang durch 
Umschmelzen von Altmetallen. | 


0 Maschinen-, Apparate- und Fahrzeugbau 
- Im : 
Besatzungszone (einschließlich Berlin) zu den wichtigsten 
Produktionsgebieten ganz Deutschlands. Sie war 1936 (ohne 
as Land Anhalt) am Gesamtabsatzwert der Werkzeug- 
naschinenindustrie von 642 Millionen Reichsmark mit 314,6 
"Millionen Reichsmark beteiligt, also mit fast der Hälfte, an 
er Textil- und Bekleidungsmaschinenindustrie. mit 169,6 
"von 309 Millionen, also mit mehr als der Hälfte; in der sehr 
"umfassenden Gruppe „sonstiger Maschinen- und Apparate- 
"bau einschließlich Kesselbau“ entfielen auf sie von 2467 Mil- 
lionen Reichsmark 865 Millionen, also 35 Prozent. 


"Das Land Sachsen allein als wichtigstes Maschinenbau- 
“zentrum der Zone brachte etwa 15—17 Prozent des Produk- 
‚tionswertes der gesamten deutschen Maschinenindustrie her- 
vor. Dabei war neben der hochentwickelten Werkzeug- 
“maschinenindustrie der den Zwecken der Friedensindustrie 
“dienende leichte Maschinenbau wesentlich stärker entwickelt 
als der Schwermaschinenbau, dessen Hauptsitze infolge sei- 


ner starken Materialorientierung vor allem in Westdeutsch- 


land lagen. 

Hinsichtlich der noch verbliebenen Kapazitäten in den 
inzelzweigen«des Maschinenbaues liegt die folgende, auf 
zuverlässiges Material gestützte Übersicht vor: 


Verbliebene Kapazität in 


Industriezweig Hundertsätzen 

DE .\ FR Mitte 1946 Ende 1946 

raftmaschinen 2 125 24 
Hebezeuge, Fördermittel, Druck- n 

Flurtmdüstrien ne. Ns, 15 13 
"Aufbereitungs- und Bau- b 
Be aschinen - . "=... 2%. 45 44 
Werkzeugmaschinen x » » 18 15 
Wälzlager, Getriebe . . .» 35 30 
Werkzeuge EN BUNT 35 30 
Holzbearbeitungsmaschinen ; 18 17 
‚Papierherstellungs-, Papierver- 

"arbeitungs- und Druckerei- 
maschnen u... wi 20 18 
"Textilmaschinen, Näh-, Schuh-, 

- Leder-, Wäschereimaschinen . 28 23.) 
Armaturen KR RE EL. 19 18 

‚andmaschinen, Nahrungs- und 
- Genußmittelmaschinen, Groß- 
"und Schnellwaagen - . . 20 19 
'Maschinenteile AR Re Nana de 18 


‚Maschinenbau insgesamt . +» 23 weniger als 20 


Von den verlorengegangenen Kapazitäten entfallen im 
Durchschnitt 380 v.H. auf Kriegsschäden und 70 v.H. auf 
Demontagen bei großen Unterschieden in den einzelnen 


Zweigen. 


\ 
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von nur 250 000 bis höchstens 300 000 Tonnen, also 20 bis. 


Maschinenbau gehörte die heutige sowjetische 


' (einschließlich Berlin) 1946 mit 40 Prozent beteiligt war, 


. zent kaum! übersteigen. Im letzteren sind sämtliche Betriebe 


Die bisherigen Reparationsleisiungen 


' In manchen sehr wichtigen Spezialkategorien von Ma-. 
schinen sind durch die Demontagen 100 oder annähernd 
100 Prozent der Produktionsfähigkeit abgebaut worden, un- 
ter anderem bei Spezialfräsmaschinen, Zahnradfräsmaschi- 
nen, Gewinderollmaschinen, Zahnflankenschleifmaschinen, 
Spezialschleifmaschinen für Wälzlager, Rundschleifmaschi- 
nen, Radialbohrmaschinen, ‚Spezialdrehbänken, Spezialauto- 
maten, Spezial-Druckluftwerkzeugen, Spezialturbinen, hy- 
draulischen Spezialpressen. a 


In der Textilmaschinenindustrie, in der Sachsen nicht nur. 
in ‚Deutschland, sondern zum Teil in der ganzen Welt füh-: - - 
rend war — für Strumpfmaschinen und bestimmte Spezil- 

ategorien von Trikotagenmaschinen war es das einzige Er- 
zeugungsgebiet in ganz Deutschland —, ist infolge der’ Des; 
montage aller führenden Betriebe nur noch etwa ein Zehntel Sr ke 
der früheren Kapazität verblieben. Weitere wichtige Einzel-" 
zweige mit Demontageverlusten sind: Mäschinen für die Holz- 
bearbeitung, Schuh- und Ledermaschinen, Nähmaschinen, 
Buchdruckmaschinen sowie Maschinen für die. Papierver- 
arbeitung, Maschinen für die Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie, ferner die Werkzeugherstellung,, (in einzelnen 
Sparten derselben hatte Sachsen ebenfalls eine Monopolstel- 
lung in ganz Deutschland). In den’ meisten dieser Branchen- 
dürfte die noch verbliebene Erzeugungsfähigkeit nur noch 
etwa 25—35 Prozent des Standes von 1936 betragen... 


fi RL 

Insgesamt wird die durch die Demontagen im Lande 
Sachsen abgebaute Jahreskapazität der. Maschinenindustrie , 
auf etwa 500 Millionen Reichsmark veranschlagt werden 
können. Da Sachsen an der Maschinenindustrie der Ostzone , 


wird man nicht fehlgehen, wenn man den Gesamtverlust der 
Zone mit einer Jahreskapazität von etwa 1,2 bis 1,3 Milliar- 
den Reichsmark ansetzt. 2 


® 


Noch größere Demontageverluste als die Maschinenindu- 
strie hat der Fahrzeugbau der sowjetischen Besatzungs- 
zone zu verzeichnen, der im Jahre 1936 an der deutschen. 
Gesamtproduktion dieses Zweiges (ohne Waggon- und 
Schiffbau) mit rund 31 Prozent beteiligt war, wovon ziem- 
lich genau die Hälfte auf das Land Sachsen und fast ein 
Viertel auf Berlin entfiel. Einschließlich des Waggon- und 
Schiffbaus wird die frühere Kapazität der Zone etwa ber 
600—700 Millionen Reichsmark . Jahresproduktion gelegen 
haben. Hiervon sind etwa 20 Prozent durch Kriegsschäden ' 
und mindestens 60 Prozent durch Demontagen ausgefallen, 
so daß die heutige Kapazität günstigenfalls noch bei 20 Pro- , 
zent liegt; im Lande Sachsen allein dürfte sie jedoch 10 Pro- 


der Auto-Union voll demontiert worden; diese ‘umfaßte‘ 
sämtliche sächsischen Produktionsstätten für Personenkraft- 
wagen und lieferte etwa ein Viertel der deutschen Gesamt- 
produktion. Dem Abbau verfielen ferner auch die-anderen 
großen Werke des sächsischen Automobilbaues, wie die Phä- 
nomen-Werke in Zittau und die Vomag in Plauen, und eine 
erhebliche Zahl mittlerer Betriebe, wie die Wanderer-Werke 
in Siegmar-Schönau bei Chemnitz, ein führendes :Werk. der 
Fahrradindustrie, ferner mehrere bedeutende Betriebe der 
Erzeugung von Fahrzeugersatzteilen. Die Demontagen gehen 
damit weit über die Bestimmungen des Industrieplanes hin-- 
aus, der bei Lastkraftwagen immerhin noch 76 Prozent, bei © 
Personenkraftwagen 16 Prozent der Produktion von 1986 


gestattet. Auch die Waggonindustrie erlitt schwerste Demon; , 
-tageverluste, die im Lande Sachsen weniger als ein Zehntel‘ ' 
der Vorkriegskapazität übrigließen. "SR 


Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik 


Wie das gesamte Gebiet der Eisen- und Metallverarbei- 
tung gehören auch diese Industriezweige zu den besonders‘ 
stark demontierten. An der Elektrotechnik war die. 
Sowjetzone ohne Berlin rur verhältnismäßig schwach be- 
teiligt (1936: 12 Prozent, davon über die Hälfte im Lande 
Sachsen). Bezieht man jedoch Berlin als wichtigsten Stand- 
ort der deutschen elektrotechnischen Industrie ein, so steigt ° 
der Anteil der Zone auf 60 Prozent. Der .Industriezweig hat “ 
(vor allem in Berlin) schwere Kriegsschäden erlitten und der 


P703 


WIEDERGUTMACHUNG DER KRIEGSSCHÄDEN 
wie BE RE ESTER Eee 2 
. größte Teil der noch verbliebenen Anlagen (etwa 20 Pro- 
zent) ist demontiert worden, so daß nur etwa 20 Prozent der 
früheren Kapazität verblieben sind, während der Industrie- 
plan der Elektroindustrie 50 Prozent der Kapazität von 1938 
belassen will. Das sehr niedrige Produktionsvolumen, das 
gegenwärtig in der Elektroindustrie der Gesamtzone erreicht 
‚wird, bestätigt durchaus die Niedrigkeit der noch verbliebe- 
nen Kapazität. $ 
Nicht wesentlich anders liegen die Dinge bei der fein- 
mechanischen und optischen Industrie, die 
als ausgesprochene Qualitätsındustrie mit einem ungewöhn- 
‚lich hohen Grade der Arbeitsintensität für rohstoffarme In- 
- dustriegebiete, wie sie große Teile der heutigen Sowjetzone 
sind, von größter Bedeutung ist. Nach. bereits erheblichen 
’Kriegsschäden sind in den Hauptsitzen dieser Industrie — 
' Jena, ‘Dresden, Berlin, Rathenow, Leipzig — fast alle bedeu- 
tenden Betriebe völlig oder teilweise demontiert worden. Bei 
den Zeiß-Werken in Jena und dem mit ihnen produktions- 
"mäßig eng verbundenen Glaswerk Schott & Genossen sind 
nach zuverlässigen Angaben etwa sechs Prozent der Pro- 
_ duktionsanlagen verblieben. Schon vor den Jenaer Demon- 
tagen waren der Demontageverlust des Industriezweiges auf 
60 Prozent und die verbliebene Kapazität auf 25 Prozent 
"zu yeranschlagen. Der Industrieplan der feinmechanischen 
‚und optischen Industrie beließ 70 Prozent des Standes von 
1936. 
Nach der heute in der Sowjetzone gültigen Industrie- 
systematik gehört zur feinmechanischen Industrie auch die 
Erzeugung von Büromaschinen (Schreibmaschinen und Re- 
' chenmaschinen), an der in erster Linie das Land Sachsen, in 
zweiter Linie die Provinz Sachsen (Regierungsbezirk Erfurt) 
und Berlin beteiligt waren. Auch in diesem Zweige sind 
wohl sämtliche vorhandenen Großbetriebe, soweit ihre An- 
lagen nicht schon dem Krieg zum Opfer gefallen waren, 
a entiert worden, so daß im Lande Sachsen nach Demon- 
tagen von über 50 Millionen Reichsmark schätzungsweise nur 
noch 10 Prozent der früheren Kapazität verblieben sind, 
während nach dem Industrieplan entsprechend den Bestim- 
FR en für den Leichtmaschinenbau 50 Prozent zulässig 
sind. | 


‚Chemische Industrie 


© Als Hauptstandort der Industrie der chemischen Grund- 
stoffe in der sowietischen Besatzungszone hat vor allem die 
heutige Provinz Sachsen starke Demontagen zu verzeichnen. 
' “Kennzeichnend ist die Entwicklung bei Soda. Der einzige 
große Sodaerzeuger der Zone, die Deutschen Solvaywerke in 
' Bernburg, und ein zweites kleineres Werk sind völlig de- 


Tonnen je Monat auf 6000 Tonnen sank. Dabei Asa Soda 
‚nicht zu den Grundchemikalien, deren Produktion nach dem 
Industrieplan mit 40 Prozent begrenzt wird. so daß nach 
diesem eine Produktion von 70 Prozent belassen werden 
soll. Andere erheblich demontierte Zweige sind die Er- 
zeugung von Schwefelsäure, 
. ‚stoffen, Sprengstoffen, Teerfabrikaten, Mineralfarben, photo- 
chemischen Erzeugnissen, Pflanzenschutzmitteln, Lacken. 
Textilhilfsmitteln, Seifen und Waschmitteln sowie Leim und 
Gelatine. In der gleichermaßen für die Volksgesundheit wie 
für den Export wichtigen pharmazeutischen Industrie war- 
den zum Beispiel die bedeutenden Betriebe Chemische Fabrik 
‘won Heyden, Dr. Madaus und Sächsisches Serumwerk de- 
montiert. Nach den Demontagen verblieb nur noch eine Ka- 
‚pazität von 30—40 Prozent des Standes von 1936. Der Indu- 
strieplan beläßt Deutschland 80 Prozent. Allerdings ist ge- 
.. rade in dieser Produktion ein im Verhältnis zu anderen 
Branchen ansehnlicher Teil der verlorenen Kapazitäten 
wiederaufgebaut worden. 


A 


Sy Ähnlich wie in der Metallurgie und im Maschinenbau 
müssen auch in der Industrie der chemischen Gruhdstoffe 
die übergroßen Demontagen die Folge haben, daß in einer 

' Reihe von Fertigindustrien mangels unentbehrlicher Aus- 
gangs- oder Hilfsstoffe das nach dem Industrieplan zulässige 
Produktionsvolumen nicht erreicht werden kann. 
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montiert worden, so daß die Sodakapazität von etwa 45 000° 


Stickstoff, Atznatron, Kunst- 


‚ Mi f BERN ” leder CR * 
Zementindustrie, ‚keramische und Glasindustrie = 
In der Glas- und keramischen Industrie ist insgesamt etwäf 
ein Drittel der früheren Kapazität abgebaut worden, wozu 
noch Kriegsschäden treten, so daß nur etwa 5060 Prozent! 
der früheren Kapazität erhalten geblieben sind, in der Gips \ 
industrie nach Demontagen von 35 Prozent etwa 60 Prozent 
Weitere Zweige mit bedeutenden Demontageverlusten sı 
die Dachsteinindustrie, die Herstellung feuerfester Erzeugnis e\ 
sowie von Steinzeugrohren. — In der Zementindustrie be-!; 
ließ der Industrieplan 68 Prozent der Kapazität von 1936j]) 
in der Sowjetzone sind etwa 40 Prozent demontiert undfi 
etwa 10 Prozent durch Kriegsschäden vernichtet, so daß nun 
noch etwa die Hälfte der früheren Leistungsfähigkeit ver-f 
blieben ist. | ; we 
Im Hinblick auf die dringenden Wiederaufbaunotwendig- 
keiten Deutschlands und den fast ausschließlich friedens;f 
wirtschaftlichen Charakter der Baustoffindustrien sind diesel 
mit der einzigen Ausnahme des Zements im Industrieplan 
keinen. Beschränkungen unterworfen worden; es wird sogaıf 
in’ Artikel II/9 ausdrücklich erklärt: „Die vorhandene Kapa+f 
zität verbleibt“ (vgl. Europa-Archiv, Dokumente, 1. Bandiß 
S. 67). Sa 
Holzindustrie . a 

Auch hier ist die Unterstufe der Produktion, die Säge-! 
industrie, besonders schwer betroffen; es ist durch Demon-# 
tagen schätzungsweise ein Drittel der früheren Kapazität 
ausgefallen, wobei es sich, wie auch in den meisten anderer 
Industriezweigen, vor allem um die technisch am besten aus- 
gestatteten Betriebe der oberen Größenklassen handelt. Im 
der Sperrholzindastrie ist die vorhandene Kapazität fast z 
100 Prozent abgebaut worden. Der Holzhausbau hat im 
Lande Sachsen durch Kriegsschäden und Demontagen etwa 
90 Prozent eingebüßt; da hier, die modern eingerichteten] 
Großbetriebe völlig abgebaut wurden, ist jetzt nur noch eines 
handwerkliche Fertigung möglich, die natürlich mit. viel) 
höheren Kosten verbunden ist. In den übrigen Zweigen der 
holzverarbeitenden Industrie haben die Demontagen gerin-. 
gere Bedeutung. | i 24 

Papierindustrie 


Die Zelluloseerzeugung gehört zu den wenigen Industrie- 
zweigen, in denen Demontagen überhaupt nicht vorgenom- 
men worden sind. Um so schwerer wiegen die Verluste imh 
der Papier- und Pappenfabrikation, zumal die heutige sow- 
jetische Zone an der deutschen Gesamtproduktion. mit über 
40 Prozent beteiligt war und weitere 15 Prozent auf die Ge-l 
biete östlich der Oder-Neiße-Linie entfielen. Würden diese: 
Gebiete dauernd von Deutschland abgetrennt, müßten sieh 
bei der Berechnung der für Demontagen verfügbaren Kapa-! 
zitäten außßer Berechnung gelassen werden. Der Industrieplan. 
erlaubt bei Papier und Pappe*) eine Produktion von 9.129) 
Millionen Tonnen, was 65 Prozent der Produktion von 1936; 
ausmacht. Tatsächlich sind in der Papiererzeugung der sow- 
jetischen Besatzungszone 48 Prozent, in der Pappenerzeugung!} 
5l Prozent der vorhandenen Kapazität abgebaut worden. 
In der Papiererzeugung ist dadurch eine Jahrespro Juktions- 
fähigkeit von etwa 500 000 Tonnen, in der Pappenerzeugung: 
eine solche von 150 000 Tonnen ausgefallen. | 


Andere Industriezweige E 


Die Aufzählung der bisher genannten neun Gruppen be-. 
deutet nicht, daß die unter ihnen nicht genannten na 
| 


zweige von Demontagen verschont geblieben wären: das ist 
kaum in einer einzigen Branche der Fall gewesen. Auch 
unter ihnen befinden sich einige, die beträchtliche Einbußen 
erlitten haben. Ein Eingehen auf die Einzelheiten ist in die- 
sem Rahmen nicht möglich; nur kurz und stichwortartie 
seien im folgenden noch die Zweige genannt, bei denen der 
Abbau zu Reparationszwecken eine größere Rolle ‚gespielt Kat: 


Kautschuk- und Asbestindustrie: Sowohl in 
u: Erzeugung synthetischen Kautschuks als .auch in der 
autschukverarbeitung ist der Kapazitätsverlust beträchtlich, 


*) Im Plan ist nur Papier genannt. Ei ei 

& u a 5 Pa » Ein’ Vergl 

ür 1936 mit ‚der Produktiensstatistik zeigt ee 
ion vou Papier und Pappe ech) 


’ I 
der angegebenen Ziffer 


daß dabei di 
S I e Produk- 
zusammengerechnet worden ist. a j 
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letzterer vor allem in der Erzeugung von Kraftfahrzeug- 
I ifungen (95 Prozent), Gummitransportbändern, nicht 
ponnenen Gummifäden, Gummisohlen und Absatzmate- 


l. Hart betroffen wurde auch die hauptsächlich im Lande 
Sachsen beheimatete Asbestindustrie. 


Textilindustrie: Größere Demontagen trafen die 
nstfasererzeugung, die Baumwoll-, Jute- und Kammgarn- 
pinnerei, die Teppich- und Möbelstoffweberei sowie die 
Gardinen- und Spitzenindustrie, 
S Bekleidungsindustrie: Erhebliche Verluste er- 
litt die Wirk- und Strickwarenindustrie, vor allem die 
rumpfindustrie, in der die meisten führenden Betriebe der 
Branche abgebaut worden sind. In der Konfektionsindustrie 
gegen ist der Ausfall durch Demontagen gering. 


Ledererzeugung (besonders Oberleder), verschiedene Einzel- 
weige der Lederverarbeitung, Schuhindustrie (etwa 30 Pro- 


Tg 


zent) betroffen. 

© Papierverarbeitung und polygraphische 
Industrie: Am stärksten betroffen wurde das Drucge- 
verbe, vor allem im Lande Sachsen. Leipzig, dessen Druck- 
gewerbe bereits erhebliche Kriegsschäden zu verzeichnen 
‚hatte, verlor eine beträchtliche Anzahl seiner führenden 
-Groß- und Mittelbetriebe, darunter so weltbekannte Firmen 
wie die Notendruckerei C. G. Röder und die Druckerei 
"Reclam. In der sonstigen Papier- und Pappenverarbeitung 
dagegen spielen die Demontageverluste nur eine geringe 
Rolle. 
 Nahrungs-undGenußmittelindustrie: Die 
schwersten Verluste entstanden in der Zuckerindustrie der 
Provinz Sachsen-Anhalt. So wurde zum Beispiel die Zucker- 
raffinerie Tangermünde, eine der größten Deutschlands; ab- 
ebaut. 

Bei den außerordentlichen Schwierigkeiten der Kapazitäts- 
"berechnungen, vor allem in den verarbeitenden Industrie- 
zweigen, ist es auf Grund des bisher vorliegenden Materials 
"noch nicht möglich, exakt festzustellen, wie groß der Kapa- 
 zitätsverlust insgesamt ist, den die Sowjetzone durch die 
Demontagen erlitten hat. Mit ziemlicher Genauigkeit läßt 
‘sich jedoch für das Gesamtgebiet der Eisen und sonstige 
"Metalle verarbeitenden Industriezweige (einschließlich Fahr- 
"zeugbau, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik) sagen, 
daß hier insgesamt nur noch etwa 25 bis höchstens 30 Pro- 
zent der früheren Erzeugungsfähigkeit verblieben sind. 


"Die wirtschaftlichen Wirkungen des industriellen Abbaus 
Bi; in der sowjetischen Besatzungszone 


Ein Überblick über die wirtschaftlichen Wirkungen des 
Abbaus zeigt das folgende Bild: 


- 1. Von den Demontagen sind die Grundstoffindustrien 
(Metallurgie, chemische Grundstoffe, einige Zweige der 
"Baustoffindustrie, Sägeindustrie, Papiererzeugung) und die 
"Industrien der Produktionsmittelerzeugung besonders schwer 
"betroffen worden. Die Erzeugung von Grundstoffen war in 
der sowjetischen Besatzungszone mit wenigen Ausnahmen 
‚ohnehin schon wesentlich schwächer entwickelt als in den 
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> Wenn auch die oben gegebene Übersicht über die bisheri- 
gen Reparationsleistungen in vieler Hinsicht Jückenhaft und 
ihrer Natur nach ungenau sein muß, so gibt sie doch ein 
"Bild der durch die bisherigen Demontagen entstandenen 
“deutschen Wirtschaftslage, welches den im März 1946 von 
‘den Alliierten angenommenen Industrieplan als überholt 


*) Die Menge der in der Ostzone demontierten Schienen wird auf etwa 
500 000 Tonnen geschätzt. Da die gesamte Zone kein einziges Schienenwalz- 
werk mehr besitzt, wäre die für eine normale Verkehrsabwicklung dringend 
rforderliche Wiederherstellung der zweiten Gleise, wenigstens auf den 
"Hauptstrecken, von sehr erheblichen, in absehbarer Zeit kaum zu erwar- 
tenden Importen aus den Westzonen abhängig. Die Ergänzung des außer- 
ordentlich stark verminderten rollenden Materials und des Kraftfahrzeug- 
 parks durch Eigenerzeugung ist infolge der sehr großen ‚Demontagen in 
der Fahrzeugindustrie nur in bescheidenstem Ausmaß möglich. 

'%**%) Am 15. August 1945 wurde von den Besatzungsmächten beschlossen, 
einen Ausschuß für die Festlegung des deutschen Industrieniveaus zu bil- 
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Leder-und Schuhindustrie: Hauptsächlich sind . 


'B 


Westzonen. Die dadurch auch früher schon gegebene be- 
zugsmäßige Abhängigkeit von den Westzonen oder dem 
Ausland ist also durch den Industrieabbau wesentlich ver-. 
stärkt worden (zum Beispiel bei Rohstahl und Walzwerks- 
erzeugnissen), während andererseits die Bezugsmöglich- 


keiten heute sehr viel geringer sind. Ein Wiederaufbau 
der verlorenen Kapazitäten ist gerade bei den Grundstoff- ° 


und Produktionsmittelindustrien außerordentlich schwierig 
und, wenn überhaupt, unter den jetzigen Voraussetzungen 


nur in sehr langen Zeiträumen möglich. Da infolgedessen 


die verarbeitenden Industriezweige nur ganz unzureichend 
mit Roh- und Hilfsstoffen und mit Produktionsmitteln aller 
Art versorgt werden können, würden sie das ihnen im In- 
dustrieplan zugestandene Produktionsvolumen auch dann 


nicht erreichen können, wenn die ihnen verbliebenen An- 
lagen infolge geringerer Demontagen dazu an sich ausrei- 


chen würden. In der gleichen Richtung wirkt sich die sehr 


geschmälerte Kapazität des Kohlenbergbaus und der Erzeu- 


Reparationen, Industrieniveau und Wirtschaftseinheit 


zen 
eh: 


gung von Elektroenergie aus, desgleichen der Abbau im K 


Verkehrswesen”). 


2. Auf Grund des verfügbaren Zahlenmateriads läßt sich 
schätzen, daß allein in den metallverarbeitenden Industrie- 


zweigen des Landes Sachsen (einschließlich Metallurgie) ‘ 
durch die Demontagen Arbeitsmöglichkeiten für etwa200 000 
Menschen fortgefallen sind (unter Zugrundelegung der Ar- 


beitsproduktivität je Beschäftigten im Jahre 1936); das ist 
mehr als ein Fünftel der Beschäftigten, die Sachsen im Jahre 


1936 überhaupt in der Industrie zählte. Von dieser Zahl 


entfällt etwa ein Viertel auf solche Demontagen, die über 


die Bestimmungen des Industrieplanes hinausgehen. Dem- _ 


entsprechend wird man für die Zone im ganzen (einschließ- 


lich des sowjetischen Sektors von Berlin) die durch die De- 


montagen in der Eisen- und Metallverarbeitung fortgefal- 
lenen Arbeitsplätze auf etwa eine halbe Million schätzen 
können. - 


3. Von den Demontagen sind in der Regel die besten und 
am modernsten eingerichteten, daher auch mit den niedrie- 


sten Kosten arbeitenden Betriebe betroffen worden. Mit 


den übriggebliebenen Produktionsanlagen wird deshalb im = 


allgemeinen nur eine Erzeugung auf wesentlich höherem 


Kostenniveau möglich sein. Das bedeutet einmal, daß es 
nicht möglich sein wird, den heute noch vertretenen Grund- 


satz der Preisstabilität auf der Basis von Ende 1944 dauernd 


aufrecht zu erhalten; zum anderen bedeutet die dadurch un- 
vermeidlich werdende Preissteigerung eine zusätzliche Be- 


einträchtigung der zukünftigen Ausfuhrmöglichkeiten Ber 


Zone. 


4. Ein dem „mittleren europäischen Lebensstandard“ ent- 
sprechender Bedarf in der Sowjetzone wird von den meisten 
Industriezweigen nicht mehr gedeckt werden können; das 
würde selbst dann nicht der Fall sein, wenn außer acht 
bliebe, daß beträchtliche Mengen an Industriegütern für den 
Austausch mit dem übrigen Deutschland und für die Aus- 


fuhr verfügbar sein müssen, um die notwendigen Einfuhren 


an Agrargütern, Rohstoffen und Halbfabrikaten sowie sol- 
chen industriellen Fertigerzeugnissen, die in der Zone selbst 
nicht oder nicht genügend hergestellt werden, zu bezahlen. 


erscheinen läßt””). Diese Tatsache trat im Verlauf der Mos- 
kauer Verhandlungen klar zutage. 


Es wird künftigen Untersuchungen zu überlassen sein, ob 
e a 5 % & = f 
die Überzeugung, daß der Reparationsplan in dieser Form 
nicht durchgeführt werden könne, sich zuerst in der Repa- 


den. Von seiner ersten Sitzung am 17. September 1945 bis zur Annahme 
der endgültigen Vorschläge durch den Kontrollrat am 28. März 1946 hiel- 
ten der Ausschuß und sein technischer Stab 64 Sitzungen ab. Der Plan be- 
ruht auf vier grundlegenden Voraussetzungen: ‘ 

1. Deutschland besteht aus dem gegenwärtigen Gebiet zwischen der 
Oder-Neiße-Linie und den gegenwärtigen Westgrenzen (hiermit waren die 
Westgrenzen nach dem Stand von 1957 gemeint). 2. Im Jahre 1949 wird die 
Bevölkerungszahl innerhalb dieser Grenzen 66.5 Millionen betragen. 5. Auf 
ausländischen Märkten werden deutsche Ausfuhren keinen Sonderbestim- 
mungen unterworfen. 4. Deutschland wird in Übereinstimmung mit dem 
Berliner Protokoll als wirtschaftliche Einheit behandelt. 


 rationskommission oder im Rahmen des Alliterten Kontroll- 
yates durchsetzte, ob die praktischen Schwierigkeiten der 
Festlegung der in den einzelnen Zonen zu belassenden In- 
dustriekapazität oder grundsätzliche Meinungsverschieden- 
_ heiten über die aus dem Festhalten an der deutschen Wirt- 
 schaftseinheit sich ergebenden allgemeinen Richtlinien der 
Anlaß zu Spannungen unter den Alliierten gaben. Über die 
internen Verhandlungen dieser Periode, die durch ein stän- 
.diges Absinken der- deutschen Wirtschaftskraft und ein im- 
mer stärkeres Auseinanderleben der einzelnen Zonen ge- 
kennzeichnet ist, läßt sich noch kein zusammenhängendes 
. Bild gewinnen. 

Auf der zweiten Pariser Außenministerkonferenz kam das 
Problem Deutschland und in seinem Mittelpunkt neben den 
Fragen der Entmilitarisierung Deutschlands und des von 
‚Byrnes vorgeschlagenen Viermächtepaktes die Frage der 


deutschen Reparationslieferungen im Kreise der Außenmini- 


ster zur Sprache. Der frühere amerikanische Außenminister 
ames F. Byrnes gab vor der Konferenz zur Frage der Re- 
"  parationen am 12. Juli 1946 folgende Erklärung ab: 
„Wenn der Herr Vorsitzende eine Besprechung der Reparatio- 
“nen wünscht, so werde ich über Reparationen reden. Es ist wahr, 
daß Herr Maiski5 als Vertreter der sowjetischen Regierung ın 
alta eine Erklärung vorgelegt hat, in der Reparationsforderungen 
von 20 Milliarden Dollar vorgeschlagen und 10 Milliarden davon 
für die Sowjetregierung gefordert werden. 


Aus den von Herrn Molotow verlesenen Worten geht hervor, 
daß Präsident Roosevelt sich nur dazu bereit erklärte, den sowje- 
ischen Vorschlag als Diskussionsgrundlage zu erwägen. Aus der 
"Ausdrucsweise des Protokolls geht hervor, daß der Vorschlag der 
 Sowjetregierung der Moskauer Reparationskommission als. einer 
der von ihr zu prüfenden Vorschläge übergeben wurde. 


Ein Vertreter der Vereinigten Staaten bei der Reparationskom- 
mission kam in gutem Glauben nach Moskau und schrieb einen 
Brief an Herrn Maiskij, in dem der erste Absatz folgendermaßen 
uutete: 
»Ich wurde heute morgen davon unterrichtet, daß Sie zum 
dritten Mai die geplante Vollversammlung der Alliierten Repa- 
 rationskommission verschoben haben. Auf dieser Vollversamm- 
lung sollte, wie auch schon auf den früher verschobenen, Ihr 
ursprüngliches Memorandum Nr, 2 besprochen werden, das die 
"im Jalta-Protokoll erwähnten sowjetischen Vorschläge enthält. 
Die amerikanische Delegation ist nun schon seit 22 Tagen hier. 
Es sind uns bisher keinerlei Zahlenangaben zur Unterstützung 
des sowjetischen Vorschlages gemacht worden. Auch ist seitens 
der Sowjetregierung nichts unternommen worden, um die ame- 
rikanische Delegation oder meines Wissens auch die britische 
Delegation über die grundlegenden Tatsachen zu diesem sow- 
jetischen Vorschlag aufzuklären.« 


Dieser Brief war vom 3. Juli (1945) datiert, das heißt vor dem 
"= Potsdamer Treffen vom 14. Juli. Als wir am 15. Juli in Potsdam zu- 
‘sammenkamen, hatte die Sowjetregierung keine Zahlenangaben 
vorzubringen, um die von Herrn Maiskij im Februar gemachten 
Vorschläge zu rechtfertigen, Marschall Sialin gab dort seine Zu- 
stimmung zu dem Reparationsprogramm, wie es durchgeführt wer- 
den soll, und die näheren Ausführungen finden sich im Potsdamer 
Abkommen und nicht in einer Sondererklärung (ex parte statement), 
die vor fünf oder sechs Monaten von Herrn Maiskij in Jalta abge- 
. geben wurde. 

Ich denke, wir tun unser Bestes, wenn wir an dem Potsdamer 
‚Abkommen festhalten Darüber können wir uns einigen. Wir müs- 
sen das Potsdamer Abkommen ebenso einhalten wie alle anderen 
Abkommen. Man war übereingekommen, daß die Reparationen, 
was die Sowjetregierung angeht, aus der eigenen Zone zu entneh- 
men sein würden, mit Ausnahme der Lieferung einer begrenzten, 
ausdrücklich vorgesehenen Anzahl von Betrieben aus den West- 
zonen und gewisser Vermögenswerte aus wewissen Ländern, 


A 
A 


Ich weiß, daß es nicht möglich ist, den Wert der aus der Sowjet- 
zone schon entnommenen Reparationen abzuschätzen. Ich vermute, 
"daß auch die Sowjetregierung dazu keine Möglichkeit hat. Aber 
“auf Grund der Beschlüsse von Jalta hat die Sowjetregierung ein 

Gebiet erhalten, das früher zu Schlesien gehörte und das im Hin- 


> blick auf diese Beschlüsse Deutschland genommen und Polen un- 


terstellt wurde als Ersatz für die polnischen Gebiete östlich der 
Gurzonlinie, die der Sowjet-Union übertragen wurden. 

In dem Polen unterstellten Gebiet gab es versteuerbare Ver- 
mögen im Werte von elfeinhalb Milliarden Dollar. Im Gebiet von 
Königsberg (Kaliningrad), das den Russen überlassen wurde, be- 
trägt der Wert des versteuerbaren Besitzes zweieinhalb Milliarden 
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Dollar. Daraus kann man ersehen, daß die ier Sowjei | 
regierung so weit wie möglich zu unterstützen versucht haben | 
ihren Bemühungen, sich Reparationen zu verschaffen, und es auch} 
weiterbin versuchen, indem sie für die Durchführung des ‚Po 


damer Abkommens eintreten, wenn das Abkommen als Gan 
eingehalten wird.“ At 


In der letzten Phase der ae Verhandlunıl 
gen über deutsche Probleme auf der Pariser Außenminister! { 
konferenz brachte der amerikanische Außenminister die Anıl' 
regung vor, falls die Errichtung zentraler deutscher Verwalil 
tungsstellen nicht zustande kommen sollte, solle sich jed 
Besatzungsmacht wirtschaftlich an die amerikanische Zong| 
anschließen. Durch diesen Vorschlag sollte wenigstens det!) 
interzonale Austausch von Gütern, Nachrichten und Ideeri 
gesichert und eine Möglichkeit geschaffen werden, dicti 
Einheit der deutschen Wirtschaft wenigstens provisorisch 
für die Zeit zu gewährleisten, in der eine Einigung 
über die Reparationsfrage nicht zustande kommen konnte 
(vgl. Europa-Archiv S. 107). | 

Diese Anregung, die am 20. Juli 1946 durch den amerika-h 
nischen Oberbefehlshaber, General MacNarney, in der 34} 
Sitzung des Kontrollrats als offizieller Vorschlag eingebrach 
wurde (vgl. Europa-Archiv S. 106 f., 185, 260 und 566 If.)) 
wurde am 30. Juli von dem britischen Vertreter im Kon- 
trollrat offiziell angenommen, während Frankreich und die 
Sowjet-Union auch späterhin trotz wiederholter erneutert 
Aufforderungen dem amerikanischen Angebot keine Folg 


geleistet haben. | 


Die Moskauer Reparationskommission, die sich im Som-, 


mer 1945 in Moskau mit dem Beschluß vertagte, in Berlin; 
wieder zusammenzutreten, ‚hat in Berlin keine weiteren: 
Sitzungen mehr. abgehalten. 


Die Betrachtung der weiteren Stufen dieser Entwicklung 
legt die Annahme nahe, daß das vorläufige Scheitern dem 
Verwirklichung des in Potsdam festgelegten Reparationspla- 
nes einen entscheidenden Wendepunkt in der Einstel 
der Weltmächte zur deutschen Frage herbeiführte. Dieser 
Umschwung zeichnete sich bereits in den Stellungnahmen! 
der Außenminister auf der zweiten Pariser Konferenz ab. 
Er muß jedoch wiederum in dem weiten Rahmen der Aus- 
einandersetzungen der Weltmächte über die künftige Frie- 
densordnung gesehen werden. Auch hier sind die einzelnen} 
Etappen der internen Verhandlungen, die den Weg zwischen 
Potsdam und Paris bezeichnen, noch nicht genau bekannt. 
Als Hauptergebnis läßt sich jedoch eine wachsende Verstei- 
fung der Haltung der Vereinigten Staaten und Großbritan- 
niens gegenüber der Sowjet-Union feststellen. In den Ver-) 
einigten Staaten verstärkte sich das Gefühl, daß die in der 
letzten Kriegsphase an die Sowjet-Union gemachten Zuge-} 
ständnisse, wie sie insbesondere in den Beschlüssen von|\ 
Jalta zum Ausdruck kamen, nicht zu den Ergebnissen führ- 
na die sich die amerikanische Politik davon versprochen , 

atte. Y | 


‚Im Verlauf der Verhandlungen über die Friedensverträge‘ 
mit den fünf ehemaligen Verbü deten Deutschlands, über: 
die wir an anderer Stelle ausführlich berichtet haben, ge-| 
wann die amerikanische Offentlichkeit mehr und mehr den 
Eindruck, daß die Sowjet-Union den durch den Kriegsver- 
lauf abgesteckten Einflußbereich als ihre ausschließliche 
Machtsphäre bewahren wolle und daß es daher nur ange- 
zeigt sel, weiteren sowjetischen Forderungen nachdrücklich 
entgegenzutreten. Soweit die Behandlung Deutschlands in | 
Frage kam, zeigte sich diese neue Haltung deutlich in der , 
Rede des damaligen amerikanischen Außenministers Byrnes 
in Stuttgart am 6. September 1946 (vgl. Europa-Archiv 
S. 261 ff.). Je mehr sich diese neue Haltung befestigte und 
in ihren Einzelheiten klärte, desto deutlicher trat in Erschei- 
nung, daß Großbritannien und die Vereinigten Staaten das 
Protokoll der Krimkonferenz als durch die Potsdamer Be- 
schlüsse überholt betrachteten. 


Während Außenminister Molotow am 9. Juli 1946 in Paris 
erklärt hatte, es verstehe sich von selbst, daß die Reparatio- 
nen, die der Sowjet-Union in Jalta und Potsdam zugebilligt 
worden seien, nicht nur Ausrüstung (also Demontagen), SOn- 
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ren aus der laufenden Produktion Deutsch- 
ds umfassen müßten, stellte Byrnes in Stuttgart fest, die 
Vereinigten Staaten würden nicht ihre Zustimmung dazu 
eben, daß Deutschland größere Reparationen leiste, als in 
Potsdamer Beschlüssen vorgesehen sei. Bei Festsetzung 
ulässigen Standes der Industrie seien keinerlei Repara- 
onsleistungen aus der laufenden Produktion vorgesehen 
jorden. Entnahmen aus der laufenden Produktion seien mit 
em nach den Potsdamer Beschlüssen festgelegten Stand der 
eutschen Industrie völlig unvereinbar. Byrnes erklärte wei- 
ter, daß offensichtlich ein höherer Stand der Industrie hätte 
festgesetzt werden müssen, wenn Reparationen aus der lau- 
den Produktion beabsichtigt gewesen wären. 


„Der Stand der Industrie, wie er festgesetzt worden ist, reicht nur 
‚ das deutsche Volk in die Lage zu versetzen, sich selbst zu ver- 
gen und einen Lebensstandard äufrecht zu erhalten, der den 


ommt.““ 


‚Die Entnahme von Reparationen aus der laufenden Pro- 
uktion würde nach dieser Auffassung dazu führen, daß die 
Jereinigten Staaten und Großbritannien durch Lebensmittel- 
ferungen und sonstige Hilfeleistungen in ihren Besatzungs- 
zonen diese Reparationen indirekt bezahlen müßten, was 
raktisch einer Reparationszahlung an die Sowjet-Union 
leichkäme, die durch die deutsche Arbeitskraft potenziert 
würde. Diese Art der Hilfeleistung Großbritanniens und der 
ereinigten Staaten an die Sowjet-Union würde jedoch nach 
außen hin nicht als solche in Erscheinung treten, sondern 
Is deutsche Reparationsleistung, die der Sowjet-Union von 
echts wegen zusteht. Da weder Großbritannien noch die 
ereinigten Staaten ihre grundsätzliche Bereitschaft zur 
irtschaftlichen Hilfeleistung an die Sowjet-Union je ir 
rage gestellt haben, scheint ihre Meinungsverschiedenheit 
it der Sowjet-Union im wesentlichen davon auszugehen, 
daß sie es vorziehen, ihre Hilfe in Form von Anleihen oder 
iner großzügigen Regelung der noch ausstehenden Ver- 
pflichtungen der Sowjet-Union aus dem Leih-Pacht-Abkom- 
‘men zu leisten. Die wirtschaftliche Unterstützung, die sie 
Deutschland zugute kommen lassen, soll dagegen in erster 
Linie dazu dienen, Deutschland zu einem lebensfähigen Be- 
tandteil einer wiedererstehenden europäischen Wirtschaft 
zu machen. 


Für die sowjetische Öffentlichkeit, die mit großen Erwar- 
t ngen auf eine Erleichterung der Lebensbedingungen und 
"eine Erhöhung des Lebensstandards durch den Sieg über 

eutschland in die Nachkriegszeit eingetreten war, stellte 
“sich jedoch der Verlauf der Verhandlungen so dar, als ver- 
suchten die westlichen Alliierten, sich jeder Hilfeleistung 
zu entziehen und damit das Sowjetvolk um den Preis seiner 
Kriegsanstrengungen zu bringen. 


Die enge Verflechtung des Reparationsproblems mit der 
Frage des künftigen deutschen Industrieniveaus und damit 
“mit der Frage der deutschen Wirtschaftseinheit, die sich 
ihrerseits wiederum auf die Gestalt der künftigen deutschen 
"Zentralorgane und dadurch auf die künftige politische Struk- 
‘tur Deutschlands auswirkt, brachte es mit sich, daß sich das 
stocken der Reparationsverhandlungen hemmend und ver- 
irrend auf sämtliche Aspekte der deutschen Frage aus- 
‚wirkte. 

° Da es nicht gelang, die Demontagen in den einzelnen Zo- 
nen zu koordinieren, sondern vielmehr die Reparationsliefe- 
rungen aus den Westzonen an die Sowjet-Union und Polen 
eingestellt, die Demontagen in den Ostzonen ohne Rücksicht 
auf die zur Aufrechterhaltung des vorgesehenen Industrie- 
niveaus notwendigen Werke durchgeführt wurden, war der 
Plan, noch ehe die praktische Durchführung begonnen hatte, 
zum Scheitern verurteilt. Das geht auch daraus hervor, daß 
der stellvertretende amerikanische Militärgouverneur, Gene- 
ral Clay, bereits am 4. Mai 1946 Anweisung gab, die weitere 
Demontage von Reparationswerken in der amerikanischen 
Zone einzustellen (vgl. „Die deutsche Wirtschaft seit Pots- 
dam“, Europa-Archiv, Dokumente, 1. Band, Seite 15). Von 
allen Teilnehmern der Moskauer Konferenz wurde nun 
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 Rebarationen, Industrieniveau und Wirtschaftseinheit 


unter verschiedenen Bedingungen die Überprüfung des ur- 
sprünglichen Industrieplanes gefordert. BE, 
Außenminister Bevin konnte im Verlauf der Moskauer 
Verhandlungen darauf hinweisen, daß Großbritannien schon 
lange die Erhöhung der deutschen Stahlproduktion auf 
11 Millıonen Tonnen gefordert habe. Bevin stellte jedoch 
fest, das Industrieniveau solle nicht von Reparationsforde- 
rungen abhängig gemacht werden. Außenminister Marshall 
gab seinerseits zu, daß eine Reform des Industrieplans not- 
‚wendig sei, betonte aber, die Alliierten dürften nicht wieder 
den Fehler begehen, daß sıe durch Investierungen und ak 
Hilfe in Deutschland eine moderne Industrie aufbauten 
letzten Endes die Voraussetzungen für eine erneute Auf- 
rüstung bilden könne. Auch Marshall betonte, er bringe 
mit seiner Zustimmung zur Überprüfung des Industrieplanes 
noch kein Einverständnis für die sowjetischen Reparations- 
forderungen zum Ausdruck. Me 


Außenminister Bidault machte die Revision des Planes 
von einer Reihe von Bedingungen abhängig. Deutschl 
solle einen bestimmten Teil der Kohlenproduktion teils als 
Reparationsleistung, teils zur Beschränkung des deutschen 
Industriepotentials ausführen. Diese Bedingung solle in de 
deutschen Friedensvertrag ae werden. Auf 

“nen Fall dürfe die Erhöhung des deutschen Industrienivea 
die Gefahr einer Wiederaufrüstung mit sich bringen. An 
Stelle einer Erhöhung der Stahlproduktion schlug Bidau 
die Einfuhr von Stahl aus Frankreich und Luxembur; 
Weiter hielt es der französische Delegierte für notwei 
daß zu den Fabrikzuweisungen im Rahmen des Reparati 
programms auch noch die Lieferung von Werkzeugmasc 
hinzukommen solle, um dadurch den deutschen estan« 
Werkzeugmaschinen auf ein Niveau zu bringen, das 
Friedensbedürfnissen entspreche (vgl. Europa-Archiv S. 6 


Der sowjetische Außenminister betonte, daß die Erf 
der von der Sowjet-Union gestellten Reparationsbeding 
gen kein Hindernis für eine deutsche Friedensindustrie c 
stellen solle. In Abwandlung des ursprünglichen sowjetische 
Standpunktes, der nur eine Stahlproduktion von 3 Millionet 
Tonnen in Aussicht genommen hatte, sprach sich Molotow 
für eine Erhöhung der Produktion auf 10 bis 12 Millione 
Tonnen aus. La 

Trotz der zum Ausdruck gebrachten grundsätzlichen 
einstimmung der Außenminister über die Notwend 
einer Revision des Industrieplanes war es nicht möglich, 
Formel zu finden, die die verschiedenen Beweggründ 
denen sich die Revisionsbereitschaft der Konferenzteilneh 
mer herleitete, auf einen Nenner gebracht hätte, ala 


Dadurch wurde auch der Weg verbaut, der zu einer V 
wirklichung der bereits im Potsdamer Abkommen grun: 
lich von allen Besatzungsmächten gutgeheißenen t- 
schaftseinheit, die auf der zweiten Pariser Außenministe = 
konferenz auch von Frankreich angenommen wurde, efihrt 2 
hätte. Die Verhandlung über einzelne mit der Wirtschafts- 
einheit zusammenhängende Fragen wie die gemeinsame 
Verwertung der deutschen Hilfsquellen, die Schaffung eines 
gemeinsamen Ausfuhr-Einfuhr-Planes, die Aufteilung der 
Besatzungskosten, die Durchführung der Währungsreform 
und die Aufhebung der Zonengrenzen eröffnete nur immer 
wieder neue Ausblicke auf die grundsätzlichen Meinungsver- 
schiedenheiten in der Reparationsfrage. SR 


Die spannungsreiche und lang hingezogene Erörterung der 
Frage der deutschen Wirtschaftseinheit führte jedoch dazu, 
daß die bisher getrennt behandelten Fragenbereiche der 
Wirtschaftseinheit und der politischen Gestaltung Deatsch- 
lands miteinander verwuchsen und daß sich bei allen Außen- 
ministern die Überzeugung festsetzte, daß jede Entscheidung 
über die politische Gestaltung von der Art der Verwirk- 
lichung der Wirtschaftseinheit abhängig sei. Damit wurde 
die scharfe Trennung, die im dritten Teil des Potsdamer. 
Abkommens zwischen den politischen Grundsätzen und den 
wirtschaftlichen Grundsätzen für die Behandlung Deutsch- 
lands vorgenommen worden war, von allen Konferenzteil- 
nehmern überwunden. 


FRAGEN DER FRIEDENSORDNUNG 


Die Fragen der Friedensordnung 


“Während die Staatsoberhäupter der Großen Drei und ihre 
militärischen und politischen Berater die Mafnahmen zur 
endgültigen Niederwerfung Deutschlands und die Grund- 
 sätze für die Behandlung Deutschlands in der Zeit unmittel- 
bar nach seiner bedingungslosen Kapitulation ausarbeiteten, 
wurden in der Weltöffentlichkeit und im Kreise der Regie- 
B- rungen der Vereinten Nationen die Grundlinien einer neuen 
 Friedensordnung erörtert. In dem durch die Erklärung der 
 Atlantik-Charta und die Proklamation der, Vereinten Natio- 
nen abgesteckten Rahmen wurden die Grundzüge einer neuen 
_Weltorganisation auf der Konferenz von Dumbarton Oaks 


" 


Gegenstand ausführlicher Besprechungen unter den Welt- 
_ _ mächten. Auf der Konferenz von San Franzisko wurde die in 
- Dumbarton Oaks entworfene Charta einer Organisation der 
- Vereinten Nationen allen Vereinten Nationen vorgelegt und 
von diesen nach eingehenden Beratungen angenommen (vgl. 
dazu Europa-Archiv S. 18—20 und 837—353). 


‘sen Verhandlungen jedoch ausdrücklich von der Zuständig- 
keit des Sicherheitsrates der Organisation der Vereinten 
S Nationen ausgenommen. Diese Tatsache wurde durch Artikel 
- 107 im XVII. Kapitel der Charta besonders unterstrichen. 
“ Nur in allgemeiner Form wurde durch die Regierungen 
Großbritanniens, der Vereinigten Staaten, der Sowjet-Union 
“ und die provisorische Regierung Frankreichs in einer Erklä- 
rung vom 5. Juli 1945 festgelegt: „Die Regierungen der vier 
Mächte verkünden hiermit, daß es ihre Absicht ist, sich mit 
den Regierungen anderer Vereinter Nationen hinsichtlich 
der obersten Gewalt, die sie über Deutschland übernommen 
haben, zu beraten“ (vgl. Europa-Arciv S$. 215). 
Bl. 


Die völkerrechtliche Stellung Deutschlands nach seiner 
bedingungslosen Kapitulation blieb dabei zunächst in der 
 Schwebe. Auf amerikanischer Seite wurde durch den Völ- 
kerrechtslehrer Kelsen der Versuch unternommen, den neuen 
Zustand dahingehend zu charakterisieren, daß Deutschland 
- nicht als militärisch besetztes Land zu betrachten sei (Occu- 
 patio bellica im Sinne der Haager Konvention), sondern als 
‘ ein Kondominium der Siegermächte (vgl. Europa-Archiv 
MS; 209f.). Die Erörterung dieses Vorschlages, die bisher 
 moch zu keinem greifbaren Ergebnis geführt hat, kennzeich- 
net die Unsicherheit nicht nur der Rechtslage, sondern auch 
der politischen Haltung der Siegermächte angesichts der to- 
talen Niederlage ihres durch einen totalen Krieg niederge- 
‚ worfenen Hauptgegners. Bereits im Herbst 1945 schlug der 
‚republikanische Senator Vandenberg. ein langfristiges Bünd- 
nis der Vereinigten Staaten mit Großbritannien, Frankreich 
und der Sowjet-Union vor, um die Entmilitarisierung Deutsch- 
lands in einen endgültiren Rahmen zu bringen und die 
Sicherheit der Nachbarn Deutschlands zu gewährleisten. Der 
damalige amerikanische Außenminister Byrnes nahm diesen 
Gedanken auf und soll ihn bereits auf der Moskauer Kon- 
ferenz der Außenminister im Dezember 1945 vorgelegt haben 
(vgl. Europa-Archiv S. 259). 


Auf der ersten Pariser Außenministerkonferenz gab Außen- 
minister Byrnes am 29. April 1946 den Entwurf eines Vier- 
mächte-Vertrages bekannt, dessen Wortlaut bereits im Fe- 
bruar den beteiligten Regierungen zugeleitet worden war 
(vgl. Europa-Archiv S. 258 f.). Es war dies ein Zeitpunkt, zu 
dem die Gefahr einer Aufteilung Europas in eine östliche 
und eine westliche Hälfte besonders stark zutage trat. Es ist 
vielleicht nicht unwesentlich, zu erwähnen, daß die Anwei- 
sung General Clays, die Reparationslicferungen aus der 
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je ‚Der Viermächtepakt 


. ” - ® ” x a { 
amerikanischen Zone vorläufig einzustellen, nur wenige Tage | 
später, am 4. Mai 1946, erlassen wurde. | 


Sowohl Außenminister Bevin als auch Außenminister! 
Molotow und Bidault zeigten sich mit dem Leitgedanke 
des amerikanischen Entwurfes einverstanden. Molotov 
äußerte jedoch Bedenken gegen die seiner Ansicht nach mit! 
fünfundzwanzig Jahren zu kurz begrenzte Frist. | 


Auf der zweiten Pariser Außenministerkonferenz vom 15 
Juni bis zum 12. Juli 1946 gab Bevin die Bereitwilligkeit 
Großbritanniens bekannt, sich dem amerikanischen Entwurf 
anzuschließen. Außenminister Molotow hielt jedoch den 
Entwurf in der vorgelegten Form für unannehmlar und for- 
derte seine grundlegende Überprüfung. In seiner Rede vom 
9. Juli 1946 sagte Molotow: 


„Die Sowjetregierung hat mit gebührender Aufmerksamkeit den! 
Entwurf eines Vertrags der vfer Mächte über die Entwaffnung und! 
Entmilitarisierung Deutschlands, der von dem amerikanischen ı 
Außenminister Byrnes unterbreitet wurde, studiert. Die Sowjet- 
regierung' bestätigt aufs neue, daß die Entwaffnung und Entmili- 
tarısierung Deutschlands unbedingt notwendig sind. Die Sowjet- 
regierung ist der Meinung, daß Deutschland nicht für fünfund- 
zwanzig Jahre, wie in dem Entwurf vorgeschlagen, entwaffnet und| 
entmilitarisiert werden muß, sondern wenigstens auf die Dauer von 
vierzig Jahren. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die kurze Zeit, für‘ 
die eine Beschränkung der Bewaffnung Deutschlands nach dem 
ersten Weltkrieg festgelegt wurde, sich als absolut ungenügend er- 
wies, um Deutschlands Wiedererstarken als eine für die Völker 
Europas und die ganze Welt gefährliche Angriffsmacht zu ver- | 
hindern. Nur zwanzig Jahre vergingen seit dem Ende des ersten 
Weltkrieges, und Deutschiand hat einen zweiten Weltkrieg ent- 
fesselt. Es versteht sich von selbst, daß die friedliebenden Nationen 
daran interessiert sind, Deutschland so lange wie möglich ent- 
waffnet zu halten. Der vorgeschlagene Vertragsentwurf wird durch 
das Interesse des Weltfriedens und der Sicherheit motiviert. Die 
Präambel des Vertrags drückt den Wunsch aus, es den Völkern 
Europas und der ganzen Welt zu ermöglichen, sich friedlicher 
Arbeit zu widmen. 


Das Studium des Entwurfs zeigt jedoch die vollständige Unzu- | 
länglichkeit der im Entwurf enthaltenen Maßnahmen, die im In- 
teresse der Sicherheit und zur Verhinderung einer zukünftigen | 
Aggression Deutschlands vorgeschlagen werden. Das besagte Do- | 
kument beschränkt sich auf die Aufzählung gewisser militärischer 
und kriegswirtschaftlicher Maßnahmen; aber selbst diese Maßnah- | 
men sind nicht in einer so umfassenden Form formuliert, wie dies 
in den Beschlüssen der Berliner Konferenz der Leiter der drei 
Mächte erfolgt ist, die außerdem auf andere, nicht minder wichtige 
Voraussetzungen zur Gewährleistung‘ einer Sicherheit und eines | 
dauerhaften Friedens hinwiesen. Aus diesem Grunde ist die Sowjet- | 
regierung zu dem Schluß gelangt, daß der Vertrag, wenn er nur dar- 
auf beschränkt bleibt, was er über Deutschlands Entwaffnung sagt, 
keine ausreichende Garantie für die Sicherheit Europas und (der | 
Welt bieten kann Im Gegenteil, die Unzulänglichkeit der vorge- 
schlagenen Maßnahmen kann die Gefahr von Deutschlands Wieder- 
erstarken als einer aggressiven Macht in sich bergen. Es erhebt sich 
daher die Frage, wie der Vertrag zwischen den vier Mächten aus- 
sehen soll, damit er der Verhinderung einer neuen Aggression 
Deutschlands und auf diese Weise der Sicherheit der Nationen tat- 
sächlich dient. Bei.der Beantwortung dieser Frage muß man sich an 
diejenigen der gemeinsam gefaßten Beschlüsse. der Alliierten erin- 
nern, die von ihnen noch im Verlauf des Krieges gegen Deutschland 
angenommen wurden. Jeder weiß, daß die gemeinsamen Beschlüsse, 
die von den Regierungen der Vereinigten Staaten, der Sowjet-Union 
und Großbritanniens auf der Krim-Konferenz angenommen und 
weiter auf der Berliner Konferenz ausgearbeitet worden sind und 
die sich Frankreich gleichfalls zu eigen machte, als Hauptzweck die 
Sicherung Europas und der Welt gegen die Gefahr eines deutschen 
Angriffs im Auge hatten. Es besteht für uns kein Grund, auf diese 
Beschlüsse zu verzichten. Sie müssen die Grundlage für unsere wei-. 
teren Schritte zur Aufrechterhaltung des Friedens bilden.“ 


/ 


Europa-Archiv / Juli 1947 N 


' seiner Rede 1 
e Plan die Frage 
en Selle 
emokrätischer Grundlage vernachlässige. Man müsse aner- 
ennen, daß in De land ernsthafte aNER u Kräfte 

t einem gewissen Erfolg an dem demokratischen Wieder- 
ufbau arbeiteten. Molotow erwähnte hier die in der sowje- 
schen Besatzungszone durchgeführte Bodenreform und 
£ te, daß sie in den westlichen Zonen nicht einmal begon- 
‚nen habe. Auch ‚die Auflösung der Monopole, Kartelle 

‚rusts und Syndikate bezeichnete er ‘als einen wichtigen 
eitrag für die Gewährleistung der Sicherheit. 


_ Über die Anwesenheit der alliierten und 
Eeppen in Deutschland sagte Molotow, 
te: 4 ® 


Umgestaltun 


sowjetischen 
diese verfolge drei 
BER. 
. die militärische und wirtschaftliche F 
lie ntwaffnung Deutschl 

sicherzustellen und zu Ende zu führen; BER LRS ns 
. die Demokratisierung des Regimes in Deutschland zu sichern; 
3. die Reparationslieferungen sicherzustellen, 


In diesem Zusammenhang erklärte Molotow: 


„Solange diese Aufg i üllt si i 

„Sol se Aufgaben nicht erfüllt sind, betrachten wir es als 
r mbedingt notwendig, daß die Besatzungstru pen in Deutschland 
"bleiben und die Besatzungszonen aufrecht erhalten werden.“ 


Ganz besonders unterstrich Molotow den Zusammenhang 
wischen der Erfüllung der sowjetischen Reparationsforde- 
ingen und dem Beitritt Sowjet-Rußlands zum Viererpakt. 
‚Die Sowjet-Union könne einen Vorschlag, wie ihn der 
‚Byrnes-Plan enthalte, nicht billigen, da er die Beendigung der 
liierten ‚Besetzung des deutschen Gebietes unabhängig von 
ler Verwirklichung des Programms der Reparationslieierun- 
gen ins Auge fasse. Auch ın diesem Zukammenhang kam 
Molotow auf die Beschlüsse von Jalta und Potsdam zurück 
und erklärte, daß die Regierungen der Sowjet-Union und 
der Vereinigten Staaten bereits in Jalta den Betrag von 
10 Milliarden Dollar als Gesamtsumme der von Deutschland 
‚zugunsten der Sowjet-Union zu leistenden Reparationen als 


Fr 


möglichen Ausgangspunkt anerkannt hätten. 


Fi 
Der amerikanische Außenminister Marshall betonte bei 
einem Amtsantritt, er werde an dem von Außenminister 
yrnes eingebrachten Vorschlag eines Viermächtepaktes 
; sthalten. Die Art, wie der amcilkanische Außcnuminister 
A n Vorschlag des Viermächtepaktes auf der Moskauer 
Konferenz erneuerte, unterschied sich jedoch nicht unwesent- 
ch von dem Vorgehen Byrnes’ auf der Pariser Konferenz. 
Während damals der amerikanische Vorschlag als ein durch- 
aus modifizierbarer Entwurf eingebracht worden war, be- 
ante Marshall in Moskau, daß cs ihm in erster Linie um 
die grundsätzliche Stellungnahme der drei anderen Mächte 
zu tun sei. 


* Wurde im vorhergehenden gezeigt, wie durch die gegen- 
sätzlichen weltpolitischen Auffassungen der Sowjet-Union 
und der Vereinigten Staaten gleichsam von oben her grund- 
 sätzliche Meinungsverschiedenheiten in die Behandlung der 
deutschen Frage durch die Außenminister hineingetragen- 
‚wurden, so sollte daneben sicht außer acht gelassen werden, 
‘ daß die deutschen Verhältnisse selbst einen mit gefährlichen 
"Konfliktsstoffen geladenen Untergrund der Verhandlungen 
bildeten. Der Zusammenbruch des Dritten Reiches, der auch 
die Grundlagen des Bismarckreiches mit sich riß, machte in 
den einzelnen Besatzungszonen historische Kräfte frei, denen 
sich die Besatzungsmächte, selbst wenn sie dies wollten, 
nicht völlig entziehen konnten. In der amerikanischen Zone 
bedurfte es nur eines geringen Anstoßes, um die alther- 
kömmlichen Kräfte der süddeutschen Staatenbildung, insbe- 
sondere in Bayern, wieder wachzurufen. In verhältnismäßig 
kurzer Zeit bildeten sich Ansätze eines föderativen ‘Systems, 
die durch die Besatzungsmacht starke Förderung erfuhren. 
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Die politische Gestaltung Deutschlands 
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„. Außenminister Molotow wiederholte daraufhin im wesent- 
lichen seine Ausführungen vom 9. Juli 1946, die er jedoch 

durch Vorlage eines von der Sowjetregierung ausgearbei-. 
teten Vertragsentwurfes ergänzte (vgl. Europa- Archiv 8. 731f.). 

Daraufhin stellte Marshall fest, die sowjetischen Vorschläge 
veränderten die Natur des amerikanischen Vertragsentwur- 
fes vollständig, und lehnte die weitere Erörterung des 
Planes ab. 


‚Außenminister Marshall bewegte sich dabei auf der Linie, 
die durch den amerikanischen Präsidenten Truman kuz 
nach Beginn der Moskauer Konferenz durch die Hilfserklä- 


war. Der von Byrnes wesentlich unverbindlicher gedachte 
Vertragsentwurf wurde nunmehr Bestandteil eines weltpol 
tischen Systems, in dem neben den Hilfeleistungen an Gris 
chenland und die Türkei auch die amerikanische Besatzung 
zone in Korea in ein Programm globaler Wirtschaftshilfe 
einbezogen wurde. Aus amerikanischer Sicht gesehen sollte 
der Viererpakt nur den Zweck haben, den europäischen 
Mächten die Sicherheit zu geben, daß die Vereinigten Staa- 
ten entschlossen seien, aktiv an der politischen und wirt- 
schaftlichen Stabilisierung Europas mitzuwirken. Die Einzel 
heiten der Behandlung Deutschlands sollten im Friedens . 
trag mit Deutschland verankert werden, ohne daß man schon 
jetzt das grundsätzliche Einverständnis der vier Mächte mit 
den Verhandlungen darüber belastete. MER; 


Die Auffassung Molotows, daß die Einzelheiten der Be-, 
stimmungen über die politische und wirtschaftliche Gesta Pi 
tung Deutschlands, Be ee die Regelung der Reparz 
tionsfrage, mit in den Viererpakt aufgenommen werde 
sollten, "entsprach ihrerseits nicht weniger einem geschloss« 
nen weltpolitischen System. In sowjetischer Sicht kon 
eine endgültige Gewähr gegen einen neuen deutscher } 
griffskrieg erst dann gegeben sein, wenn die deutsche Sozial- 
struktur dafür bürgte, daß die der Sowjet-Union feindlichen 
Klassen von der Teilnahme an der politischen und 2. 
schaftlichen Macht ausgeschlossen blieben. Gerade di 
gen Elemente, die nach amerikanischer Auffassung im | 
Spiel der Kräfte allmählich die wirtschaftliche Stabilisierung 
und die demokratische Ordnung herbeiführen sollten, warer 
nach sowjetischer Auffassung von vornherein auf a. 
eines festgelegten Reformplanes einem dem Sowjetsta 
nehmen Sozialsystem einzuordnen. Aus dieser grundsätzli 
Meinungsverschiedenheit über die zu schaffende Fried 
ordnung ergaben sich in den Einzelfragen der politise 
Gestaltung Deutschlands und des Verfahrens für den 
schluß des deutschen Friedensvertrages starke Differenze 
die im Laufe der Moskauer Konferenz nicht überbrückt ı 
den konnten. | 


Pr 
In der britischen Zone, die ehemals preußisches Staatsgeb 
umfaßt, verlief die Entwicklung in wesentlich anderen Bah- 
nen: die neugebildeten Länder ohne historische Vergange 
heit traten an Bedeutung gegenüber den von der Besatzung 
macht geschaffenen Zonenbehörden zurück (vgl. dazu E 
ropa-Archiv $. 569 ff.). In der russischen Zone wiederum, 
stand die Entwicklung der Länder wesentlich unter dem 
Einfluß der früheren Reichshauptstadt Berlin und der dort 
konzentrierten Parteiführungen (vgl. dazu Europa-Archiv 
S, 689 £.), Die französische Besatzungsmacht ihrerseits ließ 
nur mit großer Vorsicht deutsche Länderbehörden entstehen. 
Die Entwicklung zeigte dort eine ausgeprägte Spitze gegen 
Berlin, wie sie etwa in der Äußerung des damaligen fran- 
zösischen Stantssekretärs Schneiter am 8. September 1946 n 
Koblenz zum Ausdruck kommt: e 

„Ihr Unglück wie auch das unsere kamen von dem tyrann'schen 
Zugriff Berlins und von dem Verlust der ererbten Rechte im Schlund 
der deutschen Einheit.“ 


FRAGEN DER FRIEDENSORDNUNG. 


Die Bildung von Ländern ohne entsprechende Koordinie- 
. rungsorgane und von Parteien und Gewerkschaften, die sich 
_ nur auf.zonaler Basis zusammenschließen konnten, lähmte die 
“ deutsche Aussprache über die politische Neugestaltung und 
brachte es mit sich, daß die örtlichen Bestrebungen sich in 
besonderem Maße die Beachtung der jeweiligen Besatzungs- 
macht erwarben. Dies alles führte dazu, daß in den Kern- 
- fragen der politischen Gestaltung — wie in den entschei- 
_ _ denden Punkten der Reparationsfrage — bereits die infor- 
matorischen Voraussetzungen der Verhandlungen unter den 
Alliierten von gegensätzlichen Kräften beeinflußt waren, die 
ein klares Herausstellen der tatsächlichen Probleme er- 
"I schwerten. 
0 Weder auf alliierter noch auf deutscher Seite hatte bis 
zum Zusammentreten der Moskauer Konferenz eine umfas- 
sende Aussprache über die zukünftige politische Gestaltung 
" Deutschlands stattgefunden, die sowohl die historischen Ge- 
 gebenheiten wie auch die gegenwärtigen Möglichkeiten in 
© Rechnung gezogen und gleichzeitig die künftigen Lebensbe- 
= "dingungen Deutschlands und Europas ins Auge gefaßt hätte. 
Auf deütscher Seite fehlte dazu vor allem eine genaue 
- Kenntnis der Entwicklungen, die die gegenwärtige Haltung 
- der einzelnen Großmächte bestimmt hatten. Aus dem Wort- 
R "laut des Potsdamer Abkommens ließ sich schließen, daß der 
>. Plan einer politischen Zerstückelung Deutschlands, wie sie 
in dem Morgenthau-Plan vorgesehen (vgl. Europa-Archis 
> ..8. 258) und auf der Konferenz von Teheran im Dezember 
a 1943 erörtert worden war, nicht mehr die Politik der Allı- 


u 
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lung befürwortete, während die Vereinigten Staaten und 
' Großbritannien Pläne einer bundesstaatlichen Verwaltung 
vortrugen, die von französischer Seite bis zur Form eines 
, losen Staatenbundes abgewandelt wurde. Allen diesen 
B Äußerungen, die aus verschiedenartigen staats- und völker- 
rechtlichen Erfahrungsbereichen abgeleitet wurden, fehlte 
- jedoch die auf die gegenwärtige Lage Deutschlands bezo- 
. gene inhaltliche Prägnanz. Selbst wenn daher auf deutscher 
"Seite die stetige Entwicklung des staatsrechtlichen Denkens 
_ nicht durch eine zwölfjährige Diktatur unterbrochen worden 
wäre, hätte man kaum das entsprechende Verständnis für 
“ die lebenswichtige Bedeutung der zur Erörterung stehenden 
Begriffe voraussetzen dürfen. Tatsächlich fehlten jedoch in 
Deutschland die bescheidensten nachrichtentechnischen und 
_ wissenschaftlichen Hilfsmittel, um überhaupt zum Kern der 


- schen Erfahrungen der letzten zwölf Jahre, die zur Ermitt- 
lung der gegenwärtigen Verhältnisse unentbehrlich sind, 
N ‚brachte es nun aber mit sich, daß die Versuche der Alli- 
„ierten, die geeignete künftige deutsche Staatsform zu finden, 
gleichsam in der Retorte ausgeführt wurden, wobei noch 
‘,, offen blieb, ob die Gewebe, deren Analyse mit solchem 
| Eifer betrieben wurde, mit dem dahinsiechenden Körper, um 
dessen Gesundung man sich bemühte, noch in irgendeinem 
wesensgemäßen Zusammenhang standen. Die fortlaufende 
Konsultation der beteiligten Ärzte führte nur in dem einen 
‘Punkt eine allgemeine Übereinstimmung herbei, daß nän- 
lich, ehe man sich für ein bestimmtes Heilverfahren ent- 
scheiden könne, eine Vorbehandlung gefunden werden 
müsse, rum den Patienten wenigstens vernehmungsfähie zu 
machen. 
Lord Beveridge stellte nach seiner letzten Deutschland- 
reise fest, daß tatsächlich nur ein solcher Vergleich aus der 
‚ Heilkunde ein währheitsgemäßes Bild von der Lage Deutsch- 
. lands vermittle, und schrieb dazu (vgl. Europa-Archiv S. 554): 
7 „Aus dieser Analogie mit der Medizin ergibt sich die folgende 
Moral. Erstens ist es wesentlich, daß die Ärzte alle erforderlichen 
Vorsichtsmaßnahmen treffen, damit sie sich nicht selber an den 
Krankheiten des totalen Staates und der Rassenanmaßuns an- 
stecken, die sie zu heilen versuchen. Zweitens weiß jeder Arzt, daß 
er einen Patienten nur. dann heilen kann, wenn der Patient selbst 
mithilft. Das ist sogar noch wichtiger, wenn der Patient sich sei- 
nen Arzt nicht selber aussuchen konnte. Praktisch gesehen bedeutet 
es, daß die Vorschläge für die künftige Gestaltung Deutschlands, 
die die Alliierten in Moskau beschließen, so beschaffen sein miis- 
sen, daß die führenden Deutschen bereit sind, für ihre Durchfüh- 
rung die Verantwertung zu übernehmen.“ 
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Auf der Moskauer Konferenz unterbreitete dann der br 
tische Außenminister Bevin einen konkreten Plan für dil 
schrittweise Einbeziehung deutscher Stellen in die Friedens 
verhandlungen. Er schlug als erste Maßnahme die Bildu j 
von Zentralverwaltungen für Finanz, Verkehr, a ji 
del, Transport, Industrie, Ernährung, Landwirtschaft unt 
Nachrichtenwesen vor. Drei Monate nach ihrer Einsetzu ' 
solle ein deutscher Beirat gebildet werden, dessen Mitgliedal 
sich aus je drei Vertretern aller Länderregierungen zusa 
mensetzen. Er solle seinerseits mit Vertretern der politische 
Parteien und Gewerkschaften Fühlung halten. Nach Ablauf! 
eines Jahres, das heißt neun Monate nach der Bildung del 
deutschen Beirates, solle eine provisorische deutsche Regie 
rung gebildet werden. Auch der französische Außenministe: 
vertrat die Anschauung, daß Deutschlands politische Zu) 
kunft schrittweise aufgebaut werden müsse. Er gab sein) 
Zustimmung zu dem von Bevin vorgeschlagenen Wege mi 
dem Vorbehalt, daß zunächst die deutschen Grenzen festge 
legt werden müßten. Hinsichtlich der deutschen Verfassungf 
unterschied Bidault grundsätzlich zwischen der provisoriil) 
schen Verfassung und einer endgültigen Verfassung, dit 
nach einer Probezeit der vorläufigen Verfassung ausgearbeii 
tet und dem deutschen Volk zur Ratifizierung vorgelegt wer- 
den solle. Die vorläufige Verfassung solle jedoch so weii 
wie möglich von Deutschen selbst ausgearbeitet werden, da} 
mit sie nach ihrer Bewährung ohne unnötigen Zeitverlus 
bestätigt werden könne. | 


. 

Außenminister Marshall betonte vor allem die Notwen- 
digkeit, die Beziehungen zwischen der provisorischen Regie+ 
rung und dem Kontrollrat und zwischen den Zonenbefehls 
habern und der provisorischen Regierung festzulegen. Im 
Gegensatz zum britischen Vorschlag wünschte Marshall 
an Stelle einer provisorischen Verfassung vom Kontrolira 
ein Statut ausarbeiten zu lassen, um keine Zeit zu verlieren, 
und den Deutschen Gelegenheit zu geben, ihre ganze Auf 
merksamkeit der endgültigen Verfassung zuzuwenden. 
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Außenminister Molotow forderte, daß die provisorische 
Verfassung vom .Kontrollrat mit Hilfe einer beratende 
deutschen Körperschaft entworfen werden solle. Im Gegen 
satz zur Auffassung der drei anderen Mächte schlug Molo 
tow vor, jeden Zonenhefehlshaber zu ermächtigen, in die 
Tätigkeit der Zentralbehörden seiner Zone einzugreifen. 


Am 3. April 1947 erzielten die Außenminister eine grund-) 
sätzliche Einigung über die Notwendigkeit einer Zentralver- 
waltung und eines deutschen Beirates. 


Am 5. April wurde der Vorschlag Bevins über den schritt-H 
weisen Aufbau einer provisorischen Regierung, der:in de 
Bericht des Koordinierungsausschusses aufgenommen worden) 
war, zum Beschluß erhoben. Über die anderen Punkte dess 
Berichtes, die sich auf den politischen Aufbau bezogen, kam 
es zu keiner Einigung. 


‚Am 8. April wurde in großen Zügen eine Einigung über‘ 
die Vollmachten der provisorischen Regierung erzielt. 


Am gleichen Tage kamen die vier Großmächte überein, 
der Alliierte Kontrollrat solle die deutsche Zentralverwal- 
tung kontrollieren. Über Einzelheiten, insbesonde ‘= über die 
Befugnisse der Zonenbefehlshaber, konnte keine Einigung 
erzielt werden. 


Besondere Beachtung verdient das Einverständnis der: 
französischen Regierung mit der Bildung einer proviso- 
rischen Regierung, da Bidault noch am 12. März die Bildung, 
einer provisorischen Regierung. für verfrüht erklärt hatte., 
Bidault betonte“ jedoch, daß das Saargebiet in diese Rege-| 
lung nicht einbezogen und für das Ruhrgebiet und das 
Rheihland ein besonderer Plan ausgearbeitet werden solle. 


Über Zusammensetzung und Aufbau der zentralen deut- 
schen Verwaltungsstellen hatte die amerikanische Militär- 
regierung im Mai 1946 einen Plan ausgearbeitet, der im 
August 1946 veröffentlicht wurde und dessen Hauptpunkte 
wir bereits mitgeteilt haben (vgl. Europa-Archiv S. 273 bis 
289). Die französische Regierung hatte ihre Auffassung die- 
ser Frage am 11. August 1946 dem Kontrollrat in einem 
Memorandum vorgelegt (vgl. Europa-Archiv S. 289), dessen 


| Europa-Archiv jR Ju li y 


rundgedanken in zwei weiteren Memoranden vom 17. Ja- 
ar 1947 modifiziert wurden (vgl. Europa-Archiv $. 622 
s 626). Die französische Regierung wandte sich darin 


durch Deutschen zu besetzenden Staatssekretariaten, 
sie insbesondere durch den amerikanischen Entwurf 
usgearbeitet worden waren. An ihrer Stelle sah der fran- 
zösische Plan Kollegien von Ländervertretern vor, die unter 
orbehalt der Billigung durch den Kontrollrat beschlußfas- 
ende Gewalt haben sollten. Am 11. April kamen die Ver- 
nigten Staaten, Großbritannien und Frankreich auf der 
“Grundlage dieses französischen Vorschlages zu einer Eini- 
gung, wonach jede zentrale Verwaltungsbehörde aus Vertre- 
„tern der Länderregierungen zusammengesetzt werden sollte. 
-Molotow erklärte, die französische Formel stehe im Wider- 
spruch zum Potsdamer Protokoll, in dem die Ernennung 
deutscher Staatssekretäre, nicht aber die von Kollegien vor- 
. gesehen worden sei. Molotow warf Großbritannien und den 


x 


Vereinigten Staaten vor, das Potsdamer Abkommen verletzt 


zu haben, um die Partnerschaft Frankreichs zu gewinnen. 

In der Frage der Kompetenzverteilung zwischen den Zen- 
tralverwaltungen und den Länderregierungen zeichnete sich 
die gleiche Gruppierung der Meinungen wie in der Frage 


Auf der Londoner Konferenz der Stellvertretenden Außen- 
minister im Januar/Februar 1947 (vgl. Europa-Archiv S. 490 
bis 499) war die Aussprache über Verfahrensfragen in den 
„Vordergrund gerückt, wenngleich die besondere Aufmerk- 
samkeit dieser Konferenz der Anhörung der Standpunkte der 
kleineren Alliierten zur deutschen Frage gelten sollte. Die 
den Stellvertretenden Aufßenministern in London gestellte 
Aufgabe, eine Empfehlung für die Aufßenminister in Mos- 
kau hinsichtlich der Verfahrensregelung zu formulieren, 
wurde nicht gelöst. Es konnten nur die gegensätzlichen Auf- 
fassungen in einem Bericht an die Außenminister festgehal- 
“ten werden. In Moskau ist das Problem der Verfahrensfragen 
‘kaum über das Stadium der Londoner Verhandlungen hin- 
aus gediehen. Eine Einigung wurde lediglich über die Ein- 
"berufung der Friedenskonferenz erzielt, nicht jedoch über die 
Zahl der Teilnehmer, über den Zeitpunkt ihres Zusammen- 
tretens und über die Art und Weise des zu verfolgenden 
Verfahrens. 


Da zur Abfassung eines Staatsvertrages mit Österreich 
"eine Formulierung hinsichtlich der mit Deutschland zu tref- 
fenden Friedensregelung notwendig war, kamen die Son- 
derbeauftragten schließlich überein, das Abkommen weder 
„Friedensvertrag mit Deutschland“ noch „Friedensvertrag 
"für Deutschland“, sondern „Deutschen Friedensvertrag“ zu 
nennen. ; 


Die Teilnahme deutscher Vertreter bei den Friedensver- 
handlungen wurde von Großbritannien, der Sowjet-Union 
"und den Vereinigten Staaten befürwortet, Frankreich erhob 
jedoch dagegen Einspruch. Die Vereinigten Staaten gaben 
im Verlauf der Moskauer Konferenz ihren ursprünglichen 
Plan, deutsche Vertreter anzuhören, aber keine Unterschrift 
“durch eine deutsche Regierung oder unmittelbare Ratifika- 
tion durch das deutsche Volk zuzulassen, auf. Außenminister 
Marshall sprach sich dafür aus, lediglich die Konferenz- 
"mächte sollten den Friedensvertrag unterschreiben, während 
das deutsche Volk die Annahme des Vertrages durch Auf- 
‘nahme einer entsprechenden Bestimmung in die Verfassung 
gewährleisten solle. Am 14. April erklärte sich Marshall da- 
nit einverstanden, daß eine deutsche Regierung den Frie- 
densvertrag unterzeichnen solle, stellte jedoch auch hier die 
Bedingung, die Garantie für die Durchführung des Vertrages 
in die deutsche Verfassung einzubauen und durch das dent- 
sche Volk ratifizieren zu lassen. Von britischer Seite wurden 
gegen den Plan, die Einhaltung des Friedensvertrages in der 
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' Die Verfahrensordnung für den deutschen Friedensvertrag 


gen die im Potsdamer Abkommen vorgesehene Schaffung 


Die Verfahrensordnung für den deutschen Friedensvertrag 


der Zusammensetzung der Zentralverwaltungen ab. Wäh- 
rend Molotow vorschlug, den Zentralverwaltungen alle die 
Vollmachten zu belassen, die nicht ausdrücklich den Länder- 
regierungen zuerkannt würden, waren Großbritannien, 
Frankreich und die Vereinigten Staaten dafür, den Länder- 
regierungen alle Zuständigkeiten zuzuerkennen, die nicht 
N als Aufgaben der Zentralregierung bezeichnet 

würden. £ 


‚Obwohl eine grundsätzliche Übereinstimmung über die 
Bildung von zentralen Verwaltungsstellen erzielt worden 
war, die schrittweise zu einer provisorischen Regierung aus- 
gebaut werden soliten, gelang es also nicht, die konkrete 
Verwirklichung dieses Planes wesentlich über die Feststel- 
lung der grundsätzlichen Übereinstimmung hinauszuführen. 
Die theoretische Auseinandersetzung über die Zweckmäßig- 
keit einer zentralistischen oder föderalistischen Regierungs- 
form für Deutschland, der sich die Außenminister immer 
wieder zuwandten, konnte wenig zur Klärung der Mei- 
nungsverschiedenheiten beitragen, die letzten Endes immer 
wieder auf die tiefen Gegensätze in der Frage der Wieder- 
gutmachung der Kriegsschäden und die dämit verflochtenen 
anderen wirtschaftlichen und politischen Aufgaben hinaus- 
liefen. } 
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deutschen Verfassung zu verankern, Redenken erhoben. 
Großbritannien schlug vor, den deutschen Friedensvertrag. 
durch eine deutsche Regierung unterzeichnen zu lassen, so- 
fern eine solche zum Zeitpunkt des Abschlusses der Frie- 


densverhandlungen bestehe. Frankreich wandte sich nicht 


nur gegen die Unterzeichnung durch deutsche Vertreter, 
sondern lehnte jede Diskussion über eine Hinzuziehung 
Deutschlands von vornherein ab. 


Die Sowjet-Union vertrat den Standpunkt, daß der Frie- 
densvertrag erst nach der Bildung einer deutschen Regie- 
rung abgeschlossen ‚werden solle, die zu dem Vertrag gehört 
werden und ihn dann unterzeichnen solle, womit sie die 


Verantwortung für die Durchführung des Vertrages über- 


ehme. Molotow verwies in diesem Zusammenhang darauf, 
daß auch Japan und die ehemaligen Verbündeten Deutsch- 
lands Regierungen besäßen und daß die ehemaligen euro- 
päischen Verbündeten Deutschlands bei der Abfassung der 
sie betreffenden Friedensverträge angehört worden seien und 
die Verträge unterschrieben hätten. Die ganze Frage der 
Verfahrensregelung wurde an die Stellvertreter der Außen- 
minister zur weiteren Bearbeitung zurückverwiesen. 1% 


Die Verhandlungen über die Friedensverträge mit den 
europäischen Verbündeten Deutschlands hatten im Herbst 
1943 im Ständigen Beratungsausschuß für europäische An- 
gelegenheiten in Moskau begonnen und waren am I0. 
Februar 1947 durch die Unterzeichnung der Verträge ab- 
geschlossen worden. 

Der Ständige Beratungsausschuß für europäische Ange- 
legenheiten war auch das erste Organ der Alliierten zur Be- 
arbeitung der deutschen Frage. Die Schwierigkeiten, die bei 
der Behandlung dieser Aufgaben zu erwarten waren, wur- 
den jedoch von vornherein als so außerordentlich betrachtet, 
daß man es für richtig hielt, die deutsche -Frage zunächst 
zurückzustellen und zuerst die Friedensverträge mit den 
europäischen Verbündeten Deutschlands in Angriff, zu 
nehmen. Man entschloß sich damit zu einem Verfahren, das 
von der Peripherie des Problems der künftigen europäischen 
Friedensordnung schrittweise zu dem eigentlichen Kern die- 
ses Problems vordringen sollte. Wenn schon die Behand- 
lung der am Rande liegenden Probleme dreieinhalb Jahre 
in Anspruch nahm, bis eine vertragliche Lösung zustande 
kommen konnte, so läßt sich daraus ermessen, wie. schwie- 
rig die Behandlung des Kernproblems sein wird. 

Wilhelm Cornides und Hermenn Volle 
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DEUTSCHLANDS GRENZEN Yu uh 
R Die künftigen Grenzen Deutschlands. 
“a Die Behandlung der einzelnen Grenzfragen, die auf der Moskauer Konferenz zur Sprache kamen oder auf der Londoner Kon- 


Archivs gebrachtes Material zu den einzelnen Grenzproblemen. 
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14 1946 

5 ainzösische Pläne zur politischen Abtrennung des Bahr 
'gebiets, de Gaulle 1944, Vermeil 1945, Bidault 17. Januar 
1946 (vgl. Europa-Archiv S. 266/67) 


0. September 1945 — Mai 1946 

Frankreichs diplomatische Offensive zum geurpaöhlem (vgl. 
Europa-Archiv 5. 3—5) 

Herbst 1945 — Mai 1946 

Haltung der Vereinigten Staaten zu den französischen Plä- 
ıIen (wel. Europa- Ardiv S. 6) 

nde 1945 

Der Morgenthau-Plan und der Status des Ruhrgebietes 
S (vgl. Europa-Archiv 5. 258) 

Januar 1946 — Mai 1946 

‚Stellung Großbritanniens und der Dominien zur Ride 
el. Europa-Archiv S. 7) 

15. April 1946 


Die Times über das Industriepotential des Ruhrgebietes (vgl. 
 Eüropa-Archiv $. 174) 


Amerikanische Fragen zum Problem der Internationalisie- 

rung des Ruhrgebiets. Außenminister Byrnes auf der ersten 

Parıser Außenmunusterkonterenz (vgl. Europa-Archiv $. 259) 
9 Juli 1946 

Außenminister Molotow über die sowjetische Haltung zum 

Ruhrprobiem aut der zweiten Pariser Auisenministerkonfe- 

.renz (vgl. Europa-Archiv 5. 105) 

10. Juli 1946/ 

Die Sowjet-Union fordert internationale Kontrolle, des 

‚Ruhrgebietes (vgl. Europa-Archiv 5. 184) 

S 6. September 1946 

 Byrnes: Die Ruhr als Teil Deutschlands. Stuttgarter Rede 

- (vgl. Europa-Archiv 5. 264) 

Ende Oktober 1946 

Die französischen Sozialisten zur Sozialisierung des Ruhr- 

‚gebietes (vgl. Europa-Archiv $. 272) 

Ende November 1946 


Der Stellvertreter Couve de Murvilles, Herv& Alphand, be- 
‚gründet auf der New Yorker Außenministerkonferenz die 
‚französische Forderung auf Internationalisierung der Ruhr 
\ (vgl. Europa-Archiv 8. 621) 


81. Dezember 1946 
Der Colmer Bericht über Produktionsfragen im Ruhrgebiet 
(vgl. Europa-Archiv S. 561) 
11. Januar 1947 


Rede Maurice Schumans vor dem Cleveland Council on 
World Affairs über die französische er (vgl. 
Europa-Archiv S. 630) 
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ferenz der Stellvertretenden Außenminister für die Behandlung durch die Außenminister vorgemerkt worden sind, würde den |f 
Rahmen dieser zusammenfassenden Darstellung sprengen. Wir beabsichtigen, im Verlauf der nächsten Monate auf die einzelnen 
Probleme gesondert einzugehen. Im folgenden bringen wir lediglich die Hinweise auf bereits in früheren Folgen des Europa- 


Das Ruhrgebiet 


28. Februar 1947) 


Co. / H.D. 


12. Januar 1947 |: 
Interview mit dem französischen Außenminister über die 
deutschen Probleme besonders des Saar- und Ruhrgebiets in] 
der New York Times veröffentlicht (vgl. Europa-Archiv SM 
621) 
14. Januar — 25. Februar 1947 


Belgien für Internationalisierung des Ruhrgebietes (va 
Europa-Archiv S. 496) 


Bjelo-Rußland für Internationalisierung des Rubrgebseig 
(vgl. Europa-Archiv S. 496) 


Brasilien unterstützt die französischen Ruhrforderungen 
‚vgl. Europa-Archiv S. 497) 


Die Haltung der Niederlande zum Ruhrproblem (vgl. Europäl 
Ardiv 8. 497) 


Die Ukraine schlägt eine Viermächtekontrolle für das Ruhr- 
gebiet vor (vgl. Europa-Archiv S. 498) 

94. Januar 1947 
Lord Beveridge über die Ruhrkohlenproduktion und die 
Verwaltung durch NGCC (vgl. Europa-Arciv 8. aan. 
25. Januar 1947 


John Foster Dulles über die Verwaltung des Ruhrgebiet 
und of Verteilung der Ruhrkohle (vgl. Europa-Arciv $3 
564/65 


30. Januar 1947 
Sowjetische Erklärung über den Verbrauch der Ruhrkohl«t 
(vgl. Europa-Archiv S. 632) 
Anfang Februar 1947 

Die Nowoje Wremia über die Stellung des Ruhrgebier 
(vgl. Europa-Archiv S. 632) 
1. Februar 1947 
Memorandum der französischen Regierung über die künf- 
tige Rechtsregelung für die Wirtschaft des Ruhrgebietes vs 
Europa- Archiv S. 626—627) 
8. Februar 1947 und 28. Februar 1947 
Bidault und Alphand zum französischen Ruhrmemorandum 
(vgl. Europa-Archiv S. 628) | 
5. Februar 1947 
Minister Hynd vor dem britischen Unterhaus über de 
Wiederaufbau im Ruhrgebiet (vgl. ey = 2 
6. Februar 1947 


Grundzüge der britischen Haltung in der Ruhrfrag 
Europa-Archiv S. 558) x De (vgl. 


7. Februar 1947 


Die Neue Zeit definiert die sowjetische Haltu | 
frage (vgl. Europa- Arciv S. 63 5, ei | 


13. Februar 1947 
Amerikanische Ruhrpläne (vgl. Europa-Archiv S. 565) 


(Vergleiche ebenfalls das Zeitregister des Europa-Archivsk 
vom 2. Juli 1946, 9. Januar 1947, 13. Januar 1947 und) 


Europa-Archiv | Juli ı ae 


lai 1945 — Oktober 1946 

waltungsaufbau des Saargebietes (vgl. 
228). 
de 1945 
er Morgenthau-Plan und das Saargebiet 
hiv 8.258) Be 
Ja war — Februar 1946 
Brasilien zu den französischen Saarforderungen (vgl. Europa- 

rchiv S. 497) . 
Juli 1946 
merikanisches und britisches Einverständnis zur wirtschaft- 
lichen Angliederung der Saar an Frankreich (vgl. Europa- 
Archiv S. 107) 
12. Juli 1946 und 28, Juli 1946 
Krankreichs Forderung auf Angliederung des Saargebietes. 
Rede Außenminister Bidaults am 12. Juli 1946, Rede Gene- 
Be am 28. Juli 1946 (vgl. Europa-Archiv S. 266 
is 271 
September 1946 - 
ußenminister Byrnes zu den französischen Saaransprüchen. 
Stuttgarter Rede (vgl. Europa-Arciv $. 163) 
22. Oktober 1946 
Bevin zur Saarfrage. Unterhausrede (vgl. Europa-ArchivS$. 181) 


Europa-Archiv 


(vgl. . Europa- 


Saargebiet / Ostgebiete 


Das Saargebiet 


18. Dezember 1946 


Der französische Oberkommandierende in Deutschland, Ge- 
neral Pierre Koenig, verfügt die Errichtung einer Zollgrenze 
zwischen dem Saargebiet mit den im Juli 1946 eingeglieder- 
ten Gebieten und der übrigen französischen Zone (vgl. 
Europa-Archiv S. 632) 


24. Dezember 1946 
L’Ordre zur Saarfrage (vgl. Europa-Archiv S. 629) 


31, Dezember 1946 . 5 
Der Colmer Bericht zu Produktionsfragen des Saargebiets 


(vgl. Europa-Archiv S. 561) 
il. Januar 1947 


Rede Maurice Schumans vor dem Cleveland Council on 
World Affairs über die französische Deutschlandpolitik (vgl. 


Europa-Archiv S. 630) 
12. Januar 1947 


Interview mit dem französischen Außenminister über die 


deutschen Probleme besonders des Saar- und Ruhrgebietes 


in der New York Times veröffentlicht (vgl. Europa-Archiv 1 4 


S. 621) 


j er; 
(Vergleiche außerdem das Zeitregister des Europa-Arhivss 


vom 2. Juli 1946) 


— Die Ostgebiete 


5 
2. August 1945 

Das Potsdamer Abkommen zur Rückführung Deutscher aus 
den Ostgebieten (vgl. Europa-Archiv S. 220) 

Das Potsdamer Abkommen über die Festlegung der pol- 
nischen Westgrenze (vgl. Europa-Archiv S. 219) 

11. Dezember 1945 

merikanisches Memorandum zur Frage der Ostgebiete 
gl. Europa-Archiv S. 257) 

Ende 1945 

Der Morgenthau-Plan und die Ostgebiete (vgl. Europa- 
Archiv S. 258) 

1945 — 1946 

Flüchtlingsfragen (vgl. Europa-Archiv S. 228) 

Januar — Februar 1946 

Jugoslawien unterstützt die polnischen Gebietsansprüche 
(vgl. Europa-Archiv S. 497) 

Polen verlangt Anerkennung der Oder-Neiße-Linie (vgl. 
Europa-Archiv S. 498) 

Die landwirtschaftliche Bedeutung des Gebietes östlich der 
Oder-Neiße-Linie (vgl. Europa-Archiv S. 578—581) 
Polnischer Bericht über die neuen polnischen Westgebiete 
(vgl. Europa-Archiv S. 593—599) 


Ende 1945 

Morgenthau-Plan über den künftigen deutschen Grenzver- 
lauf (vgl. Europa-Archiv S. 258) 

Januar — Februar 1946 

Die belgischen Gebietsansprüche (vgl. Europa-Archiv 496) 
Dänemark stellt keine Gebietsansprüche (vgl. Europa-Archiv 
3. 497) 

Die niederländischen Grenzforderungen (vgl. Europa-Archiv 
3. 497) 
Luxemburgs territoriale Forderungen (vgl. Europa-Archiv 
3. 498) 


opa-Archiv / Juli 1947 


Leistungsvergleich der früheren Großbetriebe und bäuer- 


„lichen Betriebe im Osten Deutschlands (vgl. Europa-Archiv 34 


S. 648—651) 


Agrarstatistisches Vergleichsmaterial (vgl. Europa-Archiv ;® 


S. 510-518) 


Juli 1946 

Die Sowjet-Union betrachtet die Oder-Neiße-Grenze als 
endgültig (vgl. Europa-Archiv S. 185) 
28. Juli 1946 , 


General de "-lle zur Grenzziehung im Osten (vgl. Europa- 


Archiv S. 271) ; 

6. September 1946 

Außenminister Byrnes bezeichnet die Oder-Neiße-Linie als 
nicht endgültig. Stuttgarter Rede (vgl. Europa-Archiv S. 263) 


993, Oktober 1946 


Außenminister Bevin über die Ausweisungen aus den Ost- 


gebieten (vgl. Europa-Archiv S. 180) 


99. Oktober 1946 
Marschall Stalin über die polnischen Grenzansprüche: (vgl. 
Europa-Archiv S. 186) 


(Vergleiche dazu das Zeitregister des Europa-Archivs vom 
30. Juni 1946, 18. Juli 1946, 16. September 1946, 18. Sep-, 
tember 1946, 22. September 1946 und 28. April 1947) 


UV 
an 


IV Andere Grenzberichtigungen 


Die Tschechoslowakei fordert Grenzberichtigungen (vgl. 


Europa-Archiv S. 499) 


99. Oktober 1926 

Außenminister Bevin zu den Gebietsansprüchen Belgiens, 
Luxemburgs, der Niederlande und Dänemarks (vgl. Europa- 
Archiv S. 189) 

(Vergleiche dazu auch das Zeitregister des Europa-Archivs 
vom 12. September 1948. 21. Oktober 1946, 8. November 
1945 und 27. November 1946) 
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"Bei der Zusammenstellung und der Bearbeitung des vorliegenden Beitrages über die Moskauer Außenministerkonferenz Fe Bj 

Großmächte, beı dem wie schon bei der Bearbeitung des Beitrages über die Konferenz der Stellvertretenden Außenminister in ar 

| die Behandlung der österreichischen Frage zurückgestellt wurde, um ii 
Nachrichtenagenturen Groß-) N 


Art des Dokuments 


Arbeits- und Organisationsüber- 
sicht 


Vorschlag für die Tagesordnung 
SkamılL. 3. 47 

. Molotow über die Abrüstung und 
0 Entmilitarisierung Deutschlands 
ee  am.1l: 3. 47 E 
75f. Marshall über die Entnazifizierung 
‚am 13:3, 47 
76 ff. Molotow über 
und Demokratisierung am 13. 3.47 
f. Bevin über Entnazifizierung am 
ax.13, 3.47 
- Bidault über das deutsche Bevöl- 
0 kerungsproblem am 15. 3. 47 
N 681 f. Bevin über Wirtschaftsgrundsätze 
Me am.k7: 3,47 

Molotow über Wirtschaftseinheit 
und Zentralverwaltung am 17.83.47 
‚Geheimabkommen von Jalta über 
‚Reparationen 
"Marshall-Memorandum über Wirt- 
. .  schaftseinheit am 17. 3. 47 
87 Marshall über Reparationen am 
AT. 3.47 | 

Bevin über Reparationen am 17 
© 3.47 

 Bidault über wirtschaftliche Pro- 
 . bleme am 18. 3. 47 

1 f. Molötow über Wirtschäftseinheit, 
'-  Reparationen und Zentralverwal- 
tung am 19. 3. 47 
. Bevin über die zukünftige Staats- 
"form Deutschlands am 21. 3. 47 
‚Repaärationen an Großbritännien 
Reparationen an die Vereinigten 
Staaten 

Molotow über die Gestaltung 
Deutschlands am 22. 3. 47 

Bevin über Reparationen und In- 
dustrieniveau am 22, 3. 47 
Zusammenfassung der französi- 
schen Vorschläge am 24. 3. 47 
Geheimabkommen von Teheran, 
Jalta und Potsdam 
. Britische Richtlinien für die Be- 
handlung Deutschlands am 31.3 47 
Marshall über Wirtschaftseinheit 
und Repärationen am 31. 3. 47 
Antwort Bidaults auf die Erklä- 
rung Marshalls am 31. 3. 47 
Französisches Memorandum 
Staatsaufbau am 2. 4. 47 
Interview Molotows am 4. 4. 47 


Entnazifizierung 


zum 


715 Beschluß der Außenminister über 
die Einsetzung einer provisorischen 
deutschen Regierung am 5. 4. 47 

715 Bidault über zentrale Verwal- 
tungsorgane am 5. 4. 47 

718 Marshall über die deutsche Ost- 
grenze am 9. 4.47 

720 Molotow über die deutsche Öst- 
grenze am 9. 4. 47 
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im Januar/f ar 1947 (vel. Europa-Archiv S. 490499) 
ib ehe Folge a ren Thema zu behandeln, wurde das Material der hauptsächlichsten ce le 
britanniens, der Vereinigten Staaten, der Sowjet-Union, Frankreichs und der vier Besatzungszonen Deutschlands a “ 7 f 
wendet. Ferner wurden die bedeutendsten Tageszeitungen und Wochenschriften aus allen Zonen Deutschlands sowie aus dem Ausland 
ir herangezogen Sendungen des in- und ausländisehn Rundfunks dienten ebenfalls als Informationsgrundlage. 


Für die im eihzelnen in unserem Beitrag zitierten Reden, Erklärungen und Memoranden wurden folgende Quellen benutzt: 


Quelle 


Eigener Entwurf auf 
Grund der aus der Bear- 
beitung des Materials ge- 
sammelten Erfahrungen 
TASS v. 11. 3. 47 


Neues Deutschland v. 
12. 3. 47 


New Work Times v. 
14. 3. 47 | 
TASS v. 13.3.4, 


DPD-Reuter v. 13. 3. 47 


DPD-Reuter v. 15. 3. 47 
und AEP v. 20. 3. 47 
Daily Teleerabh und 
Times v. 18. 3. 47 
TASS v. 18. 3. 47 


TASS v. 18. 8. 47 a 
Tagesspiegel v. 21. 3. 47 
World Report v. 15. 4. 47 
DPD-Reuter v. 18. 3. 47 
AEP Nr. 1368 v. 20. 3. 47 


Neue Welt, Berlin, 
Heft 7, April 47 


DPD-Reuter v. 21. u. 22. 
3.47 und Times v.99.3. 47 
DPD-Reuter v. 92. 3. 47 
State Debartment Publi- 
cations v. 26. 3. 47 
TASS v: 22 3. 47 


DPD-Reuter v. 22. 3. 47 
ADN v. 24. 3.47 


State Department Publi- 
cations v. 25. 3. 47 


DPD v. 81. 38.47 


New York Times v. 
1.4. 47 | 
AEP Nr. 1443 v. 3. 4. 47 


DPD-=Reuter v. 2. 4. und 
ADN v. 2. und 3. A. 47 
Neue Welt, Berlin, 

Heft 7, April 1947 
DPD-Reuter v. 5. 4. 47 


DPD v.5.7.47 und Daily 
Telegraph v. 7, 4, 47 
New York Times v. 10. 
4. 47 


Neues Deutschland 
v. 11. 4. 47 


Seite 
721 
Tara: 
723 
124 
125. 
729 


730 
730 


Tslr 


TO2EH 
760 


762 ff. 


166 


y 


Art des Dokuments 
Marshall-Antwort anMolotow am 
9. 4. 47 

Bidault über deutsche Grenzfragen 
am 10. 4. 47 

Marshall über das Saargebiet am 
10. 4. 47 

Marshall über das Ruhrgebiet am 
10. 4. 47 
Molotow über Saar, Ruhr, Rhein 
11. 4. 47 

Beschlüsse der Außenminister über 
Bodenreform und Entmilitarisie- 
rung am 12. 4. 47 
Marshall-Erklärung zum deutschen 
Friedensvertrag am 14. 4. 47 
Marshall zum Viermächtevertrag 
am 14. 4. 47 

Sowjetischer Vertragsentwurf zum 
Viermächtevertrag am 14. 4. 47 
Marshall zum sowjetischen Vier- 
mächteprojekt am 15. 4.47 
Vorschläge Molotows zum Vier- 
mächtepakt am 15. 4..47 
Marshall über das Kohlenproblem 
am 15 4.47 

Beschluß zur Rücführung der 
deutschen Kriegsgefangenen am 
23. 4. 47 

Empfehlungen der Außenminister 
an den Kontrollrat am 23. 4. 47 
Dreimächte-Kohlenabkommen am 
3.20 

Statut für Triest 

Marshall-Brief an Molötow am 
16. 3. 47 

Marshall-Brief vom 2. 4. 47 
Marshall-Brief vom 8. 4. 47 (ver- 
öffentlicht am 12, 4.) 
Molotow-Brief vom 19. 4. 47 
Marshall-Brief vom 2. 5. 47 
Molotow-Brief vom 10. 5. 47 
Sowietische. Stellungnahme zur 
Konferenz 

Amerikanische Stellungnahme zur 
Konferenz 

Französische Stellungnahme zur 
Konferenz 

Britische Stellungnahme zur Kon- 
ferenz (Bevin am 15, 5,47) ° 
Die Methoden der Auswahl von 
Industriewerken für Reparations- 
zwecke (graphische Darstellung): 
Angaben über Demontageh 
Erklärung Byrnes’ auf der zweiten 
Pariser Außenministerkonferenz 


über Reparationen am 12. 7. 46 


Europ: 


la | 


BET 


4 
if 


— 


N 


nr 


ir 


Quelle 


f 
New York Times 
v. 10. 4. 47 
DPD v. 10. 4. 47 


| 
u 
| 
| 


[4 

World Rebort Texts 
v. 29, 4.47 ° 

World Rebort Texts 
v. 29. 4. 47 Mn 
Neues Deutschland 
v. 13. 4.47 
DPDW A237 


) 
" 
1 
| 
| 
iR 
| 


World Rebort: Texts 
v. 29, 4. 47 | 
New York Times 
v. 14. 4. 47 

TASS v. 16. 4. 47 


World Rebort Texts 
v. 29. 4. 47 
TASS und Reuter 
v 15,4, 47 
World Rebort Texts 
v. 29. 4. 47 
DPD-Reuter 
v. 23./24. 4, 47 


New York Herald Tri- 
bune v. 29. 4. 47 

New York Herald Tri. 
bune v. 23. 4. 47 
State Debartment 
Publications, 
Peace Treatv Italy 
v. Februar 47 
New York Herald Tri- 
bune v. 18, 3. 47 ' 
New York Times 
v3. 4. 47 

World Rehort Texis 
v. 29. 4 47 i 
World Rebort Texts 
v. 12. 5. 47 | 
APv2 54 
New York Times 


| 


Iswestija v. 24. 4. 47° | 
P.M.v.9.4.4 


Le Monde v. 23./24. 6. 4 
Hansard v. 15. 5, 47 


A Year of Potsdam; 
deutsch: Verlag Europa+ 
Archiv, Dokumente, 1. Bd.) 
Der bisher ausführlichstei 
Bericht erschiennach un-I 
serer Kenntnis im Man-+ 
chester Guardian am 21. 
2.47 2 
New York Times 
v. 13. 7. 46 IR: 


Archiv 


ry, 


& N 1. JUNI 1947: 
wjetrussisch-amerikanische Besprechungen in der 
auptstadt Söul über die Zukunft Koreas. 
, 2. JUNI 1947: 
der Viermächtekommission für den Staatsvertrag mit Üster- 
erhebt der britische Sonderbeauftragte Sir George Rendel 
egen die sowjetrussische Vertretung den Vorwurf, die Verhand- 
ingen hinauszuzögern. 
r französische Außenminister Bidault erhebt beim ägyptischen 
schafter in Paris, Sarroat Bey, energischen Protest wegen der 
ttäterschaft“ der ägyptischen Regierung am Entkommen des 
jemaligen Führers der Rifkabylen, Abd el Krim, der nach 21jäh- 
Beer a bei seinem Transport nach Südfrankreich in Kairo 
ete. 
Konferenz über die politische Zukunft Indiens zwischen dem bri- 
tischen Vizekönig Lord Mountbatten und sieben indischen Führern 
ountbatten erklärt, Großbritannien sei fest entschlossen, die 
acht in Indien noch im Jahre 1947 vollständig auf die Inder zu 
ibertragen. 
fizekönig Mountbatten schlägt für die indischen Staaten Hindu- 
an und Pakistan den Dominionstatus vor. E 


Be > 3. JUNI 1947: 
Gleichzeitige Bekanntgabe des neuen Indienplanes durch Premier- 
Bieter Attlee und Lord Mountbatten in London und Dehli. 

er Vizepräsident der vorläufigen indischen Regierung, Pandit 
hru, nimmt die Vorschläge der britischen Regierung an. 
Nu j 4. JUNI 1947: 
Die amerikanisenen Besatzungsbehörden geben der österreichischen 
Regierung gewisse ehemalige deutsche Vermögenswerte in ihrer 
Besatzungszone Österreichs zurück. 


= 5. JUNI 1947: 

Außenminister Marshall fordert vor der Harvard-Universität eine 
einheitliche Wirtschaftspolitik der europäischen Staaten als Vor- 
bedingung einer Unterstützung durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika. : 

Präsident Truman bezeichnet die Entwicklung in Ungarn, die sich 
aus dem Regierungswechsel in Budapest ergeben hat, als Gewalt- 
anwendung. 

Die Viermächtebesprechungen über die Zukunft der ehemaligen 
italienischen Kolonien werden verschoben, da der sowjetrussische 
Botschafter in Großbritannien, Zarubin, der die Sowjet-Union bei 
den Besprechungen vertreten soll, noch keine Anweisung von 
Moskau erhalten hat. 

& 6. JUNI 1947: 


Der amerikanische Senat beschließt, die Friedensverträge mit Ita- 
lien, Rumänien Bulgarien und Ungarn zu ratifizieren. 
Konferenz der Ministerpräsidenten aller Zonen Deutschlands in 
München. Bereits bei der ersten Zusammenkunft verlassen die 
Vertreter der Ostzone die Konferenz, da ihrem Verlangen, das 
Programm der Tagung durch neue Punkte zu erweitern, nicht 
stattgegeben wird. Zu Ende der Besprechungen, am 8. Juni, wer- 
den von den Ministerpräsidenten neun Entschließungen einstimmig 
mon, die dem Alliierten Kontrollrat vorgelegt werden 
sollen. 

Erlaß des französischen Oberbefehlshabers in Deutschland über 
eine gebietsmäßige Neuordnung des Saargebietes und des Landes 
Rheinland-Pfalz. 

RN: 7. JUNI 1947: 


Der neue ungarische Ministerpräsident, Dinnyes, erklärt, daß die 
Außenpolitik. Ungarns unverändert bleibe. 

N 8. JUNI 1947: 

Die Reichsmark wird im Saargebiet durch die Saarmark abgelöst. 


; : 9. JUNI 1947: 

Außenminister Molotow lehnt die britische Forderung, das Be- 
weismaterial über die angebliche Verwicklung Ferenc Nagys und 
vieler seiner Kollegen in die „anti-republikanische Verschwörung“ 
prüfen zu dürfen, ab und bezeichnet sie als eine Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Ungarns. ; 
Der Internationale Sozialistenkongreß in Genf lehnt die Zulas- 
sung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Internatio- 
nalen Sozialistenkonferenz in Zürich ab. 

In Prag Eröffnung. der ersten Tagung des Generalrats des Welt- 
gewerkschaftsbundes seit seiner Gründung. Zum Ende der Ta- 
gung stimmt der Hauptausschuß einer Entschließung zu, die sich 
für die Angliederung der deutschen Gewerkschaften an den Welt- 
gewerkschaftsbund einsetzt. 
Im Zuge der Neuordnung der amerikanischen Politik gegenüber 
den lateinamerikanischen Staaten ernennt Präsident Truman den 
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"sion in Ungarn, General Swiridow, wird eine scharfe ameri 
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früheren Botschafter in Argentinien und Spanıen, Norman Ar- 
mour, zum Staatssekretär für lateinamerikanische Angelegenheiten 
an Stelle des am 4. Juni zurückgetretenen Spruille Braden. 

Die amerikanisch-sowjetrussische Korea-Kommission einigt sich 
grundsätzlich über die mit den Koreanern aufzunehmenden Ver- 
handlungen zur Bildung einer Übergangsregierung in Korea. 
Der Rat der Moslemliga und der Rat der Kongreßpartei entschei- 
den sich für die Annahme des britischen Indienplanes. Ede 


10. JUNI 1947: 


Sinkiang ein. Die chinesische Nationalregierung protestiert 
Moskau „gegen die Invasion chinesischen Staatsgebietes“. ü 
Der österreichische Bundeskanzler Figl dementiert alle Rücktri 
gerüchte, die dadurch entstanden waren, daß er mit dem kom 
nistischen Nationalrat Fischer private Verhandlungen über ein 
kommunistische Beteiligung an der Regierung geführt hatte. 
Die spanischen Cortes nehmen das neue Nachfolgegesetz Gen: 
Francos an. Ne 
Kommuniqu& McArthurs über die Wiederaufnahme des Auß 
handels durch Japan am 15. August 1947. Er 

11. JUNI 1947: 
Bei dem Besuch Präsident Trumans in Kanada sprechen sich 
wohl Truman als auch der kanadische Ministerpräsident Mackeı 
King für gegenseitige Zusammenarbeit aus. - 
Dem sowjetrussischen Vorsitzenden der Alliierten Kontrollkommis- 


nische Note anläßlich der ungarischen Vorfälle überreicht, in 
die Vereinigten Staaten eine Dreimächte-Untersuchungskommissio 
verlangen. ER 
Lord Vansittart verlangt im britischen Oberhaus eine vollkommer 
Schwenkung der britischen Außenpolitik, falls die Sowjet-Union 
ihre bisherige Politik beibehalte. ae 
Außenminister Bevin spricht im britischen Unterhaus über 
Lage in Deutschland, Ungarn und Bulgarien. 
Im Atomausschuß der Vereinten Nationen legt der sowjetrussis 
Delegierte Gromyko einen neuen Atomplan vor, der ein int ; 
nationales Abkommen über das Verbot der Atomwaffen vorsieht, 
dem die Schaffung einer internationalen Atomkontrollkommissio: 
folgen soll. 

Die belgische Kommission, die die Haltung König Leopolds IH 
vor und während des zweiten Weltkrieges untersucht, befindet de 
König als nicht schuldig. ER 


12. JUNI 1947: KO 

Außenminister Marshall bietet erneut die amerikanische Wirt- 
schaftshilfe für Europa unter der Bedingung an, daß sich die 
europäischen Staaten über ein Wiederaufbauprogramm selbst eini- 
gen, wobei er hervorhebt, daß sein Europaplan auch die Sowjet- 
Union einschließe. % 
»..18. JUNI 1947: Et; 

Präsident Truman und Außenminister Marshall beauftragen 
Staatssekretär William. L. Clayton, die Möglichkeiten eines ein- 
heitlichen Selbsthilfeprogramms der europäischen Staaten zu un- 
tersuchen. SEN 
In London tritt zum erstenmal die Internationale Konferenz 
über die Menschenrechte zusammen. i BE 
Bevin spricht sich ver Vertretern der ausländischen Presse in 
London für die Errichtung eines Weltparlaments aus. % 
Die sowjetische Nachrichtenagentur TASS dementiert eine Mel- 
dung, wonach Flugzeuge mit sowjetrussischen Kennzeichen bei 
den Kämpfen in Sinkiang eingesetzt worden seien. ; 


14. JUNI 1947: 
Bei der Unterzeichnung der Ratifikationsurkunde der Friedens-- 
verträge für die ehemaligen deutschen Verbündeten deutet Präsi- 
dent Truman die Möglichkeit einer späteren Änderung gewisser 
Bedingungen des Friedensvertrages mit Italien an. Er beschuldist 
die Regierungen Ungarns, Rumäniens und Bulgariens, die Bevöl- 
kerung ihrer Länder zu unterdrücken. 
Die nächsten Wahlen zum italienischen Parlament werden von 
der Nationalversammlung auf das kommende Frühjahr verschoben; 
die Nationalversammlung soll erst am 31. Dezember 1947 aufge- 
löst werden. 
Mahatma Gandhi spricht sich in einer Rede an den Allindischen 
Kongreßausschuß mit Nachdruck für die Annahme des britischen 


Regierungsplanes aus. 
15. JUNI 1947: 


General Swiridow weist den amerikanischen Protest zur politischen 
Krise in Ungarn zurück und lehnt die Einsetzung einer Unter- 
suchungskommission der drei Mächte ab. r 
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Ä en Außenpolitische Debatte 


Das Internationale Komitee zum Studium europäischer Fragen 


enthüllt die Namen von Nationalsozialisten, die verantwortliche _ 


Posten innerhalb de- Verwaltungsorgane in Deutschland, vor allem 
innerhalb der Norddeutschen Kohlenkontrolle (NGCC), innehaben. 


Nach viertägigen Kämpfen mit chinesischen Regierungstruppen 
ziehen sich die mongolischen Streitkräfte aus der Provinz Sinkiang 
zurück, 
16. JUNI 1947: 
Präsident Truman legt gegen das vom amerikanischen Kongreß 
verabschiedete neue Steuergesetz, das die Lasten der amerika- 
nischen Steuerzahler um ungefähr vier Milliarden Dollar verrin- 
gert, sein Veto ein. 
200000 amerikanische Seeleute, die eine 40-Stunden-Woche ver- 
langen, treten in den Streik. 
Der UN-Untersuchungsausschuß für Palästina nimmt in Jerusalem 
seine Arbeit auf. 
Das griechische Kabinett billigt den Plan zur Durchführung der 
_ amerikanischen Hilfeleistung. 
\ 17. JUNI 1947: 
Beginn der Besprechungen zwischen Außenminister Bevin und den 
französischen Staatsmännern Bidault und Ramadier über den 
Marshall-Plan für Europa. 
Die britische Regierung tritt erneut an die übrigen Großmächte 
heran, um eine schnellere Ratifizierung der Friedensverträge mit 
den ehemaligen Verbündeten Deutschlands herbeizuführen. 
Im Gegensatz zu anderen indischen Politikern billigt Ali Jinnah 
‘für die Moslemliga den indischen Fürstenstaaten volle Handlungs- 
freiheit zu. 


B) 18. JUNI 1947: 
Großbritannien und Frankreich einigen sich über die Aufstellung 
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einer europäischen Wirtschaftskommission, welche ‘die Bedürfnisse 
Europas im Rahmen der Vorschläge Außenminister Marshalls fest- 
legen soll. 
Die französische und die britische Regierung richten eine offizielle 
Einladung an die Sowjetregierung, an einer Überprüfung des 
Marshall-Planes für Europa. teilzunehmen. 
Eröffnung der Budapester Prozesse, in denen 43 ehemalige Mit- 
glieder der ungarischen Partei der kleinen Landwirte wegen Hoch- 
verrats abgeurteilt werden. 
19. JUNI 1947: 
im "britischen Unterhaus 
‚Außenminister Bevins und Anthony Edens. 
Das Wollschutzzollgesetz der Vereinigten Staaten wird yom ame- 
rikanischen Senat endgültig gebilligt. 
Ende des Seeleutestreiks an der amerikanischen Ostküste. 
Unter Hinweis auf den Münchener Beschluß der Westzonen-Re- 
präsentanten. ihre Entschließungen durch eine Abordnung bei dem 
Kontrollrat zu begründen, bitten die Ministerpräsidenten der deut- 
schen Östzone den Alliierten Kontrollrat, auch zwei Vertreter der 
" Östzone zu empfangen. 


mit. Reden 


20. JUNI 1947: 
Präsident Trimman legt gegen die vom Kongreß verabschiedete 
Anti-Gewerkschaftsgesetzgebung in den Vereinigten Staaten sein 
Veto ein. Bei einer erneuten Abstimmung im Kongreß wird das 
‚Veto des Präsidenten verworfen, und das Gesetz erlangt damit 
Rechtskraft. x 
Die amerikanische Regierung bewilligt der persischen Regierung 
eine 25-Millionen-Dollar-Anleihe zum Ankauf von Rüstungsgegen- 
ständen. 
i 21. JUNT 1947: 
Veröffentlichung des ungarischen Weißbuches, das unter anderem 
Ferenc Nagv beschuldigt, für die angebliche Verschwörung gegen 
die ungarische Republik amerikanische und britische Hilfe erbeten 
zu haben. 
Der bisherige persische Ministerpräsident, es Sultaneh, bildet eine 
neue Regierung; von den früheren Ministern bleiben vier im Ka- 
binett. ' 
Unterzeichnung des griechisch-amerikanischen Abkommens über 
die amerikanische Hilfeleistung. 

22. JUNI 1947: 
Bundeskanzler Figl gibt bekannt, daß die Vereinigten Staaten von 
nun.ab ihre Besatzungskosten in Österreich selbst tragen. 

23. JUNI 1947: 
Die Einladung Großbritanniens und Frankreichs zu einer Außen- 
ministerkonferenz über den Marshall-Plan wird von der Sowjet- 
Union angenommen. 
Zur Vorbereitung der Hilfsaktion für Europa bildet Präsident 
Truman drei Ausschüsse, die das Ausmaß der amerikanischen 
Lieferungsmöglichkeiten feststellen sollen. 
Kaiser Hirohito eröffnet den neuen japanischen. Reichstag. 

24. JUNI 1947: i 
Die österreichische Regierung ersucht die britische, die sowjet- 
russische und die französische Besatzungsmacht, ihre Besatzungs- 
kosten selbst zu bezahlen. \ 
Der dänische Ministerpräsident Kristensen fordert ‘eine Befraeune 
des dänischen Volkes in der Südschleswig-Frage. I 
Die polnische Regierung teilt den Vereinigten Staaten amtlich mit, 
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daß sie bereit sei, mit anderen europäischen Ländern an 11 
Ausarbeitung eines Wirtschaftsplanes mitzuarbeiten, wie ihn Mai 
shall vorgeschlagen habe. Auge 7 | 
Nachdem bekannt geworden ist, daß der amerikanische Kongrt i 
das Veto Präsident Trumans zum neuen Arbeitsgesetz abgeleh 4 
hat, setzt in den amerikanischen Bergwerken eine neue Streikb»f? 


wegung ein. 

25. JUNI 1947: 
Bevin erklärt, daß.die britische Regierung aus der Weigerung di] 
Sowjet-Union, Großbritannien über Ungarn zu unterrichten, „ih 
eigenen Schlußfolgerungen“ ziehe. 
Besprechungen zwischen dem Staatssekretär im amerikanische 
Wirtschaftsministerium, Clayton, und Mitgliedern des britische 
Kabinetts über die Durchführung des Marshali-Planes und d 
Gesamtproblem der britisch-amerikanischen Wirtschaftsbeziehungerf} 


Der Rat der Republik und die französische Nationalversammlu 
nehmen das Notprogramm an. Als Folge der Regierungs-Sparmalif 
nahmen brechen in ganz Frankreich Streiks aus. | | 
Der polnische Ministerpräsident Gyrankiewiez erklärt vor der ) 
polnischen Parlament, daß bereits fünf Millionen Polen in dep 
ehemals deutschen Gebieten angesiedelt worden seien. |! 
Der ungarische #Ministerpräsident Dinnyes verkündet ein neue 
Wahlgesetz, das den Volksdeutschen und ehemaligen Faschistef 
das Wahlrecht entzieht. 

In einem Kommunique& der chinesischen Zentralregierung wird ei 
radikale Änderung der Politik der chinesischen Zentralregieru 
gegenüber der Sowjet-Union angekündigt. Es wird darauf hinge® 
wiesen, daß China seine Rechte in Dairen und Port Arthur unte# 
Umständen gewaltsam geltend machen will. 2 
Ein Abkommen über die Verwendung des österreichischen Antei} 
an der vor kurzem vom amerikanischen Kongreß gebilligten 350P 
Millionen-Dollar-Anleihe für Europa wird von amerikanische #| 
und österreichischen Vertretern in Wien unterzeichnet. Das Ah 
kommen stellt Österreich fast hundert Millionen Dollar zur Ve 
fügung. j 3 1) 
Konstituierende Sitzung des Wirtschaftsrates der britisch-amerü 
kanischen Zone in Frankfurt am Main. | 


‘26. JUNI 1947: 
Präsident Truman lest sein Veto gegen das Wolleinfuhrgesetz det 
Kongresses ein, das die Erhebung besonderer Schutzzölle bei einet 
Gefährdung der einheimischen Wollproduktion durch die Einfuhh 
vorsieht. 
Trotz Aufforderung von Fachsewerkschaften des Amerikanischen 
Gewerkschaftsbundes lehnt William Green, der Präsident det 
Amerikanischen Gewerkschaftsbundes (AFL), in Washington dii 
Ausrufung eines Generalstreiks als Protest gegen die neue ameriil 
kanische Arbeitsgesetzgebung ab. ) 
Präsident Truman erklärt sich mit dem Marshall-Plan „völlig einı 
verstanden“. | 
Nach seinem Rücktritt am 25. Juni wird Enrico de Nicola von de 
italtenischen Nationalversammlung erneut zum Staatspräsidente 
gewählt. 3 
Eine britische Note an die rumänische Regierung protestiert gege 
Rn in Rumänien in Oppositionskreisen vorgenommenen Verhaf 
ungen. 
Unterzeichnung eines Freundschaftsvertrages durch die Regierun, 
gen Frankreichs und der Philippinen. 
Anläßlich des zweiten Jahrestages der Gründung der UN beken 
rien sich die führenden Staatsmänner der Welt zum Gedanken dis 


Vereinten Nationen. 
Erster offizieller Besuch Lord Pakenhams in ÜOsterreich, 
27. JUNI 1947: 
Beginn der Pariser Konferenz der Außenminister 
der Sowjet-Union und. Frankreichs. 
Das ungarische Parlament ratifiziert einstimmig den Friedensver 
trag mit den Alliierten. | 
Der neugegründete deutsche Wirtschaftsrat in der sowjetrussische 
Zone Deutschlands tritt zum erstenmal zusammen. | 
28. JUNI 1947: 
An Stelle des am 20. Juni zurückgetretenen Sutan Sjahrir über- 
nimmt der Präsident der Indonesischen Republik, I. R. Soekarno,, 
das Amt des Ministerpräsidenten. Soekarno nimmt die wichtigsten 
Punkte des holländischen Vorschlags vom 27. Mai 1947 zur Bil- 
dung einer vorläufigen Bundesregierung für die Gesamtheit des» 
früheren Niederländisch-Ostindien an. I 
Beginn des zweiten Parteitages der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands in Nürnberg. * | 
29. JUNI 1947: | | 
Aufdeckung einer Verschwörung gegen die republikanische Regie- 
rung in Frankreich. \ 
30. JUNI 1947: 


Nach Beendigung der UNRRA-Tätigkeit in Europa übernimmt 
die Internationale Flüchtlinesorganisation (IRO) der UN die Für- 
sorge für beinahe 700 000 Verschleppte in Europa. i 
Der neuernannte stellvertretende Außenminister der Vereinigten 


Staaten, Robert Lovett, übernimmt i Irgä 
5 l 5 von seinem Vorgän 
Acheson, sein Amt. A em Denk 
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